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Vorsatz und Bewusstsein der Rechtswidrigkeit 

und der Pflichtwidrigkeit. 



Von 

Carl Stoass. 



Herr Obergerichtsschreiber Rüegg in Bern, der an den Vor- 
arbeiten für ein schweizerisches Strafgesetzbuch als Sekretär 
der Expertenkommission einen verdienstvollen Anteil hat, er- 
örtert in der Zeitschrift des bemischen Juristenvereins den 
Begrüf der kriminalistischen Schuld *). Er schlägt folgende Er- 
gänzung zu den Bestinmiungen über Vorsatz und Fahrlässig- 
keit vor: 

Der gute Glaube des Thäters, weder gegen das Rechtsgesetß noch 
gegen das Sittengesete su Verstössen, schliesst den Vorsate aus. 

Dagegen ist die That dem Thäter zur Fahrlässigkeit emurechnen, 
wenn dieser Glaube selbst auf Fahrlässigkeit beruht. 

Rüegg findet, es widerspreche dem Rechtsgefühl und dem 
Rechtsbewusstsein des Volkes, wenn jemand wegen eines vor- 
sätzlichen Verbrechens bestraft werde, während er die Hand- 
lung nicht für gesetzwidrig und nicht für unsittlich hielt. 

Wenn der gute Glaube des Thäters den Vorsatz ausschliessen 
würde, so dürfte niemand wegen einer That bestraft werden, 
sobald er behauptet, er habe nicht gewusst, dass sie gesetz- 
widrig sei, und nicht gewusst, dass sie unsittlich sei, voraus- 
gesetzt, dass der Richter nicht aus den Umständen die that- 
sächliche Überzeugung gewinnt, dass dem Thäter der gute 
Glaube gefehlt hat. Da der gute Glaube etwas rein Inner- 
liches, Subjektives ist, so ist es sehr schwer, zu entscheiden, ob 
er vorhanden war oder nicht. Wenn es aber dem Richter 



*) «Zum Begriff der kriminalistischen Schuld», Bd. 35, 3. Heft, 1899. 
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zweifelhaft ist, ob der Thäter in gutem Glauben gehandelt hat, 
muss er den guten Glauben des Thaters gelten lassen; denn 
im Zweifel ist zu gunsten des Angeklagten zu entscheiden. Ist 
es zweifelhaft; ob jemand unzurechnungsfähig sei, so darf er 
nicht als zurechnungsfähig erachtet werden. 

Wohin RUeggs Vorschlag führen würde, liegt auf der Hand. 
Wer wegen eines Verbrechens, dessen Strafbarkeit nicht noto- 
risch ist, verfolgt wird, beruft sich darauf, er habe nicht ge- 
wusst, dass die Handlung gesetzwidrig und unsittlich sei, so 
z. B. bei Ausbeutungsverbrechen, bei einzelnen Sittlichkeits- 
delikten, bei Anstiftung oder Beihülfe zum Selbstmord. 

Es ist ja möglich, dass der Thäter die Gesetzwidrigkeit 
seiner That nicht kannte, und dass er sich nicht bewusst war, 
einen Verstoss gegen das Sittengesetz zu begehen. Er kümmert 
sich vielleicht um Gesetz und Recht wenig, und seine Moral ist 
lax. Soll derjenige, der das Rechtsgesetz und das Sittengesetz 
aus moralischer Schwäche oder Gleichgültigkeit^) ignoriert, 
anders behandelt werden, als die andern, die ein stärkeres 
Rechtsbewusstsein und ein feineres Gefühl für das Sittliche 
besitzen ? 

Rüegg erkennt dies auch an. Er bemerkt: j^Dabei ist aber 
zu heachterij dass die Frage, was sittlich erlaubt oder verboten sei, 
sich nicht nach dem subjektiven Befinden des Thäters, sondern 
nach den im allgemeinen hierüber im. Volke herrschenden Anschau- 
ungen entscheidet, welche einem Richter, der das Leben aufmerk- 
sam beobachtet, meist woM bekannt sein werden.^ Ich lasse es 
dahingestellt, ob ein Richter wirklich im stände sei, festzustellen, 
dies oder das ist nach den im allgemeinen im Volke herrschenden 
Anschauungen sittlich erlaubt oder verboten. Denn nach der 
Gesetzesbestimmung, die Rüegg vorschlägt, kann es bei Beur- 
teilung des guten Glaubens einer Person unmöglich auf die An- 
schauungen anderer, also auch nicht auf die im Volke herr- 
schende Anschauung ankommen. Im guten Glauben befindet 
sich jemand, der etwas aufrichtig glaubt, es für wahr hält, 
gleichviel, ob jeder andere diesen Glauben nicht teilt. Der 
gute Glaube ist rein subjektiv. Der gute Glaube des Thäters, 
weder gegen das Rechtsgesetz noch gegen das Sittengesetz zu 
Verstössen, hängt daher allein und ausschliesslich davon ab^ 



*) Vgl. von Wich, Über Vortiatz und Absicht. 1866. S. 11 ff. 
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ob der Thäter annimmt, seine That Verstösse weder gegen das 
Rechtsgesetz noch gegen das Sittengesetz. Der gute Glaube 
ist in dem in Frage stehenden Fall nichts anderes, als ein Irr- 
tum über Normen des Rechts und der Sittlichkeit. Eine der 
wichtigsten juristischen Thatsachen, lehrt Dernburg *), ist z. B. 
der gute Glaube eines Nichtberechtigten. Seine Basis aber ist 
Irrtum, 

Ob jemand sich irrt, ist ganz ohne Zusammenhang damit, 
ob die meisten andern besser unterrichtet sind. Die Bemerkung 
Rüeggs ist mir daher, ich gestehe es, nicht verständlich. Wahr- 
scheinlich nimmt Rüegg an, die Annahme desThäters, seine Hand- 
lung Verstösse nicht gegen das Sittengesetz, schliesse nur dann 
den Vorsatz aus, wenn diese Annahme mit einer im Volke 
herrschenden Auffassung übereinstimme. Das wäre allerdings 
eine gewaltige Einschränkung des Satzes, den Rüegg vorschlägt. 
Aber sein Satz deutet mit keiner Silbe diese Einschränkung an ; 
er ist absolut gefasst und lässt keine Ausnahme zu. Wenn 
Rüegg daher seinen Satz nur mit dieser Einschränkung gelten 
lassen will, so muss er den Satz ausdrücklich einschränken und 
ihn etwa so fassen: 

Der gute Glaube des Thäters, weder gegen das Rechtsgesete noch 
gegen das Sittengesets su Verstössen, schliesst den Vorsatß aus, wenn 
die That auch nach der herrschenden Volksanschauung gegen das 
Sittengesets nicht verstösst. 

Damit würde die herrschende Volksanschauung, wie sie 
sich der Richter vorstellt, über das Gesetz gestellt und zu einer 
dritten Rechtsquelle erhoben. Es genügt, dies festzustellen, um 
das Bedenkliche des Vorschlags zu erkennen. 

Dann wäre nicht recht begreiflich, warum eine solche, dem 
Vorsatz entrückte Handlung überhaupt als Verbrechen bestraft 
wird, und femer wäre nicht begreiflich, warum der Thäter 
wegen Fahrlässigkeit bestraft werden soll, und warum der Vor- 
satz nur unter der Voraussetzung ausgeschlossen wird, dass 
dem Thäter auch die Gesetztoidrigkeit der Handlung unbekannt 
war. Denn dann müsste doch die Thatsache entscheiden, dass 
die Handlung nach dem Volksbewusstsein nicht unsittlich, also 
auch nicht strafwürdig ist. 



*) Pandekten I, S. 197, 
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Bei näherer Durchsicht der Rtteggschen Erörterung erklärt 
sich seine Auffassung und, wenn ich es gleich sagen darf, sein 
Irrtum. Rüegg hat nämlich, wie sich aus seinen Beispielen 
und aus manchen Bemerkungen ergiebt, eine eng begrenzte 
Gruppe von Delikten im Sinn, auf die er seinen Satz anwenden 
will. Anstatt nun seinen Vorschlag dieser Gruppe von Fällen 
anzupassen, stellt er ganz allgemein negative Merkmale des 
Vorsatzes auf. 

Rüegg führt folgende Beispiele an: 

1. Ein Polizeiangestellter feuert, weil er infolge irriger 
Auslegung eines Dienstreglements hierzu verpflichtet zu sein 
glaubt, ohne weiteres auf einen entweichenden Arrestanten. 

2. Ein Lehrer züchtigt einen Schüler körperlich, im Glauben, 
es stehe ihm ein Züchtigungsrecht zu, während er kein Züch- 
tigungsrecht hat. 

Es handelt sich in beiden Fällen um Verletzungen, an 
deren deliktischem Charakter im allgemeinen kein zurechnungs- 
fähiger Mensch zweifelt. Jedermann ist sich bewusst, dass 
Töten und Körperverletzen gesetzwidrig und unsittlich ist. 

In beiden Fällen nimmt der Thäter die Verletzung mit 
Wissen und Willen, also vorsätzlich vor, aber in beiden Fällen 
nimmt der Thäter irrtümlich an, er verletze in Ausübung einer 
Amtspflicht, während gegenteils die Amtspflicht die Verletzung 
verbietet. Der Thäter irrt also über den Inhalt seiner Amts- 
pflicht oder im allgemeinen über die Voraussetzungen einer 
öffentlich-rechtlichen Pflicht. Der Irrtum über die Gesetzwidrig- 
keit der Handlung fällt mit diesem Irrtum zusammen. Der 
Thäter weiss zwar, dass Töten gesetzwidrig ist, aber weil er 
annimmt, es stehe ihm ein Tötungsrecht oder sogar eine Pflicht, 
einen Menschen zu erschiessen, zu, so glaubt er, die vorsätz- 
liche Tötung, die er ausführt, sei von der Strafpflicht ausge- 
nommen. Auf das Sittengesetz bezieht sich sein Irrtum nur 
sehr mittelbar. 

Wenn die Amtspflicht dem Thäter die Tötung des fliehen- 
den Arrestanten gebieten würde, so wäre die Tötung gewiss 
auch nicht unsittlich, aber was in Frage kommt, ist einzig der 
Irrtum über die Amtspflicht und die Rechtspflicht. ^) Demgemäss 



^) Dass Rüegg auf das Bewusstsein des Thäters, weder gegen das 
Rechtfigesetz noch gegen das Sittengesetz zu Verstössen, abstellt und nicht 
auf die irrtümliche Annahme einer Amts- oder Rechtspflicht, erkläre ich 
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wttrde dem Gedankengang Rüeggs wahrscheinlich folgende 
Bestimmung entsprechen: 

Wer eine als Verbrecken bedrohte Handlung in dem Glauben be- 
geht, er sei ßu der Handlung rechtlich verpflichtet, hat das Verbrechen 
nicht vorsätzlich begangen. 

Er ist wegen fahrlässiger Begehung des Verbrechens eu bestrafen, 
wenn sein Glauben, er sei zu der Handlung rechtlich verpflichtet^ auf 
Fahrlässigkeit beruht. 

Selbstverständlich ist einmal, dass der Thäter nicht wegen 
vorsätzlicher Begehung des Verbrechens bestraft wird, wenn er 
sich in einem thatsächlichen Irrtum befand, der die Handlung 
als pflichtmässig erscheinen liess. Denn dieser thatsächliche 
Irrtum schliesst den Vorsatz aus. 

Fraglich ist nur, ob die Tötung, Körperverletzung, Haus- 
rechtsverletzung auch dann vorsätzliche Tötung, Körperver- 
letzung, vorsätzlicher Hausfriedensbruch sei, wenn der Thäter 
die Thatsachen richtig erkennt, aber irrtümlich eine Rechts- 
pflicht, jemand zu töten oder zu verletzen, annimmt, die nicht 
vorhanden ist. 

Prüfen wir den Gedanken Rüeggs oder vielmehr den (be- 
danken, den ich ihm nach seinen Ausführungen zuschreibe, an 



mir 80 : Er dachte, der Beamte, der seine Amtspflicht verletzt, handle nicht 
bewusst pflichtwidrig. Dabei übersah er, dass es sich um die Verletzung 
einer Amts- und Kechtspflicht und nicht um eine Pflichtwidrigkeit im Sinne 
des Sittengesetzes handelt. Da nun einzelne Schriftsteller behaupten, das 
Bewusstsein der (moralischen) Pflichtwidrigkeit der Handlung gehöre zum 
Vorsatz, so fand Rüegg, wenn er den Vorsatz bei mangelndem Bewusst- 
sein der (moralischen) Pflichtwidrigkeit ausschliesse, so werde der Beamte 
nicht wegen vorsätzlichen Verbrechens bestraft, der eine als Verbrechen 
bedrohte That in dem Irrtum verübt, er sei zu der That rechtlich ver- 
pflichtet. Rüegg überzeugte sich jedoch, dass es zu weit gehen würde, 
den Vorsatz einfach auszuschliessen, sobald der Thäter sich nicht bewiisst 
ist, gegen das Sittengesetz zu Verstössen, und um die gewünschte Be- 
schränkung der Ausnahme zu gewinnen, entschloss er sich, den Vorsatz 
nur dann auszuschliessen, wenn der Thäter sowohl über die Rechtswidrig- 
keit als über die (moralische) Pflichtwidrigkeit seiner Handlung irrt. Dies 
war nicht ganz konsequent, da Rüegg das Bewusstsein der Rechtswidrig- 
keit an sich unbeachtlich erklärt. Der Irrtum Rüeggs beruht daher auf 
einer Verwechslung von zwei verschiedenen Pflichtwidrigkeiten, nämlich 
der Pflichtwidrigkeit des Beamten, der eine öffentlich-rechtliche Pflicht 
verletzt, und der Pflichtwidrigkeit, die jemand begeht, der unsittlich handelt. 
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Rechtsfallen, die nicht blosse Schulbeispiele sind. Ein Gemeinde- 
präsident dringt nachts in eine Wohnung ein, um ein Konku- 
binat festzustellen, obwohl ihm jedes gesetzliche Recht dazu 
fehlt. Er glaubt aber, zu der Massnahme amtlich verpflichtet 
zu sein. Studenten hänseln einen Landjäger; dieser feuert auf 
sie und tötet einen Studenten. Der Landjäger glaubte, er übe 
seine Amtspflicht oder doch Notwehr aus. Ein Polizeidiener 
verhaftet einen Bürger auf Ersuchen eines Gläubigers. Der 
Polizeidiener meint, er erfülle seine Amtspflicht. Das sind 
schwere Amtspflichtverletzungen, deren sich der Thäter nicht 
bewusst ist,*) aber er ist sich der Verletzung bewusst, die er 
verursacht. Man wird vielleicht einwenden, der Thäter musste 
sich in diesen Fällen bewusst sein, dass seine Amtspflicht nicht 
so weit gehe. Aber wenn es darauf ankommt, ob der Thäter 
im guten Glauben handelte, er übe eine Amtspflicht aus, so 
steht ausser Frage, ob er verpflichtet war, die Pflicht zu kennen. 
Dann entscheidet eben der gute Glaube. Rüegg nimmt an, die 
irrtümliche Annahme des Thäters, in Erfüllung einer Amtspflicht 
zu verletzen, sei vielleicht den Umständen nach begreiflich oder 
sogar verzeihlich. Der Polizeiangestellte, der auf den fliehenden 
Arrestanten feuerte, habe das Reglement irrig ausgelegt. Wenn 
das Reglement eine verschiedene Auslegung zulässt, so wird es 
zweifelhaft sein, ob die Handlung des Thäters nicht objektiv 
rechtmässig sei, und dann ist gewiss zu gunsten des Angeklagten 
zu entscheiden. Schwierig ist der Fall, wenn etwa ein Polizei- 
rekrut, bevor er instruiert ist, im Glauben, er übe eine Dienst- 
pflicht aus, ein Verbrechen, z. B. eine vorsätzliche Tötung, 
begeht*). Im allgemeinen wird man sagen können, jeder Beamte 
muss seine Pflichten kennen, und er darf namentlich keine an 



*) In den meisten solchen Fällen ißt es übrigens nicht ein irregelei- 
tetes Pflichtgefühl des Beamten, das die Pflichtverietzung, die ein Ver- 
brechen ist, veranlasst, sondern ein persönliches Motiv, z. B. Empfindlichkeit, 
Streberei, Grossmannssucht und dergl. Der Beamte, der nur seine Pflicht 
thun will, wird selten in Versuchung kommen, in irrtümlicher Überschätzung 
der Amtspflicht ein Verbrechen zu begehen. Er wird im Zweifel nicht 
schiessen, nicht verhaften, nicht in ein Haus eindringen. 

') In den letzten Tagen kam ein solcher Fall in Wien vor. Ein Ungar, 
der in einem erzherzoglichen Palais Wache stand, erschoss einen im Hause 
bediensteten angetrunkenen Gärtner, den er für einen Eindringling hielt. 
Der Ungar verstand nicht deutsch. Auch auf einen Eindringling durfte 
er, wenn dieser ihn nicht angriff, nicht schiessen. 
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sich verbrecherischen Handlungen kraft Amtes ausüben, bevor 
er über die Voraussetzungen und die Grenzen seiner Pflicht 
genau unterrichtet ist. Doch lassen sowohl die Oesetzgebungen 
als die Dienstinstruktionen in dieser Hinsicht manches zu 
wünschen übrig. So fehlen z. B. genaue und ausreichende Be- 
stimmungen über den Waffengebrauch von Militärpersonen und 
wohl auch von Polizeiorganen. Dagegen enthalten die Straf- 
prozessordnungen genaue Bestimmungen über Verhaftung, 
Festnahme, Haussuchung; aber die Polizeiangestellten kennen 
diese Bestimmungen nicht hinlänglich. Die Landjägerinstruk- 
tionen sind, wie ich weiss, nicht überall im Einklang mit dem 
Strafprozessrecht. 

Es kann in solchen Fällen hart sein, den Thäter wegen 
vorsätzlichen Verbrechens zu bestrafen. In einzelnen Fällen 
würde die Strafe der Fahrlässigkeit ausreichen, wobei jedoch 
nicht zu übersehen ist, dass die fahrlässige Verübung eines 
Verbrechens nicht regelmässig strafbar ist. Daher würde der 
Polizeiangestellte, der jemand wider Recht verhaftet, im Glauben, 
er sei zu der Verhaftung verpflichtet, freizusprechen sein. 
Allein es handelt sich doch vorerst darum, ob der gute Glaube 
des Thäters der Natur der Sache in solchen Fällen den Vor- 
satz ausschliessen soll. Das erachte ich für unstatthaft. ^Der 
Begriff des Vorsatzes ist an sich in ethischer und rechtlicher Be- 
ziehung farblos. Das vorsätzliche Handeln schliesst ein böses 
oder rechtswidriges Wollen so wenig in sich, wie ein löbliches..." 

^Es kommt darauf an, ob diejenigen Thatmerkmale, deren 
Verwirklichung gewollt war, den gesetzlichen Thatbestand 
einer Deliktsart erfüllen oder nicht." (Merkel, Lehrbuch, S. 80 
und 81.) Demnach kann an der Vorsätzlichkeit der Verletzung, 
die der Beamte in unbewusster Missachtung seiner Amtspflicht 
ausführt, nicht gezweifelt werden. Es liegt kein Grund vor, 
den Vorsatz für diesen Fall anders zu gestalten, als für die 
übrigen Fälle. Dagegen kann der Irrtum der Amtsperson über 
die Grenzen ihrer Amtspflicht gleichwohl berücksichtigt werden. 
Dies geschieht nach dem schweizerischen Entwurf. „Wer eine 
-als Verbrechen bedrohte That in dem Glauben begeht, er sei 
dazu befugt, kann milder bestraft werden." (Art. 15, zweiter 
Satz.) Diese Bestimmung ist auch auf die Amtsperson an- 
wendbar, die sich vermöge ihres Amtes irrtümlich zu der That 
berechtigt erachtete. 
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FOTner erklärt der Entwurf den ThÄter straflos, der eine 
als Verbrechen bedrohte That in dem Glauben begeht, er sei 
verpflichtet, dem Befehl Folge zu leisten^ Der Grund der Straf- 
losigkeit liegt hier darin, dass der ThÄter einen amtlichen 
Diensthefehl befolgte, und sich verpflichtet erachtete, diesem Be- 
fehl Folge zu leisten, also nicht darin^ dass er die That, ab- 
gesehen von dem Dienstbefehl, als rechtmässig und pflicht- 
mässig erachtete. Ich habe diese Bestimmung, die die Kommis- 
sion beschloss, als zu weitgehend bekämpft. Doch ist dies ein 
besonderer Fall, dessen Behandlung nicht zu den Konsequenzen 
führt, die Rüegg behauptet. Es handelt sich hier um eine Be- 
rücksichtigung des dienstlichen Gehorsams, also des Gehorsams 
in amtlichen Verhältnissen. Gerade der Fall, den Rüegg anftihrt, 
ist charakteristisch. Bei einem Auflauf beflehlt der Komman- 
dant des Polizeicorps einem Polizeisoldaten, zu feuern. Aus 
dem Entwurf folgt nicht, dass der Polizeisoldat diesem Befehl 
blind Gehorsam zu leisten hat ; aber wenn er Gehorsam leistet, 
weil er sich für verpflichtet erachtet, zu gehorchen, und nicht 
näher prüft, ob der Befehl sachlich gerechtfertigt war, so liegt 
doch der Fall anders, als wenn der Soldat aus eigener Initia- 
tive, im irrigen Glauben, er sei verpflichtet zu schiessen, Feuer 
gegeben hätte. Der Soldat weiss, dass sein Chef verantwortlich 
ist, er weiss, dass er ihm zu gehorchen hat, wenn ihm nicht 
offenbar Ungesetzliches zugemutet wird. Rücksichten auf die 
Disciplin entschuldigen also den dienstlich Untergebenen. Der 
Chef aber ist für seinen Befehl und dessen Folgen strafrecht- 
lich verantwortlich. 

Demnach ist der Vorschlag Rüeggs sowohl in seiner au- 
thentischen Fassung als seinem Gedanken nach unannehmbar. 
Die gerechte Vergeltung, die auch ich anstrebe, wird dadurch 
nicht gefördert, sondern gefährdet. 

Gerade die Bestimmung des Vorsatzes als ein Wissen und 
Wollen der That, die mit Strafe bedroht ist, bezweckt, den Vor- 
satz in Übereinstimmung mit dem Volksbewusstsein und im 
Gegensatz zu der von v. Liszt vertretenen Vorstellungstheone auf 
das zu beschränken, was der Thäter mit Wissen und Wollen 
ausführte. Der sog. dolus eventualis, der angenonunen wird, 
wenn der Thäter einen Erfolg herbeiführte, den er nicht wollte, 
dessen Eintritt er aber als möglich voraussah, wird nicht als 
Vorsatz anerkannt. Das scheint Rüegg zu verkennen und den 
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dolus eventualis auch im Sinne des schweizerischen Entwurfes 
als Vorsatz anzusehen, obwohl das Gegenteil aus dem Gesetzes- 
text und aus den Verhandlungen der Expertenkommission 
deutlich hervorgeht. Diese Entscheidung, die der Entwurf ge- 
troffen hat, ist praktisch unendlich wichtiger als die Frage, 
welcher Einfluss dem Irrtum über die Grenzen der Amtspflicht 
zukomme. 

Doch ist die Erörterung Rüeggs besonders deshalb dankens- 
wert, weil er sich nicht auf eine Kritik des Entwurfs be- 
schränkte, sondern mit einem Gesetzesvorschlag hervortrat. 
Das ist der Weg, der zu Ergebnissen führt, seien diese positiv 
oder, wie meines Erachtens hier, negativ. Auch die Negation 
ist ein Gewinn. 
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Die Fürsorge für Strafentlassene in England 

Von 
Landgerichtsrat Dr. Aschrott in Berlin. 



In dem Vorentwurfe zu einem schweizerischen Strafgesetz- 
buche sind den Schutzaufsichtsvereinen wichtige Funktionen 
zugedacht: nach Art. 25 des Entwurfes von 1896 sollen sie die 
Fürsorge und Überwachung der vorläufig entlassenen Straf- 
gefangenen für die Dauer der vorläufigen Entlassung über- 
nehmen (vergleiche auch Art. 10, § 4, bezüglich der vorläufig 
entlassenen jugendlichen Verbrecher). Gegenüber den Be- 
denken, welche in der Expertenkommission gegen diese Heran- 
ziehung der regelmässig privaten Vereine zu staatlichen Auf- 
gaben laut wurden, hob der Redaktor des Entwurfes, Professor 
Stooss, hervor, dass es der Entwicklung der Vereine nur dien- 
lich sein könnte, wenn sie durch die Betrauung mit öffentlichen 
Aufgaben einen „gewissen offiziösen Charakter" erhalten 
würden, und sprach gleichzeitig die Erwartung aus, dass sich 
die Vereine mit der Zeit zu einer „offiziellen Institution" ent- 
wickeln würden. 

Diese von Stooss vorausgesehene Entwicklung der Schutz- 
aufsichtsvereine — in Deutschland sagen wir: „Fürsorge- 
vereine" — hat sich nun in der That inzwischen in England voll- 
zogen: die Vereine zur Fürsorge für Strafentlassene sind in 
England jetzt eng an die Gefangnisverwaltung angegliedert 
worden. 

Da es bei dieser Sachlage für die Schweizer nicht ohne 
Interesse sein dürfte, die Entwicklung des Fürsorgewesens in 
England kennen zu lernen, komme ich gerne der Aufforderung 
der Redaktion dieser Zeitschrift nach, hier einiges über die 
englische Fürsorge für Strafentlassene aus einem Vortrage mit- 
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zuteilen, den ich kürzlich im Berliner Verein zur Besserung 
der Strafgefangenen über diesen Gegenstand gehalten habe*). 

Es lassen sich drei Perioden in der historischen Entwick- 
lung des englischen Fürsorgewesens unterscheiden. In der 
ersten Periode sind es einzelne hervorragende Persönlichkeiten, 
welche sich der Fürsorge für Strafentlassene annehmen, und 
für welche — das ist das Charakteristische — diese Thätig- 
keit nicht Selbstzweck, sondern lediglich ein einzelnes Gebiet 
im Rahmen umfassenderer Bestrebungen war, die auf Ver- 
besserung des Gefängniswesens überhaupt oder auf Besserung 
der Lage einzelner Klassen der Bevölkerung oder speciell der 
Gefangenen gerichtet waren. Als Repräsentanten dieser ersten 
Periode, die sich bis zum Ende der 50er Jahre dieses Jahr- 
hunderts erstreckt, nenne ich John Howard, der im Jahre 1777 
sein berühmt gewordenes Buch über den Zustand der Gefäng- 
nisse veröffentlichte, das zu vielfachen Reformen Anlass gab. 
Ich nenne ferner Mrs. Elizabeth Fry, der man in England den 
ehrenvollen Beinamen „Engel der Gefängnisse'^ gegeben hat 
und welche sich vor allem der weiblichen Gefangenen und der 
Kinder von Gefangenen annahm. Ich nenne endlich den edeln 
Lord Shaftesburt/j welchem in erster Linie die Fürsorge für die 
verwahrloste und verbrecherische Jugend am Herzen lag und 
der es verstand, für seine wahrhaft humanitären Bestrebungen 
nicht nur das allgemeine Interesse zu wecken, sondern auch 
reiche Geldmittel zusammenzubringen. Von einer eigentlichen 
Vereinsthätigkeit der Fürsorge für Strafentlassene kann in 
dieser Periode nicht gesprochen werden; es entstanden zwar 
einige Vereine, aber dieselben bildeten im wesentlichen nur 
den Resonanzboden für die Reformbestrebungen der an ihrer 
Spitze stehenden grossen Persönlichkeiten. 

So segensreich diese Personen nun auch wirkten, so trat 
doch die vorhandene Lücke in der Vereinsbildung recht em- 
pfindlich hervor, als im Jahre 1857 die Transportationsstrafe 
abgeschafft wurde und damit die bisherige, für das Mutterland 
bequeme Art und Weise, sich der schweren Verbrecher zu 
entledigen, aufhörte. An die Stelle der Transportationsstrafe 



^) Das über den Vortrag aufgenommene Stenogramm ißt in den 
^,Blättern für Gefängniskunde^S dem Organ des Vereins der deutschen Straf- 
anstaltsbeamten, Band 33, S. 7 ff., zum Abdruck gelangt. 
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trat die regelmässig im Mutterlande zu verbüssende Zucht- 
hausstrafe, die Penal Servitude, und bei deren Regelung in dem 
Gesetze von 1857 wurde als ein besonderes Stadium der Strafe 
die vorläufige Entlassung eingeführt. Hier musste es von der 
grössten Bedeutung sein, über die vorläufig Entlassenen nicht 
nur eine polizeiliche Aufsicht auszuüben, sondern denselben 
auch die Wege zu ebnen, auf denen sie wieder nützliche 
Glieder der bürgerlichen Gresellschaft werden konnten. Die 
Regierung, welche die Notwendigkeit einer verständnisvollen 
Mitwirkung der Gesellschaft hierbei erkannte, suchte nach 
Kräften auf die Bildung von Vereinen hinzuwirken, damit durch 
deren Vermittlung der entlassene Zuchthaussträfling Arbeit 
fände. Schon im Jahre 1857 entstand denn auch in London 
unter dem Protektorate der Königin die „Kot/al Society for the 
Assistance of Discharged Prisoners^^, welche noch heute, und 
zwar als der grösste aller englischen Fürsorgevereine *), fort- 
besteht. 

Als dann durch das Gesetz vom Jahre 1865 eine Neu- 
regelung der Gefängnisstrafe erfolgte und der Staat in ener- 
gischer Weise in die bis dahin den Lokalbehörden gelassene 
Willkür bei der Vollstreckung dieser Strafe eingriff, ergab sich 
die Notwendigkeit, auch für die entlassenen Gefängnisgefangenen 
Vorsorge zu treffen. Um die Bildung von Vereinen zur Für- 
sorge für diese Strafentlassenen zu fördern, wurden die mit 
der Leitung der Gefängnisse betrauten Friedensrichter gesetz- 
lich ermächtigt, aus lokalen Mitteln den Fürsorgevereinen 
für jeden Strafentlassenen, dessen sich ein Verein annimmt, 
eine Beihülfe bis zur Höhe von 2 £ (= 40 Mk.) pro Kopf zu 
zahlen. Nachdem dann im Jahre 1878 der Staat selbst die Ge- 
fängnisse in die eigene Verwaltung übernommen hatte, be- 
willigte das Parlament dem Minister des Innern einen Dispo- 
sitionsfonds von jährlich £ 4000 (= 80,000 Mk.) zur Unter- 
stützung der Fürsorgevereine. 

Neben diesen direkten Zuwendungen suchte die Regierung 
den Fürsorgevereinen noch bei der Neuregelung des Stiftungs- 
wesens neue Einkünfte zu verschaffen. Durch ein Gesetz vom 



*) Das Jahresbudget dieser Gesellschaft betrug im Jahre 1897: 
Lst. 2917 (= 58,340 Mk.) ; davon entfielen auf Arbeitsbelohnungen, welche 
durch die Gesellschaft zur Auszahlung gelangten : Lst. 1010 {= 20,200 Mk.). 
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Jahre 1882 wurde bestimmt, dass bei der Umwandlung von 
Stiftungen mit obsoleten Zwecken — es gab deren in Eng- 
land eine grosse Zahl und fttr ihre Umwandlung ist eine be- 
sondere Behörde geschaffen worden — die Stiftungseinkttnfte, 
soweit sie nach dem bisherigen Statute für irgend einen mit 
dem Gefangniswesen zusammenhängenden Zweck zu verwenden 
waren, den Fürsorgevereinen zufliessen sollten*). 

Das warme Interesse, welches die Regierung durch all 
diese Bestimmungen den Fürsorgevereinen zeigte, hatte zur 
Folge, dass sich die Zahl derselben schnell hob. Der Chef der 
Gefängnis Verwaltung, Sir Edmund du Cane, hatte es bei der 
Übernahme der Gefängnisse in die Staatsverwaltung als das 
zu erstrebende Ziel bezeichnet, dass mit jeder Strafanstalt ein 
Fürsorgeverein für entlassene Sträflinge verbunden sei. Und 
in seinem im Jahre 1885 erschienenen Buche „The Punishment 
and Prevention of Crime" konnte er mit freudiger Genug- 
thuung es aussprechen, dass dies Ziel erreicht sei, und dass 
es nirgends in England einem Strafentlassenen, der zu ehr- 
licher Arbeit zurückkehren wollte, an der Möglichkeit hierzu 
fehle. 

Und das war in der That damals der Fall! Es war die 
Blütezeit der englischen Fürsorgevereine. Sie hatten im Jahre 
1877 auf Anregung der „Reformatory and Refuge Union" eine 
Centralkommission in London gebildet, zu welcher die einzelnen 
Vereine ihre Vertreter entsandten (Central-Committee of 
Discharged Prisoners' Aid Societies). Es wurden anfangs all- 
jährlich Konferenzen abgehalten und auf diesen die Mittel und 
Wege besprochen, wie Verbesserungen in der Wirksamkeit der 
Vereine zu bewerkstelligen seien, wobei die bei einzelnen Ver- 
einen mit irgendwelchen Neuerungen gemachten günstigen Er- 
fahrungen bekannt gegeben wurden. Von der Centralstelle 
wurden femer Veröffentlichungen in der Tagespresse und in 
Broschüren form bewirkt zu dem Zwecke, ein allgemeines Inter- 
esse für die Vereine wachzurufen. Vor allem aber wurde 



*) Bis zum Jahre 18% waren auf diese Weise Stiftungen mit einem 
Jahreseinkommen von Lst. 2050 (= 41,000 Mk.) für die Fürsorge vereine 
verwendbar gemacht worden. Die Umwandlung von Stiftungen mit obso- 
leten Zwecken ist aber noch lange nicht beendigt ; wenn sie beendigt sein 
wird, sollen nach einer Schätzung den Fürsorgevereinen aus dieser Quelle 
jährliche Einkünfte von mehr als Lst. 7000 (r= 140,000 Mk.) zufliessen. 
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durch die CentralsteUe ein Kartellverhältnis zwischen den 
einzelnen Fürsorgevereinen hergestellt, auf Grund dessen ein 
Verein für die andern die Erkundigungen einzog und über die 
Arbeitsverhältnisse des betreffenden Bezirks berichtete; wo es 
zweckmässig war, übernahm der eine Verein einen Straf- 
entlassenen aus der Fürsorge des andern, oder er überwachte 
wenigstens den Strafentlassenen für die Zeit, wo derselbe sich 
in seinem Bezirke befand. Es war auf diese Weise in der That 
eine Arbeitsvermittlung für die Strafentlassenen zuwege ge- 
bracht, wie sie kaum besser sich denken lässt*). 

Die Central^efängnisbehörde suchte auf alle mögliche Art, 
die Gefangenen zu veranlassen, sich bei ihrer Entlassung unter 
den Schutz der Fürsorgevereine zu stellen. Sie liess in jeder 
Gefängniszelle eine Notiz anschlagen, in welcher dem Ge- 
fangenen die Adresse des Vereins mitgeteilt wurde, der bereit 
sei, sich seiner bei der Entlassung anzunehmen. Den Vorstands- 
mitgliedern, und auf Verlangen auch einem besoldeten Beamten 
des Vereins, wurde es gestattet, die Gefangenen vor ihrer Ent- 
lassung in der Zelle aufzusuchen, um mit ihnen über ihre Zu- 
kunftspläne zu sprechen und so dafür zu sorgen, dass die Zeit 
des Arbeitsuchens nach der Entlassung auf ein Mindestmass 
beschränkt blieb. Am wirksamsten aber erwiesen sich die Be- 
stimmungen, welche über die Arbeitsbelohnung getroffen 
wurden. Die Gefängnisbehörde ordnete an, dass Arbeits- 
belohnungen über den Maximalbetrag von 10 sh. (= 10 Mk.) 



*) Eine Art der Arbeitsvermittlung sei noch besonders hervorgehoben : 
nämlich die Unterstützung der Auswanderung Strafentlassener nach den 
Kolonien. Sie wurde für geeignete FSIle, bei deren Auswahl grosse Vor- 
sicht obwalten müsste, von der CentralsteUe warm empfohlen: in der fernen 
Kolonie würde der Bestrafte ohne weiteres frei von all den Fesseln , welche 
seine Vergangenheit ihm im alten Vaterlande anlegte, und er fände dort 
Kaum zur freien Entfaltung seiner Kräfte. Allein, der praktischen Aus- 
führung dieses schönen Gedankens traten bald Schwierigkeiten entgegen : 
die Kolonien protestierten gegen die Herübersendung von Strafentlassenen. 
Nur Kanada, wo umfassende Einrichtungen getroffen waren, um die 
Herübergesandten sofort nach ihrer Ankunft in geeignete Arbeitsstellen 
zu bringen und sie dort zu beaufsichtigen, liess sich die englischen Straf- 
entlassenen eine Reihe von Jahren gefaUen, dann aber hat auch Kanada 
bei der englischen Regierung gegen weitere Herübersendungen Einspruch 
erhoben, da es nicht „the dumping ground for English crittiinals" sein 
wolle. Demzufolge hat die Unterstützung der Auswanderung Strafentlassener 
jetzt in England ganz aufgehört. 



Die Fürsorge ffir StrafentUssene in England. 15 

bei Geföngnisgefangenen, und von £ 3 (= 60 Mk.) bei Zucht- 
hausgefangenen, nur gewährt werden sollten, wenn sich der 
betreffende Gefangene unter den Schutz eines Fürsorgevereins 
stellte, an welchen dann die gesamte Arbeitsbelohnung ausge- 
zahlt wurde ^, — Ich bemerke hier nebenbei, dass in England 
die Verwendung der Arbeitsbelohnung zum Ankauf von Lebens- 
mitteln oder zu Extragenüssen nicht gestattet ist, dass viel- 
mehr hier die Arbeitsbelohnung ausschliesslich als Beihülfe zum 
Zwecke des besseren Fortkommens nach der Entlassung, zur 
Erleichterung des Übertritts aus der Gefangenschaft in die 
Freiheit, gewährt wird. 

Neben der Arbeitsvermittlung haben sich die englischen 
Für sorge vereine noch zwei weiteren Aufgaben gewidmet. 

Einmal haben sie bei den nur vorläufig Entlassenen und 
bei den unter Polizeiaufsicht Gestellten eine Vermittlerrolle 
gegenüber der Polizeibehörde übernommen: sie lassen diese 
Klassen von Strafentlassenen durch einen Beauftragten des 
Vereins überwachen, welcher darüber an die Polizeibehörde, 
der er auch die sonst vorgeschriebenen Meldungen macht, Be- 
richt erstattet, so dass die letztere Behörde sich in das Leben 
und Treiben des Entlassenen nur da einmischt, wo sie es aus 
besonderen Umständen für geboten erachtet. Auf diese Weise 
ist für viele Fälle die sehr nahe liegende Gefahr beseitigt, 
dass durch die polizeiliche Kontrolle dem Strafentlassenen die 
Auffindung eines redlichen Lebenserwerbes erschwert, oder 
dass er gar infolge der polizeilichen Einmischung aus einer 
erlangten Beschäftigung wieder herausgerissen wird. 

Eine recht erfolgreiche Thätigkeit haben ferner einzelne 
Fürsorgevereine bei der Durchführung des in England gesetz- 
lich bestehenden Institutes der bedingten Verurteilung*) — 
oder, wie es richtiger heissen müsste, der bedingten Strafaus- 
setzung — entwickelt, indem sie bei erstmalig Angeklagten in 
geeignet erscheinenden Fällen dem Richter gegenüber sich 
bereit erklärten, im Falle der Strafaussetzung den Betreffenden 



*) Der Gesamtbetrag der im Etatsjahre 1897/98 gewährten Arbeits- 
belohnungen betrug Lst. 8756 (= 175,120 Mk.). Zur Zeit ist man mit der 
Aufstellung neuer Bestimmungen über die Arbeitsbelohnung beschäftigt^ 
und zwar mit der Tendenz, den Betrag derselben zu erhöhen. 

») Vergl. hierüber Seite 27 ff. meiner Schrift „Strafen- und Gefängnis- 
wesen in England während des letzten Jahrzehnts", Berlin, Guttentag 1896. 



16 ABchrott. 

Während der Probezeit zu überwachen und auf die richtigen 
Wege zu leiten, erforderlichenfalls auch Bürgschaft für ihn zu 
stellen. Es ist festgestellt, dass viele Richter nur durch dies 
Eintreten der Fürsorgevereine bestimmt worden sind, von dem 
nach meiner Meinung segensreichen Institute der bedingten 
Verurteilung einen so ausgedehnten Gebrauch zu machen, wie 
es thatsächlich in England der Fall ist. Ich bemerke, dass im 
Jahre 1896 — dem letzten Jahre, wofür Ziffern bereits ver- 
öffentlicht worden sind — in England die bedingte Verurteilung 
in 39,907 Fällen zur Anwendung gekommen ist. 

Es ist ohne weiteres verständlich, dass so umfassende Auf- 
gaben, wie sie sich die englischen Fürsorgevereine gestellt 
haben, nicht überall von freiwilligen Kräften erfüllt werden 
konnten. Thatsächlich haben denn auch alle grösseren und 
fast alle mittelgrossen Vereine besoldete Beamte, sogenannte 
„Agents", angestellt, in deren Händen die ganze laufende Ge- 
schäftsführung liegt, während sich die unbesoldeten Vereins- 
beamten im wesentlichen darauf beschränken, die Direktiven 
für die Thätigkeit der besoldeten Beamten zu geben und die- 
selben zu überwachen. Ich will dabei aber bemerken, dass 
auch bei allen anderen Wohlfahrtseinrichtungen in England 
in gleicher Weise verfahren wird. Eine so weitgehende, ledig- 
lich ehrenamtliche Thätigkeit, wie wir sie zum Beispiel in 
Deutschland kennen, giebt es in England nicht. 

Ich habe vorhin schon angedeutet, dass ich als die Blüte- 
zeit der englischen Fürsorgevereine etwa die zweite Hälfte der 
80er Jahre ansehe ; die Zeit, wo für jede Strafanstalt ein Für- 
sorgeverein bestand. Dabei ist es aber nicht lange geblieben: 
die Zahl der Fürsorgevereine vermehrte sich in starker Weise 
weiter. Anfangs, wo die neu gegründeten Vereine sich spe- 
ciellen Klassen von Gefangenen — wie den Jugendlichen, ge- 
fallenen Mädchen, oder Männern, die keine Familie und keine 
Wohnung haben und bei denen zunächst für Zufluchtsstätten *) 



*) Die Ansichten darüber, ob die Fürsorgevereine selbst solche Zu- 
fluchtsstätten errichten soUten, haben in England lange geschwankt. Jetzt 
ist man allgemein zu der Überzeugung gekommen, dass derartige Special- 
anstalten für Strafentlassene ihre schweren Bedenken haben, und zwar 
nicht nur für die Allgemeinheit wegen des unbeaufsichtigten Zusammen- 
seins gefährlicher Elemente, sondern auch für den Strafentlassenen selbst, 
welcher aus einer solchen Anstalt heraus nur schwer eine redliche Be- 
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ZU sorgen war — widmeten, sah man darin nichts Bedenk- 
liches. Die Bedenken traten erst schärfer hervor, als sich: 
Vereine gründeten, die mit der Fürsorge für Strafentlassene 
bestinunte Tendenzen verfolgten; mochten dies nun religiöse 
Propaganda, Mässigkeitsbestrebungen oder Sonstiges sein. 

Diese neuen Vereine nahmen dieselben Rechte wie die 
alten Vereine in Anspruch, insbesondere das Recht des Be- 
suches der Gefangenen in der Zelle, und das Recht, durch 
einen Anschlag in den Zellen auf ihre Thätigkeit aufmerksam 
zu machen. Die Central-Gefängnisbehörde trat zunächst diesen 
Ansprüchen, so unbequem ihr dieselben auch sein mochten, 
nicht Immer energisch genug entgegen. Emige von ihr ge- 
troffene Massregeln — wie die, dass im Jahre 1888 der Be- 
trag der Staatsbeihülfe von f 4000 auf f 1500 herabgesetzt 
wurde, oder dass im Jahre 1890 bestimmt wurde, dass kein 
Verein in Zukunft einen hohem Staatszuschuss erhalten sollte, 
als er im Durchschnitt der letzten drei Jahre erhalten hatte 
— waren recht kleinlicher Art; sie nützten nichts, sondern 
schadeten eher. Denn hatte schon das Nebeneinanderbestehen 
mehrerer Vereine an demselben Orte eine Zersplitterung der 
Zuwendungen an die Vereine veranlasst, so wurden nun durch 
die Herabsetzung der staatlichen Beihülfe viele und auch 
ältere Vereine in arge materielle Bedrängnis gebracht, Sie 
griffen zum Teil zu nicht bedenkenfreien Mitteln. So tritt viel- 
fach in den Jahresberichten der Vereine, die immer magerer 
an exaktem Material über das wirklich von dem Vereine Ge- 
leistete werden, der sensationelle Inhalt immer mehr hervor: 
zahlreiche Dankesbriefe von entlassenen Gefangenen werden, 
oft mit Abbildungen, veröffentlicht ; Massnahmen, wodurch man 
die Zahl der Mitglieder und die Beiträge erhöhen zu können 
hoffte. 

Auch die Centralkommission der Fürsorgevereine scheint 
in dieser Zeit die Führung etwas verloren zu haben, wenigstens 
fanden die Konferenzen immer seltener statt. 

Das schlimmste aber war die nachteilige moralische Wir- 
kung, welche die an vielen Orten bestehende Konkurrenz 



schäftigaiig findet. Man zieht es jetzt vor, die Strafentlassenen einzeln bei 
anständigen Leuten, denen der Verein die Miete zahlt, unterzubringen 
oder dieselben zu den Arbeiterkolonien zu senden. 

Schweizerische Zeitschrift ffir Strafrecht. 12. Jahrg:. 2 
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mehrerer Vereine auf den Gefangenen selbst haben musste^ 
Man denke sich: in der Zelle empfahlen sich ihm die ver- 
schiedenen Vereine durch ihren Anschlag, dann erhielt er von 
den Vertretern der einzelnen Vereine in seiner Zelle Besuche, 
bei denen natürlich jeder ihn zu bewegen suchte, sich unter 
den Schutz gerade seines Vereins zu stellen; es kam ferner 
die üble Sitte auf, dass die Strafentlassenen am Gefängnisthore 
von den Vertretern der Vereine empfangen wurden, die auch 
hier den Betreffenden für ihren Verein zu gewinnen suchten *) ! 
Musste sich da der Gefangene nicht als eine wichtige Person 
vorkommen, um die man sich ja geradezu riss, und musste er 
nicht, da ihm die Hülfe des Vereins fast aufgedrängt wurde, 
das Gefühl der Dankbarkeit für dieselbe verlieren? 

Erst am H. Januar 1894 erging seitens der Central-Gefängnis* 
behörde eine allgemeine Verordnung, welche diesem wenig er- 
freulichen Zustande ein Ende zu machen suchte. Es wird hier 
der Grundsatz aufgestellt : Für jede Strafanstalt nur ein Für- 
sorgeverein! Wer sich sonst für die entlassenen Sträflinge inter- 
essiert und für sie thätig sein will, der muss sich — mag es 
nun eine Einzelperson oder ein Verein sein — unter den Fürsorge- 
verein stellen. Nur soweit der letztere die Hülfe des andern 
Vereins im Einzelfalle acceptiert, kann dieselbe eintreten , 
nicht mehr neben dem Fürsorge verein. 

Die organische Verbindung, in welche somit der Fürsorge- 
verein zu der einzelnen Strafanstalt gesetzt wird, charakteri- 
siert die mit dem Jahre 1894 beginnende dritte Periode, in der 
die Tendenz obwaltet, die Fürsorgevereine in eine möglichst 
enge Verbindung mit der Gefängnisverwaltung zu bringen, ja, 
soweit es unter Wahrung des Wohlthätigkeitscharakters der 
Fürsorgevereine angängig ist, sie zu Gliedern der Gefängnis- 
verwaltung zu machen. 

Für die Verwirklichung dieser Tendenz waren die Zeit- 
verhältnisse recht günstig. Nachdem sich die öffentliche Mei- 
nung in England in den letzten Jahren vielfach mit Fragen 
des Strafvollzugs beschäftigt hatte, war im Frühjahre 1894 die 



*) Nicht gelten unter dem Versprechen eines opulenten Frühstücks! 
Die Gewährung eines Frühstücks an die Entlassenen ist eine bei allen 
englischen Fürsorgevereinen vorkommende Eigentümlichkeit: man reicht 
dabei dem Entlassenen vorzugsweise solche Speisen, welche er in der Ge- 
fangenschaft hat entbehren müssen. 
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Einsetzung einer grossen Parlamentskommission über das Ge- 
föngniswesen unter dem Vorsitz von Herbert Gladstone erfolgt. 
Nach eingehender Untersuchung des gesamten Gefängniswesens, 
insbesondere dm*ch Vernehmung von Sachverständigen und 
Zeugen, zu denen, was nicht uninteressant sein dürfte, auch 
eine ganze Anzahl entlassener Sträflinge gehörte, erstattete 
die Kommission Anfang 1895 ihren Bericht. In diesem Be- 
richte, auf den ich hier natürlich nicht näher eingehen kann *), 
waren auch die bei den Fürsorgevereinen vorhandenen Miss- 
stände aufgedeckt, und es wurde von der Kommission eine ge- 
eignete Überwachung dieser Vereine durch die Central-Gefängnis- 
behörde empfohlen. 

Es war sodann für die Durchführung der zahlreichen von 
der Parlamentskommission gemach.ten Verbesserungsvorschläge 
ein entschieden günstiges Moment, dass im April 1895 der bis- 
herige langjährige Chef der Gefängnisbehörde, Sir Edmund du 
Cane, zurücktrat und dass seine Stelle durch einen noch jungen, 
sehr tüchtigen und den Reformen geneigten Mann, Mr. RuggUs- 
Brise, besetzt wurde. 

Der neue Chef beauftragte alsbald den bisherigen Ge- 
fängnisgeistlichen Rev. Merrickf der sich grosse Verdienste um 
das Fürsorgewesen erworben hatte, mit einer genauen Unter- 
suchung der gegenwärtigen Lage der Fürsorgevereine und der 
Art und Weise ihrer Thätigkeit. M^rick erstattete hierüber im 
Jahre 1896 einen eingehenden, sehr wertvollen Bericht, der 
als Blaubuch erschienen ist, und auf den ich diejenigen, die 
sich für die Frage näher interessieren, ausdrücklich verweisen 
möchte*). Am Schlüsse dieses Berichtes hatte Merri-ck nicht 
weniger als 60 zum Teil recht weitgehende Reformvorschläge 



^) Ich habe denselben ausführlich besprochen in meiner oben citierten 
Abhandlung Seite 18 ff. — Im Januar 1898 hat die englische Gefängnis- 
behörde eine Zusammenstellung der von ihr auf die Eommissions vorschlage 
hin eingeführten Neuerungen dem Parlamente vorgelegt. Infolge eines 
im Sommer 1898 angenommenen Gesetzes, welches am 1. Januar 1899 in 
Kraft getreten ist, hat das englische Gefängniswesen jetzt umfassende 
Umgestaltungen erfahren« 

*) Das Blaubuch, welches unter dem Titel „Report to H. M. Commis- 
sioners of Prisons on the Operation of Discharged Prisoners' Aid Societies'^ 
als Pari. Paper 1896 0. 8299 erschienen ist, kann von jeder englischen 
Buchhandlung für den billigen Preis von 5Vi d. (nicht ganz 60 Pf.) be- 
zogen werden* 



[ 

f 
I 
I 
I 



20 Aschrott 

aufgestellt. Zur Durchberatung dieser Vorschläge trat dann im 
Februar 1897 auf Veranlassung der ^Beformatory and Refuge 
Union" in London eine grosse Versammlung von Vertretern 
der Fürsorgevereine zusanunen, die nach eingehender Debatte 
in allen wesentlichen Punkten sich zu den Vorschlägen Merricks 
zustimmend äusserte. 

Nunmehr erliess die Central-Gefängnisbehörde am 12. Ok- 
tober 1897 eine allgemeine Verordnung für die Fürsorgevereine, 
und diese ist am 1. April 1898 in Kraft getreten. 

Den nach diesen neuen Bestimmungen nunmehr in England 
bestehenden Zustand möchte ich in seinen Hauptzügen in 
folgenden Sätzen zusammenfassen: 

1. Ein Fürsorgeverein, welcher die bisherigen Privilegien 
eines solchen — Anschlag seiner Adresse in der Gefängniszelle, 
Zulassung des Besuchs der Gefangenen in der Zelle, Unter- 
stützung mit einer Staatsbeihülfe — gemessen will, muss unter 
Vorlegung seiner Statuten bei der Central-Gefängnisbehörde um 
ein Certifikat einkommen. Dies Certifikat wird regelmässig nur 
für eine bestimmte Strafanstalt ausgestellt. Alljährlich hat der 
Verein nach einem von der Gefängnisbehörde vorgeschriebenen 
Formular einen Thätigkeitsbericht zu erstatten und einzu- 
reichen; in demselben ist insbesondere eine Reihe bestimmt 
formulierter Fragen ziffermässig zu beantworten. 

2. Im Vorstande des Vereins sollen sich der Direktor und 
der Geistliche der betreffenden Strafanstalt, wenigstens aber 
einer von beiden, befinden. Der Verein soll bestrebt sein, seine 
Massregeln in möglichster Übereinstimmung mit diesen beiden 
Beamten zu treflFen. Dem Anstaltsdirektor ist bei jeder Mass- 
regel Gelegenheit zu geben, seine Ansicht zu äussern. Im Vor- 
stande muss ferner die aus den Friedensrichtern bestehende 
Lokalaufsichtsbehörde vertreten sein. 

3. Der Verein darf keine Kategorie von Strafentlassenen 
von seiner Hülfe ausschliessen ; er muss sich eines jeden aus 
der betreffenden Anstalt Entlassenen, der seine Hülfe in An- 
spruch nimmt, annehmen, vorausgesetzt, dass sich derselbe 
nicht etwa durch besondere Umstände dieser Hülfe unwürdig 
gezeigt hat. 

4. Der Verein, welchem die Arbeitsbelohnungen der Straf- 
entlassenen, die sich seinem Schutze unterstellt haben, ausge- 
händigt werden, hat dieselben in rationeller Weise zu ver- 
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wenden. Er soll dabei möglichst davon Abstand nehmen, bares 
Geld auszuzahlen, vielmehr die Arbeitsbelohnung zur An- 
schaffung von Werkzeug, Material, Kleidungsstücken und was 
sonst der Entlassene braucht, verwenden. Die Auszahlung der 
gesamten Arbeitsbelohnung in barem Gelde ist nur in ganz 
besonders gearteten Ausnahmefällen zulässig, sonst hat die 
Auszahlung immer in Raten zu geschehen. 

5. Die Hauptaufgabe des Vereins besteht in der Beschaffung 
von Arbeitsgelegenheit für den Entlassenen. Solange Arbeit 
nicht gefunden ist, hat der Verein dafür zu sorgen, dass der 
Entlassene ein Unterkommen in einem anständigen Hause fin- 
det, wofür der Verein die Miete zahlt. Wenn Arbeit gefunden 
ist, so hat der Verein den Entlassenen noch eine Zeit lang — 
der Regel nach mindestens 6 Monate — zu überwachen. 

6. Zur Erfüllung dieser Hauptaufgabe hat der Verein einen 
oder mehrere Beauftragte („Agents") zu ernennen, und zwar 
für die männlichen Gefangenen einen Mann, für die weib- 
lichen eine Frau. Bei den Besuchen, welche der „ Agent '^ in 
der Gefängniszelle macht, steht er unter dem Befehle des An- 
staltsvorstehers, dessen Weisungen er zu folgen hat. Für die 
weiblichen Gefangenen ist neben dem regelmässig besoldeten 
weiblichen „Agent" ein Damenkomitee zu bilden, welches zu 
überwachen hat, dass für die weiblichen Strafentlassenen in 
geeigneter Weise gesorgt wird *). 

7. Soweit Strafentlassene von dem Verein ausserhalb seines 
Bezirkes in Arbeit gebracht werden, hat der Verein eine an 
dem betreffenden Orte wohnhafte Person mit der Beaufsichti- 
gung des Strafentlassenen, der Auszahlung der Gelder u. s. w. 
zu beauftragen ; in erster Linie wird hierfür der Ortsgeistliche 
empfohlen. Soweit möglich, soll dabei ferner die Hülfe des 
etwa in dem anderen Bezirke bestehenden Für sorge Vereins in 
Anspruch genommen werden. Eine möglichste Ausdehnung 
des Kartellverhältnisses zwischen den verschiedenen Fürsorge- 
vereinen wird dringend angeraten. 



') Das „Central Committee of Discharged Prisoners' Aid Societies", 
welches jetzt seine Thätigkeit in vollem Umfange wieder aufgenommen 
hat, hat kürzlich zwei Flugschriften veröffentlicht, in denen die wesent- 
lichen Aufgaben der Agents in klarer Weise zusammengestellt sind und 
besonders den Frauen, welche sich dieser Thätigkeit widmen, wertvolle 
Winke gegeben werden. 
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8. Mit andern Wohlthätigkeitsvereinen soll der Fürsorge- 
verein in Fühlung bleiben, um in geeigneten Fällen, unter 
Wahrung der in der Verordnung von 1894 aufgestellten Grund- 
sätze, deren Thätigkeit im Interesse des Strafentlassenen in 
Anspruch nehmen zu können. Vor allem wird eine ständige 
Verbindung mit den Ärbeiterkolonien anempfohlen. Der Für- 
sorgeverein ist befugt, zu den Arbeiterkolonien Geldbeiträge 
zu leisten, um sich dadurch die Aufnahme von Strafentlassenen 
in denselben zu sichern. 

9. Die Staatsbeihülfe an den Fürsorge verein wird nach 
der Kopfzahl der aus der betreffenden Strafanstalt entlassenen 
Gefangenen berechnet. Sie soll, einschliesslich des dem Für- 
sorgeverein aus Stiftungsgeldern zufliessenden Betrages, jährlich 
nicht mehr als 2 £ 10 sh. für 100 Strafentlassene betragen *). 
Die Staatsbeihülfe darf dabei niemals höher sein, als die Jahres- 
summe, die der Verein aus den Beiträgen Privater bezieht. 
Es ist in der Jahresrechnung nachzuweisen, dass der Gesamt- 
betrag der Staatsbeihülfe ausschliesslich für die Strafentlassenen 
Verwendung gefunden hat; zu allgemeinen Verwaltungskosten 
des Vereins darf derselbe nicht benutzt werden. Die Aus- 
zahlung der Staatsbeihülfe erfolgt erst, nachdem der Straf- 
anstaltsvorsteher unter dem Rechnungsabschlüsse des Vereins 
bescheinigt hat, dass der Verein in allen Punkten vorschrifts- 
mässig verfahren sei. 

Das Vorstehende dürfte genügen, um ein Bild von der 
Neugestaltung des englichen Fürsorgewesens zu geben. Die 
oben von mir angedeutete Tendenz: die Eingliederung der 
Fürsorgevereine in die Gefängnisverwaltung, hat in weitem 
Masse Verwirklichung gefunden. Und als Beweis dafür, dass 
die Central-Gefängnisbehörde die Beaufsichtigung der Fürsorge- 
vereine ernst durchzuführen gedenkt, möchte ich noch an- 
führen, dass der schon erwähnte Rev. Merrick als Chaplain 
Inspector in die Central-Gefängnisbehörde berufen worden ist, 
um neben der Oberleitung der Seelsorge und des Unterrichts 
in den Gefängnissen die Aufsicht über die Fürsorgevereine 
auszuüben. 



') Man ist hierbei auf Grund der bisherigen Erfahrungen davon aus- 
gegangen, dass etwa 15 7o aller Strafentlassenen die Hülfe des Fürsorge* 
Vereins in Anspruch nehmen. 
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Die Zeit, seit welcher die neuen Bestimmungen in Kraft 
sind, ist noch zu kurz, um schon jetzt irgend ein Urteil über 
den Erfolg abgeben zu können. Erwähnen möchte ich nur, 
dass bis März 1898 54 Fürsorge vereine das Certifikat als pri- 
vilegierter Fürsorgeverein nachgesucht haben, von denen 44 es 
bereits erhalten haben, während bei 10 die Verhandlungen 
damals noch schwebten. Da die Gesamtzahl aller Strafanstalten 
in England zur Zeit 61 beträgt, von denen die fünf kleinsten 
voraussichtlich in Kürze eingehen werden, so ist es ausser 
Zweifel, dass trotz der gegen die Fürsorgevereine getroffenen 
sehr einschneidenden Massregeln der Grundsatz : Für jede Straf- 
anstalt ein Färsorgeverein f auch in Zukunft aufrecht erhalten 
bleiben wird. 
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Die ärztliche Behandlung im Strafrecht. 



Von 

Carl Staoss. 



Der Thatbestand des § 223 des deutschen Reichsgesetz- 
buches : 

„Wer vorsätzlich einen Ändern körperlich misshandelt oder 
an der Gesundheit beschädigt", 

trifft meines Erachtens auf Handlungen, die ärztliche Behand- 
lung sind, nicht zu. Denn wer ärztlich behandelt, misshandelt 
nicht, und er beschädigt den Patienten nicht vorsätzlich an der 
Gesundheit. 

Die Juristen haben sich mit dem Begriff der ärztlichen 
Behandlung nicht beschäftigt. Und doch ist dieser Begriff 
strafrechtlich und, wie der Fall Ihle zeigt *), auch civilrechtlich 
von grosser Bedeutung. Unter ärztlicher Behandlung ist nicht 
nur Behandlung durch einen Arzt zu verstehen, sondern eine 
Behandlung, die ihrer Natur nach ärztlich ist, die also an sich 
geeignet ist, die ' Gesundheit eines Kranken wiederherzustellen 
oder zu bessern oder körperliche Schäden zu heben oder zu 
verringern oder einen Gesunden gegen gesundheitliche Ge- 
fahren widerstandsfähig zu machen. Auch die Geburtshülfe ist 
ärztliche Behandlung. Der Wille, einen Patienten ärztlich zu 
behandeln, schliesst die Absicht des Behandelnden in sich, den 
gesundheitlichen oder körperlichen Zustand des Patienten zu 
bessern oder gegen Gefahren zu schützen, und die Absicht, den 
Patienten nicht zu schädigen. Die Therapie ist die Wissenschaft 



^) Hierüber das Nähere in meinem Aufsatz : « Die strafrectitliche Natur 
ärztlicher Handlungen». • Deutsche Juristen-Zeitung, 1899, Nr. 9, S. 184 ff. 
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der ärztlichen Behandlung; ihre Ausübung nennen wir Heil- 
kunst. 

Wissenschaftund Erfahrunglehren die Methoden der ärztlichen 
Behandlung; sie bestehen hauptsächlich in operaUven Eingriffen 
oder in Heilmitteln^ die innerlich angewendet werden. Die 
ärztliche Behandlung besteht also in Einwirkungen auf die Ge- 
sundheit des Menschen, die sein Zustand erfordert oder zu er- 
fordern scheint. Denn auch der Heilkünstler ist nicht immer 
im Stande, mit Sicherheit zu entscheiden, was der Zustand eines 
Kranken erfordert. Die gewissenhafteste Sorgfalt und voll- 
kommene Sachkenntnis schützen ihn nicht vor Fehlgriffen und 
Irrtümern. 

Wer insbesondere den Chirurgen in seiner ThMigkeit beob- 
achtet, erkennt sofort, dass er ganz anders zu Werke geht, als je- 
mand, der die Gesundheit eines andern beschädigen will. Er bereitet 
sich auf die Operation mit peinlicher Umsicht vor. Alles, was 
den Kranken schädigen könnte, wird femgehalten. Der Ope- 
rateur desinfiziert sich; die Instrumente sind von peinlicher 
Sauberkeit, kein Stäubchen wird daran geduldet, der Patient 
wird eingeschläfert. Ein Arzt überwacht die Narkose. Der 
Chirurg untersucht den Patienten, bevor er zur Operation 
schreitet, genau. Er überzeugt sich von allen Umständen, die 
für den Erfolg der Operation wichtig sind. Er weiss, wie er 
einzuschneiden hat ; jede Linie des Schnittes ist ihm durch den 
Zweck der Operation und durch den Zustand des Patienten 
vorgezeichnet. Gelingt die Operation, so bedeutet es, dass der 
Operationsplan durchgeführt ist. Der Patient befindet sich nun 
in dem Zustand, den der Chirurg herbeiführen wollte. Die 
Geschwulst, der Kropf, der Fremdkörper sind herausgeschnitten, 
der Abscess ist eröffnet und entleert, das Glied, das eine Ge- 
waltthat oder Krankheit zerstört hatte, oder das der Zerstörung 
verfallen war, ist kunstreich abgelöst. 

Die Operation ist gelungen ; das heisst der Patient befindet 
sich in einem Zustand, der für seine Gesundheit besser ist, als der 
Zustand vor der Operation. Es ist möglich, dass das Übel mit 
der Operation vollständig gehoben ist, und dass die Rekon- 
valescenz sofort beginnt. Ist der Staar erfolgreich operiert, so 
hat der Blinde das Augenlicht wieder erlangt. Es ist freilich 
auch möglich, dass der Zustand des Patienten noch ernste Be- 
sorgnisse erregt. Wenn aber die Operation notwendig war, so 
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ist durch die Operation doch eine Bedingung der Heilung ein- 
getreten. 

Diese ärztliche Behandlung soll eine Qesundheüsschädigung 
sein! Der Einschnitt in den Körper verursacht eine Wunde, 
also eine Verletzung des Körpers. Gewiss. Aber nicht wer den 
Körper verletzt, sondern wer die Gesundheit eines Menschen 
vorsätzlich beschädigt, begeht eine vorsätzliche Körper- 
verletzung. Der Chirurg schädigt den Patienten in der That 
an der Gesundheit, wird behauptet. Ist eine Operationswunde 
nicht eine Gesundheitsschädigung und gar eine Amputation, 
durch die ein Mensch „verstümmelt*' wird? Wer hat aber den 
Soldaten, dem das zerschossene Bein amputiert wird, ver- 
stümmelt, der Feind oder der Chirurg? Ist nicht der Feind 
der Zerstörer und der Chirurg der Helfer und Erhalter? Ist 
der Soldat nicht im Krieg zum Krüppel geschossen worden? 
Liegt der Fall wesentlich anders, wenn das Bein von einer 
Krankheit, die um sich zu greifen droht, ergriflfen ist, wenn 
Blutvergiftung oder Brand die Amputation notwendig macht? 

von LüientJial ^) betrachtet den operativen EingriflF und das, 
was dadurch verursacht wird, als einen schädlichen Zwischen- 
erfolg^ den der Chirurg in Verfolgung seines Endzweckes, näm- 
lich der Heilung, vorsätzlich herbeiführe, von Lüienthal findet 
daher, ich lasse ausser acht*), dass auch die sogenannten 
Zwischenerfolge vorsätzlich herbeigeführt sind, auch wenn 
nicht sie, sondern nur der Enderfolg als erwünscht erscheint 
Den Satz, den von Lüienthal verteidigt, stelle ich nicht in Frage. 
Wer einen Gesunden zu einem wissenschaftlichen Zwecke und 
nicht zur Behandlung operiert, der bezweckt nicht, die Ver- 
suchsperson an der Gesundheit zu schädigen ; er wird sich sogar 
bemühen, ihre Gesundheit möglichst zu schonen und den Schaden, 
den er verursacht, rasch zuheilen ; aber so unerwünscht ihm auch 
die operative Schädigung sein mag, er führt sie vorsätzlich 



^) K, von Lüienthal, Die pflichtmässige ärztliche Handlung und das 
Strafrecht. Sonderabdruck aus der Festgabe der Heidelberger Juristischen 
Fakultät für E. J. Bekker, 1899, S. 9. 

^) von Lilienthal nimmt in seiner lehrreichen und fein gedachten Fest- 
schrift auf meine Studie: „Chirurgische Operation und ärztliche Behandlung'^ 
Berlin 1898, vielfach kritisch Bezug. Dieser Aufsatz soll die Einwendungen 
von Lilienthals widerlegen. Die eigene Ansicht von Lilienthals habe ich 
in der Deutschen Juristen-Zeitung, 1899, S. 184, gewürdigt. 
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herbei ; denn er tüül sie als notwendiges Mittel zu seinem Zweck. Er 
nimmt sie, wie Merkel ^) sich ausdrückt, als blosse Konsequenz 
seiner Handlung bewusst in den Kauf. Er nimmt den opera- 
tiven Eingriff nicht vor, weil er die Versuchsperson schädigt, 
sondern, obgleich er sie schädigt. Wer einen Kranken (in ge- 
wissen Fällen auch einen Gesunden) ärztlich behandelt, der 
bezweckt allerdings einen Heilerfolg, und der operative 
EingriflF ist das Mittel dazu. Allein die Veränderungen, die der 
Chirurg durch seine Thätigkeit an dem Körper des Behandel- 
ten verursacht, sind nicht unerwünschte Konsequenzen der 
Verfolgung des Heilzwecks, nicht: „«cÄ^SkKicÄe Zwischenerfolge", 
sie sind vielmehr erwünschte Bedingungen der Heilung. Sie 
sind geradezu der Anfang der Heilung, und nicht selten ist 
der Patient durch die Operation unmittelbar geheilt oder vom 
Tode errettet. Das Croupkind, das zu ersticken droht, wird 
durch den Halsschnitt am Leben erhalten. Der angeblich schäd- 
liche Zwischenerfolg fällt hier mit dem Heilerfolg zusammen. 
Es liegt in dem Plan und in dem Zweck des Chirurgen, 
das krebsartige Geschwür auszuschneiden, den Blinddarm 
zu beseitigen, den Kropf zu exstirpieren , den Knochen zu 
resecieren, die Hasenscharte zu beseitigen. Dadurch wird 
die Ursache des Übels zerstört und ein körperlicher Zustand 
des Patienten begründet, der, im Vergleich zu dem Zustand, 
in dem sich der Patient vor der Operation befand, normal ist. 
Was tx>n Lilienthal den Heilerfolg nennt, ist nichts anderes, als 
der durch die Operation bewirkte Zustand, der freilich in der 
Regel, aber doch nicht immer, eine kürzere oder längere Nach- 
behandlung erfordert. Die angeblich schädlichen Zwischen- 
erfolge der ärztlichen Behandlung sind daher wesentliche Be- 
dingungen und Voraussetzungen des Heilungsprozesses. Die 
Thätigkeit, die diese Bedingungen und Voraussetzungen der 
Heilung hervorbringt, kann daher die Gesundheit nicht schä- 
digen. 

Es ist der ärztlichen Kunst gelungen, die Blutung bei 
operativen Eingriffen unendlich zu beschränken und die Ver- 
narbung der Wunde im Vergleich zu früheren Zeiten rasch 
und sicher herbeizuführen. Aber der Chirurg kann einst- 
weilen die Blutung nicht gänzlich verhindern , und die 



*) Merkel, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 1889, S. 79. 



28 Carl StoosB. 

Operationswunden schliessen sich nicht von selbst. Das sind 
natürliche Nachteile, die jeder, der sich operieren lässt, 
wohl oder übel ertragen muss. Ein Gesundheitsschaden im juris* 
tischen Sinne ist es nicht. Als Schaden bezeichnet Dernburg ^) ; 
„Nachteile, welche uns treffen, wenn sie nach dem gewöhn- 
lichen Laufe der Dinge entweder überhaupt nicht oder wenig- 
stens noch nicht zu erwarten waren. Sie können sich auf unser 
Vermögen, aber auch auf andere Güter beziehen." Die Nach- 
teile, die eine Operationswunde für die Gesundheit mit sich 
bringt, sind nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge zu er- 
warten. Dagegen ist ein übermässiger Blutverlust oder eine 
Infektion der Operationswunde heute in gut eingerichteten 
Krankenhäusern gewöhnlich nicht zu erwarten, während auf 
Schlachtfeldern und an Orten, wo eine Seuche unumschränkt 
herrscht, der gewöhnliche Lauf der Dinge sich weniger gün- 
stig gestaltet. 

von Lüienthal deutet an, die Auffassung, die ärztliche Be- 
handlung sei keine Gesundheitsschädigung, erscheine ihm an- 
nehmbarer, wenn die Operation gelungen ist, als wenn sie miss- 
lungen ist. Denn ist sie misslungen, so sei der Patient doch 
regelmässig an der Gesundheit geschädigt, und damit sei der 
objektive Thatbestand der vorsätzlichen Körperverletzung herge- 
stellt. Wenn der Patient infolge der Operation stirbt, so könnte 
man mit demselben Rechte sagen, der objektive Thatbestand 
des Mordes sei hergestellt. Die Sonderbarkeit dieses Urteils ist 
augenfällig. Denn es kommt nicht vor, dass ein Chirurg ope- 
rative Eingriffe mit Tötungsvorsatz ausführt. Wer einen Menschen 
töten will, tötet ihn nicht durch operativen Eingriff. Will ein 
Arzt einen Patienten töten, so giebt er ihm Gift. Gift in töd- 
lichen Dosen ist aber kein Heilmittel. 

Was für die vorsätzliche Tötung gilt, gilt auch für die 
vorsätzliche Körperverletzung. Die Handlungen, die zur ärzt- 
lichen Behandlung gehören, sind nicht Handlungen, die ihrer 
Natur nach bestimmt und geeignet sind, die Gesundheit von 
Menschen zu schädigen, gegenteils stehen sie im Dienste des 
Gesundheitsschutzes. Wer operativ eingreift, will dadurch einen 
Zustand des Kranken herbeiführen, der erfahrungsgemäss und 
nach wissenschaftlicher Erkenntnis unter bestimmten Voraus- 



') Pandekten, 2. Band, Berlin 1886, Seite 117. 
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Setzungen für den Patienten nicht gesundheitswidrig, sondern 
heilsam ist. Wer in der Meinung, die Voraussetzungen eines 
operativen Eingriffs seien in dem Zustand des Patienten be- 
gründet, diesen EingrüT ausführt, will den Patienten nicht nur 
nicht schädigen, er nimmt auch eine Handlung vor, die ihrer 
Natur nach nicht die Eigenschaft und nicht die Bestimmung hat, 
einen Menschen zu schädigen. Er irrt sich über eine thatsäch- 
liche Voraussetzung des operativen Eingriffs. Die operative Be- 
handlung ist mit andern Worten nicht eine regelwidrige Hand- 
lung, sondern sie gehört der Regel des Lebens ebensogut an 
wie andere menschliche Thätigkeiten, die mit gewissen Ge-» 
fahren verbunden sind. Der Kriminalist, der weiss, dass je- 
mand durch eine an sich erlaubte Thätigkeit einen Schaden 
verursacht hat, weiss damit auch, dass ein vorsätzliches Ver- 
brechen nahezu ausgeschlossen ist. Bricht im Kamin Feuer 
aus, so denkt niemand an vorsätzliche Brandstiftung. Zündet 
eine Rakete, die bei einem Lustfeuerwerk abgebrannt wird, ein 
Haus an, so spricht man von einem unglücklichen Zufall oder 
von Unvorsichtigkeit, aber nicht von vorsätzlicher Brandstiftung» 
Ebenso ist es so gut wie ausgeschlossen, dass ein Chirurg, dem 
eine Operation misslingt, die Gesundheit des Patienten vorsätz- 
lich geschädigt hat, und zwar ergeben sich diese Schlüsse, wie 
ich ausdrücklich hervorhebe, schon aus der Art und den Um- 
ständen, loie der Schaden verursacht wurde, und ganz abgesehen 
von der Willensrichtung des Thäters, die erst noch zu unter- 
suchen ist. 

Wer operativ behandelt, übt somit keine Thätigkeit aus, durch 
die vorsätzliche Körperverletzungen begangen werden. Auch der 
verfehlte operative Eingriff ist in diesem Sinne, aber freilich 
nur in diesem Sinne, keine körperverletzende Thätigkeit. Der 
Operateur will niemals den Zustand herbeiführen, der die Ope- 
ration misslingen lässt, er will, wenn er überhaupt ärztlich be- 
handelt, stets einen für die Gesundheit des Patienten über- 
wiegend vorteilhaften Zustand herbeiführen. Schädigt der 
Operateur den Patienten, so hat er die Schädigung irrtümlich 
verursacht, weil er sich über den Zustand des Patienten täuschte 
und dieser Zustand eine Operation oder die Operation, die aus- 
geführt wurde, nicht erforderte, oder er hat die Operation aus 
Ungeschicklichkeit oder Unvorsichtigkeit, oder wegen unge- 
nügender Hülfsmittel, oder infolge zufälliger Umstände nicht 
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SO ausgeführt, wie er sie hätte ausführen sollen. Das alles 
kann eine Fahrlässigkeit des Operateurs, aber niemals den Vor- 
satz der Körperverletzung begründen. Es ist also nicht nur 
die Willensrichtuug des Operateurs, sondern auch die objektive 
Beschaffenheit der ärztlichen Behandlung^ die den Thatbestand 
4er vorsätzlichen Körperverletzung ausschliesst. 

Was für die operative Behandlung ausgeführt wurde, findet 
auch auf die innere Behandlung Anwendung. 

von Lüienthal wendet ein, die Grundsätze und die Methoden 
der ärztlichen Behandlung seien beständigem Wechsel unter- 
worfen, die Angemessenheit der ärztlichen Behandlung könne 
daher rechtlich nicht festgestellt werden. Es ist vollkommen 
richtig, dass die ärztliche Behandlung, wie alle menschliche 
Thätigkeit, im Flusse ist. Eine Behandlungsmethode, die vor 
zehn Jahren allgemein anerkannt wurde, ist heute vielleicht 
nicht nur veraltet, sondern unstatthaft. Allein wo begegnen wir 
diesem Wechsel im Leben nicht? Wenn es übrigens nicht mög- 
lich sein sollte, die Angemessenheit einer ärztlichen Handlung 
zu beurteilen, so wäre es auch nicht möglich, festzustellen, ob 
jemand einen Menschen fahrlässig an der Gesundheit be- 
schädigt hat, und doch kommt es hier, wie von Lilienthal zu- 
giebt ^), auf die Angemessenheit der Behandlung an. 

Nicht nur, wer einen andern vorsätzlich an der Gesund- 
heit beschädigt, sondern auch wer ihn (vorsätzlich) misshandelt, 
begeht nach deutschem Reichsstrafrecht eine vorsätzliche 
Körperverletzung. In der deutschen Sprache bedeutete Miss- 
handlung so ziemlich das, was wir heute Vergehen nennen*). 
Heute bezeichnen wir mit Misshandlung hauptsächlich eine 
Störung des körperlichen Wohlbefindens einer Person und 
denken dabei namentlich an die Erregung körperlichen 
Schmerzes. Aber nur eine vorsätzliche und nur eine unan- 
gemessene Störung des Wohlbefindens eines Menschen wird 



*) von Lilienthal a. a. 0., S. 53. 

*) Mutach teilt die Delikte in seinem ,,Sub8tantzlichen Underricht" 
(1709) ein in delicta privata oder besondere Misshandlungen und in delicta 
publica oder allgemeine Missethaten, Zeitschrift für Schweizer Strafrecht, 
Vm, S. 359. Das österreichische Strafgesetz kennt eine „entehrende Miss- 
handlung an den zum Gottesdienst gewidmeten Gerätschaften^', § 122^. 
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Misshandlung genannt. Nur eine üble Behandlung heisst Miss- 
handlung; nicht auch die zweckmässige, notwendige ärztliche Be- 
handlung. Einzelne Strafgesetze, so das Berner Strafgesetzbuch^ 
bezeichnen die vorsätzliche Körperverletzung schlechthin als 
Misshandlung ^), und ich halte dies sprachlich für richtig. Einige 
Beispiele zeigen, was die Silbe ^miss" bedeutet. Die Mtssernte 
ist eine schiechte Ernte; 3fw«wirtschaft ist eine schlechte Wirt- 
schaft, M^^stand ist ein übler Zustand, M^^geburt ist ein 
körperlich übel geratenes Wesen, Misston ist ein falscher Ton^ 
was ww«rät, ist übel geraten, wer mmversteht, versteht falsch. 
von LüientJud glaubt jedoch, „misslich^^ bedeute auch unan- 
genehm nicht nur übel, allein wer sich in einer misslichen Lage 
befindet, befindet sich in einer übeln Lage, ein misslicher 
Finanzzustand ist ein schlimmer Finanzzustand. Wenn es mit 
dem Wissen eines Kandidaten misslich steht, so fällt er durch. 
Richtig ist nur, dass das Wort „misslich** gelegentlich auch 
mehr scherzweise in einem milderen (euphemistischen) Sinne 
gebraucht wird. Wenn die ärztliche Behandlung misslingt, so 
hat sie einen Übeln Erfolg, einen Misserfolg. Es liegt aber in 
dem Wesen des Misslingens, dass der Misserfolg, den es ver- 
ursacht, loider den Willen des Handelnden eintritt. In dem 
Wesen der Misshandlung liegt es dagegen, dass der Thäter 
einen Übeln Erfolg absichtlich herbeiführt. Daher kann die 
misslungene ärztliche Behandlung niemals Misshandlung sein. 
Es ist daher in der That sprachwidrig, die ärztliche Behandlung 
als Misshandlung zu bezeichnen. 

von Lilienthal findet, meine Auffassung bewähre sich für 
die ärztliche Behandlung, die durch Vernichtung eines Embryo 
erfolgt, nicht; denn es gelinge mir nicht, die Grundsätze, die 
ich für die ärztliche Behandlung aufstelle, auf diesen Fall an- 
zuwenden. Es liegt jedoch in der Natur der Sache, dass dieser 
Äusnahmsfall eine ausnahmsweise Regelung erfordert. Denn 
die Behandlung der Mutter führt hier einen Zwischenerfolg 
(die Vernichtung des Embryo) herbei, der den Thatbestand der 
vorsätzlichen Abtreibung herstellt. Es ist daher Aufgabe der 
Gesetzgebung, zu bestimmen, unter welchen Voraussetzungen 



^) Das österreichische Strafgesetz stellt in § 143 Bestimnmngen auf 
über „die Tötung bei einer Schlägerei oder bei einer gegen [eine oder 
mehrere Personen unternommenen Misshandlnng^^ 



32 I>i« ärztliche Behandlung im Straf recht. 

ein Embryo für die Mutter aufgeopfert werden darf. Es kann 
dies, wie ich gezeigt habe *), durch eine angemessene Erweite- 
rung der Bestimmungen über Notstand oder durch Begründung 
eines besondern ärztlichen Tötungsrechtes geschehen. 



') Chirurgische Operation und ärztliche Behandlimg, S. 65 ff. 
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Schenkung und Begünstigung. 

Von 

RechtBanwalt G. Pfizer in Ulm. 



Macht sich derjenige; der die über einen andern verhängte 
Geldstrafe für diesen bezahlt oder ihm die Mittel zur Zahlung 
gewährt, der Begünstigung des Vergehens schuldig, wegen 
dessen die Strafe verhängt worden ist? Diese Frage ist in den 
letzten Jahren mehrfach erörtert und in neuster Zeit von 
Sioo^s im XI. Jahrgang dieser Zeitschrift (Heft 5 und 6), wenn 
auch mit gewissen Einschränkungen, bejaht worden ; die Ansicht 
von Stooss geht im wesentlichen dahin: eine strafbare Be- 
günstigung liege vor, wenn die Zahlung oder die Beihülfe zur 
Zahlung in der Absicht oder zu dem Zweck erfolge, in die 
staatliche Strafrechtspflege einzugreifen, den Strafzweck, den 
der Staat sich durch die Strafandrohung gesetzt hat: dem 
Schuldigen ein Strafleiden zuzufügen, zu vereiteln. 

So richtig viele der von Stooss für seine Ansicht aufge- 
stellten Sätze sind, so kann ich mich doch von der Richtigkeit 
der daraus gezogenen Folgerung nicht überzeugen. — Die 
Geldstrafe soll wie eine andere Strafe dem Schuldigen ein 
Strafleiden, ein Übel zufügen; wer für den Schuldigen zahlt 
oder ihm die Mittel zur Zahlung gewährt, hebt dieses Übel 
auf, und wenn er in der Absicht, dieses Übel aufzuheben, 
handelt, so vereitelt er wissentlich den Strafzweck: das ist 
gewiss richtig; ich glaube jedoch nicht, dass damit schon der 
Thatbestand der (strafbaren) Begünstigung gegeben ist. Der 
Grund für die Verneinung ist aber bei der Zahlung für den 
Schuldigen ein anderer, als bei der dem Schuldigen gewährten 
Beihülfe zur Zahlung: dort liegt er auf der subjektiven, hier 
auf der objektiven Seite der That. 

Schweizerische Zeitschrift fttr Strafrecht. 12. Jahrg. 3 
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Dass derjenige, der für den Verurteilten zahlt, diesen dem 
Strafvollzug, d. i. der zwangsweisen Betreibung der Strafe 
entzieht, ist unleugbar, aber eine strafbare Begünstigung ist 
meiner Ansicht nach hier um deswillen ausgeschlossen, weil 
es in der Person des Thäters am Dolus fehlt. Der Satz von 
Stooss: wer zu einer Geldstrafe verurteilt ist, schulde dem 
Staat keine Leistung, ist nur in beschränktem Sinne richtig; 
wenn der zu der Geldstrafe von 100 Mark Verurteilte an den 
Fiskus 100 Mark zu fordern hat, oder wenn der Fiskus einem 
Dritten und dieser Dritte dem Verurteilten je 100 Mark schulden, 
so ist nicht einzusehen, warum hier die zwei beziehungsweise 
drei Verbindlichkeiten statt durch Barzahlung nicht durch Auf- 
rechnung oder Skontrierung sollen getilgt werden können, gerade- 
so wie wenn die Verbindlichkeit des Verurteilten gegen den 
Fiskus auf einem andern Grund als auf einem Strafurteil be- 
ruhen würde ; im einen wie im andern Fall wird es vom Recht 
so angesehen, wie wenn der Verurteilte (in Person) an den 
Fiskus gezahlt hätte. Anders wenn der Dritte aus Liberalität 
für den Verurteilten zahlen will: hier kommt der von Stooss 
hervorgehobene Gesichtspunkt zur Geltung, dass es sich nicht 
um eine gewöhnliche Geldschuld handelt, bei der es für den 
Gläubiger vollständig gleichgültig ist, von wem er das Geld 
erhält, sondern um eine Geldstrafe, die der Verurteilte in Person 
an den Staat zu entrichten hat, und deren Bezahlung durch 
einen Dritten eben *äarum der Beamte des Staats, der die Geld- 
strafen einzuziehen hat, zurückweisen kann und soll. Mag aber 
der Beamte die vom Dritten angebotene Zahlung vorschrifts- 
widrig — falls irgendwo eine solche Vorschrift besteht! — 
annehmen oder mag er sie zurückweisen, so schliesst doch das 
vollkommen offene Handeln die Annahme einer rechtswidrigen 
Absicht des Dritten aus; die angenommene Zahlungsleistung 
ist ihm allerdings nicht, wie v. Lilienthal mehr witzig als richtig 
meint, als Verdienst um den Staat anzurechnen, aber sie ist 
nichts Strafbares, sondern eine Schenkung an den Verurteilten 
durch Befriedigung seines Gläubigers (des Staats), der doch 
nicht mit der einen Hand die Zahlung annehmen, mit der andern 
den Zahlenden wegen der Zahlungsleistung strafen kann ; und 
wenn sein Zahlungsanerbieten zurückgewiesen wird, so fällt 
ihm nichts zur Last als ein Irrtum, der ihn glauben liess, der 
Beamte des Staats werde oder müsse die von ihm angebotene 
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Zahlung annehmen ; strafbar ist sein Anerbieten so wenig, wie 
das Anerbieten desjenigen, der für einen zu Gefängnisstrafe 
verurteilten Bekannten die Strafe absitzen zu wollen erklärt. 
Ich wiederhole: der Staat ist berechtigt, die von einem 
Dritten für den Verurteilten angebotene Zahlung zurückzu- 
weisen, und es erscheint durchaus angemessen, wenn der Staat 
um des Ansehens der Strafrechtspflege, um des Dekorums willen, 
seinen Kassenbeamten diese Zurückweisung zur Pflicht macht. 
Um mel mehr als das Dekorum, d. h. um viel mehr als eine 
Form handelt es sich allerdings nicht; denn wenn der zurück- 
gewiesene Dritte sich mit dem Gelde zu dem Verurteilten be- 
giebt, es ihm schenkt, und dieser mit dem geschenkten Geld 
die Strafe bezahlt, so ist in der Sache derselbe Erfolg erzielt, 
und von einer strafbaren Begünstigung wird wieder nicht die 
Rede sein können. Auch Stooss ist geneigt, in diesem Fall — 
im Gegensatze zu dem Falle direkter Zahlung durch den Dritten 
— die strafbare Begünstigung zu verneinen, weil hier das 
Geld durch die Schenkung Eigentum des Verurteilten geworden 
sei, sein Vermögen also durch die von ihm hernach geleistete 
Zahlung eine Schmälerung erlitten habe. Wenn Stooss beifügt, 
für diesen Unterschied werde freilich nur der Jurist Verständnis 
zeigen, so halte ich dies für so sehr wahr, dass mir eben daraus 
ein schweres Bedenken gegen die Annahme der Möglichkeit 
einer solchen Begünstigung überhaupt zu entspringen scheint. 
Eine Gesetzesbestimmung, die nur der Jurist versteht, ist immer 
misslich, und so auch hier: der Laie wird viel eher geneigt 
sein, in der Beihülfe zur Zahlung eine Begünstigung zu finden, 
als in der direkten Zahlung durch den Dritten, und er hat 
den Wortlaut wenigstens des deutschen Strafgesetzbuchs für 
sich, denn von einem dem Thäter geleisteten Beistand kann doch 
kaum die Rede sein in einem Fall, wo sich der Thäter voll- 
ständig passiv verhält, weder als Geber noch als Empfänger 
der Zahlung erscheint. Wollte man freilich in der Beihülfe zur 
Zahlung eine strafbare Begünstigung erblicken, dann wäre die 
Folgerung fast unvermeidlich, dass auch derjenige strafbar 
wäre, der dem Verurteilten zur Zahlung der Geldstrafe ein 
Darlehen giebt; denn der Satz des Civilrechts: „bona non in- 
telliguntur nisi deducto sere alieno", gilt schwerlich für das 
Strafrecht. Wo, wie in Deutschland und zur Zeit im grössten 
Teile der Schweiz, die Geldstrafe im Falle der Uneinbringlich- 
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keit in Freiheitsstrafe umgewandelt wird, da entzieht derjenige, 
der das Geld zur Bezahlung der Strafe vorschiesst, den Ver- 
urteilten der Freiheitsstrafe, die ihn nach dem Gesetze träfe. 
Auf das Motiv des Gebers — ob Mitleid oder die Absicht, in 
die staatliche Rechtspflege einzugreifen — kann es meiner 
Ansicht nach nicht ankommen; die Berufung von Stooss auf 
den Wortlaut des deutschen Strafgesetzbuches scheint mir nicht 
zuzutreffen; wenn dieses bestimmt: ^Wer . . dem Thäter \iissent- 
lich Beistand leistet, um ihn der Bestrafung zu entziehen", so 
soll mit dem „um" nicht auf das Motiv des Beistandleistenden, 
sondern auf den von ihm bezweckten Erfolg hingewiesen werden ; 
das scheint sich mir aus den folgenden Worten zu ergeben: 
„oder um ihm die Vorteile des Verbrechens oder Vergehens 
zu sichern". Wenn der §257 bloss lauten würde: „Wer nach 
Begehung eines Verbrechens oder Vergehens dem Thäter oder 
Teilnehmer wissentlich Beistand leistet, ist wegen Begünstigung 
zu bestrafen", so wäre das eine kaum verständliche Bestimmung; 
der Leser würde fragen (nicht: warum? sondern): „Wozu, in 
welcher Richtung?" Der § 257 könnte unter Vermeidung des, 
wie ich zugebe, zweideutigen „um" ohne Änderung seines Sinnes 
auch lauten: „Wer es unternimmt, nach Begehung eines Ver- 
brechens den Thäter der Bestrafung zu entziehen oder ihm 
die Vorteile des Verbrechens zu sichern". 

Der objektive Grund, warum eine strafbare Begünstigung 
weder durch Schenkung noch durch Darlehen verübt werden 
kann, liegt im Wesen der Geldstrafe oder besser: im Wesen 
des Geldes als einer vertretbaren oder der im höchsten Masse 
vertretbaren Sache; noch richtiger sagen wir vielleicht umge- 
kehrt : in eben diesem Wesen des Geldes liegt der Grund, aus 
dem Rechtswissenschaft und Rechtsprechung auf den Gedanken 
gekommen sind, eine strafbare Begünstigung darin zu finden, 
dass jemand dem zu einer Geldstrafe Verurteilten den Betrag 
der Strafe schenkt (oder vorschiesst).. 

„Wesentlich ist überall," sagt Stooss, „dass der Schuldige 
an seinem Vermögen eine Einbusse erleide, die geeignet sein 
kann, dem Schuldigen ein Strafleiden zuzufügen." Zugegeben, 
dass dies das Ziel der Strafpolitik des Gesetzgebers ist oder 
sein soll, so fragt es sich doch immer, in welchem Umfang es 
erreichbar ist; vollständig wird es sich weder bei Freiheits- 
noch bei Verraögensstrafen erreichen lassen. Die Strafe soll 
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vom Schuldigen als Übel empfunden werden; aber die sorg- 
fältigst entworfenen Bestimmungen über Strafarten und Straf- 
vollzug werden nicht verhindern können, dass die Strafe in 
manchen Fällen nicht als Übel empfunden wird. Bei allen 
Strafen ergiebt sich dies aus der verschiedenen Empfindlichkeit 
des von der Strafe wirklich Betroffenen; bei der Geldstrafe 
ergiebt sich ausserdem aus dem Strafmittel selbst die Möglich- 
keit, dass die ausgesprochene Strafe den Schuldigen, wenigstens 
scheinbar, überhaupt nicht trifft, die Strafe kann hier (schein- 
bar) von einem andern freiwillig übernommen, ja sogar auf 
einen andern ohne dessen Willen überwälzt werden. Ein Bei- 
spiel: ein wohlhabender Mann spendet jedes Jahr den Armen 
eine grössere Summe Geldes oder lässt einem bedürftigen Ver- 
wandten ein reichliches Geldgeschenk zukommen; er wird 
wegen eines Vergehens — seiner Meinung nach vielleicht mit 
Unrecht — zu einer Geldstrafe verurteilt, deren Betrag dem 
Betrag seines jährlichen Geschenks gleichkommt; er schreibt 
der Armenpflege oder dem Verwandten: „Heuer müssen Sie 
auf mein Geschenk verzichten, ich verwende das Geld zur 
Bezahlung einer ungerecht über mich verhängten Strafe." Wen 
trifft hier das Strafleiden, das die Geldstrafe dem Schuldigen 
bereiten soll? 

Die Geldstrafe ist Vermögensstrafe, aber nicht jede Ver- 
mögensstrafe ist Geldstrafe oder muss Geldstrafe sein. Sie ist 
es nicht immer nach positivem Recht: die meisten modernen 
Gesetzbücher kennen als „Nebenstrafe" die Konfiskation der 
zur That gebrauchten Werkzeuge und dergleichen, wobei die 
Nebenstrafe den Schuldigen oft härter treffen kann als die 
Hauptstrafe: hat jemand mit einem wertvollen Jagdgewehr 
einen Hasen gewildert, so wird ihn die wegen des Jagdver- 
gehens über ihn verhängte geringe Geldstrafe viel weniger 
empfindlich berühren, als der Verlust des Gewehrs. Denkbar 
wäre auch eine Gesetzgebung, die vorschriebe : ein Schuldiger 
solle nicht um Geld, sondern durch Wegnahme solcher Gegen- 
stände bestraft werden, die mutmasslich seinem Herzen be- 
sonders teuer sind. Einem solchen Gesetz gegenüber wäre — , 
der Konfiskation gegenüber ist eine Begünstigung, sei es durch 
Zahlung (Leistung des Geschuldeten) für den Verurteilten oder 
dadurch, dass ihm Beihülfe zur Zahlung geleistet wird, un- 
möglich ; ein Dritter mag dem Verurteilten den Wert der Sache, 
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die ihm weggenommen ist, so gut es geht, ersetzen, aber daraus 
wird der eifrigste Staatsanwalt keine strafbare Begünstigung 
abzuleiten vermögen. Nicht anders verhält es sich mit Frei- 
heitsstrafen ; niemand kann sich an der Stelle des Verurteilten 
einsperren lassen, aber ein Diitter kann dem Verurteilten den 
Vermögensschaden, der ihm aus der Einsperrung erwächst, 
ersetzen. Wenn ein Mann, der eine Familie zu unterhalten und 
hierzu keine Mittel als seinen Arbeitsverdienst von täglich 3 Mark 
hat, zu zehntägiger Gefängnisstrafe verurteilt wird, so wird 
er, wenn anders er ein ordentlicher Mensch ist, die Strafe 
wesentlich um deswillen als Übel empfinden, weil seine Familie 
während der Einsperrung der Not preisgegeben ist; und wenn 
ihm, um ihm dieses Seelenleiden zu ersparen, ein mitleidiger 
Freund 30 Mark schenkt, so wird er die Einsperrung als ein 
sehr geringes Strafleiden, vielleicht sogar als eine nicht un- 
angenehme Unterbrechung seiner täglichen Arbeit empfinden; 
aber niemand wird in der Handlung des Freundes eine straf- 
bare Begünstigung erblicken, auch wenn er ausdrücklich er- 
klärt, er habe die Schenkung nur aus Mitleid mit dem Jammer 
des Verurteilten, nicht aus Mitleid mit der Not der Familie 
gemacht. — Der einzige Unterschied nun zwischen diesen Fällen 
und der Schenkung des Betrags einer Geldstrafe besteht darin, 
dass hier der Ersatz für die Strafieistung nicht bloss gleich- 
wertig mit dieser Leistung, nicht bloss ihr Äquivalent, sondern 
gleichar% ist in der Art, dass es vollkommen einerlei ist, ob 
der Verurteilte das geschenkte Geld oder anderes Geld, das 
er schon vorher besass, an den Staat abliefert. Die Wirtschaft-, 
liehe Verschiedenheit zwischen Geld und andern körperlichen 
Sachen oder zwischen Geld und Arbeitskraft kann nun aber 
doch keinen Grund dafür abgeben, die Schenkung rechtlich 
im einen Fall anders als in den andern Fällen zu behandeln: 
ist sie hier strafios, so muss sie auch dort strafios sein; wäre 
sie dort strafbar, so müsste sie auch hier strafbar sein. 

Mag dem zu einer Geldstrafe Verurteilten der Betrag der 
Strafe oder dem zu einer Freiheitsstrafe Verurteilten das reichste 
Geldäquivalent für die entzogene Freiheit geschenkt werden 
— bestraft ist und bleibt der Schuldige (oder auch Unschuldige !), 
die levis notse macula der erlittenen Strafe bleibt an ihm haften, 
mag auch nach seiner oder nach der allgemeinen Meinung 
durch die Schenkung jeder ihm aus dem Vollzug der Strafe 



Schenkung und Begünstigung. 39 

erwachsene Nachteil ausgeglichen oder mehr als ausgeglichen 
sein. Das Wesen des Geldes bringt es mit sich, dass im Falle 
der Verurteilung zu einer Geldstrafe die Schenkung eines der 
Strafsumme gleichkommenden Betrags den Schein erregt, als 
ob der Verurteilte der Strafe entzogen wäre. Will der Staat 
diese scheinbare Vereitelung des Strafvollzugs nicht dulden, 
dann bleibt ihm nichts anderes übrig, als die Geldstrafe ab- 
zuschaffen, gerade wie die Eisenbahn Verwaltung, die nicht 
dulden will, dass eine auf den Inhaber lautende Fahr- oder 
Rückfahrkarte von einem andern als dem ersten Erwerber 
benützt werde, die auf den Inhaber lautenden Fahrkarten ver- 
nünftigerweise abschaffen müsste; wie es eine in Deutschland 
allerdings unter der Herrschaft einer beschränkten Bureau- 
kratie weit verbreitete, darum aber nicht minder grosse civi- 
listische Verkehrtheit ist, eine au porteur ausgestellte und 
eben darum übertragbare Fahrkarte mit dem Aufdrucke zu ver- 
sehen: „Als Rückfahrkarte nicht übertragbar", so ist es eine 
kriminalistische Verkehrtheit vom Staat, eine unverfängliche 
Handlung, die Schenkung, in einem Fall um deswillen für straf- 
bar zu erklären, weil nach dem von eben diesem Staat auf- 
gestellten Strafensystem durch diese Handlung der Schein der 
Vereitelung einer Strafe entstehen — , weil für bezahltes oder 
zu bezahlendes (Straf-) 6?eZd nachträglicher oder vorgängiger 
Ersatz in Geld geleistet werden kann. 

Wegen der wirklichen oder scheinbaren Möglichkeit der 
Vereitelung des Strafzwecks (die nicht identisch ist mit der 
Vereitelung des Strafvollzugs) wird jedoch niemand die Geld- 
strafe als Strafmittel beseitigen wollen. Wie oft und in welchen 
Fällen kommt diese Vereitelung vor ? Antwort : höchst selten ; 
und wo sie vorkommt, da handelt es sich regelmässig um Strafen, 
die in politischen Pressprozessen verhängt sind. Was hier mit 
den Anklagen wegen Begünstigung bezweckt wird, das ist 
regelmässig viel weniger die Sühne für Verletzung der Rechts- 
ordnung oder des allgemeinen Rechtsbewusstseins, als vielmehr 
die Verfolgimg politischer Gegner, und wenn diese Verfolgungen 
künftig unterbleiben würden, weil die Gerichte solche Anklagen 
zurückweisen, so wäre das kein Unglück. 
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Modus wie man ein Landtag soll verfUren.') 

Mitgeteilt von 
Staatsarchivar Dr. Türler in Bern. 



Fragt der Richter, 

Ob es der Hirten sige zu richten über das Blut Innamen unser 
gnädig Herren und Obern von Bern nach dem keyserlichen Rechten. 

Urtheilsprecher, 
Ja, und walte dann wyter was Recht ist. 

Der Richter. 

Heißt den Weybel zu rufen, ob jemands wöll das Recht bruchen, 
möge sich verfürsprechen. 

Der WeyheL 

Will Jemandt das Recht bruchen, mag sich verfürsprechen 
zum ersten, zum andern, zum dritten Mal. 

Cleger, 

Erschinen und füren die Clag, wie es verlüfen, nämlich er 
habe iren Bruder lyblos gmacht uf fryer Straß über ein gute 
Tröstung etc. 

Der Richter. 

Fragt was darumb Recht sye. 

Urteylsprecher. 
Daß man erstlich die Wortzeichen in Ring lege. 

Der Richter. 
Heißt den Weybel die Wortzeichen in Ring legen. 

Der Weibel. 
Also legt er die Wortzeichen in Ring us Geheiß des Richters. 



^) Aus dem Gerichtsbuch von Büren von Montag nach St. Michelstag 1532. 
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Cleger. 
Klagen wyter wie vor. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil« 

Urtheilsprechern 

Daß man den Ring an dryen Orten nfthüye und der Weibel 
ime Todschleger rufen solle an dryen Orten des offnen Rings wie 
sy clagt band, daß er käme sich zeverantworten zum ersten Mal, 
ersten Ruf und ersten Gricht. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rufen. 

Der Weibel. 

Also stat er uf den Stul an dryen Orten und ruft im mit sinem 
Namen wie es die erstgeschribne Urtheil gen hat und die ir Clag 
gefärt hand, dann allein sagt er wyter darzu des Wortzeichen hie 
zu gegen ligen. 

Cleger. 

Also nach man grüft und er nit khomen sich khomen ze ver- 
antworten, satzten wyter zu Recht was Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

ürtheilsprecher. 
Daß man den Ring wider bschließe wie er vor gewesen. 

Der Richter. 

Heißt den Ring bschließen« 

Also würd er bschloßen durch die Grichtsäßen. 

Cleger. 

Satzten abermals zu Recht, dwyl der ersten Gricht und ersten 
Ruf gerüffc und niemand kompt der redt und Antwort gebe was 
wyter Recht syge. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Ürtheilsprecher. 

Daß der Ring noch einest werde aufgethan an dryen Orten 
wie vor, und im wyter gerüft werde zum andern Ruf und ersten 
Grieht. 
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Der Richter, 
Heißet den Weibel rufen. 

Der Weibel 

Also thut man uf, und rüfft der Weibel wie vor zum andern 
Ruf und ersten Gricht. 

Cleger. 
Satzten wvter zu Recht wie vor. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 
Daß man den Ring wider beschließe wie vor. 

Der Richter, 

Heißt den Ring bschließen. 

Also würt er bschloßen durch die Grichtsäßen. 

Cleger. 

Satzten wyter zu Recht, dwyl der ander Ruf und ersten Gricht 
grüflFt und der Ring wider bschloßen ist und niemand kumpt der 
sich verantworte, was wyter Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 

Daß man den Ring wider zum dritten Mal ufthüye und im 
rufen laße sich khomen ze verantworten umb den Todschlag, wie 
solichs die Clag Inhalt zum dritten Ruf und ersten Gricht. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rufen. 

Der Weibel, 

Also ruft er us Geheiß des Richters wie die Clag wyst zum 
dritten Ruf und ersten Gricht. 

Cleger, 
Satzten aber wyter zu 'Recht was Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 
Daß man den Ring wider bschließe wie vor. 
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Der Richter, 

Heißt den Ring bschließen. 

Also würt er bschloßen durch die Grichtsäßcn. 

Cleger. 

Satzten aber wyter zu Recht, dwyl niemand kumpt der sich 
verantworte, und man den dritten Ruf und ersten Gricht geruft, 
und den Ring wider zum dritten Mal bschloßen ist worden, was 
darumb Recht sye. 

. Der Richter. 

Fragt die Urtheü. 

ürtheilsprecher, 

Dwyl der dritt Ruf und ersten Gricht beschechen und niemand 
kumpt sich ze verantworten, daß d4e Cleger beigen das erst Gricht 
verfürt wie das in unsem gnädigen Herren und Obern Statt und 
Land Bruch und Recht ist. Darzu mögen die Cleger wol ein andren 
Landtag halten und voUftiren wie vornacher das brüchlich, so ver 
den Clegern sölichs erloupt werde von unsem gnädigen Herren 
und Obern. 

Nun ist der erst Landtag vollfürt. 

Volget hienach der ander Landtag und werden beid eins Tags 
gehalten. 

Cleger. 

Reden wyter zum Richter inen das zu erlouben. 

Der Richter. 
Ja, es sye inen erloubt. 

Cleger. 

Also reden abermals die Cleger, dwyl sy den ersten Landtag 
vollfürt und inen niemand dhein Antwort gebe, und aber inen der 
ander Landtag zu halten erloupt, was wyter darumb Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

ürtheilsprecher. 

Man solle den Ring wider ufthun an dryen Orten wie vor und 
im rufen laße, sich khomen z(* verantworten umb den Todschlag 
den er begangen hat, wie sölichs die Clag Inhalt und vor geredt 
ist, zum ersten Ruf und ander Landtag. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rüflFen. 
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Der WeiheU 

Also rüfPt der Weibel us Geheiß des Richters wie die Clag 

wyst an dryen Orten des offnen Rings zum ersten Rnf und ander 

Landtag. 

Cleger. 

Satzten aber zu Recht was Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 

Man solle den Ring wider beschließen, gscheche dann wyter 

was Recht ist. 

Der Richter, 

Heißt den Ring bschließen. 

Also würt er beschießen durch die Grichtsäßen. 

Cleger, 

Reden wyter diewyl der Ring beschloßen ist und man im grüfft 
zu dem ander Landtag und ersten Ruf und aber er nit erschinen 
sich ze verantworten, satzten wyter was Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Man solle den Ring wider zum andren Mal an dryen Orten 

ufthun und der Todschleger durch den Weibel wyter gerüft werde, 

sich allhie khomen ze verantworten umb den Todschlag den er 

begangen hat wie die Clag inhalt, zum andern Ruf und andern 

Landtag. 

Der Richter, 

Heißt den Weibel rüffen. 

Der Weibel, 

Also rüfft der Weibel wie die Clag wyst und die erst geschribne 
Urtheil gen hat, nämlich zam andren Ruf und andren Landtag. 

Cleger. 
Satzten wyter zu Recht wie vor. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 

Man solle den Ring wider bschließen und walte dann wyter 
was Recht ist. 
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Der Richter. 

Heißt daß man den Ring solle bschließen. 
Also würt er durch die Grrichtsäßen bschloßen dwie er vor 
gewesen. 

Gleger, 

Reden wyter was Recht sye, diewyl niemand kompt der inen 
Antwort gebe, um ire Clag, und man den andren Ruf und andren 
Landtag gertlfft, und den Ring wider zum andren Mal beschießen 
ist worden. 

Der Richter, 

Fragt die Urtheil. 

Urtheikprecher, 

Daß man den Ring wider an dryen Orten uf thüye und daß 
der Todschleger durch den Weibel wyter grüflft werde umb den 
Todschlag den er begangen hat, wie die Clag wyst, in dritten Ruf 
und andern Gricht. 

Der Richter, 

Heißt den Weibel rüflFen. 

Der Weibel 

Also ruft der Weibel an dryen Orten des ofi^en Rings us 

Geheiß des Richters wie die Clag wyst, zum dritten Ruf und andern 

Landtag. 

Cleger, 

Satzten aber wyter zu Recht wie vor. 

Der Richter, 
Fragt die ürtheil. 

Urtheilsprecher. 
Daß man den Ring wider beschlüße wie vor. 

Der Richter, 

Heißt den Ring beschließen. 

Also wird er bschloßen durch die Grichtsäßen. 

Cleger, 

Satzten abermals zu Recht, dwyl der Todschleger nit erschinen 
und khomen sye inen Red und Antwort ze geben umb die Clag 
wie sy gegen im clagt hand und der dritte Ruf und andern Land- 
tag ttsgerüft worden ist, begeren was wyter Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 
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Urtheilsprecher, 

Dwyl der erst und ander Landtag mit Rufen und allen Dingen 
vollfürt, nach Statt, Land Recht und Bruch, daß wer N. den Tod- 
schleger gsicht, es sye in Statt, in Land, zu Waßer, Wun, Holz, 
Veld oder wo das sin mag, der soll im zwüßen thun wie der erst 
und ander Landtag vollfürt und der dritt sich halten werde über 
xiiy. Tage und innerthalb dryen Wochen sich khomen ze verant- 
worten umb den Todschlag, den er an N. säligen uf fryer Straß 
und über ein gute Tröstung begangen hat. Do soll der Weibel 
daßelb us rufen wo man den iy. Landtag halten wirt, daß er komme 
sich ze verantworten wie das in der Grafschaft Büren brüchlich 
und wie die Clag wyst. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rufen. 

Der Weibel 

Also rufet der Weibel wie erst gemelte Urtheil innhalt, das wer 
N. Todschleger gsicht es sye etc. ut ante. 

Cleger, 

Satzten aber zu Recht, dwyl man den ersten und andern 
Landtag vollfürt, wo man den iij. haben wirt, begeren was darumb 
Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 

Man solle den dritten haben und halten wo es unser gnädig 
Herren und Obern von Bern ordnen und gefeilig sin wirt. 

Gleger. 
Satzten wyter zu Recht was Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß man die Wortzeichen so zugegen im Ring ligen, uf nemen 
solle und hinder ein Amptman gelegt werden, wenn man den dritten 
Landtag hett, daß man sy finden könde. 

Nun ist auch der ander Landtag vollfürt. 
Volget der iij. Landtag. 

Der Richter. 

Fragt ob es der Hirten syg zu richten über das Blut nach 
dem keiserlichen Rechten, Innamen miner gnädigen Herren und 
Obern von Bern. 
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ürtheilsprecher. 
Ja, und walte dann wyter was Recht sye. 

Der Richter. 

Heißt den Weibel rufen ob Jemand wöll das Recht brachen, 
möge sich verfürsprechen. 

Der Weibel 

Rü£ft also, will Jemand das Recht brachen, der möge sich ver- 
fürsprechen zum j. zum \j. zum i\j. Mal. 

Cleger, 

Erschinen und reden abermals wie sy vornacher zu Bütingen 
am ersten und andren Landtag sind erschinen und gegen N. Tod- 
schleger klagt band wie er iren Bruder N. säligen lyblos gmacht 
und umbracht uf einer ftyen Straß und über ein gute Tröstung, 
und im grüfft nach Landsbruch zu dem ijj. Landtag allhie zu N. 
begeren darumb was Recht sye. 

Der Richter, 
I«>agt die UrtheiJ. 

Urtheilsprecher, 

Daß man erstlich die Wortzeichen solle in den Ring legen 
wie es vornacher am ersten und andern Landtag ist beschechen, 
walte dann wyter was Recht ist. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel die Wortzeichen in den Ring legen. 

Der Weibel 

Also legt der Weibel die Wortzeichen in Ring us Geheiß des 

Richters. 

Cleger. 

Ciagen wie vor und wyter, diewyl die Wortzeichen in dem 
Ring zugegen ligen, was darumb Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Daß man den Ring ufthüye an dryen Orten wie zum nechsten 
zu N. am j. und y. Landtag gethan, und im N. Todschleger rufen 
laße sich khomen ze verantworten wie die Clag wyst, zum ersten 
Ruf und dritten Landtag. 

Der Richter, 
Heißt den Weibel rufen. 
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Der WeibeL 

Also ruft der Weibel an dryen Orten des offhen Rings mit 
des Todschlegers Namen wie es die erstgeschribne Urtheil gen hat, 
nämlich zum ersten Ruf und dritten Landtag. 

Glegern 
Satzten aber wyter zu Recht was Recht were. 

Urtheilsprecher, 
Daß man den Ring wider beschließe. 

Der Richter, 

Heißt den Ring beschließen. 

Also würt er durch die Grichtsäßen beschloßen wie er vorhin 

gewesen. 

Cleger, 

Wyter die Cleger ir Clag . füren und reden dwyl man ime 
gerüflFt zum ersten Ruf und dritten Gricht und der Ring wider 
bschloßen ist wie er vor gewesen und er aber nit khomen ist do 
man im grtlfFt zum ersten Ruf und etc. sich khomen zeverant- 
worten umb den Todschlag den er begangen hat etc. was wyter 

Recht sye. 

Der Richter. 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Diewyl er Todschleger nit khomen ist sich ze verantwurten 
daß man wider zum andern Mal den Ring ufthüye imd man im 
wyter rufe zum andern Ruf und dritten Landtag. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rufen wie die erstgeschribne Urtheil gen hat. 

Der Weibel 

Also rüflPt der Weibel us Geheiß des Richters nämlich zum 
andern Ruf und dritten Gricht. 

Cleger, 

Reden abermals, diewyl inen niemand Antwort will geben was 
wyter Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher, 

Dwyl er nüt kumpt noch niemands von sinetwegen sich ze 
verantworten daß man den Ring wider beschließe wie er vor ge- 
wesen. 
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Der Richter, 
Heißt den Ring beschließen. 
Also würt er beschießen durch die Grichtsäßen. 

Cleger, 

Füren wyter ir Clag und klagen wyter wie N. Todschleger 
Iren Bruder N. säligen umbracht und lyblos gmacht etc. und man 
im aber grüflFt zum andern Ruf und dritten Gricht und den Ring 
wider zum andern Mal ist bschloßen worden, begeren was wyter 
drum Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

ürtheilsprecher, 

Dwyl die Cleger wyter Recht begeren und der Todschleger 

nit khomen ist inen umb den Todschlag den er an irem Bruder N. 

begangen hat sich ze verantworten, so sprechen wir daß der Ring 

wider zum iij. Mal uf than werde an dryen Orten wie er vorhin 

gewesen ist, und im wyter rufen zum dritten Ruf und dritten und 

letsten Landtag. 

Der Richter, 

Heißt den Weibel rufen. 

Der Weibel, 

Also rüflft der Weibel us Geheis des Richters wie die erstge- 
schribne Urtheil gen hat, riamlich zum iij. Ruf und letsten Landtag. 

Cleger, 
Reden abermals diewyl man gerüflPt was Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Ürtheilsprecher, 
Man solle den Ring wider beschließen wie er vorhin gewesen. 

Der Richter, 

Heißt den Ring wider beschließen. 

Also würt er durch Geheiß des Richters beschloßen durch die 

Grichtsäßen. 

Cleger, 

Reden wyter diewyl sy gegen den Todschleger klagt band 
und aber er nit khomen ist noch niemands von sinetwegen Im ze 
verantworten und man den dritten Ruf und dritten Landtag gerüfft, 
was darumb Recht sye. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 
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ürtheilsprecher. 

Diewyl die Cleger ir Clag gefürt hand gegen N. Todschleger 
und man den ersten, andern und dritten Ruf und Landtagen voll- 
fürt hat, und er gemelter N. Todschleger nit ftlrkhomen ist in 
jetweder Landtagen noch dheinen von sinetwegen sich ze verant- 
worten urab den Todschlag den er an N. säligen begangen hat uf 
einer fryen Straß und über ein gute Tröstung, ist mit merer Urtheil 
gesprochen und erkhent, daß er gemeldt Todschleger sin Lyb des 
N. säligen Fründen und allen dien so in ze erben Recht hand erloupt 
ist, und minen gnädigen Herren und Obern von Bern sin Gut ver- 
fallen solle sin. 

Cleger. 

Wyter reden die Cleger, dwyl die Urtheil gen hat, daß sin 
Lyb solle den Clegem und allen dien so Ine N. säligen zeerben Recht 
haben erloupt sin, und sin Gut minen gnädigen Herren und Obern 
von Bern verfallen ist, so begeren sy wyter zu wüßen wie wyt er 
nun solle miner gnädigen Herren Land und Lüt myden und wie 
lang er desselbigen solle verwürkt und verloren haben. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

Urtheilsprecher. 

Diewyl si den ersten, andern, dritten und letsten Landtag 
vollfürt habent und aber ime N Todschleger khimd gethan in 
jetwäder Landtagen sich khomen ze verantworten und aber er nit 
erschinen noch dheiner von sinetwegen gegen die Clegeren umb 
den Todschlag den er begangen hat an N. säligen, wie solichs die 
Clag wyst, so haben wir gesprochen und erkhent, daß gemelter 
N. Todschlegers Lyb den gemelten N. säligen Fründen und allen 
dien, die in ze erben Recht habendt, erloupt ist, und sin Gut minen 
gnädigen Herren und Obern von Beni verfallen. Und sy aber 
wyter begeren wie lang er nun minen gemelten gnädigen Herren 
und Obern Land und Lüt solle myden und wie lang er deßelbigen 
solle verloren Und verwürkt haben, so sprechen und urtheilen wir 
wyter, daß gemelter Todschleger solle ein Grafschaft Büren, darin 
der Todschlag beschechen ist, myden, verwürkt und verloren haben 
j® und j. Jar, und so er fürhin inei'thalbs j® und j. Jar würde in 
der obgemelten Grafschaft Büren ergriffen, daß man ab im richten 
solle nach sinem Verdienen und solle das der Weibel usiüfen wer 
in gesicht, daß im daßelb khund than werde. 

Der Richter. 
Heißt den Weibel rufen wie die erstgemelte Urtheil geben hat. 
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Der Weibel. 

Also ruft der Weibel us Geheiß des Richters, nämlich, daß des 
gemelten N. Todschlegers Lyb des gemelten N. säligen Fründen, 
und allen dien, die in ze erben Recht haben erloupt ist etc. ut ante. 

Cleffer. 

Reden aber diewyl alles voUzogen und vollfürt ist, ob sye 
wol mögen ein Urkhund drumb ze nemen. 

Der Richter, 
Fragt die Urtheil. 

ürtheilsprecher. 

Ja sy mögen wol eine drumb ze nemen so ver sy die Kosten 
an inen nemen wollen. 

Cleger, 

Reden wyter wer daßelb Urkhund solle angen. 

Richter, 
Fragt die Urtheil. 

ürtheilsprecher. 

Daß der Richter daßelb Urkhund solle angen, und do zegegen 

gevertiget werde. 

Der Richter. 

Fragt wyter, dwyl man den j. ij. und iy**" Landtag voUfttrt. 

ürtheilsprecher» 

Daß man die Wortzeichen solle ufnemen und den Fründen zu 
iren Händen stellen und widergeben. 
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Entscheidungen in Strafsachen. — Jurisprudence penale. 



I. Bundesgericht. — Tribunal federal. 

Mitgeteilt von Dr. Leo Weber, Bundesrichter in Lausanne. 



Urteile des Gesamt-Bundesgeriolits. 
1. Urteil vom 7. Mai 1898 in Sachen Italien und Giuseppe Bianca. 

Con sentenza contumaciale del 5 aprile 1893 del Tribunale penale di 
Catania, confermata in appello il 20 agosto 1894, 1' opponente, Bianca Giu- 
seppe, veniva dichiarato colpevole di falsificazione di una cambiale e con- 
dannato ad anni 3 di recluslone. Dietro richiesta della Legazione italiana 
a Bema, esso venne arrestato il 30 novembre in passag'g'io aBellinzona, eVS di- 
cembre susseguente la Legazione italiana presentava analoga domanda di 
estradizione al Consiglio f ederale. L' estradando dichiaro di opporsi alla di lui 
consegna e chiese per motivi impellenti d'affari e di famiglia di essere 
liberato provvisoriamente dall' arresto, ciö che gli venne accordato dal Con- 
siglio f ederale contro cauzione di 2000 fr. Susseguentemente, con atto 
del 15 dicembre 1897, egli motivo la propria opposizione col dire che la proce- 
dura contro di lui iniziata era stata irregolare a piü riguardi e che la 
condanna era stata pronunciata maigi-ado prescrizione dell'azione penale. 
In appoggio di queste sue asserzioni egli addusse: 

a) Che nei ricorsi in cassazione da lui diretti contro la sentenza di 
appello del 20 agosto 1894, fu vittima di una burocrazia ingiusta e fuori di 
luogo, la quäle valendosi di sottili distinzioni procedurali ebbe per effetto 
di chiudergli la via dei tribunali o di privarlo del diritto di difendersi. 
L'opponente ritiene percio che la sentenza di condanna, in base alla quäle 
viene chiesta Testradizione, non puo legittiniare la sua consegna alle au- 
toritä, italiane; 

b) Primo e principalissimo motivo di opposizione essere perö la pre- 
scrizione deir azione penale. L'art. 6 della legge federale suir estradizione 
dice che essa sarä rifiutata ogni qualvolta T azione penale, o la pena, sia 
prescritta o secondo la legge del Cantone dove l'estradando si 6 rifugiato, 
o secondo la legge dello Stato richiedente Festradizione. Ora trattandosi 
di delitto punito di tre anni di reclusione, V azione penale, secondo l'art. 91, 
n*» 4, del Cod. pen. ital. avrebbe dovuto prescriversi entro 5 anni, di modo 
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che prima che intervenisse la sentenza d'appello del 20 agosto 1894, il de- 
litto, commesso Becondo la sentenza suddetta nel 1887, doveva ritenersi 
prescritto. La prescrizione dell' azione penale essere gtata bensl interrotta 
cogli atti dl procedura che condussero alla sentenza di condanna, ma 
non in modo efficace. E cio pel disposto dell' art. 93 del Cod. pen. ital. il 
quäle dice, che « V eff etto interruttivo del maudato o del provvedimento non 
« puo prolungare la durata delF azione penale per un tempo che superi nel 
«complesso la metä dei termini rispettivamente stabiliti dall'art. 91 ». Ora 
ildelitto commesso nel 1887 ha dato luogo all' ißtruttoria solo il 24 gennaio 
1890. Questo provvedimento interruttivo della prescrizione (la prima sentenza 
di condanna non essend o stata emanata che il 3 aprile 1893) avrebbe avuto 
dunque elficacia per piü di 3 anni, vale a dire per piü della metÄ del tempo 
necessario per estinguere V azione penale, percio V interruzione suddetta ^ 
rimasta senza effetto. 

In base a questi argomenti il ricorrente domanda che sia dichiarata 
inammissibile 1' estradizione. 

Con nota del 19 raarzo 1898 la Legazione italiana, alla quäle venne 
comunicato 1' atto di opposizione del ricorrente, dichiaro di insistere nella 
fatta domanda ed inoltro al Consiglio federale diversi atti del processo penale 
per provare che la prescrizione dell' azione penale era stata efficacemente 
interrotta. In seguito di questa dichiarazione il Consiglio federale trasmise 
gli atti a (juesta Corte per una decisione, accompagnandoli di un preavviso 
del Procuratore generale della Confederazione, nel quäle lo stesso si pronuncia 
in senso favorevole all' estradizione del ricorrente. 

Considerando : 

In prima linea ö di tutta evidenza che la domanda d' estradizione 
della Legazione italiana deve essere esamlnata in base alla con- 
venzione esistente coir Italia e non in base alla legge federale del 
22 gennaio 1892. L' obbligo di estradizione di fronte ad uno Stato 
col quäle esiste un relativo trattato, si regola dietro le norme di 
quest* ultimo e non dietro i disposti della legislazionc interna, la 
quäle non ha forza vincolante che per lo Stato dal (^uale emane. 
Ora secondo le disposizioni del trattato italo-svizzero, come del resto 
anche secondo la legge del 22 gennaio 1892, il Tribunale federale non 
ha nessuna competenza per decidere se nella procedura contumaciale 
seguita in odio dell' estradando, siano stati commessi degli errori 
implicanti la nullitä del giudlzio sul quäle la domanda di estradizione 
si fonda. La sola questione che questa Corte 6 in caso di esaminare, 
^ quella relativa alla prescrizione deir azione penale, ma non in 
base air art. 6 della legge federale, ma in base all' art. 4 del trattato 
italo-svizzero, il quäle prescrive che 1' estradizione non poträ aver 
luogo se dal fatto imputato, dall' inchiesta o dalla condanna in poi, 
secondo le leggi dello Stato nel quäle il prcvenuto od il condannato 
si h rifugiato, b maturata la prescrizione deir azione o della pena. 
L' invocata prescrizione dell' azione penale si deve esaminare dunque 
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a Btregua dei disposti del Codice pönale ticinese, e non a stregna 
della legge italiana. Ora nel mentre il Codice penale ticinese, secondo 
r interpretazione piü favorevole al ricorrente, stabilirebbe esso pure 
pel delitto in questione un termine di prescrizione di 5 anni (vedi 
gli art. 217 e 76) ; V art. 78 che tratta deir interruzione deir azione 
penale, prescrive: 

„II corso della prescrizione si sospende durante la costruzione 
del processo. 

„Se perö entro cinque anni, da computarsi dal giorno del- 
r apertura del processo, o da quello della data del decreto del- 
1' abbandono, non sia stata proferita sentenza di condanna^ 1' azione 
penale ö prescritta." 

Ora non vi puö essere alcun dubbio che le condizioni contenute 
in questo articolo per 1' estinzione dell' azione penale non occorrono 
nel caso concreto, per cui toma inutile di discutere, se di fronte 
ad una sentenza di condanna, anche solo contumaciale, possa essere 
opposta ancora 1' eccezione della prescrizione deir azione penale, 
oppure se la sola prescrizione opponibile sia quella della pena. 
Anche partendo del resto dal punto di vista del ricorrente, non 
sarebbe in nessun modo provato che air epoca del giudizio 1' azione 
penale era veramente prescritta. 

Per questi motivi, 

il Tribunale federale pronuncia: 

L* estradizione di Bianca, Giuseppe, alle autoritÄ italiane h 
ammessa. 



2. Urteil vom 11. Januar 1899 in Sachen Franicreich und Huybrechts. 

Le 3 d^cembre 1898, eiisiiite de requöte directe du juge d'instruction 
de Nancy (France) k la Direction de police de Lucerne, fut arrßtö k Sursee 
le ßieur Löon-Jtdien-Joseph Huybrechts, de Glinies (Belgique) comme aceusö 
d*avoir commis divers abus de confiance, du moiitant de plus de 2000 fr., 
au prejudice de M. Granier fils, nögociant ä B^ziers. Le juge d'instruction 
de Nancy avait accompagnö sa requ^te du l«'' d^cembre 1898 d'un mandat 
d'arrftt de m^me date, d'oü il rösulte que Huybrechts est n6 le 25 janvier 
1855 ä Glimes (Belgique) ; le mandat d'arrf^t contient le Signalement d6taill6 
de Tinculpö, et la lettre d'envoi du juge ajoute que Huybrechts a logö 
quelque teraps k Thötel du Cygne k Sursee, et qu'il doit Oire encore en Suisse. 

Par note du 11 decembre 1898 TAmbassade de France en Suisse demande 
au President de la Conföd^ration de vouloir faire procöder k l'extradition 
de Huybrechts. A cette note est Joint un mandat d'arröt du juge d'instruction 
de Nancy, dat6 du 5 du m6me mois; ce document relöve k la Charge de 
Huybrechts les f aits ci-aprös, rösultant de Tinformation commenc^e contre lui : 
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< Hiiybrechts, actueliement en fuite, fils de Edouard et de DewaYt, 
Marie-Catherine, s'ötait par Convention soub seings-privös du 22 mare 1898, 
chargö de vendre, k la commissi on, sur la place de Nancy et dang les en- 
virons, les vins que lui expödierait M. Granier filB, nögociant ä Böziers. 
Mais ce dernier s'^tait r^servö d'6tabiir lui-m6me les factures et d'en opörer 
directement Tencaissement. Au möpris de ces engagements, Huybrechts 
a touch^ chez diver» clients et s'est appropri^ ie montant de ce qui ötait 
du. k M. Granier. II a, en outre, d^.pos^ aux docks nanc^iens environ 50 hecto- 
litres de vin, et s'est fait consent! r sur cette consignation des avances de 
fonds H'^levant k 450 fr., qu'il a ^galement employ^s ä ses besoins. Les abus 
de confiance commis par lui au prejudice de M. Granier ne sont pas ^valuös 
h moins de 2000 fr. 

« CoH faitH conHtituent le delit pr6vu et r^primö par les art. 406 et 408 
du Code p^nal.» Ce dernier article est con^u, notamment, comme suit: 

« Quiconque aura detourne ou dissipö, au prejudice des propriötaires, 
possesr^eurs ou d^tenteurs, des effets, deniers, marchandises^^billets, quittances 
ou tous autres eeritn« contenant ou op^rant Obligation ou döcharge, qui ne 
^ui auraient ete remin qu'ä titre de louage, de d^pdt, de mandat, de nan- 
tissement, de pr^t k usage, ou pour un travail salariö ou non salariö, ä la 
Charge de les rendre ou repreH(»nter, ou d'en faire usage ou un emploi 
determine, sera puni des peines port^es en l'art. 406 » (emprisonnement de 
deux mois au moius, de deux ans au plus, et amende qui ne pourra ex- 
ceder le quart des restitutions et des dommages-int^r^ts qui sont dus aux 
parties lesees, ni Hre moindre de vingt-cinq francs). 

« Si Tabus de confiance pr^vu et puni par le pr^cedent paragraphe a 
^te commis par un officier public ou ministöriel, ou par un domestique, 
homme de service k gages, eleve, clerc, commis, ouvrier, compagnon ou 
apprenti, au prejudice de son maltre, la peine sera celle de la r^clusion. 

«Le tout Sans prejudice de ce qui est dit aux art. 254, 255 et 256, 
relativement aux soustractions et enlevements de deniers, effets ou pi^ces 
commis dans les d^pots publics. » 

Dejä avant le depot de la demande d'extradition, le Conseil ex^cutif 
de Lucerne avait, par office du 9 döcembre 1898, avis6 le Conseil f^d^ral 
que l'inculpe avait et^ arrett*^. le 4 dit, et incarcöre dans la prison präventive 
de Lucerne, k la disposition de Tautoritö requ6rante. Le dit office ajoute 
que Tinculpe, informe par le Departement lucernois de Justice de Taccusation 
d'abus de confiance dirig^e contre lui, ainsi que des dispositions du trait^ 
d extradition entre la Suisse et la France, du 9 juillet 1869, a demandö 
d'^tre mis au plus tot en libert^, afin de pouvoir se rendre immi'»diatement 
k Nancy saus escorte de ])olice, et sV presenter au juge d'instruction ; selon 
Tinculp^, il ne s'agirait que d'une. contestation civile iutroduite par la maison 
de vins Granier fUs k B^ziers, et qui a et^ fort exag6r6e. L'inculp^ in- 
voquait sa bonne r^putation et ses circonstances de famille, notamment le 
fait « qu*il a k Nancy quatre petits enfants, dont Tatn^ n'a que 8 ans, et une 
femrae dans une posit.ion interessante». 

Par lettre du 13 decembre 1898, l'avocat Beck ä Sursee, conseil de 
l'inculpe, avise le Departement federal de Justice et Police de l'arrestation 
de son dient, en slgnalant le fait qu'aucune demande d'extradition n'a 
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encore 6t6 döposee contre ce dernier. II ajoute que par cette arrestation 
Huybrechts »'est vu enlev6 soudain ä ses occupationn, et qu'il a souffert, 
ensuite d'une röclamation portant sur une somme de 800 fr. tout au plus, 
un dommage s'ölevant k des milliers de francs. Huj'brechts est arrivö il 
y a environ deux mois de Nancy k Sursee, oü 11 a fait le commerce de 
fruits en toute honn6tet6; il ne s'est pas röfugie en Suisse, daiis le sens de 
Tart. !•', al. 1, du trait6 d'extradition franco-suisse. LHnculp6 estlme en outre 
ne pouvoir 6tre extrad^, attendu que le fait similaire k celui pour lequel 
il est poursuivi u'est pas punissable dans le pays requis, soit dans le canton 
de Lucerne (m^me article, dernier alinöa). Cette Venture conclut k ce qu'il 
plaise au Departement föderal ordonner la mise en libertc^ de Tinculp^; 
k cette lettre est Joint un certificat de niopurs, sign^ par le pr^sident du 
Conseil municipal de Sursee, d'ou il rösulte que Huybrechts a 6te domicilii 
pendant deux mois dans cette localit6, pour y acheter des fruits, et que, 
pendant ce temps, sa conduite et ses Operations d'affaires n'ont donn^ lieu 
k aucune plainte. 

Par telögramme du 14 d6cembre, le Departement avise Tavocat Beck 
qu'il ne peut entrer en mati^re sur sa requOte, avant quMl ait ete proc^dö 
k Taudition de Huybrechts, confonnement h Part. 21 de la loi fed^rale sur 
Textradition, 

Cette audition eut lieu k Lucerne le 15 decembre, Huybrechts protesta 
contre son extradition, par des motifs qu'il declara vouloir faire rediger 
par son avocat, et adresser le m^me jour au Conseil fed^ral. 

Par lettre du 22 decembre l'avocat Beck prie le Departement federal 
de hftter sa decision, k quoi le Departement repond, par teiegramme du 23, 
que la faute du retard ne saurait lui Otre imputee, puisque ce retard est 
du au fait que le memoire annone6 nVst pas encore pan'enu au Conseil 
federal. 

Huybrechts adressa en outre, le 21 decembre, directement au President 
de la Confederation une demande de mise en liberte; il fut repondu au 
requ6rant, sous date du 24 dit, qu'il ne pouvait etre donne suite ä cette 
demande vu les dispositions du traite d'extradition du 9 juillet 1869. 

Le dossier ayant ete communique au conseil de Tinculpe, sur sa demande, 
le memoire redige par cet homme de loi ])arvint k Berne le 26 decembre, 
Dans la lettre d'envoi accompagnant ce memoire, Tavocat Beck renouvelle 
sa demande de mise en liberte provisoire de son dient, en s'appuyant sur 
le fait qu'au moment de I'arrestation de Huybrechts il n'existait encore 
aucune demande d'extradition, ni aucun mandat d'arret, d'oü il suit que 
cette arrestation a eu lieu au mepris des dispositions des art. 15 et 17 de 
la loi federale sur l'extradition. 

Le memoire lui-meme conclut ä ce que la demande d'extradition soit 
rejet^e, eventiiellement avec la reserve qui sera mentionnee plus bas. A 
Tappui de ces conclusions ledit memoire fait valoir, on substance, les 
considerations ci-apres: 

Huybrechts n'est pas refugie en Suisse dans le sens de Tart. 1" du 
traite, ni < en fuite » comme l'indique ä tort le mandat d'arrOt decerne contre 
lui. L'extradition, en second lieu, ne peut etre accordee, puisque le fait 
similaire k Tabus de confiance n'est pas ptmissable dans le canton de Lucerne, 
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pays requis (art. 1, demier alin^a, du trait^ de 1869). Le d^touriienieiit 
.simple, pr6vu au § 217 du Code p^nal iucemois, ue figure pas daiis le trait6 
d'extradition, mais seulement, sous chiffre 19, la < soustraction frauduleuse», 
dont le niandat d'arr^t iie parle pas. II n'exiöte pas möme, daiie Tesp^ce, 
k la Charge de Tinculp^, de detournement simple, lequel serait d'ailleurs 
impuissant k justifier Textradition demand^e. Huybrechts ^»tait le commis- 
sionnaire de Granier fils ; or d'apri's Tart. 444 C.-O. suisse, il (^tait eii cette 
qualit^ autorisö k conserver comme acheteur la chose qu'il devait vendre. 
En tout cas la circonstance qu'il a employ^ k son profit la marchandise 
commissionn^.e n'implique par elle-m^me, tant que Huybrechts demeurait 
solvable, aucun crime ni d^lit, mais tout au plus un acte coutraire au contrat, 
acte qui ue peut ^tre poursuivi dfts lors que par la voie civile, daii« le but, 
par exemple, de faire proiioncer des dommages-int6r^ts contre son auteur. 
Dans la pratique des tribuiiaux lucernois, ce caract^re plutöt civil du de- 
tournement simple a ^t6 reconnu, en ce sens qu'aucune penalit6 n'est 
prononcee contre un pareil d61it, si, avant le pronoucö du jugeraent de 
demifere instance, l'accuse prouve qu'il aenti^rementsatisfaitauxr^clamations 
civiles de l'ayant droit 1^.8^. C'est lä une extension de la disposition du 
§ 217, al. 2, du Code pönal lucernois, statuant qu'en cas de detournement 
simple, aucune peine n'est prononcee contre Tinculpö, si celui-ci, apres en 
avoir 6t6 sommö, satisfait enti(»rement dans un delai de 24 heures k toutes 
les röclamations civiles des ayants droit, k la condition qu'il s*agisse de 
choses fongibles. Ce dölit n'est d*ailleurs pas poursuivi d'office. II y aurait 
par consequent lieu en tout cas, si l'extradition 6tait accordöe, de faire une 
röserve dans ce sens qu'aucune peine ne pourra ^tre prononcee contre 
Tinculpö, s'il prouve avoir satisfait k toutes les reclamations ci\alert avant 
le prononcö du jugement de demi^.re instance. 

Dans son office du 27 decembre 1898, le Procureur gen6ral de la 
Conf6döration conclut k Tadmission de la demande d'extradition, sans 
s'opposer toutefois k la röserve ci-haut fonnukie. 

Statuant sur ces faits et considerant en droit: 
L Sur la demande de mise en libert6 provisoire de l'inotilp6. 

Aux termes de Tart. 25, al. 2, de la loi fe^derale sur rextradition 

aux Etats 6trangers, du 22 janvier 181)2, la mise en libertt» provi- 

soire d'un individu arretö peut etre, selon les eirconstances, autoriseo 

par le Tribunal föderal, si celui-ci est saisi de la cause, sinon par 

le Conseil föderal. C'est donc en resp(?ce au Tribunal de ceans A 

statner sur la demande du requ6rant k cette fin. Toutefois, comme 

le Tribunal fedöral doit statuer aujourd'hui möme sur la demande 

d'extradition du sieur Huybrechts, la prödite requ^te de ce dernier 

est devenue sans objet. II n'y a donc pas lieu d'entrer en mati^re 

sur la demande tendant k la mise en liberte provisoire du sieur 

Huybrechts. 

n. Au fond. 

1** En ce qui a trait aux objections soulevees par Tinculpe en 
ce qui conceme la demande d'extradition dont il est robjet, 11 y 
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a lieu de repousser d'embl^e, comme dönuee de tout fondement, 
Celle consistant k dire que Huybrechts ne peut ötre consldöre comme 
un individu „röfugi^ de France en Suisse" dans le sens de l'art. 1*', 
al. 1, du trait6 de 1869. II suffit, sous ee rapport, de rappeler ce 
que le Tribunal f^döral a dit, dans une autre cause d'extradition, 
relativement k la mßme question, pour ötablir que Huybrechts se 
trouve bien dans les conditions vis^es par le traitö, attendu qu'il 
s'est soustrait en fait k la juridiction de Tautorite pönale fran9aise 
(voir arröt du Tiibunal föderal du 28 fövrier 1890 dans la cause 
Menninger, rec. off. XVI, page 108 et suiv.). 

2^ Le sieur Huybrechts s'oppose en outre k Textradition requise, 
en allöguant que le dölit d'„abus de confiance" vise dans le mandat 
d'arret, n'est pas röprimö par le Code penal du canton de Lucerne, 
que d'un autre cöte la notion du detournement simple, prövu dans 
le dit Code, ne l'a pas et6 dans le traite d^extradition franco-suisse, 
et qu'en tout cas Tacte reprochö k Tinculpö ne peut pas ^tre compris 
dans la notion du detournement, teile qu'elle existe en droit lucernois, 

Ces objections sont egalement mal fondöes. 

II est tout d'abord indifferent, au point de vue de l'extradition 
requise, que le crime ou le d61it vis6 par le mandat d'arret de 
l'Etat requf^rant ne figure pas sous la meme dönomination dans 
le Code pönal de Lucorne; il suffit, k cet ögard, ainsi que le 
Tribunal de cöans Ta dejA reconnu k diverses reprises, que le Code 
en question considöre l'acte visö comme un acte punissable (crime 
ou dölit), justifiant Textradition aux termes du traitö dont il s'agit 
(voir p. ex. aiTöt du Tribunal föderal en la cause Malzacher, rec. 
off. II, page 49-2). 

Or tel est bien le cas dans l'esp^ce. Comme il n'est pas contestö 
que Tabus de contiance est compris sous chiffre 21 dans l'önumöration 
des crimes et delits donnant lieu k l'extradition, il s'agit seulement 
encore de savoir si les faits vises dans le mandat d'arret apparaissent 
comme punissables aux termes d'une disposition de la loi pönale 
de l'Etat requis, soit dans le cas particulier du canton de Lucerne, 
ce qui n'a point öte conteste, pas meme par le conseil de Huybrechts, 
en ce qui concernc le dötournement des sommes indiiment encaissöes 
et dissipöes par cet inculpö. Celui-ci est notamment poursuivi pour 
avoir encaisse, chez des clients de la maison pour laquelle il 
recevait des commandes, des sommes d'argent qu'il a employöes 
pour ses besoins propres, au lieu de les livrer k ses patrons, comme 
il s'y savait oblige ; il est donc accusö d'avoir commis des actes 
impliquant une transgression du mandat qui lui avait ötö conliö, 
un abus de la confiance qu'il avait su inspirer k ses mandataires. 
II est donc poursuivi pour le dölit prevu ögalement au § 217 du 
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Code pönal lueernois, lequel vise — en lui donnant la dönomination 
de dötoumement (Unterschlagung) — Faete par lequel quelqu*un 
s'approprie, contrairement au droit, et au pr^judico du propriötaire, 
la chose d'autrui, dont il avait pris possession moyennant Tobligation 
et S0U8 condition de la restituer ä son dit i)roprietaire ou ayant 
droit. En effet, aux termes du mandat d'arret, Huybrechts a pergu 
indüment lesdites sorames, non seulement sans les transmettre ä 
la maison (rranier fils, mais en contestant mönie actuelleraeiit cette 
Obligation de restitution en ce qui concerne la plus grande partie 
de ces montants. II y a lieu de eonsid6rer en outre comme rentrant 
dans la categorie des üctes prevus et r(^^primes par le § 217 du 
Code pönal lueernois le fait, de la part de lluy brecht«, d'avoir 
deposö dans les docks nancöiens environ 50 hectolitres de vin 
appartenant k la maison Granier fils, et de s'etre fait livrer des 
avances d'argent, avec ce de})6t comme garantie, jusqu'ä concurrence 
de 450 fr., que Huybrechts a employös pour ses besoins. En effet, 
c'est en vain que l'opposant ä la demande d'extradition cherche 
ä se faire envisager comme un commissionnaire dans le sens des 
art. 430 et suiv. C.-O., auquel cas il pourrait ä la v<5rlte etre considere, 
le cas öchöant, comme acheteur de la marchandise qu'il devait 
vendre (C.-O., art. 444). II est 6tabli au contraire que Huybreclits 
n'a Jamals et6 commissionnaire de Granier fils dans le sens de ces 
dispositlons legales, pas plus que des art. Ol et süiv. du Code de 
commerce fran9ais. II se bomait k placer, non point en son nom 
ä lui, mais pour le compte de Granier fils les vins de cette maison 
„ä la commission", c'ost-ä-dire en (lualite de commis-voyageur 
percevant une provision de tant pour cent, k titro de commission, 
sur les vins par lui vendus. Huybrechts n'ötait ainsi nullement 
autorise ä prendre la marchandise k son propre compte, et par ses 
agissements, il a de nouveau commis le delit pr6vu au § 217 du 
Code lueernois. A ce second point de vue encor«», Textradition de 
Huybrechts est donc bien demandee pour un d61it dont le similaire 
est punissable dans le pays A qui la demande est adress6e. 

L'opposition k la demande d'extradition n'est d^s lors point 
fondee, et il v a lieu d'v döföror. 

3** II ne convient pas non plus de joindre au present arret la 
r<5serve proposee par le conseil de l'inculpö, et consistant k assurer 
rimpunitö au sieur Huybrechts s'il rapportait, avant le prononce 
döfinitif des tribunaux en la cause, la preuve qu'il a entiferemerit 
satisfait aux roclamations civiles elevöes par la maison Granier fils. 
Des circonstances de fait stabiles ainsi que d(*,s pi^ces du dossier, 
il r6sulte que les conditions dans lesquelles le Code pönal lueernois 
(§ 217, al. 2) assure k l'inculp«'» Timpunite, ne se trouvent point 
accomplies en Tespöce. 
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4® Enfin il importe peu que le mandat d'arröt n'indique pas 
avee pr^cision et detail, dans le cas particulier, la date de la 
perp6tration du ou des d^lits pour lesquels Huybrechts est poursuivi. 
II est aisö, en eflFet, de combler cette lacune ä l'aide des autres 
eonstatations figurant dans le m^me document, desquelles il appert 
avec certitude que les actes incriminös dont il s'agit ont ^^t6 coniinis 
pendant la p^riode qui s'est 6coul6e entre Tentröe de Huybrechts 
dans la maison Granier en qualite de voyageur de commerce 
(22 mars 1898) et le depart de Tinculp^ pour la Suisse en octobre 
suivant. Dans cette Situation il est indifferent que la date de chacune 
des infractions reprochees ä ce dernier n'ait pas Ot^ inser^e specia- 
lement dans le mandat d'arret. 

Par ccs niotifs 

Le Tribunal fideral prononce: 

L'extradition du sieur L6on-Julien- Joseph Huybrechts, n6 k 
Glimes (Belgique) le 25 janvier 1855, representant de commerce, 
pröcödemment A Nancy, actuellenient detenu ä Lucerne, est accord6e 
contbrm6ment ä la demande formte par l'Ambassade de France 
en Suisse, en application de l'art. 1", chiffrc^ 21, et dernier alin^a du 
traite franco-suisse du 9 juillet 18(i9. 



3. Urteil vom 18. Januar 1899 in Sachen Bayern und Josef Winicelhofer. 

Ä, Mit Note vom 4. Januar 1899 stellte die kgl. bayr. Gesandtschaft in 
Bern beim flchweizerischen Bundesrate das Gesuch um Auslieferung des 
im Rubrum genannten Josef Winkelhof er, gemäss Art. 1, Ziff. 11 und 12, 
Art. 7 und 8 des schweizerisch-deutschen Auslieferungsvertrages, und ge- 
stützt auf einen am 26. Dezember 1898 datierten Haftbefehl de»^ Militärunter- 
suchungsrichters der kgl. Kommandantur der Haupt- und Residenzstadt 
München, wonach Winkelhof er beschuldigt wird: 

«1. In der Nacht vom 6. auf 7. Oktober 1898 zu München .... dem 
«Obergefreiten Angerer seiner Compagnie aus dessen ordnungsgemäss 
« versperrtem Schranke im gemeinsamen Zimmer Nr. 42 des Fuss-Artillerie- 
« Kasernements einen dem Angerer gehörenden Betrag von Mk. 1.50, also 
«eine fremde bewegliche Sache, in der Absicht rechtswidriger Zueignung 
«weggenommen zu haben, nachdem er zum Zwecke der Ermöglichung 
« solcher Wegnahme das den Verschluss des Schraukes venuittelnde Schloss 

m 

« mit einem falschen Schlüssel oder mit einem zu dessen ordnungsmässiger 
«Eröffnung nicht bestimmten Werkzeuge versperrt, mithin den Diebstalil 
«dadurch bewirkt hatte, dass er ziir Eröffnung des im Innern eines Ge- 
«bäudes befindlichen Behältnisses falsche Schlüssel oder andere zur ord- 
« nungsmässigen Eröffnung nicht bestimmte AA'erkzeuge verwendete, und 
«sich durch diese Handlung, nachdem er wegen zweier Vergehen des 
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Diebstahls mit Urteil des Schöffengerichtes am kgl. Amtsgerichte Gries- 
bach vom 28. März 1896 zu einer Gesamtgefängnisstrafe von 14 Tagen^ 
hierauf wegen eines am 10. Oktober 1897 ausgeführten Verbrechens des 
einfachen Diebstahls im Rückfalle mit Urteil des kgl. Militär-Bezirksgerichts 
München vom 30. November 1897 zu Gefängnis von 3 Monaten 15 Tagen 
verurteilt worden ist, des in §§ 242, 243, Ziff. 3, 244 M.-St.-G.-B. mit Strafe 
bedrohten Verbrechens des schweren Diebstahls im Rückfalle schuldig 
gemacht zu haben; 

< 2. in der Zeit vom 3. bis 6. November 1898 zu München, im König- 
reich Bayern, dem nämlichen Angerer aus dem gleichen, ordnungsgemäss 
versperrten Schranke einen dem Angerer gehörenden Geldbetrag von 
Mk. 24, also eine fremde bewegliche Sache, in der Absicht rechtswidriger 
Zueignung weggenommen und den Diebstahl in gleicher Weise wie in 
Ziffer 1 bewirkt, Konach sich durch diese Handlung des nämlichen Ver- 
brechens wie in Ziff. 1 schuldig gemacht zu h^ben ; 

« 3. am 31. Oktober 1898 zu München, im Königreich Bayern, im 
Zimmer Nr. 42 des Fussartillerie-Kasernements dem Kanonier Ebenthener 
seiner Compagnie einen diesem gehörenden, goldenen Fingerring im 
\A^erte von Mk. 3, also eine fremde bewegliche Sache, in der Absicht 
rechtswidriger Zueignung weggenommen und sich durch diese Handlung 
mit Rücksicht auf die in Ziffer 1 erwähnten Vorstrafen des in §§ 242, 
244 des Strafgesetzbuches mit Strafe bedrohten Verbrechens des einfachen 
Diebstahls im Rückfalle schuldig gemacht zu haben; 

«4. Anfang Oktober 1898 zu München, im Königreich Bayern, seinem 
Compagniechef, k. Hauptmann Rosenberger, aus der Compagniekammer 
eine militär-ärarialische Säbeltroddel im Werte von 50 Pfg., also eine 
fremde bewegliche Sache, in der Absicht rechtswidriger Zueignung weg- 
genommen und sich durch diese Handlung mit Rücksicht auf die in 
Ziffer 1 erw^ähnten Vorstrafen des in §§ 242, 244 des Strafgesetzbuches 
mit Strafe bedrohten Verbrechens des einfachen Diebstahls im Rückfalle 
schuldig gemacht zu haben; 

«5. vom 13. auf 14. Oktober 1898 zu München, im Königreich Bayern, 
ein Bierglas im Werte von einer Mark, welches ihm von dem Gastwirte 
Lehner in München zum Bierholen geliehen worden war, mithin eine 
fremde bewegliche Sache, welche ihm anvertraut war, sich rechtswidrig 
zugeeignet und sich durch diese Handlung des im § 246 des Strafgesetz- 
buches mit Strafe bedrohten Vergehens der Unterschlagung schuldig ge- 
macht zu haben; 

«6. am 7. November 1898 zu München, im Königreich Bayern, bei 
seiner eigenmächtigen Entfernung von den ihm vermöge seines allge- 
meinen militärischen Dienstverhältnisses seitens der Compagnie zum 
dienstlichen Gebrauche behändigten, militär-ärarialischen Bekleidungs- und 
Ausrüstungsgegenständen 1 Feldmütze, 1 Halsbinde, 1 Waffenrock, 1 Tuch- 
hose, 1 Paar Stiefel, 1 Leibriemen, 1 Säbeltroddel, 2 Patronentaschen, 
1 Helmüberzug, 1 Seitengewehr, Gesamtwert Mk. 27. 95, also fremde be- 
wegliche Sachen, welche ihm vermöge eines militärischen Dienstver- 
hältnisses anvertraut waren, sich unter Verletzung seines Verhältnisses 
rechtswidrig zugeeignet und sich durch diese Handlung des im § 138, 



62 Entscheidungen in Stnifsachen. 

«Abs. I, des Militärstraf gesetzbiiches in Verbindung mit § 246 des Straf- 
« gesetzbuches mit Strafe bedrohten militärischen Vergehens der Unter- 
« schlagung schuldig gemacht zu haben.» 

Die Note der kgl. bayr. Gesandtschaft bemerkt, Winkelhofer sei von 
seinem Truppenteile desertiert und in die Schweiz geflüchtet; sie gab die 
Erklärung ab, er werde im Falle seiner Auslieferung wegen des mili- 
tärischen Vergehens der Fahnenflucht nicht verfolgt werden. 

B, Bei seiner Einvernahme vor Bezirksamt Werdenberg gab der An- 
geschuldigte die Erklärung ab, er widersetze sich der Auslieferung, weil 
er die eingeklagten Entwendungen gegenüber dem Obergefreiten Angerer 
nicht begangen habe und die anderen — von ihm zum Teil eingestan- 
denen — Delikte so geringfügig seien, dass deswegen eine Auslieferung 
nicht zulässig sei. 

C, Die Akten wurden dem Bundesgericht mit Zuschrift des eidgenös- 
sischen Justiz- und Polizeidepartements vom 13. Januar 1899 übermittelt. 

Der Generalanwalt der schweizerischen Eidgenossenschaft trägt in 
seinem Gutachten auf Bewilligung der Auslieferung an. 

Das Bundesgericht sieht in Erwägung: 

L Die in Art. 7 des schweizerisch -deutschen Auslieferungs- 
vertrages vorgeschriebenen Formalien des Auslieferungsgesuches 
sind gewahrt, so dass auf das Gesuch einzutreten ist. Ferner sind 
die Delikte, deretwegen der Angeschuldigte verfolgt wird, vertrags- 
mässige Auslieferungsdelikto und nach den beidseitig in Betracht 
kommenden Strafgesetzen strafbar. Es ist demnach die Auslief ening 
zu bewilligen, sofern nicht eine der im schweizerisch - deutschen 
Auslief erungs vertrage, der hier allein zur Anwendung kommt und 
neben dem für die Anwendung des schweizerischen Auslieferungs- 
gesetzes vom 22. Januar 1892 kein Raum bleibt, vorgesehenen 
Ausnahmen von der Auslieferungspflicht zutrifft. 

2, Die Einrede des Angeschuldigten nun, er habe sich einzelner 
der ihm zur Last gelegten Delikte nicht schuldig gemacht, kann 
vom Auslieferungsrichter nicht gehört werden, da dieser nur zu 
prüfen hat, ob die Voraussetzungen der Auslieferung nach Massgabe 
des Auslieferungsvertrages zutreflten, dagegen zur Entscheidung 
über die Schuld oder Nichtschuld nicht befugt ist. 

3, Ebenso unstichhaltig ist der — übrigens nach Erw. 2 
dahinfallende — Standpunkt des Angeschuldigten, er könne wegen 
der Geringfügigkeit der von ihm zugestandenen Vergehen nicht 
ausgeliefert werden ; denn der schweizeriscli-deutsche Auslieferungs- 
vertrag kennt eine derartige Ausnahme von der Auslieferungspflicht 
nicht (vergl. Urteil des Bundesgerichts vom 10. Februar 1894 i. S. 
Weller, A. S. XX, S. 56 f.. Erw. 3, und vom 15. März gleichen Jahres 
i. S. Zimmermann, A. S. XX, S. 61, Erw. 3). 
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4. Endlich kommt auch — worauf übrigens der Angeschul- 
digte selbst nicht abstellt — nicht in Betracht, dass die Auslieferung 
von einem Militär- und nicht von einem bürgerlichen Gerichte 
begehrt wird (Urteil des Bundesgerichts i, S. Hilby vom 9. Sep- 
tember 1893, A. S. Bd. XIX, S. 506, Erw. 3). 

5. Sonach ist die Auslieferung zu bewilligen, wobei von der 
Erkläining der kgl. bayr. Gesandtschaft, wegen des Vergehens der 
Fahnenflucht finde eine Verfolgung nicht statt, Vorraerk genommen 
wird. 

Demnach hat das Bundesgericht erkannt: 
Die Auslieferung des Josef Winkelhofer wird bewilligt. 



Urteile der II. Abteilimg des Bundesgeriohts. 
1. Urteil vom 24. November 1897 in Sachen Joseph Egenter. 

* 

A. Durch Urteil der Polizeikammer des Appellations- imd Kassation»- 
hofes des Kantons Bern, vom 21. Juli 1897, wurde Joseph Egenter, Ad- 
ministrator der Bemer Tagwacht in Bern, weil er am 1. Mai 1897 an der 
Spitze eines von der Arbeiterunion Bern veranstalteten Umzuges eine rote 
Fahne getragen hatte, der Widerhandlung gegen den Beschluss des Re- 
gierungsrates des Kantons Bern, voiji 26. Juli 1893, betreffend da» Verbot 
des Tragens oder Führens der roten Fahne schuldig erklärt und in An- 
wendung der Art. 1 und 2 dieses Beschlusses, sowie der Art. 368 und 468 
des bemischen Strafverfahrens polizeilich zu einer Busse von Fr. 200 und 
zu den Kosten des Staates verurteilt. Der angeführte regierungsrätliche Be- 
schluss war, wie aus den ihm vorangestellten Erwägungen hervorgeht, 
veranlasst worden durch Ruhestörungen, die an verschiedenen Orten des 
Kantons Bern stattgefunden hatten, und beruht auf dem Gedanken, dass 
der Gebrauch der roten Fahne unter den obwaltenden Umständen als eine 
Provokation erscheine, die geeignet sei, die Öffentliche Ruhe und den 
bürgerlichen Frieden zu stören und Unordnungen hervorzurufen. Zur 
Begründung seiner Kompetenz berief sich der Regierungsrat in dem Be- 
schluss auf Art. 39 der Staatsverfassung und die ihm vom Grossen Rat 
durch Beschluss vom 1. Juli 1893 erteilten Vollmachten. In der Sitzung- 
des Grossen Rates vom 1. Juli waren nämlich die Ruhestörungen, die am 
19. Juni 1893 in der Stadt Bern vorgekommen waren und die zur Aufrecht- 
erhaltung der Ordnung von den Behörden getroffenen Massnahmen zur 
Sprache gekommen, und es hatte bei diesem Anlasse der Grosse Rat, 
indem er die Massregeln des Regierungsrates genehmigte, diesem zugleich 
Vollmacht erteilt, <alle Vorkehrungen ^a treffen, welche er zur Aufrecht- 
erhaltung der öffentlichen Ruhe und Ordnung noch fernerhin für nötig 
erachtet». 
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Ä Schon vor den bernischen Straf gerichtsbehörden hatte Joseph 
Eg-enter die Frage der Konstitutionalität des regierungsrätlichen Beschlusses 
vom 26. Juli 1893 aufgeworfen und diese sowohl aus formellen Gründen — 
wegen Inkompetenz des Regierungrates — als aus materiellen Gesichts- 
punkten — wegen Verletzung der Gleichheit der Bürger vor dem Gesetze 
und des Vereinsrechts — bestritten. Die bernische Polizeikammer sprach 
sich in ihrem Urteil vom 21. Juli 1897 über diese Einwendungen im 
wesentlichen folgendermassen aus: Art. 39 der am 1. Juli 1893 in Kraft 
getretenen bernischen Rantonsverfassung erteile dem Regierungsrat (in 
Erweiterung des § 40 der Kantons Verfassung vom 31. Heumonat 1846) die 
allgemeine Kompetenz, zur Abwendung dringender Gefahr die nötigen 
Gebote und Verbote mit Strafandrohung zu erlassen. Mit seinem Beschluss 
habe der Regierungsrat, wie aus seiner Motivierung hervorgehe, einer 
solchen dringenden Gefahr begegnen wollen, die ihm das Tragen der 
roten Fahne nach den damals obwaltenden Umständen für die öffentliche 
Ruhe und Ordnung zu bieten geschienen habe. Das verfassungsmässige 
Znstandekommen des Beschlusses stehe danach ausser Zweifel. Die weitere 
Frage aber, ob eine dringende Gefahr in dieser Hinsicht noch heute be- 
stehe und inwiefern verneinendenfalls die Verfassungsmässigkeit des Be- 
schlusses als dahingefallen anzusehen sei, entziehe sich der Beurteilung 
des Gerichts, da dasselbe der Natur . der Sache nach bei Prüfung der 
Konstitutionalitätsfrage darauf beschränkt sei, das Vorhandensein einer den 
Erlass des fraglichen Beschlusses rechtfertigenden dringenden Gefahr 
formell, d. h. in dem Sinn festzustellen, dass die Berufung auf sie seitens 
der den Beschluss fassenden Behörde ein notwendiges Requisit seiner Ver- 
fassungsmässigkeit bilde, währenddem von einer Untersuchung darüber, 
ob eine dringende Gefahr nach den thatsächlichen Verhältnissen wirklich be- 
standen habe, keine Rede sein könne. Es genüge demnach, diesbezüglich 
zu konstatieren, dass eine förmliche Aufhebung des Beschlusses nicht 
stattgefunden habe. Freilich hätte ferner der fragliche Beschluss nach 
Art. 39 der Kantonsverfassung dem Grossen Rat zur Kenntnis gebracht 
werden sollen, und von der daherigen Pflicht sei der Regierungsrat durch 
den Beschluss des Grossen Rates vom 1. Juli nicht entbunden worden. 
Allein dass deswegen der Beschluss niemals Geltung erlangt habe, sei eine 
Annahme, die sich jedenfalls aus dem Wortlaut der Verfassung night her- 
leiten lasse, und deren Richtigkeit auch aus inneren Gründen starkem 
Zweifel unterliege, da ja dadurch der Zweck jener dem Regierungsrat 
eingeräumten Befugnis, der gebieterisch die sofortige Wirksamkeit der 
Beschlüsse desselben erfordere, verfehlt wäre. Würde man aber annehmen, 
es trete die Wirksamkeit eines derartigen Beschlusses sofort ein, sie sei 
indessen durch die Kenntnisgabe an den Grossen Rat gleichsam resolutiv 
bedingt, so wäre, da eine Frist zur Kenntnisgabe nicht bestimmt sei, die 
Gültigkeitsdauer derartiger Besclilüsse unsicher und mangels eines festen 
Kriteriums schwer bestimmbar. Die Unterlassung der Kenntnisgabe sei 
übrigens ohne grosse praktische Bedeutung, da der Grosse Rat vermöge 
seines Aufsichtsrecht« über die Exekutivbehörde stets in der Lage sein 
werde, hinsichtlich derartiger Beschlüsse Aufschluss zu verlangen und gut- 
findend einzugreifen. Es sei daher, wenn er hiervon vorliegend keinen 
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Gebrauch gemacht habe, darin eine stillschweigende Anerkennung des 
fraglichen Beschlusses zu erblicken. Im weiteren wurden dann auch die 
Einwände betreffend die materielle Verfassungswidrigkeit des Beschlusses 
als unstichhaltig hingestellt. 

C, Gegen das Urteil der bernischen Polizeikammer hat namens des 
Joseph Egenter Fürsprech Aebi in Bern den staatsrechtlichen Rekurs an 
das Bundesgericht ergriffen. Darin wird wiederholt, dass der regierungs- 
rätliche Beschluss, auf den sich das Urteil stütze, verfassungswidrig sei. 
Erstlich habe der Regierungsrat damit seine Kompetenzen überschritten. 
Der Beschluss sei inhaltlich ein gesetzgeberischer Akt, er involviere ein 
neues Strafgesetz. Dem Regierungsrat ständen jedoch gesetzgeberische 
Befugnisse nach der bernischen Staatsverfassung, Art. 6, Ziff. 2, und Art. 29, 
nicht zu. Und Art. 39 der Kantonsverfassung räume dem Reglerungsrat 
nicht einen Freibrief für den Erlass von Geboten und Verboten mit Straf- 
androhung ein, dergestalt, dass er unter blosser Berufung auf das Vor- 
handensein dringender Gefahr, für das sein Ermessen einzig massgebend 
wäre, sich nach Belieben die Kompetenzen der übrigen zur Ausübung der 
Staatsgewalt zuständigen Organe arrogieren könnte. Vielmehr müsse that- 
sächlich eine Notlage vorhanden sein. Auf keinen Fall habe mit der Auf- 
stellung des Art. 39 dem Regierungsrat das Recht eingeräumt werden 
wollen, für alle Zukunft bindende Gesetze zu erlassen, und nun sei heute 
die in dem Vorhandensein einer dringenden Gefahr für die öffentliche 
Ordnung liegende Voraussetzung der Gültigkeit des Beschlusses sicherlich 
weggefallen. Es könnten überhaupt derartige Massnahmen allgemein bin- 
dende Gültigkeit nur auf so lange beanspruchen, als die dringende Gefalir 
nicht erlaube, durch die verfassungsmässig kompetenten Organe selbst die 
notwendigen gesetzgeberischen Massnahmen zu treffen. Die Gültigkeit 
solcher Beschlüsse höre daher mit dem Momente auf, wo die kompetenten 
Organe in Wirksamkeit treten könnten. Und wenn eingewendet werde, 
der Grosse Rat habe stUlschweigend jenem Erlass seine Genehmigung 
erteilt, so sei dem entgegenzuhalten, dass auch der Grosse Rat die Kom- 
petenz nicht habe, die ihm oder anderen Organen durch die Verfassung 
ausdrücklich zugewiesenen Verrichtungen und Befugnisse anderen Be- 
hörden zu übertragen. (Art. 27 Kantonsverfassung.) Die Auffassung der 
Polizeikammer über die Tragweite des Art. 39 der Kautonsverfassung 
würde dazu führen, dass die Regierung unter dem Vorwande dringender 
Gefahr geradezu diktatorisch vorgehen und nach Belieben die dem Bürger 
eingeräumten Garantien suspendieren könnte. In zweiter Linie wird dann 
auch darauf beharrt, dass durch den fraglichen Beschluss die Gleichheit 
der Bürger vor dem Gesetz und die Vereinsfreiheit verletzt werde. Der 
Antrag geht dahin, es sei das Urteil der bernischen Polizeikammer vom 
21. Juni 1897 aufzuheben, unter Kostenfolge. 

D, Die l'olizeikammer beruft sich statt einer Vernehmlassung auf die 
Ausführungen im angefochtenen Urteil. Der Regierungsrat des Kantons 
Bern, dem ebenfalls Gelegenheit zur Vernehmlassung gegeben wurde, hat 
auf eine einlässliche Beantwortung verzichtet, da nicht die Aufhebung 
seines Beschlusses, sondern bloss die des Urteils der Polizeikammer ver- 
langt werde. Der Instruktionsrichter fragte hierauf den Regierungsrat an, 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 12. Jahrg. 5 
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ob er das frag'liche Verbot noch auf eine unbestimmte Zeitdauer fort- 
bestehen zu lassen gedenke, oder ob derselbe vielleicht jetzt schon in der 
Lage sei, zu ennessen, in welchem Zeitpunkte die Aufhebung des Verbots 
erfolgen dürfte; für den einen wie für den anderen Fall werde eine kurze 
Anführung der Gründe für die bezügliche Entschliessung des Regierungs- 
rates gewünscht. In Erledigung dieser Zuschrift teilte die Staatskanzlei 
des Kantons Bern im Auftrage des Regierungsrates mit, dass dieser seinen 
Beschluss vom 26. Juli 1893 unterm 13. November 1S97 aufgehoben habe, da 
die Gründe, welche im Jahre 1893 das Verbot des Gebrauches der roten 
Fahne zweckmässig hätten erscheinen lassen, zur Zeit nicht mehr bestünden ; 
beigefügt wurde, es sei in der Diskussion über die Beschlussfassung die 
einstimmige Überzeugung des Regierungsrates zur Geltung gekommen, 
dass der Beschluss vom 26. Juli 1893 verfassungsmässig gewesen sei, und 
dass sich die Regierung vorbehalte, den Beschluss wieder in Kraft zu setzen, 
wenn die Umstände dies nötig machen sollten. 

Bas Bundesgericht zieht in Einwägung: 

1, Das Urteil der bemischen Polizeikammer vom 21. Juli 1897 
wird vom Rekurrenten in erster Linie deshalb angefochten, weil 
der Beschluss des Regierungsrates vom 26. Juli 1893, auf dem 
dasselbe beruht, nach den verfassungsrechtlichen Bestimmungen 
über die Kompetenzen dieser Behörde von Anfang an nicht ver- 
bindlich gewesen sei, oder doch im Zeitpunkt der Ausfällung des 
Urteils der Polizeikammer keine Gültigkeit mehr besessen habe. 
Zur Prüfung dieser Beschwerde ist das Bundesgericht zweifellos 
kompetent, da es ihm obliegt, über die Beobachtung der durch die 
kantonalen Verfassungen den staatlichen Behörden gesetzten Kom- 
petenzgrenzen zu wachen, und zwar kann der staatsrechtliche 
Rekurs nicht nur gegen einen verfassungswidrigen Erlass als 
solchen, sondern auch gegen jede konkrete Anwendung desselben 
ergriffen werden (vergl. das Urteil des Bundesgerichts i. S. Wald- 
vogel und Konsorten, Amtliche Sammlung Bd. XXII, S. 101, E. 1). 

2. Der Beschluss des bernischen Regierungsrates vom 26. Juli 
1893,*) dessen Yerfsisaxmgswidrigkeit danach zu prüfen ist, stützt 



*) Derselbe lautete: 

Der Regierungsrat des Kantons Bern, 
in Erwägung 

1. dass die in neuerer Zeit an verschiedenen Orten des Kantons statt- 
gefundenen Ruhestörungen es der Regierung zur Pflicht machen, so viel 
als möglich allem vorzubeugen, was zu neuen Unordnungen Anlass geben 
könnte; 

2. dass unter den obwaltenden Umständen der Gebrauch der roten 
Fahne als eine Provokation erscheint, geeignet, die öffentliche Ruhe und 
den bürgerlichen Frieden zu stören und Unordnungen hervorzurufen, 
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sich auf Art. 39 der am 1. Juli 1893 in Kraft getretenen Staats- 
verfassung des Kantons Bern vom 4. Juni 1893, der lautet: „Er 
„(der Regierungsrat) wacht innerhalb der Schranken der Bundes- 
„Verfassung über die Sicherheit des Staates nach aussen und über 
„die Handhabung von Ruhe und Ordnung im Innern. 

„Zur Abwendung von dringender Gefahr kann er die vor- 
„läufigen militärischen Sicherheitsmassregeln ergreifen oder die 
^^nötigen Gebote und Verbote mit Strafandrohung erlassen; er soll aber 
„dem Grossen Rate sogleich davon Kenntnis geben und seine Ent- 
„scheidung über die weiteren Vorkehren gewärtigen." Gegenüber 
der entsprechenden Bestimmung in Art. 40 der früheren Verfassung 
des Kantons Bern, vom 31. Heumonat 1846, enthält Art. 39 der 
neuen Verfassung, abgesehen davon, dass in Absatz 1 die Vor- 
schriften der Bundesverfassung vorbehalten werden, in Absatz 2 
eine sofort in die Augen springende Erweiterung der dem Re- 
gierungsrate ausdrücklich übertragenen Befugnisse in der Richtung, 
dass ihm für Fälle dringender Gefahr das Recht eingeräumt wird, 
Gebote und Verbote mit Strafandrohung zu erlassen. Durch die 
Verfassung selbst ist somit der Regierungsrat, und zwar offenbar 
bewussterweise, für gewisse Ausnahmsfälle mit gesetsgeberischer Ge- 
walt ausgestattet, die sonst im allgemeinen nach der bernischen 
Verfassung in den Händen des Grossen Rates bezw. des Volkes 
liegt, und es kann daher deshalb allein, weil es sich um eine 
ihrem innem Wesen nach gesetzgeberische Massnahme handelt, 
die Verfassungsmässigkeit des Beschlusses vom 26. Juli 1893, der 
eben in Ausübung der dem Regierungsrat durch Art. 39 einge- 
räumten Ausnahmebefugnis erlassen worden ist, nicht in Frage 



gestützt auf Art. 39 der Staatsverfassung, sowie auf die vom Grossen 
Rate durch Beschluss vom 1. Juli 1893 der Regierung erteüten Vollmachten, 

heschliesst : 

Art. 1. Das Tragen oder Fahren der roten Fahne, in welcher Gestalt es 
sei, unter freiem Himmel, das Aufpflanzen derselben im Freien, in Wirt- 
schaften oder an anderen öffentlichen Orten ist im ganzen Staatsgebiete 
verboten. 

Art. 2. Widerhandlungen sind mit Gefangenschaft von 8 — 40 Tagen, 
oder mit einer Busse von 100 bis 500 Franken, sowie mit Konfiskation der 
Fahne zu bestrafen. 

Art. 3. Die rote Fahne ist, wo sie in Übertretung des vorstehenden 
Verbotes erscheint, durch die Polizei wegzunehmen und dem Regierungs- 
statthalteramte abzuliefern. 

Art. 4. Dieser Beschluss tritt sofort in Kraft. Derselbe soll durch das 
Amtsblatt bekannt gemacht und In die Gesetzsammlung aufgenommen 
werden. 

Bern, den 26. Juü 1893. 

Naznens des ReoieransBrates, 

Der Vizepräsident: Steiger, 
Der Staatsschreiber: Kistler. 



68 Entscheidungen in Strafsachen. 

gestellt werden. Wenn dann aber weiter behauptet wird, es habe 
damals eine Notlage, die den Regierungsrat zu seinem Vorgehen 
fermächtigt hätte, nicht bestanden, und es habe somit die verfassungs- 
mässige Voraussetzung für dessen Kompetenz zum Erlasse des 
fraglichen Beschlusses gefehlt, so ist hierauf zu bemerken, dass 
die Pf'üfung der Frage, ob jenes materielle Erfordernis für die Aus- 
übung gesetzgeberischer Befugnisse durch den Regierungsrat vor- 
handen gewesen sei, notwendigerweise diesem selbst überlassen werden 
muss, und dass dagegen nichts eingewendet werden kann, dass die 
bemischen Gerichte sich darauf beschränkt haben, die Verfassungs- 
mässigkeit des Beschlusses bloss nach der formellen Seite hin zu 
prüfen. Aber auch das Bundesgericht könnte sich auf eine Über- 
prüfung dieser Frage nur dann einlassen, wenn geltend gemacht 
würde, dass die Berufung auf das dem Regierungsrat durch Art. 39 
der Verfassung eingeräumte Notrecht nach der Lage der Dinge 
im Zeitpunkte der Ausübung desselben eine völlig unhaltbare ge- 
wesen sei und nur dazu dienen sollte, eine bewusste Kompetenz- 
überschreitung durch Vorschieben thatsächlich unrichtiger Voraus- 
setzungen zu bemänteln. Dies trifft aber vorliegend oflFensichtlich 
nicht zu, und es kann deshalb daran, dass das regierungsrätliche 
Verbot vom 26. Juli 1893 von einer zum Erlass verfassungsmässig 
zuständigen Behörde ausgegangen ist, und somit verfassungsrecht- 
liche OtÜtigkeit erlangt hat, nicht gezweifelt werden. 

3, Allein es wird sich weiter fragen, ob auf den fraglichen 
Beschluss auch mit Bezug auf die Daner seiner Gültigkeit die nämlichen 
Regeln anzuwenden seien, nach denen sich die zeitliche Geltung 
eigentlicher Gesetze bestimmt. Dies zu verneinen zwingt nicht bloss 
der Wortlaut der fraglichen Verfassungsbestimmung, sondern auch 
deren innere Natur, Grund und Zweck derselben. Es ist nämlich 
nicht zu verkennen, dass solche Massnahmen, wie sie Art. 39, Abs. 2, 
der bernischen Verfassung vorsieht, einen provisorischen Charakter 
tragen. Ihre Veranlassung bildet das Vorhandensein einer dringenden 
Gefahr, und ihr Zweck besteht darin , dieser Gefahr , die als 
dringend, aber nicht als dauernd vorausgesetzt wird, zu begegnen. 
Ist die Gefahr beseitigt, so fällt auch das Bedürfnis nach den be- 
sondem Massnahmen dahin. Es kann also nicht die Absicht des 
Art. 39 der bernischen Kantons Verfassung sein, solchen Massnahmen 
den Charakter definitiver, bleibender Normen zu verleihen. Sie sind 
nur auf kürzere Zeit berechnet, und die Dauer ihrer rechtlichen 
Gültigkeit ist ihrer ursächlichen Veranlassung und ihrer Zweck- 
bestimmung nach eine beschränkte. Darauf weist ferner auch der 
bereits erwähnte Umstand hin, dass durch die Bestimmung, wonach 
dem Regierungsrat der Erlass derartiger Massnahmen übertragen 
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ist, die Ordnung der Kompetenzverhältnisse der Behörden, die nach 
der bernischen Verfassung die Staatsgewalt ausüben, durchbrochen 
wird, indem darin dem Regierungsrat eine Kompetenz zugewiesen 
ist, die sonst dem Grossen Rate und dem Volke zusteht. Der 
Grosse Rat ist die oberste Staatsbehörde, dem die Beratung und 
Beschlussfassung über alle Gegenstände obliegt, die der Volks- 
abstimmung unterliegen (Art. 26, Zifif. 1, der Verfassung); und der 
eigentliche Gesetzgeber ist das Volk (Art. 6 leg. cit.) ; der Regierungs- 
rat ist lediglich vorberatende und vollziehende Behörde (Art. 36, 
38 und 41 leg. cit.). Bleibende Anordnungen' verbindlicher Natur 
zu treffen, ist somit in der Regel Sache des Grossen Rates, bezw. 
des Volkes; und wenn dem Regierungsrate gesetzgeberische Be- 
fugnisse eingeräumt sind, so hat man es mit einer Ausnahme von 
der sonst gültigen Kompetenzordnung zu thun, die in letztere sich 
nur einfügen lässt, wenn man die Rechtsbeständigkeit der in Aus- 
übung dieser Kompetenz getroffenen Massnahmen als eine zeitlich 
beschränkte auffasst. Ähnlich gestaltet ist das Verhältnis zwischen 
dem Regierungsrat und dem Grossen Rat mit Bezug auf die in 
Art. 39 der Kantonsverfassung dem Regierungsrate eingeräumte 
Befugnis zur Ergreifung militärischer Sicherheitsmassregeln. Aus- 
drücklich ist hier beigefügt, dass diese bloss vorläufige seien, wie 
denn auch nach Art. 26, Abs. 6, die Verfügung über die Wehrkraft 
des Kantons, soweit sie nicht dem Bunde übertragen ist, dem 
Grossen Rate zusteht. Kann sonach den Strafbestimmungen, die 
der Regierungsrat in Ausübung der ihm nach Art. 39 der Ver- 
fassung übertragenen Kompetenz aufgestellt hat, schon aus den 
angegebenen Gründen in zeitlicher Beziehung nicht die nämliche 
Rechtskraft beigemessen werden, wie den von den ordentlichen 
gesetzgebenden Organen ausgehenden Erlassen allgemein verbind- 
licher Natur, so hat femer auch dieser Gedanke in der Verfassung 
selbst einen positiven Ausdruck darin gefunden, dass der Re- 
gierungsrat verpflichtet ist, dem Grossen Rat sogleich von den von 
ihm getroffenen Massnahmen Kenntnis zu geben und seine Ent- 
scheidung über die weiteren Vorkehren zu gewärtigen. Durch 
diesen Beisatz wird einerseits in unzweideutiger Weise ausgesprochen, 
dass die vom Regierungsrat getroffenen Massnahmen nur provi- 
sorischen Charakter haben und dass dem Grossen Rate die end- 
gültige Beschlussfassung über die zu treffenden Vorkehren zusteht ; 
anderseits aber muss darin eine formelle, verfassungsrechtliche 
Befristung der Gültigkeit der vom Regierungsrate angeordneten 
Massnahmen erblickt werden. Denn wenn der Regierungsrat ver- 
pflichtet ist, von seinen Vorkehren sogleich dem Grossen Rate 
Kenntnis zu geben, und wenn letzterem die Entscheidung über die 
weiteren Vorkehren übertragen ist, so folgt daraus in zwingender 
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Weise der Schluss, dass die Vorkehren des Regierungsrates längere 
Gültigkeit nur haben können, wenn der Grosse Rat sie bestätigt, 
und dass bei Unterlassung der vorgeschriebenen Kenntnisgabe eine 
verfassungsmässige Bedingung für den Fortbestand derselben aus- 
fällt. Angesichts der Tragweite der Kompetenzen, die dem Regierungs- 
rate in Art. 39 ausnahmsweise eingeräumt sind, kann es sich hierbei 
nicht um eine blosse Ordnungsvorschrift handeln; vielmehr muss 
gesagt werden, dass bei einer derartigen verfassungsrechtlichen 
Ordnung der Verhältnisse die weitere Rechtsbeständigkeit der 
fraglichen Massnahmen von der Benachrichtigung des Grossen 
Rates und der Bestätigung derselben durch diesen abhängig sei. 
Der Einwand, dass die Frage der zeitlichen Geltung einer solchen 
Massnahme bei dieser Auffassung ins ungewisse gestellt wäre, ist 
nicht stichhaltig. Denn gewiss wird im einzelnen Falle leicht zu 
bestimmen sein, wann die Kenntnisgabe spätestens hätte erfolgen 
sollen, zumal angesichts der Bestimmung in Art. 32 der Verfassung 
des Kantons Bern, wonach der Grosse Rat ordentlicherweise alle 
Jahre zweimal zusammentritt und sich ausserordentlicherweise 
versammelt, wenn dies vom Präsidenten oder vom Regierungsrate 
nötig erachtet wird. Nun hat im Rekursfalle eine Kenntnisgabe des 
Beschlusses vom 20. Juli 1893 an den Grossen Rat, wie die Polizei- 
kammer in ihrem Urteil feststellt, überhaupt nie stattgefunden, 
trotzdem der Grosse Rat seither öfters zusammengetreten ist. Der 
Pflicht zur Kenntnisgabe an denselben konnte den Regieningsrat 
aber auch die ihm von ersterem am 1. Juli 1893 erteilte allgemeine 
Vollmacht zur Ergreifung der nötigen Massnahmen nicht entheben. 
Denn dem Grossen Rate steht es nicht su, eine über die Verfassung 
hinausgehende Vollmacht zu erteilen y so wenig als er sich durch 
seinen Beschluss des Rechts begeben oder der Pflicht entziehen 
konnte, die thatsächlich von dem Regierungsrat getroff'enen Mass- 
nahmen seiner materiellen Prüfung zu unterstellen. Eine vorherige 
Ermächtigung könnte höchstens dann von Bedeutung sein, wenn sie 
sich auf ganz bestimmte, in Aussicht genommene Massregeln be- 
ziehen würde. Ebensowenig aber, wie durch eine zum voraus 
erteilte allgemeine Vollmacht, konnte angesichts des Wortlautes der 
Verfassung das formelle Erfordernis der Kenntnisgabe an den 
Grossen Rat, bezw. der Bestätigung des regierungsrätlichen Be- 
schlusses seitens des letztern durch eine nachträgliche stillschweigende 
Anerkennung ersetzt werden. Es hatte daher der Beschluss des 
Regierungsrates vom 2(j. Juli 1893 im Zeitpunkte, als ihn die 
bernische Polizeikammer zur Grundlage ihres Urteils vom 21. Juli 
1897 machte, seine verfassungsrechtliche Oültigkeit verloren, und es 
muss infolgedessen dieses Urteil, das sich auf jenen Beschluss 
stützt, aufgehoben werden. 
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4, Muss danach schon aus formell verfassungsrechtlichen 
Gründen das Urteil der bemischen Polizeikammer aufgehoben 
werden, so braucht nicht mehr geprüft zu werden, ob durch das- 
selbe auch materielle, durch die Verfassung gewährleistete Rechte 
des Rekurrenten verletzt worden seien. 

Demnach hat das Bundesgericht erkannt: 

Der Rekurs wird begründet erklärt und das angefochtene Urteil 
der Polizeikammer des Appellations- und Kassationshofes des 
Kantons Bern vom 21. Juli 1897 aufgehoben. 



2. Urteil vom 9. Februar 1898 in Saclien Daniel Gaffner. 

A. Gegen Ernst P^iizolt, Beamter des eidgenÖBsischen Justizdepartements 
in Bern, hatten einige Mitglieder des Einwohnervereins Bern, dem Pezolt 
als Präsident vorstand, eine Strafanzeige wegen Unterschlagfung eines 
Betrages von 1000 Fr. erhoben, welcher demselben als Vorsitzenden des 
im Einwohnerverein aufgegangenen Initiativkomitees eingehändigt worden 
sei und über dessen zweckgeraässe Verwendung er sich nicht genügend 
habe auszuweisen vermögen. Es wurde eine Untersuchung eingeleitet, 
aber durch gemeinschaftlichen Beschluss des Untersuchungsrichters und 
des Staatsanwaltes wurde dieselbe mangels Schuldbeweis ohne Entschä- 
digung aufgehoben, mit der Begründung : cDie Untersuchung hat ergeben, 
dass das zum Thatbestand des Delikts der Unterschlagung erforderliche 
Moment der rechtswidrigen Zueignung in diebischer Absicht in casu nicht 
vorliegt. Der Ang*eklagte hat nach seinem subjektiven Standpunkt wohl 
in guten Treuen gehandelt. Dagegen ist Ernst Pezolt gegenüber dem 
Initiativkomitee, zu dessen Händen die 1000 Fr. gesammelt worden sind, 
«nicht korrekt vorgegangen. Es gebührt demselben keine Entschädigung.» 
Nun reichte Ernst Pezolt seinerseits gegen Daniel Gaffner, Lehrer in Bern, 
Strafanzeige wegen Verleumdung ein, indem er behauptete, der Angezeigte 
habe in einer Sitzung von Mitgliedern imd Freunden des Einwohnervereins 
Bern ihn der Unterschlagung beschuldigt. Im Haupt Verhandlungstermin 
stellte Gaffner bei dem urteilenden Richter das Gesuch, er möchte als Ent- 
lastungsbeweis die Untersuchungsakten gegen Ernst Pezolt wegen Unter- 
schlagimg beim Untersuchungsrichteramt Bern verlangen. Diesem Gesuche 
wurde entsprochen. Das Untersuchungsrichteramt Bern verweigerte jedoch 
im Einverständnis mit der Staatsanwaltschaft die Herausgabe dieser Akten. 
Und eine vom urteilenden Richter auf Verlangen des Gaffner bei der 
Anklagekammer des Kantons Bern als Aufsichtsbehörde erhobene Be- 
schwerde wurde am 20. Oktober 1897 abgewiesen mit folgender Motivierung: 
Das Voruntersuchungs- und Überweisungsverfahren im bernischen Straf- 
prozesse sei vom Grundsatz der Heimlichkeit beherrscht (Art.. 89, 93 u. 
249 des Strafverfahrens). Es erscheine daher folgerichtig, die in der Vor- 
untersuchung gesammelten Akten auch nach der Aufhebung der Unter- 
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suchung geheimzuhalten. Gemäss Art. 244 und 252 des Strafverfahrens 
sollen beim Hinfall der öffentlichen Klage infolge Verjährung oder Vergleich 
bei Antragsdelikten und daheriger definitiver Aufhebung der Untersuchung 
die Prozessakten vernichtet werden. Daraus folg*t, dass, wenn auch in den 
übrigen Fällen der Aufhebung einer Untersuchung die Akten im Archiv 
des Untersuchungsrichteramtes aufbewahrt bleiben, damit der Möglichkeit 
einer Wiederaufnahme der Untersuchung innerhalb der Verjährungsfrist 
(Art. 266 des Strafverfahrens) Rechnung getragen werde, von denselben 
doch nur im Falle einer Wiederaufnahme der Untersuchung Gebrauch 
gemacht werden düi'fe, während sie im übrigen als nicht vorhanden zu 
betrachten seien. Der Angeschuldig-te habe ein Recht darauf, dass das 
ohne Kontrollierung durch ein kontradiktorisches Verfahren gesammelte 
Untersuchungsmaterial, wenn es nicht zur Erhebung einer Anklage geführt 
habe, nicht nachträglich eine beliebige öffentliche Verwendung finde. 

B, Dieser Entscheid bildet den Gegenstand eines staatsrechtlichen 
Rekurses an das Bundesgericht, in dem namens des Daniel Gaffner Für- 
sprech Hügli beantragt, es sei derselbe aufzuheben und die Anklagekammer 
des Kantons Bern anzuweisen, die Untersuchungsakten gegen E. Pezolt 
wegen Unterschlagung den Strafakten gegen D. Gaffner wegen Verleum- 
dung als Entlastungsbeweismaterial einverleiben zu lassen. Die Verleum- 
dungsklage des E. Pezolt stütze sich, wird angebracht, auf eine Äusserung 
des Rekurrenten, die dieser anlässlich einer Versammlung von Mitgliedern 
und Freunden des Einwohnervereins Bern gethan habe. Über diese Ver- 
sammlung sei ein stenographisches Protokoll aufgenommen worden, das 
sich bei den Akten im Strafverfahren gegen Pezolt befinde. Durch die 
Untersuchungsakten habe letzterer von der fraglichen Äusserung des 
Gaffner Kenntnis erhalten. Es gehe nun nicht an, dass Pezolt einen Teil 
der Strafuntersuchung aus seinem Zusammenhang herausreisse und geg-en 
den Rekurrenten verwerte, ohne dass gleichzeitig dem urteilenden Richter 
die ganze Untersuchung vorgeführt, werde. Letzteres müsse auch deshalb 
geschehen, weil der Rekurrent ein Recht darauf habe, dass der über ihn 
wegen Verleumdung urteilende Richter prüfen könne, ob nicht das Ver- 
halten des Pezolt, das der Aufliebungsbeschluss über die gegen ihn geführte 
Untersuchung ein inkorrektes nenne, durch die Äusserung des Rekurrenten 
richtig gekennzeichnet worden sei. Es liege in dem Beschlüsse der Anklage- 
kammer nicht bloss eine Rechtsverweigerung, sondern auch eine Verletzung 
der verfassungsmässigen Rechtsgleichheit. Überdies habe E. Pezolt in 
einem Civilprozess gegen den Redaktor des Intelligenzblattes in Bern die 
Untersuchungsakten gegen ihn selbst als Beweismittel angerufen und 
damit auf das Recht der Heimlichhaltung dieser Akten, sofern ein solches 
bestehen sollte, verzichtet. Es dürfe auch nicht ausser acht gelassen 
werden, dass Pezolt im Strafverfahren gegen Gaffner adhäsionsweise eine 
Entschädigung wegen ernstlicher Verletzung seiner persönlichen Verhält- 
nisse einklage. Nun sei aber angesichts des Aufhebungsbeschlusses mit 
Sicherheit anzunehmen, dass der Rekurrent von dieser Ansprache befreit 
würde, wenn dem Richter die Strafakten gegen Pezolt unterbreitet würden. 
Es dürfe ihm deshalb die Möglichkeit dieser A'erteidigung nicht vorenthalten 
werden. 
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C. Die Anklagekammer des Kantons Bern ersucht in ihrer Vernelmi- 
lasBung' um Abweisung des Rekurses. Sie bestreitet, dass dem £. Pezolt 
die Einsichtnahme in die fraglichen Akten seit der Aufhebung der Unter- 
suchung jemals gestattet worden sei, und führt fem er an, dass sie über 
ein Editionsbegehren in dem vom Rekurrenten erwähnten Civilprozesse 
des Pezolt gegen den Redaktor des Berner Intelligenzblattes bin jetzt nicht 
zu entscheiden gehabt habe, dass sie aber ein solches aller Voraussicht 
nach ebenfalls abschlägig bescheiden würde. 

E. Pezolt hat auf die Einreichung einer Antwort verzichtet. 

• DcLs Bundesgericht zieht in Erwägung: 

Davon, dass der angefochtene Beschluss der bemischen Anklage- 
kammer mit klaren Bestimmungen des bernischen Strafprozessrechts 
im Widerspruch stehe und insofern eine Rechtsverweigerung ent- 
halte, kann keine Rede sein. Im Gegenteil könnte an Hand der 
von der Anklagekammer genannten Gesetzesvorschriften die Frage, 
ob dem Begehren des Rekurrenten um Herausgabe der Unter- 
suchungsakten ^^g^n E. Pezolt zu entsprechen sei, kaum anders 
beantwortet werden, als wie es geschehen ist. Es könnte sich 
deshalb bloss darum handeln, ob die betreiffenden Gesetzesvor- 
sehriften bezw. das Prinzip der Heimlichkeit der Voruntersuchung 
selbst verfassungswidrig seien. Allein dies wird im Rekurse selbst 
nicht behauptet, und es braucht schon deshalb hierauf nicht einge- 
treten zu werden. Die weitere Beschwerde, dass E. Pezolt seine 
Klage aus den fraglichen Untersuchungsakten schöpfe und dass 
es eine Rechtsungleichheit bedeuten würde, wenn letztere nicht 
auch dem Rekurrenten geöffnet würden, könnte höchstens dann 
gehört werden, wenn dem Ankläger die Einsicht jener Akten nach 
dem Aufhebungsbeschlusse gestattet w^orden wäre, was aber nicht 
einmal behauptet und von der Anklagekammer ausdrücklich bestritten 
wird. In der That bedurfte offenbar Pezolt nach der Aufhebung 
der Untersuchung gegen ihn einer besondem Einsichtnahme in die 
Akten nicht, um gegen den Rekurrenten eine Verleumdungsklage 
zu erheben, da ihm ohne das der Prozessstoff von der Untersuchung 
selbst her genügend bekannt war. Eine ungleiche Behandlung liegt 
somit ebenfalls nicht vor. Gänzlich unerheblich ist endlich der 
Umstand, dass E. Pezolt in einem Civilprozesse die Untersuchungs- 
akten selbst als Beweismittel angerufen hat. Denn die Beantwortung 
der Frage, ob die Akten über eine aufgehobene Untersuchung in 
einem andern Verfahren herauszugeben seien, hängt zum Teil von 
Erwägungen allgemeiner, öffentlich-rechtlicher Natur ab, so dass von 
einem Verzicht auf das Recht der Geheimhaltung seitens einer 
Partei nicht gesprochen werden kann; und zudem würde sich 
vorliegend dieser Verzicht doch nur auf den betreffenden Civil- 
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prozess, nicht auch auf das Strafverfahren gegen den Rekurrenten 
beziehen. 

Demnach hat das Bundesgericht erkannt: 

1. Der Rekurs wird als unbegründet abgewiesen. 

2. Rekurrent bezahlt die Schreibgebühren und Kanzleiauslagen 
mit Fr. 13.50. 



3. Urteil vom 2. März 1898 in Sachen A. Wildi. 

A. Am 19. Februar 1897 hatte die Gemeindeversammlung Reinach an 
Stelle des demissionierenden Tierarztes Rudolf Heiz eine Ersatzwahl in 
den Gemeinderat zu treffen. Zu Beginn der Versammlung verlas der die- 
selbe leitende Friedensrichter, in Vollziehung einer von dem aargauischen 
Direktor des Innern, Reg^erung*8rat Dr. Fahrländer, dem Bezirksamtmann 
von Kulm erteilten Weisung, ein Schreiben des genannten Departements- 
vorstehers an das Bezirksamt Kulm, das lautete: cAus einer erneuerten 
Zuschrift des Herrn Tierarzt Heiz vom 28. Januar abhin entnehme ich, 
dass derselbe sich nicht bestimmen lässt, länger in der Gemeindebehörde 
von Reinach zu verbleiben, sondern auf seiner Entlassung beharrt. Ich 
bedaure diese Entschliessung ; denn es ist sowohl dem Bezirksamte wie 
der hierseitigen Direktion hinlänglich bekannt, dass Herr Heiz bestrebt 
war, auf Grund der bestehenden Vorschriften Ordnung in das Gemeinde- 
verwaltungswesen von Reinach zu bringen, bei der Mehrzahl seiner 
Kollegen imd einem Teile der Bevölkerung aber nicht die wünschbare 
Unterstützung gefunden hat. Da sein Entschluss also unabänderlich ist, 
so stehe ich nicht an, ihm anmit die nachgesuchte Entlassung unter bester 
Verdankung der geleisteten Dienste zu erteilen. Sie wollen dieses dem 
Gesuchsteller und der Gemeinde eröffnen, an letztere durch das Friedens- 
richte ramt anlässlich der Ersatzwahl. Es ist Auftrag zu beförderlicher 
Vornahme der Ersatzwahl zu geben.» Bei der daraufhin vorgenommenen 
Wahl drang im zweiten Wahlgang mit 7 Stimmen über dem absoluten 
Mehr Betreibungsbeamter Gautschi in Reinach durch, den der austretende 
Gemeinderat Heiz als besonders geeignet zur Wahl empfolilen hatte. 

B. Am 20. Februar erschien in dem in Menzlken herauskommenden 
Wynenthalerblatt eine Notiz über die Wahl Verhandlung in Reinach vom 
19. Februar mit folgendem Zusatz: «Dass gewisse Kreise das cStimmen- 
machen» vor der Wahl auch diesmal wieder lebhaft praktizierten, ist bei 
uns selbstverständlich, darf aber keineswegs verwundem — das Beispiel 
kommt ja von oben. Als Beweis sei erwähnt, dass vor der gestrigen 
Wahlverhandlung eine Zuschrift des Herrn Regierungsrat Dr. Fahrländer 
verlesen werden musste, welche sich geradezu als Wahlbeeinflussung 
qualifiziert.» 

C. Wegen dieses Artikels erhob Regierungsrat Dr. Fahrländer Injurien- 
klage gegen die Redaktion und den Verleger des Wj^nen thaler-Blatt es. In 
der ersten Verhandlung vor Bezirksgericht Kulm bekannte sich als Ver- 
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fasser des Artikels Postverwalter A. Wildi in Reinach. Der Vertreter des 
Klägers, Fürsprech Isler in Aarau, machte geltend, in dem fraglichen 
Artikel werde dem Kläger ein Wahlvergehen vorgeworfen, welcher Vorwurf, 
gegen einen Beamten erhoben, ausserordentlich schwer wiege und als 
injuriös erklärt werden müsse. Der Anwalt des Beklagten, Fürsprech Kurz 
in Aarau, wendete vor allem ein, dass thatsächlich das durchaus ausser- 
gewöhnliche und auffallende Vorgehen des Direktors des Innern die Wahl 
beeinflusst habe, wenn dies auch von demselben nicht beabsichtigt gewesen 
sei, und dass in dem jenes Vorgehen rügenden Artikel lediglich eine 
erlaubte Kritik öffentlicher Zustände liege, während die Absicht, zu beiei- 
gen, gefehlt habe ; jedenfalls müsste Provokation angenommen werden. Das 
Bezirksgericht Kulm erklärte den Posthalter Wildi der Ehrverletzung 
gegenüber Regierungsrat Fahrländer schuldig, verurteilte den Beklagten 
in eine Busse von 20 Fr., eventuell zu 5 Tagen Gefangenschaft, und 
erklärte die Ehrverletzungen von Amtes wegen, unter [Wahrung der 
Ehre des Klägers zu Protokoll, als aufgehoben. Mit dem vom Kläger 
gestellten Begehren um Publikation des Urteils wurde derselbe mit Rück- 
sicht darauf, dass sein Schreiben geeignet gewesen sei, provozierend zu 
wirken und den Gedanken rege zu machen, er habe sich in Überschreitung 
seiner Kompetenz in das Wahlgeschäft eingemischt, abgewiesen. Die 
Kosten wurden dem Beklagten auferleg-t. Dieser zog dieses Urteil, in dem 
er eine Missachtuug des in der Bundesverfassung und in der aargauischen 
Kantons Verfassung enthaltenen Grundsatzes der Pressfreiheit erblickte, an 
das aargauische Obergericht weiter, welches dasselbe jedoch mit Urteil 
vom 4. Oktober 1897 bestätigte und dem Beklagten auch die Kosten der 
obern Instanz auferlegte. Das Obergericht führte in seinem Urteile aus: 
dem Kläger werde in dem fraglichen Artikel vorgeworfen, dass er in seiner 
Stellung als Beamter vor der Gemeinderatswahl in Reinach das cStimmen- 
machen» durch sein eigenes Beispiel gefördert und die Wahl beeinflusst 
habe. Dieser Vorwurf schliesse eine unerlaubte, unter gewissen Voraus- 
setzungen vom Gesetz mit Strafe bedrohte Handlungsweise des Klägers 
in sich, und zwar habe nach dem Wortlaut und dem Sinne des Artikels 
dem Kläger die absichtliche Förderung des Stimmenmachens und die 
absichtliche Wahlbeeinflussung zur Last gelegt werden wollen. Der Be- 
klagte habe ferner wissen müssen, dass in seinem Artikel der schwere 
Vorwurf eines Amtsvergehexis gegen den Kläger erhoben worden sei und 
dass derselbe den letztern habe verletzen müssen. Die Handlung könne 
auch nicht als eine erlaubte angesehen werden: durch die Art. 18 der 
aargauischen Kantonsverfassung und Art. 55 der Bundesverfassung sei 
lediglich die berechtigte, kein Hechtsgut verletzende Meinungsäusserung, 
die bloss sachliche Kritik öffentlicher Zustände gewährleistet, nicht dagegen 
die Meinungsäusserung, die hierüber hinausgehe und ein Rechtsgut eines 
Dritten verletze. Mit einer allgemeinen, sachlichen Kritik der Verfügung 
aber beschäftige sich der eingeklagte Artikel nicht; vielmehi* enthalte 
derselbe einen Angriff auf die Ehre des Klägers, und die Berufung auf 
die erwähnten Verfassungsbestimmungen sei somit unzutreffend. Die Frage, 
welche Wirkung die Verfügung des Klägers mit Beziehung auf die Ent- 
stehung des ehrverletzenden Artikels gehabt habe, brauche angesichts der 
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Milde der ausgesprochenen Strafe nicht geprüft zu werden. Von einer 
Provokation könne nicht gesprochen werden ; wohl aber sei die Verfügung 
geeignet gewesen, Anlass zu Erörterungen über die Zulässigkeit und 
Angemessenheit einer solchen Massregel zu geben. 

D, Gegen das obergerichtliche Urteil hat innert der Rekursfrist Post- 
verwalter A. Wildi beim Bundesgericht Beschwerde erhoben, weil dasselbe 
mit dem verfassungsmässigen Grundsatz der Pressfreiheit nicht vereinbar 
sei. Er stellt den Antrag, es sei das angefochtene Urteil aufzuheben, der 
Beschwerdeführer von Schuld, Strafe und Kosten freizusprechen und die 
Gegenpartei zu Bezahlung seiner Kosten zu verurteilen. In der Beschwerde- 
schrift, in der auf die Eingabe an das aargauische Obergericht verwiesen 
wird, sucht der Rekurrent darzuthun, dass dem Regierungsrat Fahrländer 
nicht die Absicht einer Wahlbeeinflussung, die übrigens nur unter gewissen 
besondern Umständen ein Vergehen sei, vorgeworfen, sondern nur kon- 
statiert worden sei, dass objektiv sein Vorgehen auf die Wahl einen Einfluss 
ausgeübt habe, und dass es sich, wie namentlich aus den spätem, im 
Wynenthalerblatt über die gleiche Angelegenheit erschienenen Artikeln sich 
ergebe, nicht um eine persönliche Antastung der Ehre des Klägers, sondern 
darum gehandelt habe, in sachlicher Weise gegen die Anfänge einer obrig- 
keitlichen Wahlbeeinflussung, die nicht geduldet werden könne, aufzutreten. 

E, Der Rekursbeklagte schliesst in seiner Antwort auf Abweisung 
des Rekurses. Der Rekurrent sei verurteilt worden, weil der von ihm 
geschriebene Zeitungsartikel eine persönliche und zwar schwere Beleidigung 
des Klägers gewesen sei. Der injuriöse Charakter desselben und damit 
seine Strafbarkeit nach aargauischem Recht sei unbestreitbar und von den 
kantonalen Instanzen rechtskräftig festgestellt; das Bundesgericht könne 
diesen Entscheid nicht überprüfen. Nur das stehe in Frage, ob die mit 
Strafe belegte Meinungsäusserung eine offenbar berechtig1:e — nach Inhalt 
und Form — gewesen sei oder nicht. Diese Frage müsse verneint werden. 
Selbst wenn der Kläger seine Kompetenz überschritten hätte, wäre der 
Rekurrent nicht berechtigt gewesen, ihm deshalb eine rechtswidrige Wahl- 
beeinflussung und ein strafbares Vergehen vorzuwerfen ; er hätte auch 
dann die Grenze erlaubter Kritik überschritten. Um so mehr sei dies der 
Fall, als der Rekurrent selbst g*ar nicht behaupte, es liege eine Kompetenz- 
überschreitung vor, sondern bloss die Handlungsweise des Klägers als 
ungewöhnlich bezeichne, was sie übrigens nicht einmal gewesen sei. Es 
sei schon oft vorgekommen, dass die Staatsbehörde, wenn sie der Gemeinde- 
versammlung Thatsache und Motive des Rücktritts eines Beamten habe 
eröffnen lassen müssen, dabei auch ihr Bedauern über den Rücktritt aus- 
gesprochen habe. Und die Streifung' der Gemeinderatsmehrheit in der 
Eröffnung sei wohl zu rechtfertigen; wie nämlich in der Rekurseinrede 
an das aargauische Obergericht näher ausgeführt und belegt worden, sei 
in der Amtsführung des Gemeinderates von Reinach seit langer Zeit eine 
geradezu bedenkliche Unordnung eingerissen, und es habe das den Austritt 
nehmende Mitglied dem Schlendrian entgegentreten wollen, sei aber von 
der Mehrheit hinausgeärgert worden. Da habe sich dem Direktor des 
Innern ein Tadel in die Feder drängen müssen. Der Gedanke, die Wähler 
zu beeinflussen, sei ihm um so ferner gelegen, als er gar nicht gewusst 



EntHcheidungeii in 8traf»acben. 77 

habe, wer vorgegchlagen »ei. Der Kläger habe doppelten Grund gehabt, 
Klage zu erheben, weil kurz vorher ein Wahlbeeiiiflussungsfall durch einen 
hohem Beamten die öffentliche Meinung im Kanton aufgeregt habe. Jener 
Beamte sei vom Obergericht wegen WahlbeeinflusBung verurteilt und dann 
vom Grossen Rate nach aufgeregter Debatte mit knappem Mehr begnadigt 
worden, worüber während längerer Zeit die öffentliche Diskussion gewaltet 
habe. Und gerade unter solchen Umständen habe der Direktor des Innern 
den Vorwurf, er gebe mit Stimmenmacherei ein böses Beispiel, nicht hin- 
nehmen dürfen. 

F. Das Obergericht des Kantons Aargau sah sich zur Einreichung 
von Gegenbemerkungen nicht veranlasst. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 

1. Die verfassungsmässige Garantie der Pressfreiheit, wie sie 
in Art. 55 der Bundesverfassung und Art. 18 der aargauischen 
Kantonsverfassung ausgesprochen ist, gewährt der Presse nicht 
einen erhöhten Schutz in dem Sinne, dass bestimmte an sich uner- 
laubte Handlungen als erlaubt zu gelten hätten, wenn sie mittelst 
der Presse begangen worden sind, sondern es will durch jene 
Garantie bloss verhindert werden, dass auf die Presse ihrer innern 
Natur nach nicht begründete Ausnahmebestimmungen angewendet 
und dass durch missbräuchliche Ausdehnung der allgemeinen Straf- 
gesetze oder in der Handhabung derselben offenbar berechtigte, 
kein Rechtsgut verletzende Meinungsäusserungen unter Strafe gestellt 
werden (vergl. Amtl. Sammig., Bd. XVI, S. 639). Durch den Grund- 
satz der Pressfreiheit wird das Recht der freien Meinungsäusserung 
gewährleistet auch für den Fall, dass diese in der Presse erfolgt. 
Kraft dieses Rechts darf daher jedermann über öffentliche Ver- 
hältnisse, über die Staatsverwaltung im allgemeinen und einzelne 
Akte derselben im besondem eine sachliche Kritik üben, ohne 
deshalb einen Rechtsnachteil irgend welcher Art gewärtigen zu 
müssen. Demnach besteht die Aufgabe des Bundesgerichts, welches 
als Staatsgerichtshof die verfassungsmässigen Rechte der Bürger 
zu wahren hat, darin, Sorge zu tragen, dass nicht dieses Recht 
verkümmert und die Presse in einer dem Rechte der freien Meinungs- 
äusserung widersprechenden oder gar dieses Recht unterdrückenden 
Weise behandelt werde. 

2. Es kann sich somit für das Bundesgericht im vorliegenden 
Fall nicht darum handeln, die Richtigkeit des Urteils des aargauischen 
Obergerichts an Hand der aargauischen Bestimmungen über Ehr- 
verletzungen nachzuprüfen ; sowohl die Feststellung der Thatsachen 
als die Unterstellung derselben unter einen Deliktsthatbestand des 
kantonalen Rechts ist ausschliesslich Sache der kantonalen Behörden. 
Wohl aber fragt es sich für das Bundesgericht, ob die Handlung 
des Rekurrenten, wegen deren er mit Strafe belegt worden ist, als 
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eine nach allgemein anerkannten Rechtsgrundsätzen unerlaubte, ein 
Rechtsgut des Klägers verletzende angesehen werden könne, oder 
ob sie nicht vielmehr als eine erlaubte Meinungsäusserung sieh 
darstelle, so dass deren Bestrafung als eine ungerechtfertigte Ein- 
schränkung des Rechts der PressfVeiheit bezeichnet werden mtisste. 
In dieser Richtung nun fällt in Betracht: Soweit der inkriminierte 
Artikel lediglich die Thatsache erwähnt, dass der aargauische 
Direktor des Innern vor der Gemeindeversammlung eine Zuschrift 
habe verlesen lassen, kann von vornherein etwas Rechtswidriges 
darin nicht erblickt werden, da inhaltlich diese Angabe der Wahrheit 
entspricht und die Form eine lediglich objektiv darstellende ist. 
Freilich begnügte sich nun der Verfasser des Artikels damit nicht, 
sondern er unterstellte dieses Faktum einer Würdigung nach zwei 
Richtungen hin. Einmal qualifizierte er das Vorgehen des Direktors 
des Innern als ein Stimmenmachen, eine Wahlbeeinflussung, und 
sodann lässt der Artikel keinen Zweifel darüber zu, dass das 
Vorgehen als ein unpassendes, inkorrektes, hingestellt werden wollte. 

In ersterer Beziehung muss nun als feststehend angenommen 
werden, dass unter den Verhältnissen, wie sie anlässlich der Wahl 
vorwalteten, der Schritt des Direktors des Innern und hauptsächlich 
seine Anordnung, dass das Schreiben unmittelbar vor der Wahl- 
verhandlung zur Kenntnis der Gemeinde gebracht werden solle, 
einen Einfluss auf die nachfolgende Ersatzwahl auszuüben geeignet 
war. Das Schreiben des Direktors des Innern enthielt ein Lob für 
das ausscheidende Mitglied und einen Tadel gegenüber der Mehrheit 
der verbleibenden Mitglieder des Gemeinderates. Wenn nun im 
Auge behalten wird, dass der Austritt jenes Mitglieds gerade wegen 
Differenzen über solche Angelegenheiten erfolgte, wegen deren der 
verbleibenden Gemeinderatsmehrheit ein Tadel ausgesprochen wurde, 
so ist klar, dass bei unbefangenen Wählern das Verlesen des 
Schreibens des Klägers den Eindruck hervorrufen musste, dass der 
Direktor des Innern für den ausscheidenden Gemeinderat Partei 
nehme und wünsche, dass die Ersatzwahl gegen die Mehrheit des 
Gemeinderates ausfalle. Das Schreiben scheint dann auch that- 
sächlich einen Einfluss auf die Wahl in diesem Sinne ausgeübt zu 
haben, indem der vom austretenden Mitglied empfohlene Kandidat 
gewählt wurde. Wenn aber das Schreiben und dessen Bekanntgabe 
eine solche Wirkung ausüben konnte, ja bei den in der Gemeinde 
Reinach bestehenden Verhältnissen wohl ausüben musste, so kann 
nicht angenommen werden, es sei dadurch, dass dem in der Presse 
Ausdruck gegeben und jene Wirkung mit der Bezeichnung „Wahi- 
beeinflussung" als Thatsache hingestellt wurde, eine Ehrverletzung 
gegen den Verfasser des Schreibens begangen worden. Vollends 
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unstatthaft ist es, zu sagen, der Verfasser des inkriminierten Artikels 
habe dem Direktor des Innern den Vorwurf einer strafbaren Wahl- 
beeinflussung im Sinne des § 73, al. 1, des kantonalen Wahlgesetzes 
vom 22. März 1871 gemacht; denn dieser § lautet: „Wer bei 
Wahl Verhandlungen erwiesenermassen durch Bestechung, Ver- 
sprechen, Drohungen oder List sich selbst oder anderen Stimmen 
zu verschaffen oder jemand zu entziehen sucht, soll dem Bezirks- 
amt verzeigt und vom Bezirksgericht (in näher angegebener Weise) 
bestraft werden." Höchstens könnte gesagt werden, es liege in 
dem Artikel der Vorwurf der Parteinahme für die eine und gegen 
die andere der in der Gemeinde Reinach und im dortigen Gemeinderat 
sich gegenüberstehenden Richtungen. Dieser Vorwurf kann aber 
an sich eine strafrechtliche Verfolgung des Verfassers des Artikels 
nicht rechtfertigen. Denn Parteinahme in öflPentlichen Angelegen- 
heiten ist, auch wenn sie von einem Beamten ausgeht, an sich, nicht 
etwas Unehrenhaftes ; sie ist dem Beamten allerdings nicht gestattet, 
wenn er Verfügungen zu treffen und Entscheidungen zu fassen hat, 
die für die eine Partei Vorteile, für die andere Nachteile mit sich 
bringen, und bei denen er vermöge seiner amtlichen Stellung über 
den Parteien stehen soll. Dieser Fall liegt aber hier nicht vor: 
der Direktor des Innern hat in keiner Weise zu gunsten der einen 
oder andern Partei der Gemeinde Reinach eine Verfügung oder 
Entscheidung getroffen ; er hat sich darauf beschränkt, der Gemeinde- 
versammlung vor einem Wahlakt kund zu geben, welche Richtung 
nach seinem Dafürhalten Lob, welche Tadel verdiene. Wenn nun 
die Anhänger der nicht belobten Richtung daraus den Schluss 
zogen, es handle sich um eine Kundgebung der Direktion des 
Innern zu gunsten der andern Partei im Hinblick auf den vorzu- 
nehmenden Wahlakt, so durfte dieser durch die Umstände hervor- 
gerufenen Meinung ungestraft Ausdruck gegeben werden, auch 
wenn sie objektiv nicht begründet, sondern blosse Vermutung war. 

Ebenso verhält es sich mit der in dem Artikel enthaltenen 
abfälligen Beurteilung des Verhaltens des Direktors des Innern. 
Wenn auch angenommen werden muss, dass dieser mit seinem 
Vorgehen seine Kompetenz nicht überschritten habe und dass das 
Vorgehen an sich ein gerechtfertigtes, nur das Wohl der Gemeinde 
bezweckendes gewesen sei, so musste er doch einer ungünstigen 
Beurteilung seitens derjenigen, gegen die er sich wendete, gewärtig 
sein, dies um so mehr, als ja doch ein solches Eingreifen eines 
Mitgliedes der Regierungsbehörde in Gemeindeangelegenhelten, wie 
es hier vorgekommen ist, durchaus den Charakter des Ausser- 
ordentlichen an sich trägt. Der inkriminierte Artikel übt an diesem 
Vorgehen Kritik; er urteilt, allerdings nicht unparteiisch, über das 
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Eingreifen der Direktion des Innern ab; aber er thut es nach 
Form und Inhalt nicht in einer Weise, dass die Kritik als eine 
Injurie gegen die Person des Direktors aufzufassen wäre. Die 
Kritik galt der Sache, d. h. der Frage, ob das Verhalten des 
Direktors des Innern korrekt sei oder nicht. Der Rekurrent wollte 
dieses Verhalten öflFentlich rügen. Einer solchen Kontrolle aber ist 
bei unseren staatsrechtlichen Institutionen und politischen Anschau- 
ungen jeder Akt eines öflFentlichen Beamten ausgesetzt, und es darf 
in der öffentlichen Missbilligung eines derartigen Vorgehens, das, 
wie auch das Obergericht feststellt, zu Diskussionen über dessen 
Zidässigkeit und Angemessenheit Anlass gab, ein Eingriff in die 
persönliche Rechtssphäre des von der Kritik Betroffenen nicht 
erblickt werden. Liegt somit in dem inkriminierten Artikel eine 
erlaubte Bethätigung des Rechts der freien Meinungsäussening dui'ch 
die Presse, so darf der Verfasser nicht mit Strafe belegt werden. 
Die Bestrafung ist mit dem durch Art. 55 Bundesverfassung garan- 
tierten Grundsatz der Freiheit der Presse und dem in Art. 18 der 
Aargauer Kantonsverfassung garantierten Recht der freien Meinungs- 
äusserung durch Wort, Schrift und bildliche Darstellung unvereinbar. 
3. Demgemäss muss das angefochtene Urteil des aargauischen 
Obergerichts in seinem ganzen Umfange aufgehoben werden. Was 
die Kosten betrifft, so liegen keine besondem Gründe vor, um von 
der in Art. 221, Abs. 1, O. G. aufgestellten Regel abzugehen und 
dem Rekursbeklagten eine Gerichtsgebühr und eine Entschädigung 
an die Gegenpartei aufzulegen. Hinsichtlich der Kosten vor den 
kantonalen Instanzen hat nicht das Bundesgericht zu verfügen, 
sondern es ist dies Sache der kantonalen Gerichte, an die sich 
der Rekurrent wenden mag, wenn er glaubt, dass ihm für das 
Verfahren vor denselben eine Entschädigung gebühre (vergl. A. S. 
Bd. XVIII, S. 63 ff.). 

Demnach hat das Bundesgericht erkannt: 

1. Der Rekui's wird als begründet erklärt und demgemäss das 
angefochtene Urteil des Obergerichts des Kantons Aargau 
vom 4. Oktober 1897 aufgehoben. 

2. Der Rekui*sbeklagte hat die Schreibgebühren und Kanzlei- 
auslagen mit Fr. 31. 10 zu bezahlen. 



4^ Urteil vom 23. März 1898 in Sachen Joseph Vauthey. 

A, Par lettre du 16 janvier 1898, le secr^taire du Conseil paroissial de 
Remaufens a avisö le Prüfet du district de la Veveyse, ä ChÄtel-St-Deiiis, 
que ledit Conseil avait condamnö divers individus k la prison pour infraction 
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au röglement Bur la police de TEglise. II invitait ce fonctioiuiaire ä appeler 
leB condamn^s le plus tot possible, afin de leur faire subir ieur peine. Du 
noinbre de ceux-ci 6tait Joseph Vauthey, k Reiuaufens, condamnö k six fois 
24 heures. Ensuite d'assignation, il se pr^senta le 22 janvier 1898 k la 
Pr^fecture de la Veveyse et fut 6crou6 dans les prisoiis de district, puls 
relÄch6 apr^s huit heures de d^tention. Au commencement de f^vrier, 11 
fut de nouveau 8omm6 d'avoir k se präsenter pour subir sa peine, k d^faut 
de quoi il serait amen^. par les gendarmes. 

Le 5 f^vrier, l'avocat Gillet, k ChÄtel-St-Deiiis, adressa un recours pour 
Vauthey au Tribunal föderal, dans lequel il expose en substiince ce qui suit: 

Le Conseii paroisslal de Remaufens a condamn^ Vauthey k une amende 
de 2 fr. parce qu'il aurait \aol6 le räglement de 1868 sur le service religieux 
en prenant place sur la tribune et non dans les bancs de r^glise, ce dont 
il fut avis6 le 23 octobre 1897 par lettre du secrötaire du conseii. H protesta 
contre cette condanination et ne paya pas Tarnende. Vu le d^faut de 
paiement volontaire, il aurait du ßtre poursuivi en conformite de Tart. 307 
de la loi sur les communes et paroisses du 19 mal 1894. Mais au lieu d'un 
comman dement de payer, il re<jut le 22 janvier 1898 un mandat de com- 
parution devant le Prüfet pour subir un emprisonnement de six jours. 

Le recourant conclut, en s'appuyant sur les art. 4, 49, 113' de la Con- 
stitution f6d6rale, 175 de Torganisation judiciaire f^d^rale et 302 et suivants 
de la loi fribourgeoise sur les communes, k ce qu'il soit statuö qu'en l'esp^^ce, 
si une peine est applicable, c'est Tarnende inflig6e au recourant selon avis 
du 23 octobre 1897, et qu'on ne saurait faire autre chose que de poursuivre 
le paiement de cette amende. 

Sur demande du recourant, Tex^cution de la peine de remprisonnement 
requise contre lui a 6t6 suspendue par ordonnance pr^sidentielie du 11 fövrier 
1898 jusqu'ä droit connu sur le recours. 

I § B. En r^,ponse k la communication du recours, le Prüfet de la Veveyse 
a döclare avoir agi dans les limites des compötences que lui attribue la 
l^gislation en vigueur. 

L'avocat Bourgknecht, k Fribourg, au nom du Conseii paroisslal de 
Bemaufens, a conclu au rejet du recours et k la condamnation du recourant 
aux d6pens. II fait valoir en resuraö ce qui suit: 

Dans sa s^ance du 6 octobre 1897, le Conseii paroisslal a condamn6 
Vauthey k une amende de 2 fr. pour 6tre mont6 sur la tribune le dimanche 
3 octobre k la messe, lors m(^.me qu'il y avait place dans les bancs. Vauthey 
a persistö dans ses contraventions sans chercher k justifier sa conduite en 
aucune mani^re. C'est pourquoi le 15 novembre 1897, le Conseii paroisslal 
le condamna k six amen des de 2 fr. pour six contraventions. Comnie il 
n'avait pas pay6, il fut cit6 le 12 janvier 1898 devant le Conseii qui lui 
notifia qu'il pronoQait contre lui un emprisonnement de 24 heures par contra- 
vention, mais que cependant il serait dispensö de la prison s'il payait dans 
les 48 heures. Vu le d«^faut de paiement, avis de la condamnation fut donn^ 
au Prüfet, charg6 par la loi de l'exöcution des condamnations k la prison. 
Les dispositions de la Constitution f6d6rale invoquöes par Vauthey n'ont pas 
6t6 violöes. Vauthey est soumis, comme tous les autres paroissiens, au 
r^^glement sur la police de T^glise. Les art. 302 et suivants de la loi sur 
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les communes et paroisses ne »ont pas viol^s non plus, maiB consacrent au 
contraire la compötence du Conseil paroissial. L'art. 307, en particulier, ne 
met pas obstacle k ce que le Conseil condamne k la prison un paroissieti 
röcalcitrant. 

Comme annexes ä son memoire, Tavocat Bourgknecht produit une copie 
du r^.glement sur la police du culte divin ä Remaufeiis, r^^glement vot6 par 
le Conseil paroissial le 28 d6cembre 1868 et sanctionn^ par le Prüfet de la 
Veveyse le 31 d6cembre suivant. Cette copie est eertifi^e confomie par le 
secr^taire du Conseil. Elle est accompagn^e d'un extrait, Egalem ent certifie 
conforme par Ie»8ecr6taire, du protocole du Consjeil paroissial, extrait cou- 
firmant qu'il a et6 proc6d6 k l'ögard du recourant ainsi qu'il est expos^ 
dans le memoire en röponse analysö ci-dessus. 

Vu ces faits et considdrant en droit: 

1® U ne resulte pas clairement des termes du recours et en 
particulier de ses eonclusions, si le recourant entend attaquer la 
döcision du 6 octobre 1897 par laquelle le Conseil paroissial de 
Remaufens Ta condamne k Tarnende ou seulement celle du 12 janvier 
1898, par laquelle ledit Conseil lui a infligö six jours de prison. 

En admettant que le recours visät la condamnation du 6 octobre, 
il serait övidemment tardif et par suite irrecevable, Vauthey re- 
connaissant avoir ^t6 avis6 de cette condamnation le 23 octobre 1897 
(art. 178, chiffre 3, O.J.F.). Ausurplus, la constitutionnalitö duprononcö 
en question n'est pas douteuse eu t^gard aux dispositions legales 
qui r^glent les attributions des Conseils paroissiaux Tart. 114, 305, 
306 et 307 de la loi sur les communes et paroisses du 19 mal 1894 
et art. 83, 283, 284 et 289 de la loi anterieure du 7 mai 1864) 
et au r^glement de police pour le culte divin k Remaufens, du 
28 döcembre 1868, dont les articles 2 et 3 prevoient une amende 
de 1 k 10 fr. entre aurres contre les personnes qui stationnent 
sur les escaliers de la tribune ou sur celle-ci lorsqu'il y a place 
dans les bancs. 

Quant aux six amendes prononcees le 15 novembre 1897, le 
recourant n'en fait aucune mention et d^s lors on ne saurait ad- 
mettre que son recours tende k en contester la constitutionnalite. 

2^ En tant que dirigö contre la döcision du Conseil paroissial 
du 12 janvier 1898, portant condamnation de Vauthey k six jours 
d'emprisonnement, soit 24 heures k raison de 2 fr. d'amende, le 
recours a 6te d^pose en temps utile et doit ßtre declare fonde. 

II ressort de Texpose des faits contenu dans le memoire en 
r^ponse pour le Conseil paroissial de Remaufens, ainsi que de 
Textrait du protocole de ce Conseil, que par sa decision du 12 janvier 
1898, celui-ci a transforme en six jours de prison six condamnations 
k 2 fr. d'amende qu'il avait ant^rieurement prononc6es contre 
J. Vauthev. 
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En proc6dant ainsi, le ' Conseil paroissial a möconnu les dis- 
positions formelles de la loi du 27 aoüt 1875 concernant Texöcution 
des jugements et d^cisions administratives portant condamnation k 
des amendes. 

Cette loi dispose ce qui suit: 

„Art. !•'. Les amendes, qu'elles soient prononc6es par applieation 
„d'une disposition du Code p^nal ou d'une loi speciale pour crimes, 
„delits, contra ventions, infraction de police ou mesures disciplinaires 
„en faveur du iisc, de caisses speciales, corporations ou de par- 
„ticuliers, constituent une peine dont Texöeution doit avoir lieu ou 
„par le paiement de la somme flx^e par le Juge ou TAutorit^ com- 
„p^tente, ou par la prison k döfaut de paiement. 

„Art. 9. Le condamn^ est tenu de payer Tarnende et les frais 
„dans un delai de SOjours dös sa condamnation. Dans le cas oü 
„l'amende ne serait pas pay6e dans ce d(^lai, le condamn^ sera 
„somm6 par le bureau d'enregistrement de s'acquitter dans le terme 
„de 15 jours. Cette sommation est faite par lettre remise ä la poste 
„contre r6c6piss6. 

„Art. 10. Si Tarnende n'est pas acquittöe dans la quinzaine, 
„le bureau d'enregistrement suivra les formalitös prescrites par la 
„loi sur les poursuites pour amver k la vente des objets appartenant 
„au condamn6, ou k une constatation de d6faut de biens. Avis du 
„r^sultat est immödiatement donn6 au Receveur. 

„Art. 11. A döfaut de paiement de tout ou partie de Tamende, 
„ce qui i'este du est converti en prison, k raison d*un jour d'em- 
„prisonnement pour deux francs d'amende, lorqu'il s'agit de con- 
„damnations criminelles ou correctionnelles et d'un jour d'empri- 
„aonn^stent pour quatre francs d'amende, lorsqu*il s'agit de 
^contraventions ou de peines disciplinaires." 

En pr^sence des termes de Tart. 1*' ci-dessus, il ne saurait 
Ötre douteux que la loi du 27 aoüt 1875 est applicable k Texöcution 
des condamnations k Tamende prononc^es par les Conseils paroissiaux 
pour contravention aux röglements sur la police des 6glises. 

Das lors le Conseil paroissial de Remaufens ne pouvait convertir 
en emprisonnement les amendes prononc^es contre Vauthey qu'aprös 
avoir exerce des poursuites contre celui-ci et seulement dans le cas 
oü ces poursuites auraient abouti k un acte de d6faut de biens. 

Or il n'est pas mäme all^gu6 que des poursuites aient 6t6 
dirigöes contre Vauthey, ni que celui-ci soit incapable de payer 
les amendes qu'il a encourues. 

En admettant mßme que cette premiöre condition eüt 6t6 remplie, 
le Conseil paroissial n'aurait pu convertir les amendes en empri- 
sonnement qu'ä raison de quatre francs pour un jour d' emprisonnement, 
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Vauthey ne s*6tant rendu coupable qüe de simples contraventions k 
un rfeglement de police. 

La döcision du 12 janvier 1898, rendue en violation flagrante 
des dispositions legales pröcitöes, est manifestement arbitraire et 
porte atteinte ä Tögalitö devant la loi garantie par les art. 4 de 
la Constitution föderale et 9 de la Constitution fribourgeoise. Elle 
doit en cons6quence 6tre annul6e. 

Par ces motifs 

Le Tribuncd ßd4ral prononce : 

Le recours est admis et la peine de six jours d'emprisonnement 
prononcäe le 12 janvier 1898 par le Conseil paroissial de Remaufens 
contre J. Vauthey ä raison de döfaut de paiement d'amendes est 
annul^e. 



5. Urteil vom 20. April 1898 in Sachen Lorenz Huwyler. 

A. Lorenz Huwyler im Moos zu Adligeiiswyl weigerte sieh zu Beginn 
de» Winterschuljahres 1897, seine beiden Mädchen Helene und Aloisia, geboren 
den 15. August 1883, in die Schule zu schicken, gestützt auf § 13 des Er- 
ziehungsgesetzes vom 26. September 1879, welcher lautet: «Um aus der 
Primarschule entlassen werden zu können, muss das Kind sämtliche Klassen 
durchgemacht oder mit Beginn des Schidjahres das 14. Altersjahr zurück- 
gelegt haben .» Huwyler ersuchte den Erziehungsrat um Dispens der beiden 
Kinder vom Schulbesuche, wurde jedoch mit Erkenntnis vom 2. November 
1897 und vom 9. desselben Monates abgewiesen, und gegen diese beiden 
Erkenntnisse hat er nicht an den Regierungsrat rekurriert. Die Abweisung 
des Dispensgesuches erfolgte gestützt auf § 9 der vom Regierungsrat 
erlassenen «Vollziehungsverordnung zum Erziehungsgesetze vom 26. Sep- 
tember 1879, Abteilung Volksschulwesen», vom 30. September 1891, welcher 
unter dem Titel «Schulentlassung» vorschreibt (Abs. 2): «Solche Kinder, 
welche zwar innert der im Gesetze (§ 11, Abs. 1) eingeräumten Frist, 
immerhin aber so spät in die Schule eingetreten sind, dass sie bis zum 
Antritte des fünfzehnten Altersjahres noch nicht sechs Winterkurse hindurch 
die Schule besucht haben, dürfen erst nach dem sechsten Winterkurse aus 
der Schule entlassen werden.» 

Da Huwyler trotz Abweisung seiner Dispensgesuche seine beiden 
Mädchen nicht zur Schule sandte, wurde er durch Urteil des Bezirksgerichts 
Habsburg vom 27. Dezember 1897 in Anwendung des § 13 des Erziehungs- 
gesetzes und des § 9 der citierten Vollziehungaverordnung wegen Über- 
tretung des Erziehungsgesetzes zu 12 Franken Geldbusse, eventuell zu 
vier Tagen Gefängnis verurteilt. 

B. Gegen dieses Urteil hat Rekurrent rechtzeitig und formgemäss 
den staatsrechtlichen Rekurs an das Bundesgericht ergriffen, mit dem An- 
trage: das angefochtene Urteil sei als gesetzes- und verfassungswidrig 
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aufzuheben, unter Kosten- und Entschädigung'sfolge. Die Begründung des 
Rekurses geht im Kerne dahin: § 9 der Vollziehungsverordnung stehe in 
einleuchtendem Widerspruch mit § 15 des Erziehungsgesetzes und sei daher 
gesetzes- und somit, weil einen Übergriff der vollziehenden Gewalt in die 
Befugnisse der gesetzgebenden Gewalt enthaltend, auch verfassungswidrig. 

C, Das Bezirksgericht Habsburg bestreitet in seiner Vernehmlassung 
vorerst die Kompetenz des Bundesgerichtes, da es sich weder um Gesetzes- 
noch um Verfassungsverletzung handeln könne, und trägt sodann materiell 
auf Abweisung des Rekurses an, indem es die Ausführungen des letztern 
betreffend Widerspruch des § 9 der Vollziehungs Verordnung mit § 13 des 
Erziehungsgesetzes als unrichtig bezeichnet. 

D, Der Regierungsrat des Kantons Luzern, der gemäss Beschluss des 
Bundesgerichtes vom 24. März 1898 ebenfalls zur Vernehmlassung aufgefordert 
wurde, schliesst sich der Antwort des Bezirksgerichtes Habsburg in allen 
Teilen an, macht speciell darauf aufmerksam, dass der Rekurrent gegen 
die abweisenden Entscheide des Erziehungsrates nicht rekurriert hat, und 
führt sodann betreffend den angeblichen Widerspruch zwischen § 9 der 
Vollziehungsverordnung und § 13 des Erziehungsgesetzes aus: Die Be- 
fugnis zum Erlass der Vollziehungsverordnung ergebe sich aus § 202, Abs. 3, 
des Erziehungsgesetzes. Wie sich aus dem Wortlaut des § 9, Abs. 2, der 
Vollziehungsverordnung ergebe, müsse derselbe nicht nur zu § 13, sondern 
auch zu § 11 des Erziehungsgesetzes in Verbindung gebracht w^erden. 
§ 9, Abs. 2, der Vollziehungsverordnung regle die Frage der Schulentlassung 
(§ 13) für die Fälle des verspäteten Eintrittes (§ 11). Eine derartige Vor- 
schrift sei angesichts der Forderung des § 11 nötig und bedinge in keiner 
Weise einen Widerspruch zum Gesetze. Übrigens würde auch ohne diesen 
Zusammenhang mit § 11 des Erziehungsgesetzes der behauptete Widerspruch 
nicht bestehen: § 13 des Erziehungsgesetzes bedinge nicht einen Zwang 
zur Entlassung, sondern lasse ausdrücklich die Möglichkeit des Entlassens 
oder Nichtentlassens. Endlich wird bemerkt, die im Rekursfalle angewandte 
Praxis sei eine feststehende, und ein Abgehen von derselben würde eine 
schwere Schädigung der Schule bedeuten. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 

1. Der geltend gemachte Rekursgruud besteht in der Anfech- 
tung der Verfassungsmässigkeit der Vollziehungs Verordnung zum 
Erziehungsgesetz, gestützt auf welche der Rekurrent bestraft worden 
ist; das Bundesgericht ist also zur Entscheidung des Rekurses 
kompetent. 

2. Wie sich aus der Vernehmlassung des Regierungsrates er- 
giebt, hat der Rekurrent von der ihm zustehenden Befugnis, gegen 
die sein Dispensgesuch abweisenden Entscheide dos Erziehungsrates 
an den Regierungsrat zu rekurrieren, keinen Gebrauch gemacht, 
und nun muss gewiss gesagt werden, dass schon dieser Umstand 
einen Grund zur Abweisung dieses Rekurses bildet. Denn durch 
die Thatsache der Einreichung des Dispensgesuches (das offenbar 
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ohne Vorbehalt vermeintlicher verfassungsmässiger Rechte erfolgte) 
hat der Rekurrent doch wohl anerkannt, dass seine beiden Mädchen 
nach den bestehenden Vorschriften noch schulpflichtig seien; und 
wenn er nun gegen die Abweisungsentscheide nicht rekurriert hat, 
so ist darin einerseits eine um so klarere Anerkennung der Rechts- 
gültigkeit des § 9 der Vollziehungsverordnung zu finden, und 
anderseits ist zu sagen, dass der Rekurrent nun die Pflicht hatte, 
diesen rechtskräftig gewordenen Entscheiden ohne weiteres nach- 
zuleben; das gegenteilige Verhalten des Rekurrenten musste als 
Ungehorsam gegenüber einem von einer Behörde in ihrem amtlichen 
Wirkungskreis erlassenen Befehle angesehen werden, der nach § 36, 
Abs. 2, des Polizeistrafgesetzes vom 6. Juni 1801 sogar straf- 
bar war. 

3. Ist der Rekurs danach schon aus diesem Grunde abzu- 
weisen, so mag immerhin noch geprüft werden, ob der geltend ge- 
machte Rekursgrund an sich stichhaltig sei, ob mit andern Worten § 9 
der Vollziehungsverordnung wirklich in Widerspruch zu § 13 des 
Erziehungsgesetzes stehe. Hierüber ist nun zu sagen, dass allerdings 
der Wortlaut des § 13 des Erziehungsgesetzes vorzuschreiben 
scheint, dass ein Kind nach Zurücklegung des vierzehnten Alters- 
jahres nicht mehr schulpflichtig ist. Indessen erscheint doch schon das 
als zweifelhaft, ob nicht die Fassung der citierten Gesetzesstelle : „Um 
aus der Schule entlassen werden zu können . . . .", dagegen spricht, 
dass dem Inhaber der väterlichen oder vormundschaftlichen Gewalt 
ein Recht auf Entlassung zustehe, und nicht vielmehr die Auffassung 
des Regierungsrates, es werde nicht ein Zwang zur Entlassung 
ausgesprochen, richtig sei. Und sodann stellt sich in der That die 
vom Regierungsrat gegebene Auslegung, wonach auch § 11 des 
Erziehungsgesetzes heranzuziehen ist, als eine sinngemässe dar. 
Somit kann von einem offenbaren Widerspruch der Vollzielmngs- 
verordnung mit dem Erziehungsgesetze nicht gesprochen werden, 
und es hat der Regierungsrat daher durch jene Verordnung auch 
nicht die Schranken seiner Kompetenz überschritten, so dass der 
geltend gemachte Rekursgrund dahinfällt, und der Rekurs, da die 
Subsumtion des konkreten Falles unter § 9 der Vollziehungsver- 
ordnung unbestritten ist, abgewiesen werden muss. 

Demnach hat das Btindesgericht erkannt: 

1. Der Rekurs wird als unbegründet abgewiesen. 

2. Der Rekurrent trägt die Schreibgebühren und Kanzlei- 
auslagen mit Fr. 14. 70. 
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6. Urteil vom 20. April 1898 in Sachen Witwe Meyer. 

A. Weg-en eineB iiijuriößen Briefe«, den Heinrich Tobler im Thalacker- 
Uster, Kanton Zürich, im Oktober 1896 an J. C. Meyers Witwe von Ütikon, 
Kanton Zürich, wohnhaft in Basel, gesandt hatte, erhob diese Strafklage 
beim Bezirksgericht Uster, welches den Beklagten am 30. Dezember 1896 
wegen Beschimpfung zu einer Busse, zu den Kosten und zu einer Ent- 
i^chädigung an die Gegenpartei verurteilte. Auf Berufung des Beklagten 
hin erkannte jedoch die Appellationskammer des Obergerichts des Kantons 
Zürich in Abänderung des erstinstanzlichen Urteils unterm 11. Februar 1897, 
der Angeklagte sei eines Vergehens nicht schuldig, und sprach ihn daher 
frei unter Uberbindung der Kosten an die Anklägerin. Das Urteil beruhte 
darauf, dass nach den materiellen Bestimmungen des § 3 des zürcherischen 
Strafgesetzbuches die eingeklagte Handlung der Beurteilung durch die 
Gerichte des Kantons Zürich nicht unterliege; der Ort. der Begehung des 
Delikts sei Basel, und es könnte deshalb die Sache in Zürich nur unter 
der nicht vorhandenen imd formell nicht zu erreichenden Voraussetzung 
von litt, c des genannten Gesetzes beurteilt werden. Nun klagte Witwe 
Meyer die Beleidigung vor den basel städtischen Gerichten ein. Da jedoch 
der Beklagte trotz amtlicher Ladung zu der Verhandlung nicht erschien, 
erklärte der Strafgerichtspräsident laut Beschluss vom 20. Mai 1897 die 
Klage als desert, gestützt auf § 159 der Strafprozessordnung von Basel- 
stadt, wonach bei Antragsdelikten ein Kontumazverfahren nicht stattfindet. 
Daraufhin wandte sich Witwe Meyer neuerdings an den Zürcher Richter, 
unter Hervorhebung des Umstandes, dass sie zürcherische Kantons- 
angehörige sei, und unter specieller Berufung auf § 3, litt, b, des zürche- 
rischen Strafgesetzbuches, wonach dieses auf solche Verbrechen An Wendung 
findet, die ausserhalb des Kantons von In- und Ausländern gegen den- 
selben oder dessen Angehörige (Bürger oder Einwohner) verübt worden 
sind, insofern die gerichtliche Verfolgung durch den auswärtigen Staat 
nicht erhältlich ist. Der Präsident des Bezirksgerichtes Uster wies jedoch 
mit Verfüg'ung vom 30. September 1897 die Anklage von der Hand, weil 
a, auch zur Zeit die Vorbedingungen von § 3 des Strafgesetzbuches nicht 
erfüllt seien, indem überhaupt keine und jedenfalls keine kompetente aus- 
wärtige Behörde für den Fall der Nichtauslieferung die Beurteilung durch 
die zürcherischen Gerichte verlange, und b. weil abgeurteilte Sache vor- 
liege. Eine hiergegen gerichtete Beschwerde der Witwe Meyer wurde von 
der Appellationskammer des zürcherischen Obergerichts am 18. November 
1897 als unbegründet abgewiesen, unter Uberbindung der Kosten auf die 
Klägerin. Abgesehen davon, wurde ausgeführt, ob die Voraussetzungen 
des § 3, litt, b, des zürcherischen Strafgesetzbuches vorliegen, stehe der 
Anhandnahme der Anklage der Umstand entgegen, dass über dieselbe 
bereits vor zürcherischen Gerichten verhandelt und rechtskräftig im Sinne 
der Freisprechung entschieden worden sei. Der frühere Entscheid habe 
darauf beruht, dass das eingeklagte Vergehen ausserhalb des Kantons 
Zürich begangen worden sei und deshalb mangels der Voraussetzungen 
von § 3, litt, ff, des Strafgesetzbuches daselbst nicht beurteilt werden könne. 
In jenem Verfahren habe sich die Anklage noch nicht auf den jetzt von ihr 
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geltend gemachten Gesichtspunkt gestützt, und es seien keine Beweise dafür 
vorgelegen, dass die Anklägerin eine Angehörige des Kantons Zürich sei 
und dass die Strafthat am Begehungsorte nicht verfolgt werden könne« 
Der Entscheid aber stelle sich keineswegs als eine Weigerung des Ein- 
tretens in die Sache mangels Kompetenz dar, sondern als ein fönnlicheft 
Urteil, durch das der Angeklagte straflos erklärt wurde, weil die materiellen 
Voraussetzungen der Anwendung des zürcherischen Strafgesetzbuches 
gefehlt hätten, wofür auf § 900 des zürcherischen Rechtspflegegesetzes, 
lautend: «Wer vor Gericht gestellt wird, muss freigesprochen oder verurteilt 
werden etc.», verwiesen wurde. Deshalb könne auf die Anklage, als bereits 
rechtskräftig beurteilt, überhaupt nicht mehr eingetreten werden. 

B, Gegen diesen der Witwe Meyer am (i. Dezember 1897 zugestellten 
Beschluss hat namens derselben Dr. Otto Lutz in Basel mit Eingabe vom 
19./21. Januar 1898 den staatsrechtlichen Rekurs an das Bundesgericht 
ergriffen, mit dem Antrage, es sei derselbe aufzuheben und das kompetente 
Gericht des Kantons Zürich anzuweisen, die Beleidigungsklage der Re- 
kurrentin gegen Heinrich Tobler materiell zu behandeln und in Sachen 
ein UrteU zu fällen, eventuell, es sei das Strafgericht Basel anzuweisen, 
die Sache materiell zu behandeln und die zürcherische Regierung zu ver- 
anlassen, die Exekution des baslerischen Urteils durchzuführen. Der 
Beschluss der Appellationskammer des zürcherischen Obergerichts vom 
18. November 1897 enthalte, wird geltend gemacht, eine Rechtsverweigerung; 
es werde dadurch der Rekurrentin das verfassungsmässige Recht entzogen, 
eine straf gerichtliche Behandlung ihrer Straf klage zu erlangen. In Basel 
oder in Zürich müsse die Rekurrentin Sühne für die ihr angethane Be- 
leidigung finden, und ein Rechtszustand, wie er im vorliegenden Falle 
g-eschaffen worden, sei unhaltbar. Was speciell die Zürcher Gerichte betreffe, 
so seien dieselben zur Verfolgung der Anklage deshalb verpflichtet, weil 
die Voraussetzungen des § 3, litt, b, des zürcherischen Strafgesetzbuches zu- 
träfen. Abgesehen davon, sei es fraglich, ob nicht jener § 3 mit den 
Artikeln 4 und 60 der Bundesverfassung im Widerspruch stehe, da derselbe 
eine Vergünstigung der züi'cherischen Kantonsbürger vor den Bürgern 
anderer Kantone enthalte. Gegenüber der Behauptung, dass abgeurteilte 
Sache vorliege, müsse eingewendet werden, dass die Straf klage von der 
zürcherischen Appellationskammer nie einer materiellen Behandlung unter- 
zogen worden sei. Eventuell müsse die Strafklage in Basel ihre materielle 
Erledigung finden. 

G. Der Rekursbeklagte H. Tobler trägt, in Anlehnung an die Motive 
des angefochtenen Beschlusses, auf Abweisung des Rekurses an. Die 
Appellationskammer des Obergerichtes des Kantons Zürich verweist in 
ihrer Vernehmlassung einfach auf die Akten. Der Straf gerichtspräsident 
von Basel, dem ebenfalls Gelegenheit zur Vernehmlassung gegeben wurde, 
wendet sich, unter Berufung auf den § 159 der Basler Strafprozessordnung, 
bloss gegen den Eventualantrag der Rekurrentin, indem er bemerkt : Falls 
in Basel wohnende Angeklagte nicht erscheinen, so würden sie durch 
polizeilichen Vorführungsbefehl zur Verhandlung beigebracht; gegenüber 
ausserhalb des Kantons wohnenden Beklagten sei dies jedoch nur gegen- 
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Über Einwohnern der Kantone Bern und St. Gallen möglich, mit denen 
vom Kanton Baselstadt Übereinkünfte geschlossen worden seien, denen 
zufolge gegenseitig Fehlbare auch in Straffällen, welche durch das eid> 
genössische Auslieferungsgesetz nicht vorgesehen seien, zugeführt werden. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 

1. Für kantonale Strafsachen wird der Gerichtsstand und das 
räumliche Geltungsgebiet der Strafgesetze durch die kantonale Ver- 
fassung und Gesetzgebung bestimmt, und es ist die Anwendung 
der Vorschriften über diese Materien, soweit sie nicht Bestandteile 
des kantonalen Verfassungsrechts bilden und als solche unter dem 
Schutze des Bundesgerichts stehen, an sich Sache der kantonalen 
Behörden. Desgleichen bestimmen sich die Wirkungen der Rechts- 
kraft eines Urteils in einer kantonalen Strafsache zunächst aus- 
schliesslich nach dem kantonalen Rechte. Trotzdem steht dem 
Bundesgericht ein Überprüfungsrecht der kantonalgesetzlichen Ord- 
nung des Gerichtsstandes in Strafsachen bezw. der Bestimmungen 
über die örtliche Herrschaft der kantonalen Strafgesetze, sowie 
derjenigen über die Rechtskraft kantonaler Strafurteile und eine 
Kontrolle über die Anwendung dieser Normen dann und insoweit 
zu, als durch die bezüglichen Vorschriften oder durch die Auslegung, 
die ihnen von den kantonalen Behörden gegeben wird, verfassungs- 
mässige Rechte der Bürger verletzt werden. Da nun im vorliegen- 
den Falle behauptet wird, dass der Rekurrentin gegenüber der 
Beschluss der zürcherischen Appellationskammer eine Rechtsver- 
weigerung enthalte und dass die kantonalgesetzlichen Bestimmungen, 
auf denen er beruht, mit den Artikeln 4 und 60 der Bundesver- 
fassung im Widerspruch stehen, so ist die Kompetenz des Bundes- 
gerichts gegeben. Da ferner jedenfalls mit Bezug auf den Beschluss 
der Appellationskammer vom 18. November 1897 die sechzigtägige 
Rekursfrist beobachtet worden ist, so ist materiell auf die Beschwerde 
einzutreten, 

2. Sachlich nun kann darüber ein Zweifel nicht bestehen, dass 
der erwähnte Beschluss der zürcherischen Appellationskammer, durch 
den diese die Anhandnahme der neuen Straf klage der Rekurrentin 
unter Hinweis auf den früheren Entscheid vom 11. Februar 1897 
ablehnte, in Verbindung mit dem Beschluss des Strafgerichts- 
präsidenten von Basel vom 20. Mai 1897, der ebenfalls eine 
materielle Behandlung der Strafsache verweigerte, zu einer eigent- 
lichen Justizverweigerung führt, die bundesrechtlich nicht geduldet 
werden kann. In der That geht es nicht an, dass der Richter des 
Kantons, in dem der Beklagte wohnt und dem die Klägerin an- 
gehört, die Behandlung der Strafklage ablehnt, weil das Delikt in 
einem andern Kanton begangen sei, während der Richter dieses 
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Kantons sich mit der Sache nicht einlässlich befassen will, weil der 
Beklagte ausserhalb desselben wohnt und nicht zur Verhandlung 
herbeigeführt werden kann; und es hat die Rekurrentin ein ver- 
fassungsmässiges Recht darauf, dass die prozessordnungsmässig von 
ihr angebrachte Strafklage von einem der beiden Richter, die über- 
haupt angerufen werden können, in materielle Behandlung gezogen 
werde. Wenn daher beide aus formalen, in der Verschiedenheit der 
kantonalen Bestimmungen über die territoriale Herrschaft der Straf- 
und Strafprozessgesetze wurzelnden Gründen ein Eintreten auf die 
Sache ablehnen, so muss nach Bundesrecht durch das Bundesgericht 
der vorhandene negative Jurisdiktionskonflikt gelöst werden, ganz 
abgesehen davon, ob die beiden Entscheide auf einer an sich 
richtigen Anwendung der bezüglichen kantonalrechtlichen Vor- 
schriften beruhen oder nicht ; denn auch gegen Justizver Weigerungen, 
die aus der Unvollkommenheit oder Nichtübereinstimmung der 
kantonalen Prozessgesetze entstehen, kann der Schutz des Bundes- 
gerichts nachgesucht werden. Immerhin wird in derartigen Fällen 
zunächst zu prüfen sein, ob nicht doch die eine oder die andere 
der die materielle Behandlung einer Straf klage ablehnenden Be- 
hörden schon nach der eigenen Gesetzgebung verpflichtet sei, die 
Sache an die Hand zu nehmen, da es dann einer in die Gesetz- 
gebung des einen oder andern Kantons eingreifenden oder diese 
ergänzenden Entscheidung nicht bedarf. 

3. Bei dieser Prüfung ergiebt es sich, dass der Beschluss der 
zürcherischen Appellationskammer schon nach der eigenen Gesetz- 
gebung des Kantons Zürich nicht haltbar ist, und dass darin für 
sich allein schon vom Standpunkt des kantonalen Rechts aus eint^ 
Rechtsverweigerung liegt. Die Appellationskammer scheint selbst zu- 
zugeben, dass die Voraussetzungen zur Strafverfolgung bezw. zur 
Bestrafung des eingeklagten Delikts nach § 3, litt, b, des zürcherischen 
Strafgesetzbuches im Zeitpunkte der Erhebung der neuen Straf- 
klage der RekuiTentin vorhanden waren. In der That handelt es 
sich um ein ausserhalb des Kantons von einem Kantonsangehörigen 
gegen einen auswärts wohnenden Kantonsbürger begangenes Delikt, 
und war die gerichtliche Verfolgung durch den auswärtigen Staat, 
d. h. den Kanton, in dem das Delikt begangen wurde, nicht er- 
hältlich; und so könnte es sich höchstens fragen, ob deshalb, weil 
in § 3, litt, b, der Ausdruck Verbrechen gebraucht ist, die dem 
Rekursbeklagten zur Last gelegte Handlung nicht darunter falle. 
Allein diesbezüglich ist zu beachten, dass das zürcherische Straf- 
gesetzbuch unter Verbrechen nicht eine besondere Kategorie von 
strafbaren Thatbeständen versteht, sondern diesen Ausdruck für 
alle nach dem Gesetze mit Strafe bedrohten Handlungen gebraucht 
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(vergl. namentlich § 2, al. 1, und § 4). Somit gehören auch die in 
§ 149 ff. normierten Ehrverletzungen zu den Verbrechen und sind 
dieselben demnach gemäss § 3, litt, b, unter den dort aufgestellten 
Voraussetzungen auch dann strafbar, wenn sie ausserhalb des 
Kantons begangen worden sind. Die zürcherische Appellationskammer 
behauptet denn auch keineswegs, dass nicht sämtliche Bedingungen 
der Strafbarkeit gemäss § 3, litt, h, im vorliegenden Falle zusammen- 
getroffen seien, sondern stellt bloss darauf ab, dass für die zürche- 
rischen Gerichte res judicata vorliege. Damit befindet sie sich jedoch 
im Widerspruch mit allgemeinen Grundsätzen über die Rechtskraft 
der Urteile. Mit ihrem ersten Entscheide vom 11. Februar 1897 hat 
nämlich die Appellationskammer in That und Wahrheit lediglich 
auf Grund der damals vorliegenden thatsächlichen Verhältnisse eine 
Gerichtsstandsfrage entschieden, nicht aber über den Strafanspruch 
materiell abgesprochen, mag das Urteil immerhin mit Rücksicht 
auf die Vorschrift des § 900 des zürcherischen Rechtspflegegesetzes 
in die Form einer Freisprechung gekleidet worden sein. Damit 
wurde bloss erkannt, dass der Kompetenzgrund des § 3, litt, a, des 
Strafgesetzbuches nicht vorhanden, weil die Strafthat nicht auf dem 
Gebiete des Kantons Zürich begangen worden sei. Insoweit war 
der Entscheid rechtskräftig. Sobald aber neue kompetenzbegrtindende 
Momente hinzukamen, die im Zeitpunkte der Ausfällung des ersten 
p]ntscheides noch nicht vorhanden waren, und sobald dadurch ein 
anderer Kompetenzgi'und geschaffen wurde, so konnte die Ap- 
pellationskammer die Behandlung der Sache nicht mehr durch Ver- 
weisung auf das ergangene Urteil ablehnen, da dessen Rechtskraft 
sich eben auf den neuen Kompetenzgrund nicht erstreckte. Dieser 
Schlussfolgerung glaubt die Appellationskammer dadurch entgehen 
zu können, dass sie behauptet, durch den Entscheid vom 11. Feb- 
ruar 1897 sei nicht bloss eine Gerichtsstandsfrage entschieden, 
sondern die Sache materiell beurteilt worden. Mit Unrecht. Denn 
abgesehen davon, dass diese Auffassung eine rein äusserliche, die 
Motive des Urteils ausser acht lassende ist, wüi'de daraus doch 
nicht das gefolgert werden können, was die Appellationskammer 
daraus folgern will. Denn auch wenn man sich der Auffassung 
der letztern anschliessen und den Entscheid vom 11. Februar 1897 
als ein Urteil über die Strafbarkeit der eingeklagten Handlung 
betrachten wollte, so wäre darin doch nur der Ausspruch zu er- 
blicken, dass die Handlung deshalb straflos sei, weil das That- 
bestandsmerkmal der Begehung im Kanton Zürich fehlte. Dann 
müsste aber weiter gesagt werden, dass seither ein neues wesent- 
liches Thatbestandsmerkmal, das vorher noch nicht vorhanden war, 
hinzugetreten sei, nämlich die Ablehnung der Strafverfolgung im 
Kanton Baselstadt, und es könnte deshalb der Eröffnung eines 
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neuen Verfahrens, auch vom Standpunkt der Appellationskammer 
aus, die Rechtskraft des früheren Urteils, die sich nur auf den 
damals vorhandenen Thatbestand bezog, nicht entgegengehalten 
werden. Danach erscheint der angefochtene Beschluss der zürche- 
rischen Appellationskammer schon nach der eigenen Gesetzgebung 
des Kantons Zürich als eine Rechtsverweigerung. Wäre aber auch 
das zürcherische Recht nicht so auszulegen, ^ie es hier geschehen 
ist, so würden doch die gleichen Erwägungen dazu fähren, dass 
der vorhandene Jurisdiktionskonflikt, auf dessen Lösung die Re- 
kurrentin, ohne Rücksicht auf das kantonale Recht, bundesrechtlich 
Anspruch hat, zu Ungunsten der Zürcher Gerichte entschieden 
werden muss. 

4. Auf die Frage, ob § 3 des zürcherischen Strafgesetzbuches 
mit Art. 4 und 60 der Bundesverfassung nicht vereinbar sei, braucht 
unter solchen Umständen nicht eingetreten zu werden. 

DeniTiach hat das Bundesgericht erlcannt: 

1, Der Rekurs wird als begründet erklärt und es werden die 
Gerichte des Kantons Zürich unter Aufhebung des Beschlusses 
der Appellationskammer des zürcherischen Obergerichts 
vom 18. November 1897 angewiesen, auf die Beleidigungs- 
klage der Rekurrentin gegen Heinrich Tobler einzutreten, 

2. Die Schreibgebühren und Kanzleiauslagen, betragend zu- 
sammen Fr. 34. 35, fallen zu Lasten des Rekursbeklagten, 



7. Urteil vom 8. Februar 1899 in Sachen Fernand Oscar Blanc. 

Fernand Oscar Blanc, n^. le 11 septembre 1883, de Lausanne, garyon 
de peine, employö ä la pharmacie Morin, en dite ville, a 6t6 condamn^. le 
20 d^cenibre 1898 par le Tribunal de police de Lausanne k 6 mois de 
röclusion pour vol commis au pr^judice de son patron ; le m^me jugement 
a condamnö deux complices de Blanc k deux mois de la möme peine. Le- 
dit jugement, consid^rant qu'il s'agit pour les troi» prevenus d'une premi^re 
faute, et vu le jeune Age de ceux-ci, leur a fait application de l'ai-t. 1 de 
la loi vaudoise du 13 mai 1897 sur le sursis ä Texocution des peines, et 
dit qu'il sera sursis pendant deux ans k l'exeeution de la eondamnation 
prononc6e contre lesdits condaninc^s. 

La disposition susvis^.e statue que « loraqu'im ineulp(^ n'ayant encouru, 
en Suisse ou k l'ötranger, aucune eondamnation k une peine privative de 
la libertö pour une infraction intentionnelle pr6vue par la loi vaudoise, est 
condamn^ dans le canton k la peine de l'amende, de remprisonnement ou 
de la reclusion n'exc6dant pas 6 mois, le juge pourra ordonner, si le con- 
damn^ hii paratt digne de cette mesure, quMl sera sursis k Tex^cution de 
la peine prononc6e. La decision motivöe du juge sera ins6r^*e dans le 
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jugement de condamnation. Le juge fixera le ddai du sursis selon les 
circonstances. Ce d61ai ne pourra 6tre moindre de 2 ans ni exender 
5 ans >. 

Blanc fut maintenu en etat de dötention präventive k l'Ev^ch^, jusqu'ä 
ce que le pr6dit jugement soit de venu exöcutoire. 

Le 24 d6cembre 1898, le Ministöre public du canton de Vaud a recouru 
en röfonne, soit en Cassation partielle, k la Cour de Cassation pönale contre 
le jugement susmentionnö et il a conclu k ce qu'il plaise k ladite Cour 
röformer ce jugement en ce sens que le bönöfice du sursis accordö k Blanc 
est supprimö, et maintenir, pour le surplus, la sentence attaquöe. Ce recours 
se fonde sur les motifs ci-aprös : 

Le jugement du Tribunal de police de Lausanne, en date du 20 dö- 
cembre 1898, a accorde k Blanc le sursis de sa peine, alors que celui-ci 
avait d6jä obtenu pareille faveur par jugement du 8 novembre 1897, rendu 
par le möme tribunal. 11 y a donc eu fausse application de la loi pönale, 
soit de l'art. 7 de la loi du 13 mai 1897 pröcitöe, disposant que le condamnö 
qui a obtenu le bönöfice du sursis k Texöcution ne pourra plus ötre Tobjet 
d'une mesure semblable, et le Ministöre public a des lors le droit et le 
devoir de recoiu'ir, aux termes de Tart. 489, lettre b, c. p. p. 

Ce recours fut communiquö au condamne Blanc sous date du 26 dö- 
cembre 1898, et, le 29 dit, Tavocat d'office du prödit Blanc adressa k la 
Cour de Cassation pönale un mömoire contre le recours. 

Le möme jour, le Ministöre public adressa k la dite Cour son 
«pröavis» sur le cas, sans avoir eu conaissance du contenu du mömoire 
du condamnö. Dans un complöment dato du 7 janvier 1899 et annexö k 
son pröavis, le Procureur genöral ajoute, aprös lecture du mömoire de Blanc, 
qu'il lui suffit de rappeler que la Cour de Cassation a en main, abstraction 
faite des casiers, tous les ölöments pour appliquer la loi k F. 0. Blanc. 

Le 4 janvier 1899, le döfenseur d'office de Blanc adressa au Prösident 
de la Cour de Cassation pönale une requöte tendant k ce qu'il plaise k ce 
magistrat donner les ordres nöcessaires pour qu'il puisse prendre connais- 
sance et copie du pröavis du Procureur gönöral sur le recours döposö contre 
le sieur Blanc. 

A Tappui de cettc requöte, le döfenseur faisait valoir les considörations 
suivantes : 

Le pröavis du Procureur gönöral est une piöce du dossier, bien plus, 
c'est une piöce d'accusation, un complöment explicatif du recours du Ministöre 
public. La loi dispose (art. 500 c. p. p.) que le recours est communiquö d'office 
k l'accusö, et eile ne parle pas, k la vöritö, du pröavis. Mais on ne peut 
införer de ce silence que ce pröavis doive rester inconnu de la döfense. 
Une teile conclusion serait contraire aux principes gönöraux du c. p. p. 
insörös dans les art. 288 et 289, lesquels stipulent entre autres, le premier, 
que le döfenseur de Taccusö peut prendre connaissance au greffe de toutes 
les piöces, et le second, que l'accusö peut demander copie des piöces du 
procös qu'il juge utiles k sa döfense. Elle serait contraire en outre aux 
droits les plus ölömentaires de la döfense, Si la loi n'a pas prövu expressöment 
la communication du pröavis du Procureur gönöral k l'accusö, c'est qu'elle 
a estimö que cette communication allait de soi, et ne pouvait ötre refusöe 
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quand le d^fenseur la r^clame. Ce point de vue s'impose d'aiitant plus que 
le Procureur göneral prend connaissance du memoire sur recours que Tac- 
CU86, conformöment aux art. 502 et 516 c. p. p., peut d^poser au greffe de la 
Cour, et que l'art. 290 c. p. p. pr^voit expressöment cette communication. Agir 
autrement pour Taccusö serait porter une grave atteinte aux droits sacr^s 
de la defense, qui a le droit de connaltre les charges et les moyens de 
Taccusation — et comraettre uu döni de justice au pr^.judice du prevenu. 

Statuant par arrßt du 10 janvier 1899, la Cour de Cassation p<^nale 
a admis le recours du Minist^re public, röformö le jugement attaque, mais 
en ce sens seulement que Blanc irest pas mis au b^nöfice du sursis ä 
Texöcution de la peine — et dit que celle-ci doit ainsi 6tre immediatement 
ex6cut6e. 

Avant de statuer sur le fond du recours, le meme arret a statu6 
^galement sur la requöte du prevenu tendant ä la communication k son 
döfenseur du pröavis du Procureur g^n^ral, et eile a ecartö cette r^quisition 
par les motifs suivants: 

A teneur des art. 504 suiv. c. p. p., l'instruction pour la Cassation a Heu 
oralement pour les causes criminelles, et par ecrit pour les autres causes. 
Dans les premit^res, le recourant a toujours la parole le premier ; au contraire, 
dans les causes de police, dans la regle, le Procureur gön^ral donne son 
pröavis ecrit, et les parties peuvent envoyer un memoire (art. 516 ibid.). 
Aucun terme n'est fix6 par la loi pour le depot de ces pifeces, et elles peuvent 
des lors toe produites jusqu'ä Touverture de Taudience. La loi ne prevoit 
la communication des m6moires deposees ni aux autres parties, ni au 
Minist^re public ; ils ne peuvent d'ailleurs renfermer que des d^veloppements 
des moyens indiqu6s dans le recours et Tacte compl^mentaire du recours 
(art. 497, 502 c. p. p.), la Cour ne pouvant examiner que ces seuls moyens 
(art. 519, 528, 1<* et 2«^ ibid.). Enfin, le preavis du Procureur g^neral est 
destinö uniquement ä la Cour, et n'est jamais communique aux autres 
parties. 

Par Venture du 16./17. janvier 1899, le d^fenaenr d^office du. sieur 
Blanc a exerc6 le präsent recours contre Tarröt susmentionn6 de la Cour 
de Cassation pönale. Tout en se referant aux moyens pr^sent^.s d^jä devant 
cette Cour, le recourant fait encore valoir les moyens suivants: 

1" Les mömoires des accusös sur les recours exerc6s contre eux par 
le Minist^re public ont 6t6 tr^s souvent, jusqu'ä ce jour, de fait, communiques 
au parquet, avec le dossier, sur la demande de ce dernier. 

2*» Rien dans le c. p. p. vaudois n'interdit la communication, ä la partie 
adverse, de ces m^moires et du pröavis du Procm-eur gön^ral. 

3® Une pi^ce d'^accusation qui n'est destin^e qu'aux juges, sanspouvoir 
^tre conivue ni discutee par l'accuse, comme le serait au sens de Tan-^t 
dont est recours le preavis du Procureur g^nc^n-al sur recours du Ministöre 
public, est une pi(jce secrete, dont Texistence constitue une violation du 
droit de la defense. A Tappui de cette maniöre de voir, le recourant cite 
l'arröt rendu par le Tribunal föderal le 16 novembre 1898 dans la cause 
Longchamp contre Cour de Cassation pönale de Vaud, et il conclut k ce 
qu'il plaise au Tribunal federal prononcer : 
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I. Que, par mesures provisionnelles de M. le Prösident du Tribunal 
f^d^ral, il soit sursis k l'ex^cution de i^arr^t dont est recours, en ce sens que 
Blanc n'est plus dötenu ensuite de cette condamnation. 

n. Que ledit arrßt est annul^ pour cause de d6ni de justice. 

Par ordonnance du 25 j an vier 1899, le President de la IP Section du 
Tribunal f6d6ral, statuant sur la demande de mesures provisionnelles — 
apr^s avoir pris connaissance des observations de la Cour de Cassation pönale 
de Vaud en date du 24 dit, a prononcö qu'il n'est pas entr6 en mati(»re 
sur la dite demande, attendu que Blanc n'est pas d^tenu actuellement en 
ex6cution de la peine prononc6e contre lui le 20 d^cembre 1898, mais 
seulement de sa premifere condamnation du 8 novembre 1897, et que la 
requ^te en mesures provisionnelles est d^s lors sans objet quant k präsent; 
la m^me ordonnance ajoute que, pour le cas oü Tautorlt^ pönale vaudoise 
voudrait proc6der k l'exöcution de la peine prononc^e le 20 d6cembre 1898, 
avant qu'il ait 6t6 Statut sur le recours pendant devant le Tribunal fed^ral, 
il serait loisible au sieur Blanc d'adresser un nouveau recours k cette 
demiöre autorit6. 

Dans sa r^ponse, la Cour de Cassation pönale präsente les observations 
suivantes : 

P Si le point de vue du recourant 6tait admis, le c. p. p. vaudois serait, 
en ce qui conceme les causes de police, profond6ment modifi6. Car si l'on 
communique au prövenu et k son dßfenseur le pr^avis du Minist^re public, 
et k ce dernier le memoire du condamn6, il faudra logiquement accorder 
k Tun et k Tautre le droit de röpondre par 6crit k ces pi^ces ; cette röponse 
devra ßtre communiquöe k son tour, et pourra donner lieu ä nouveau 
pr6avis ou k memoire compl6mentaire, k communiquer ^galement, et alors 
l'instruction n'aura plus de fin, et les detentions präventives pourront se 
prolonger d'une mani^re hors de toute proportion avec l'importance du d^lit. 

2^ Depuis l'entree en vigueur du c. p. p. le 1«" juillet 1850, c'est aujourd'hui 
la premifere fois qu'& la connaissance de la Cour un pr6venu se soit avise 
de requörir la communication du pröavis. 

3° Ce pr6avis, destinö uniquement k la Cour, ne constitue nuUement 
une pifece de l'accusation, et il ne peut contenir aucun moyen ignore de 
l'accus^, la Cour ne pouvant statuer que sur les seuls moyens 6num6r6s 
dans la d^claration de recours, art. 497, 2<*, ou dans l'acte compl^mentaire 
de recours, art. 502, 1°, c. p. p. 

4® II est inexact que le Procureur göneral prenne connaissance, avant 
de d^poser son pröavis, du memoire du pr6venu. Si, en fait, il en a 6t6 
parfois autrement, l'arrßt attaqu^, comme le jugement du 20 d^cembre 1898, 
disent expressöment que cette communication ne doit pas avoir lieu. D'ailleurs 
les jugements pr6cit6s d6cident que les mömoires peuvent 6tre prösentös au 
dernier moment, soit k l'ouverture de l'audience, tandis que le pröavis du 
Procureur g6n6ral est, au contraire, toujours fourni avant la mise en cir- 
culation du dossier aupr^s des juges. 

Fondue sur ces motifs, la Cour de Cassation pönale a conclu au rejet 
tant du recours de Blanc que de la requ^te de mesures provisionnelles. 
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Statuant sur ces faits et consid4rant en droit: 

1** La question qui se pose dans l'esp^ce est celle de savoir 
si, par le fait de ne pas avoir eu connaissance du pröavis du 
Minist^re public faisant suite au recours exerc^ par le parquet 
contre le jugement rendu par le Tribunal de police de Lausanne 
le 20 d^cembre 1898, le condamn^ Blanc a 6te en butte k un d6ni 
de justice, soit ä une in^galit^ de traitement contraire ä la garantie 
contenue dans les art. 4 de la Constitution föderale et 2 de la 
Constitution du canton de Vaud. Le Tribunal f6d^ral est dös lors 
comp6tent, aux termes de Tart. 178 de la loi sur Porganisation 
judiciaire f^dörale, pour statuer sur le recours du pr6dit sieur Blanc. 

2^ II convient tout d'abord d'^carter l'argument que le recourant 
cherche ä tirer, par analogie, de l'arret rendu par le Tribunal de 
ceans, en date du 16 novembre 1898, dans la cause Elie Longchamp 
contre Cour de Cassation pönale de Vaud. Cet arröt ne saurait, 
en eflPet, nullement ßtre invoqu6 comme constituant un pr^cödent 
k l'appui du recours actuel, attendu que, dans Tespöce pr6cit6e, il 
s'agissait, non point comme dans le cas actuel, de l'omission ou 
du refus de la communication k l'accusö du „pr^avis^ du Ministöre 
public, mais du fait que le sieur Longchamp n'avait pas regu copie 
du recours lui-mime interjetö contre lui par le parquet, ce qui a 
eu pour consöquence de priver le prövenu du droit d*6tre entendu, 
et en particulier de la possibilite de presenter ses moyens de defense 
devant la Cour de Cassation penale, ce qui implique une atteinte k 
la garantie de l'ögalitt^ devant la loi. C'est donc k tort que le 
recourant Blanc prötend que Tarret Longchamp precitö doit avoir 
pour effet de pröjuger la question actuelle dans le sens de l'ad- 
mission de son recours. 

3® Dans le cas actuel, il est incontcstö que Blanc a eu 
connaissance du recours du Ministöre public, et que, seul, le pr6avis 
explicatif de cette autorit^ ne lui a pas 6t6 communiqu^. Or, cette 
circonstance ne saurait ötre envisag^e comme emportant un döni 
de justice au pröjudice du recourant, soit, en particulier, une violation 
du droit de l'accuse d*ötre entendu en justice, ou de l'i^galitö des 
parties devant le juge. 

Dans l'espöce, en effet, la communication du recours du Pro- 
cureur gönöral au condamnö a mis ce demier en Situation de r^pondre 
A tous les moyens presentös par le parquet, et il a us6, en fait, 
de ce droit de reponse en adressant, k cet effet, un mt'mioire special 
k la Cour de Cassation. Le pröavis du Ministöre public ne se 
caractörise que comm«*. une piöce explicative du recours, comme 
un developpemout ultörieur de moyens döjä formulös, et destinöe 
k indiquer la Solution qui, selon lui, devrait intervenir en la cause. 
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Ce preavis ^mane^ dans r^conomie du Systeme pönal vaudois, non 
point du Ministfere public comme partie en cause, mais il apparalt 
bien plutöt comme procödant du parquet, en sa qualitö d'autoritö 
publique coordonnöe aux tribunaux de l'ordre pönal. Ce qui fait 
ressortir avec övidence ce caract^re, c'est la circonstance que la 
loi ne subordonne la production de ce pröavis k aucun dölai destinö 
ä autoriser une röponse du prövenu ou condamnö ; qu'il est destinö 
ä öclairer le tribunal sur des moyens de recours döjä formulös et 
connus de l'accuse, et qu'il peut etre prösentö k la Cour au demier 
moment, c'est- ä-dire lors de Taudience de ladite Cour, alors que 
le prövenu ou condamnö n'est pas prösent. 

Le recourant est d^s lors mal venu k sc plaindre d'avoir ötö 
fmströ d'un droit de röponse qui ne lui est point attribue par la 
loi, ni d'avoir 6t6 entravö dans ses moyens de defense, puisque, 
dans Tespfece, comme il a etö dit, il a eu connaissance k temps de 
tous les arguments de recours proposös par le Ministfere public, 
qu'il les a discutes et combattus, et que le „pröavis" incrimin6 ne 
contient, dans le cas particulier, aucun moyen nouveau sur lequel 
il se serait trouvö dans l'impossibilitö de presenter ses observations 
en röponse. 

II suit de tout ce qui pröcMe que le grief artieulö par le 
recourant est d6nu6 de fondement en ce qui concerne le pr6tendu 
d^ni de justice, et que le sieur Blanc est d'autant moins fondö k 
arguer d'une in6galit<5 de traitement commise k son d^triment que, 
dans son recours au Tribunal de c^ans, il n'a pas 6tabli, ni mßme 
a\l6gn€ avoir 6t6 trait^, ensuite du refus de comm\mication dont 
il se plaint, d'une maniöre exceptionnelle et faisant acception de 
sa personne. 

Par ces motifs 

Le Tribunal f^d^räl prononce: 

I. Le recours est 6cart6. 

II. Les frais d'expedition et döbours, s'^levant k 28 fl\ 95 cts., 
sont mis k la Charge du recourant. 



8. Urteil vom 16. Februar 1899 in Sachen Albert Emil Wyss. 

A, Par arr^t^. du 20 septembre 1898, le Departement de Justice et 
Police du canton de Geneve a d6cid6 «de ne pas accorder l'autorisatiou 
de söjouruer dans le canton k Albert Emile Wyss », se disant originaire de 
Lucerne, attendu que celiü-ci a 6t6 condamn6 k r6it6r6es fois pour vol, 
complicite de vol et abus de confiance. Wyss a en coiisequence 6t6 invite k 
quitter imm^diatement le territoire genevois. Par arr6t6 du 10 d^cembre 1898, 
le Conseil d'Etat de Geneve a confirme la d^cision de son Departement. 
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B, Wyss a recouru le 29 decembre au Conseil föderal (qui a transmis 
son recourB au Tribunal f6d6ral) pour ^.tre autoris^ ä söjourner dans le 
canton de Gen6ve. H reconnaft avoir 6t6 condamn6 en France pour vol, 
mais d^clare s'ötre amend^ et vouloir redevenir un honn^te citoven. 

C, Dans sa r^ponse, du 13 janvier 1899, le Conseil d'Etat de Genfeve 
allögue que Wyss a 6t6 condamn^: 

1° le 28 mal 1892, k Paris, pour vol, k deux mois de prison; 

2<* le 28 septembre 1893, k Paris, pour abus de confiance, ä 6 mois 
de prison; 

3° le 10 juillet 1896, k Paris, pour complicitö de vol, k 13 mois 
de prison. 

Wvss est en outre expulsö de France et a subi k Paris trois autres 
condamnations pour infraction k son expulsion. 

Dfes lors, le Conseil d'Etat estime que son arrßt^ d'expulsion se justifiait 
au regard de Tart. 45, §§ 2 et 3, de la Constitution f^dörale. Wyss a 6t6 
condamn^ ä r6it6r6es fois pour dölits graves et 11 est priv6 de ses droits 
civiques jusqu'au 10 aoüt 1900 comme cons^quence de la condamnation 
prononc6e le 10 juillet 1896, cela en vertu de Tart. 17, § 3, de la loi genevoise 
sur les votations et 6lections, du 27 octobre 1888. 

Pour faire la preuve des condamnations qu'il invoque, le Conseil d'Etat 
de Gen^ve döclare ne pouvoir produire les jugements, parce que ceux-ci 
ont 6t6 rendus en France ; mais 11 produit un questionnaire soumis ä Wyss 
par la police genevoise et sign6 par lui, duquel il r^sulte quMl reconnait 
les diff^rentes condamnations invoqu^es contre lui. 

Le Conseil d'Etat conclut en cons6quence au rejet du recours. 

Vu ces faits et confdd^rant en droit: 

Par son arrete du 20 septembre 1898, confirme le 10 döcembre 
par le Conseil d'Etat, le Departement de Justice et Police du canton 
de Genfeve a d^cidö „de ne pas accorder Tautorisation de söjoumer 
dans le canton h Wyss, Albert Emile". On est donc en pr^sence 
d'un refus d* Etablissement. Or, Tart. 45, al. 2, Const. f6d., dispose 
que retablissement peut ßtre refusE k ceux qui, par suite d'un 
jugement pönal , ne jouissent pas de leurs droits civiques. II s'agit 
donc de savoir si le recourant est privE de ses droits civiques par 
suite des condamnations qu'il a subies en France. 

Le dossier ne renferme ni extrait, ni copie des jugements en 
question et ricn n'ötablit qu'aux termes de ces döcisions Wyss soit 
privE de ses droits civiques ou que la loi frangaise attache cet 
effet aux condamnations qu'il a encourues. Le Conseil d'Etat de 
Genfeve n'allägue m^me pas qu*il en soit ainsi. 

En revanche^ il fait valoir que Wyss serait priv6 de ses droits 
öleetoraux en vertu de Tart. 17, chiflPre 3, de la loi genevoise sur 
les ölections et les votations, du 27 octobre 1888, article qui exclut 
de rinscription sur les tableaux ölectoraux, pendant la duröe de 
lern* peine et les 3 ans qui en suivent Texpiration, les citoyens 
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condamn^s ä un emprisonnement de plus de quinze jour pour 
vol, etc. 

La disposition invoquöe de la loi 61ectorale genevoise ne saurait 
toutefois justifier le refus du droit d'^tablissement oppos^ au re- 
courant k raison des condamnations qu'il a subies en France. 

II est en effet inadmissible que la l^gislation genevoise puisse 
aggraver les condamnations prononcees par des tribunaux ötrangers. 
Or, la privation des droits ^lectoraux stabile par la loi pr6cit6e 
constitue övidemment une aggravation de peine, soit une peine 
accessoire inflig^e k certains condamn^s. Elle ne saurait d^s lors 
döployer son eflPet que dans les limites de la souverainetö du canton 
de Genöve en matiöre d'administration de la justice pönale; en 
d'autres termes, eile ne saurait atteindre que les personnes con- 
damnöes par les tribunaux genevois. A V6gard des personnes 
condamnees par des tribunaux ötrangers, les jugements de ces 
tribunaux et la loi du pays de la condamnation sont seuls k prendre 
en considöration pour döcider si le condamne est privt^ de ses 
droits civiques. 

11 suit de \k que, la preuve n'6tant pas faite que Wyss soit 
priv6 de ses droits civiques k teneur des condamnations prononcees 
contre lui en France ou en vertu de la loi fran^aise, son recours 
contre le refüs d'autorisation de söjourner k Gen^ve apparait 
comme fondö. 

Par ces motifs 

Le Tribunal fidiräl prononce: 

Le recours est admis et Parr^tö d'expulsion rendu contre le 
recourant les 20 septembre/10 döcembre 1898 est annulö. 



9. Urteil vom 22. März 1899 in Sachen Johanna Elbersicirchen. 

A. Mit Eingabe vom 23. Februar 1899 führte Advokat W. Fehr namens 
des Frl. Johanna Elberskirchen in Zürich beim Bundesrat Beschwerde darüber, 
dass der Regierungsrat des Kantons Zürich mit Beschluss vom gleichen Tage 
dem Gesuche des Regierungsrates des Kantons Bern um Auslieferung der 
Johanna Elberskirchen über eine von dieser eingereichte Protesteingabe 
hinweg entsprochen habe. Es wurde angebracht, die Auslieferung sei von 
der Regierung des Kantons Bern verlangt worden wegen: 

1. Erpressungsversuch, eventuell Drohung, eventuell Betrugsversuch ; 

2. Einreichung einer wissentlich falschen Anzeige; 

3. Verleumdung. 

Nun könne aber, wie in der Protesteingabe an den zürcherischen Re- 
gierungsrat näher ausgeführt worden sei, von einem strafbaren, d. h. nach 
Hemer Recht strafrechtlich verfolgbaren Erpressungsversuch, einer Drohung, 
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einem Betrugsversuch und einer Einreichung einer wissentlich falschen 
Anzeige überhaupt nicht gesprochen werden; auch eine Verleumdung liege 
nicht vor; eventuell könnte es sich nur um ein Pressvergehen handeln. 
Jedenfalls liege überall kein Auslieferungsdelikt im Sinne des Art. 2 des 
Bundesgesetzes vom 24. Juli 1852 vor. Nach allgemeiner Rechtsauffassung 
aber könne eine Auslieferung für Delikte, welche nicht Auslieferungsdelikte 
nach Art. 2 des quäst. Gesetzes seien, nur gewährt werden, wenn der 
requirierende Kanton Gegenrecht erklärt habe. Bezüghch Verleumdung und 
Pressvergehen habe Bern dem Kauton Zürich jedoch keine Reciprocität 
zugesichert, also sei die Auslieferung auch nicht ziilässig; sie Verstösse 
gegen Art. 55 der Bundesverfassung, sowie gegen Art. 2 und 1 des Bundes- 
gesetzes von 1852. Der Entscheid der Zürcher Regierung sei zudem nicht 
motiviert. Es sei um so eher der nachgesuchte Schutz zu gewähren, als 
die bernische geheime Untersuchung nicht die nötigen Garantien biete für 
richtige Untersuchung, und als die Rekurrentin mit Grund befürchten müsse, 
dass auch der persönliche Einfluss des einen Klägers in Bern nicht Aussicht 
auf ein völlig objektives Verfahren biete. Es werde deshalb das Gesuch 
gestellt, dass die Motivierung eingefordert und der Beschwerdeführerin zui- 
Vernehmlassung mitgeteilt werde. Der Antrag geht dahin, es sei der Be- 
schluss der Zürcher Regierung aufzuheben. 

B, Der Bundesrat hat die Eingabe der Johanna Elberskirchen nebst 
Beilagen mit Schreiben vom 18. März 1899 dem Bundesgerichte zu materieller 
Erledigung der Beschwerde überwiesen. Der Überweisung war ein gemäss 
Art. 194, Organisationgesetz, vom Bundesrat eingeleiteter Meinungsaustausch 
zwischen diesem und dem Bundesgericht über die Kompetenzfrage voraus- 
gegangen. Die beiden Behörden fanden übereinstimmend, dass die Be- 
schwerde in die Kompetenz des Bundesgerichtes falle, da die Beschwerde- 
führerin die Aufhebung des angefochtenen Beschlusses deshalb verlange, 
weil dadurch ein ihr bundesgesetzlich gewährleistetes Individualrecht verletzt 
werde und solche Rechte unter dem Schutze des Bundesgerichtes stehen, 
das auch zu prüfen habe, ob im einzelnen Falle das behauptete Recht be- 
stehe oder nicht. 

Das Bundesgericht zieht in Ericägung: 

Das Auslieferungsgesetz vom 24. Juli 1852 statuiert in Art. 1 
lediglich ein Recht des Kantons, dem ein Strafanspruch zusteht, 
in den Fällen des Art. 2 von dem Kanton, in d(*>m sich der straf- 
rechtlich Verfolgte oder Verurteilte aufhält, die Verhaftung und 
Auslieferung, beziehungsweise die Beurteilung und Bestrafung des- 
selben zu verlangen. Dagegen wird durch das Gesetz nicht auch 
ein Recht der verfolgten Personen darauf begründet, dass sie nur 
in den im Art. 2 einzeln angeführten Fällen ausgeliefert werden 
dürfen, und es werden die Kantone dadurch nicht gehindert, auch 
in andern Fällen dem Ausliefemngsbegehren eines andern Kantons 
zu entsprechen. Es besteht auch kein bundesrechtlicher Satz des 
Inhalts, dass bei Delikten, die nicht zu den in Art. 2 des Aus- 
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lieferungsgesetzes aufgezählten gehören, die Auslieferung nur statt- 
finden dürfe, wenn der requirierende Kanton Gegenrecht zusichere. 
Vielmehr ist dieses Gebiet interkantonaler Reehtshülfe der freien 
EntSchliessung beziehungsweise Vereinbarung der Kantone tiberlassen. 
Es braucht daher im vorliegenden Falle nicht untersucht zu werden, 
ob die Delikte, wegen deren die Auslieferung von Bern nachgesucht 
wurde, sogenannte Auslieferungsdelikte seien oder nicht. Denn 
auch soweit es sich nicht um solche Delikte handeln sollte, kann 
sich nach dem Gesagten vom Standpunkte des eidgenössischen Aus- 
lieferungsrechtes aus die Rekurrentin der Auslieferung nicht wider- 
setzen. Es ist ferner nicht Sache des Bundesgerichtes, die gegen 
die Rekurrentin erhobenen Anschuldigungen auf ihre materielle 
Begründetheit zu prüfen. Insofern, als eine solche Prüfung zur Be- 
antwortung der Auslieferungsfrage notwendig ist, steht sie bei der 
Behörde, die endgültig über das Auslieferungsbegehren zu entscheiden 
hat. Dieser fällt auch, soweit ihre Entschliessung überhaupt eine 
freie ist, die Würdigung der Frage anheim, ob die Ausliefenmg 
wegen ungenügender Garantien des Verfahrens des requirierenden 
Kantons zu verweigern sei, und wenn sie solchen Bedenken keine 
Rechnung trägt und die Auslieferung trotzdem gewährt, so kann 
sich hiergegen die auszuliefernde Person ebenfalls nicht beschweren. 
, Der auf die Art. 1 und 2 des Auslieferungsgesetzes von 1852 sich 
stützende Rekurs der Johanna Elberskirchen muss somit abgewiesen 
werden. (Vergle^iche die Entscheide des Bundesgerichts in Sachen 
Martinoni, Amtl. Samml., Bd. 4, S. 234; in Sachen Frey, ibid. Bd. 5, 
S. 533, und in Sachen Schnieper, ebenda Bd. 17, S. 609.) Die Re- 
kurrentin beruft sich allerdings auch noch auf Art. 55 B. V., d. h. 
auf die Garantie der Pressfreiheit. Allein angenommen auch, es 
handle sich um ein Pressvergehen, so ist ohne weiteres klar, dass 
jene Garantie nur durch die Anhebung der Strafverfolgung oder 
durch die Venirteilung von selten des requirierenden, nicht aber 
auch durch den Auslieferungsbeschluss des requirierten Kantons 
verletzt sein kann. Wenn schliesslich bemerkt wird, der angefochtene 
Beschluss sei nicht motiviert, so wird dies nicht zur Begründung 
des Begehrens auf Aufhebung der regierungsrätlichen Schlussnahme 
verwendet, sondern nur zum Ausgangspunkt für das Gesuch, dass 
die Motivierung eingeholt und der Rekurrentin mitgeteilt werde, 
was aber bei der Liquidität der Rekurssache in thatsächlicher und 
rechtlicher Beziehung als überflüssig erscheint. 

Demnach hat das Bundesgetncht erkannt: 

1. Der Rekurs wird abgewiesen. 

2. Die Rekurrentin hat die Schreibgebühren und Kanzleiauslagen 
mit Fr. 8. 40 zu bezahlen. 
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10. Urteil vom 24. März 1899 in Sachen Heinrich Huber. 

A. Durch Verfügung der Militärdirektion des Kantons Zürich vom 
5. Juli 1898 ist den Mitgliedern des UnteroffLziersvereins Winterthur auf 
Gesuch des Vereinsvorstandes hin gestattet worden, zum Zwecke der Auf- 
nahme einer Vereinsphotographie die Uniformen zu tragen. In der Ver- 
fügung war bemerkt, dass sich die Erlaubnis nur auf die Dauer der Auf- 
nahme beziehe ; überdies wurde der Vereinsvorstand für alle Eventualitäten 
verantwortlich erklärt und verhalten, der Militärdirektion die Tage zu 
bezeichnen, an denen Aufnahmen gemacht werden, und je weilen ein Ver- 
zeichnis einzusenden, welches die Namen der Mitglieder enthält, die zu 
denselben zu erscheinen haben. Mehrere Mitglieder des Vereins benutzten 
den Anlass der photographischen Aufnahme, um in Uniform Ausflüge 
zu machen, was zur Folge hatte, dass ein dem Verein angehörender 
Korporal von der Stadtpolizei Zürich betrunken aufgegriffen und deshalb 
bestraft wurde. Davon ausgehend, dass der Vereins vorstand es unterlassen 
habe, den Mitgliedern von den Bedingungen Kenntnis zu geben, unter 
denen das Tragen der Uniform gestattet worden war, und dass ihn deshalb 
eine Verantwortlichkeit treffe, belegte ferner die Militärdirektion mit Ver- 
fügung vom 10. September 1898 wegen Nichtbeachtung der Bestimmungen 
der Verfügung vom 5. Juli den Vorstand mit einer Busse von 10 Franken. 
Nachdem ein Gesuch um Zurückkommen auf diese Verfügung erfolglos 
geblieben war, schrieb der Vorstand des Unteroffiziersvereins an die 
Militärdirektion des Kantons Zürich am 9. Oktober 1898 folgenden Brief: 
« Da Sie geruhen, an Ihrer Bussenverfügung gegen unseren Vor- 
stand festzuhalten, so sind auch wir so frei, gegen dieselbe energisch zu 
protestieren, um Ihnen ausdrücklich zu bedeuten, dass wir quäst. Busse 
von Fr. 10 niemals bezahlen werden. Unsere Vereinsversammlung hat sich 
den Intentionen unseres Vorstandes vollständig angeschlossen, und kann 
auch diese niemals herausdüfteln, dass wir uns in irgend welcher Weise 
vergangen hätten. Vielmehr konnte unsere Vereinsversammlung Ihr will- 
küi'liches, bureaukratisches Verheilten gegen unsern Vorstand nur bedauern 
und giebt diesem den bestimmten Auftrag, gegen Ihre Verfügung Front 
zu machen. Handeln Sie nach Ihrem Gutdünken, wir sind's gefasst und 
werden uns event. an höherer Stelle gegen Ihr unbotmässiges Verhalten 
zu schützen wissen. Pedanterie zieht nicht! und ist auch nicht dazu an- 
gethan, Vorstandsmitglieder zu weiterem Wirken auf freiwillig militärischem 
Gebiete zu animieren. > Der Brief war vom Präsidenten, Heinrich Huber, 
Infanteriewachtmeister, und vom Vizepräsidenten unterzeichnet. Gegen die 
Verfügung vom 10. September erhob sodann der Vorstand Beschwerde beim 
eidgenössischen Militärdepartement, das dieselbe jedoch laut Beschluss vom 
3. November 1898 abwies ; für den ungeziemenden Ton, in dem die Zu- 
schrift an die zürcherische Militärdirektion vom 9. Oktober abgefasst war 
und den der Vereins vorstand auch in der Beschwerde an das eidgenös- 
sische Militärdepartement angeschlagen hatte, wurde dem Vorstand ferner 
ein Verweis erteilt. Ihrerseits erliess die zürcherische Militärdirektion am 
22. November 1898 eine Verfügung, wonach sie den Infanteriewachtmeister 
Heinrich Huber, Präsident des Unteroffiziersvereins Winterthur, wegen 
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unanBtändigen und beleidigenden Schreibens an die Militärdirektion vom 
9. Oktober mit zwei Tagen Arrest bestrafte. Mit der Verfügung kreuzte 
sich ein Schreiben des Vorstandes de« Unteroffiziersvereins an die Militär- 
direktion vom 21. November, worin diese mit Rücksicht auf die bevor- 
stehende Erneuerung de« Vorstandes eingeladen wurde, falls sie in der 
Sache noch etwas vorzukehren gedenke, dies beförderlichst zu thun, und 
worin zum Schlüsse bemerkt war, dass sich der Verein «auch heute noch 
auf den alten Standpunkt» stelle. Nach Empfang des Arrestbefehls vom 
22. November schrieb sodann Wachtmeister Huber namens des Vereins 
auf einer Postkarte an die Militärdirektion, dass «wir quästl. Schreiben 
(vom 21. November) nur bestätigen können und die uns auferlegte Busse 
niemals anerkennen und bezahlen werden». 

B, Mit Eingabe vom 24, November 1898 erhob namens des Wacht- 
meisters Huber Advokat Dr. Curti in Winterthur gegen die Arrestverfüg^ng 
vom 22. November 1898 einen staatsrechtlichen Rekiys beim Bundesgericht, 
mit dem Antrag, es sei dieselbe als unzulässig aufzuheben, unter Kosten- 
und Entschädigungsfolge für die Gegenpartei. Die Begründung geht nach 
den Anbringen in der Rekursschrift und in der Replik dahin: Der Re- 
kurrent sei, als er den Brief vom 9. Oktober schrieb, nicht im Militärdienst 
und auch sonst nicht dem Militärstrafrecht unterstellt gewesen. Es könne 
höchstens Ziffer 5 von Art. 1 der Militärstrafgerichtsordnung vom 28. Juni 
1889 in Frage kommen. Das hier vorausgesetzte Verhältnis liege aber in 
casu nicht vor ; denn der Rekurrent habe in durchaus privater Eigenschaft 
als Präsident eines Vereins gehandelt, der sich allerdings militärische Auf- 
gaben stelle, aber auch andere Interessen verfolge, in deren Vordergrund 
die Pflege der Geselligkeit stehe. Die Korrespondenz zwischen der Militär- 
direktion und dem Vereins vorstand habe sich denn auch nicht auf die 
Dienstpflicht der Vereinsmitglietier oder der Mitglieder des Vorstandes, 
sondern auf eine nicht militärische Angelegenheit bezogen. Nur ein Dienst- 
pflichtiger könne in den in Ziffer 5 erwähnten Verhältnissen stehen, während 
es ganz gut möglich gewesen wäre, dass ein nicht Dienstpflichtiger oder ein 
nicht mehr Dienstpflichtiger als Präsident an der Spitze des Vereins stünde 
und die fragliche Korrespondenz mit der Behörde gewechselt hätte. Die 
Ordnungsbusse sei nicht wegen Verletzung einer Dienstpflicht verhängt 
worden, sondern wegen Nichtbeachtung der im Verkehr mit Behörden 
vorgeschriebenen Anstands- und Höflichkeitsfomien. Der Fall liege in dieser 
Beziehung günstiger als der vom Bundesgericht seiner Zeit zu gunsten 
des Rekurrenten beurteilte Fall Monod, da sich damals der anstössige Brief 
auf die persönliche Dienst- bezw. Militärpflichtersatzsteuer-Pflicht des Re- 
kurrenten bezogen habe. Es existiere auch kein kantonales Gesetz, das 
die Militärdirektion zur Verhängung der fraglichen Arreststrafe berechtigen 
würde. Es werde nicht bestritten, dass die Militärbehörde so gut wie jede 
andere Behörde den Verfasser einer beleidigenden Eingabe zur Verant- 
wortung ziehen könne. Die Frage sei nur die, ob sie sich mit einer 
Ordnungsstrafe nach dem zürcherischen Gesetz über Ordnungsstrafen 
begnügen müsse, oder ob sie eine rein militärische Strafe verhängen 
dürfe, was zu verneinen sei. Fehle danach eine gesetzliche Basis für die 
Belegung des Rekurrenten mit einer miilitärischen Strafe, so sei ohne 
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weiteres liquid, dasß dieselbe eine Verfassungsverletzung involviere. Als 
verletzt erschienen die Art.. 4 und 58 der Bundesverfassung und Art. 2, 3 
und 7 der Kantons Verfassung. 

C, Die Militärdirektion des Kantons Zürich protestiert in ihrer Ver- 
nehmlassung vorab gegen die Behandlung des Falles durch das Bundes- 
gericht, da die Angelegenheit rein militärischer Natur sei und Rekurse 
gegen die Verfügungen der genannten Behörde in erster Linie beim 
schweizerischen Militärdepartement anzubringen seien. Auch materiell sei 
der Rekurs unbegründet, wofür insbesondere auf Art. 166, Ziffer 9, des 
Bundesgesetzes vom 27. August 1851 und Ziffer 19 des neuen Dienst- 
reglements abgestellt und weiterhin g'eltend gemacht wird, dass sich die 
Korrespondenz des IJnteroffiziersvereins, eines Vereins, der ausschliesslich 
militärische Interessen verfolge und von der Militärdirektion finanziell 
unterstützt werde, mit der Militärdirektion auf eine militärische Angelegen- 
heit, das Tragen der Uniform, bezogen habe, und dass die erwähnten 
Vorschriften nicht nur auf den Wehrmann im Dienstkleide, sondern, was 
den Verkehr mit den Militärbehörden und Militärbeamten betrifft, auch 
auf den Wehrmann in Civil sowohl im mündlichen als auch im schriftlichen 
Verkehr Anwendung finden. 

D, Der Kompetenzeinrede gegenüber verweist der Rekurrent in der 
Replik auf Art. 175, Ziffer 3, des Bundesgesetzes über die Organisation der 
Bundesrechtspflege, sowie auf den Fall Monod, und bemerkt ferner, es 
treffen im vorliegenden Falle weder Art. 182 1. c. noch Art. 8 der Militär- 
strafgerichtsordnung zu. 

E. Das eidgenössische Militärdepartement, das vom Instruktionsrichter 
ersucht wurde, sich über die Kompetenzfrage zu äussern, führt aus, 
konstanter Praxis gemäss stehe gegen die Verfügung einer kantonalen 
Müitärbehörde, die diese gestützt auf Art. 1, Ziffer 5, und Art. 3 der 
Militärstrafgerichtsordnung und in Anwendung von Art. 166, Ziffer 9, des 
Bundesgesetzes vom 27. August 1851 getroffen habe, der Rekurs an die 
übergeordnete Bundesbehörde, d. h. das eidgenössische Militärdepartement, 
offen. Mit Rücksicht auf die zidässige Weiterziehung und mit Rücksicht 
auch auf Art. 182, Abs. 1, Org.-Ges. erscheine ein staatsrechtlicher Rekurs 
beim Bundesgericht als ausgeschlossen ; und das Präjudiz Monod aus dem 
Jahre 1887 sei angesichts des veränderten Standes der Gesetzgebung nicht 
mehr verwendbar. 

F. Durch Präsidial Verfügung vom 26. November 1898 wurde die Exe- 
kution der angefochtenen Verfügung vom 22. November bis zum Entscheide 
des Rekurses suspendiert. 

Das Bundesgericht zieht in Erwägung: 

1. Der Rekurs stellt die Frage zur Erörterung, ob der Rekurrent 
mit Bezug auf die Handlung, wegen der ihm von der zürcherischen 
Militärdirektion ein Arrest auferlegt wurde, der eidgenössischen 
Militärstrafgerichtsordnung und damit der militärischen Disciplinar- 
gewalt der genannten Behörde unterstanden habe oder nicht. 
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2. Die Militärdirektion des Kantons Zürich erhebt in erster 
Linie den Einwand, dass die Lösung der streitigen Frage nicht 
auf dem Wege des staatsrechtlichen Rekurses an das Bundesgericht 
zu suchen sei, indem diesem die Kompetenz zur Beurteilung der 
Beschwerde abgehe. Sie begründet diesen Einwand damit, dass die 
Angelegenheit militärischer Natur sei und dass Rekurse gegen Ver- 
fügungen einer kantonalen Militärdirektion bei deren Oberbehörde, 
dem schweizerischen Militärdepartement, anzubringen seien. Diese 
Begründung geht fehl : Darum dreht sich ja gerade der Rechtsstreit, 
ob die Angelegenheit als militärische zu behandeln gewesen sei 
oder nicht ; demnach liegt aber nicht eine rein militärische, sondern 
eine staatsrechtliche Frage zur Entscheidung vor, nämlich die Frage 
der Abgrenzung des Gebiets der Militärjurisdiktion von demjenigen 
der bürgerlichen Gerichtsbarkeit. Abgesehen femer davon, dass 
eine gesetzliche Grundlage für eine Weiterziehung der Disciplinar- 
massnahmen kantonaler an die eidgenössischen Militärbehörden nicht 
angeführt worden ist, würde das Bestehen eines solchen Instanzen- 
zuges doch nicht ohne weiteres in sich schliessen, dass auch die 
Frage der sachlichen Zuständigkeit, d. h. der militärstrafrechtlichen 
Kompetenz der kantonalen Militärbehörden in jenem Verfahren zum 
Entscheid zu bringen sei. Es löst sich auch auf anderen Gebieten 
der Bundesstaatsrechtspflege, in denen die Verfügungs- oder Ent- 
scheidungsbefugnis einer kantonalen Behörde in Frage steht, die 
Beurteilung der Kompetenzfrage von derjenigen der materiellen 
Begründetheit der Verfügung oder Entscheidung in der Weise ab, 
dass die erstere Frage selbständig in einem besonderen Verfahren 
zu erheben und von einer andern Behörde zu erledigen ist als 
die letztere. So bestimmt Art. 189, Unterabsatz zu Absatz 2, des 
Bundesgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege, dass 
der Rechtsprechung des Bundesgerichts die Gerichtsstandsfrägen 
auch da vorbehalten bleiben, wo die materielle Entscheidungs- 
befugnis bei den politischen Bundesbehörden steht. Es mag dahin- 
gestellt bleiben, ob die Bestimmung direkt auf den vorliegenden 
Fall, wo es sich nicht um den Gerichtsstand im engern Sinne, 
sondern um die Gerichtsbarkeit handelt, zutreffe. Jedenfalls aber 
zeigt sie, dass nicht ohne anderes den Behörden, die zur materiellen 
Überprüfung einer in Anwendung eines Bundesgesetzes getroffenen 
kantonalen Verfügung berufen sind, auch die Entscheidung über 
die Frage der Zuständigkeit der Behörde, von welcher die Ver- 
fügung ausgeht, zugewiesen werden darf. Hieran ist insbesondere 
da festzuhalten, wo es sich um die Abgrenzung des Gebietes der 
Militärstrafgerichtsbarkeit handelt, eines Gebietes, auf dem der per- 
sönlichen Freiheit viel engere Schranken gezogen sind als auf dem 
Gebiete des gewöhnlichen bürgerlichen Rechts. Ob ein Fall der 
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militärischen Jurisdiktion vorliege, ist eine selbständige und eine 
so wichtige Frage, dass sie ohne positive Anhaltspunkte nicht ein- 
fach der Entscheidung derjenigen Behörden üherlassen werden 
darf, denen die Handhabung jener Gewalt übertragen ist. Vielmehr 
ist zu sagen, dass, sofern nicht ein besonderes Verfahren gesetzlich 
vorgeschrieben ist, die Lösung der Frage durch alle Mittel erstrebt 
werden kann, welche überhaupt zur Erledigung derartiger Anstände 
gegeben sind, somit unter Umständen auch durch Erhebung eines 
staatsrechtlichen Rekurses beim Bundesgericht. Ein besonderes 
Verfahren zur Abgrenzung des Gebiets der militärischen Disciplinar- 
gewalt ist nun im Bundesrecht nicht vorgesehen. Art. 8 der Militär- 
strafgerichtsordnung vom 28. Juni 1889 handelt nur von Kompetenz- 
anständen zwischen bürgerlichen und militärischen Oerichtshohördeiiy 
die dem Bundesrate zum endgültigen Entscheide zugewiesen werden. 
Wenn ferner Art. 182 Org.-Ges. bestimmt, dass wegen Verletzung 
privatrechtlicher oder strafrechtlicher Vorschriften des eidgenössi- 
schen Rechts durch Entscheide von Kantonsbehörden eine staats- 
rechtliche Beschwerde nicht erhoben werden kann, so sind darunter 
offenbar bloss die materiellen Vorschriften des eidgenössischen 
Privat- und Strafrechts, nicht aber auch die bundesrechtlichen Vor- 
schriften betreffend die Abgrenzung zwischen zwei verschiedenen 
Jurisdiktionsgebieten gemeint. An sich ist somit die Kompetenz 
dos Bundesgerichts als Staatsgerichtshof zur Erledigung des vor- 
liegenden Anstandes weder dadurch, dass die angefochtene Ver- 
fügung von einer Militärbehörde ausgeht und sich als eine militärische 
Disciplinarmassnahme darstellt, noch dadurch, dass dagegen ein 
Rekurs an die eidgenössischen Militärbehörden zulässig sein mag, 
ausgeschlossen ; und es fragt sich bloss, ob die gewöhnlichen Vor- 
aussetzungen eines staatsrechtlichen Rekurses gegeben seien. Dies 
ist zu bejahen. Die angefochtene Verfügung ist eine kantonah^ 
Dadurch, dass die kantonalen Militärbehörden in gewissen Be- 
ziehungen nur als ausführende Organe des Bundes erscheinen, 
werden sie nicht zu Bundesbehörden (vergl. Art. 20 B.-V.), und 
deshalb, weil gegen sie an die eidgenössischen Militärbehörden 
rekurriert werden kann, werden Disciplinarverfügungen kantonaler 
Militärbehörden nicht zu Verfügungen unterer eidgenössischer In- 
stanzen. Da ferner behauptet wird, dass durch die Verfügung 
einer kantonalen Behörde verfassungsmässige Rechte eines Bürgers 
verletzt seien, so sind damit alle sachlichen Erfordernisse zur Be- 
gründung der Kompetenz des Bundesgerichts gegeben und muss 
dieses materiell auf die Beschwerde eintreten. Es ist denn auch im 
Falle Monod (Amtl. Samml. der bundesger. Entsch., Bd. XIII, Nr. 67), 
der in formaler Beziehung gleich lag wie der vorliegende, die 
Kompetenzfrage vom Bundesgericht ohne Bedenken im gleichen 
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Sinne entschieden worden, und dass durch neue oder abgeänderte 
Gesetzesbestimmungen eine andere Lösung dieser Frage gefordert 
werde, ist nicht erfindlich. 

3. Die Beschwerde ist aber sachlich zu verwerfen. Von vorn- 
herein ist klar, dass der Anrufung der Art. 3 und 7 der Kantons- 
verfassung, von denen der erste das Recht der freien Meinungs- 
äusserung, das Vereins- und Versammlungsrecht, der letztere die 
persönliche Freiheit gewährleistet, in casu eine selbständige Be- 
deutung nicht zukommt. Wenn die zürcherische Militärdirektion 
nicht berechtigt war, über den Konkurrenten eine militärische Strafe 
zu verhängen, so ist aus diesem Grunde die Verfügung aufzuheben. 
War sie aber zu der Massnahme berechtigt, so kann dadurch, dass 
sie von einer ihr übertragenen Befugnis Gebrauch gemacht hat, 
keines der genannten Rechte verletzt sein ; und dass etwa die Art 
der Ausübung der Strafgewalt eine Verletzung jener Rechte herbei- 
geführt habe, ist nicht einmal behauptet. Was dann die Beschwerde 
wegen Verletzung des Grundsatzes der Gleichheit vor dem Gesetz 
betrifft f Art. 4 der B.-V. und Art. 2 der Kant.-Verf.), so deckt sich 
dieselbe im vorliegenden Falle mit derjenigen betreffend Verletzung 
von Art. 58, Abs. 1, B.-V. Denn nur insofern kann die Verfügung 
der zürcherischen Militärdirektion mit der Gleichheit vor dem 
Gesetze im Widerspruch stehen, als die Behörde eine Jurisdiktion 
ausgeübt haben sollte, die ihr nicht zustand und durch deren Aus- 
übung sie somit auch gegen das Verbot der Ausnahmegerichte 
Verstössen hätte. Ob nun der Rekurrent der militärischen Straf- 
gerichtsbarkeit und damit der militärischen Disciplinargewalt unter- 
worfen gewesen sei, hängt von der Auslegung des Art. 1, Abs. 5, 
der Militärstrafgerichtsordnimg vom 28. Juni 1889 ab, wonach 
jener Jurisdiktion militärpflichtige Personen ausserhalb des Dienstes 
mit Bezug auf ihre dienstlichen Pflichten unterstellt sind. Dass Huber 
militärpflichtig ist, steht ausser Frage. Dagegen macht der Rekurrent 
geltend, er habe in der Angelegenheit, die zur Verhängung der 
Arreststrafe führte, nicht in einem dienstlichen Pflichtverhältnis zu 
der zürcherischen Militärdirektion gestanden. Dies ist unzutreffend. 
Das Gesuch zum Tragen der Uniform betraf zweifellos einen Gegen- 
stand militärischer Natur, und die Vereinsmitglieder traten damit 
durch Vermittlung des Vorstandes in eine dienstliche Beziehung zu 
ihrer militärischen Oberbehörde. Die Organe, die für den Verein 
handelten, hatten deshalb die Angelegentheit auch als dienstliche 
abzuwandeln und gegenüber der Militärdirektion die Regeln des 
dienstlichen Verkehrs zu beobachten. Infolgedessen standen sie nach 
Art. 1, Ziffer 5, der Militärstrafgerichtsordnung in allem, was sich 
auf das ursprüngliche Gesuch und die Folgen bezieht, die aus dem 
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Missbrauch der von ihnen nachgesuchten Bewilligung des Tragens 
der Uniform entstanden, unter der militärischen Disciplinargewalt 
der ihnen vorgesetzten Behörde. Im bundesrätlichen Entwurf zur 
Militärstrafgerichtsordnung war der Fall expressis verbis erwähnt, 
indem Ziffer 5 des Art. 1 bestimmte, dass Wehrpflichtige ausserhalb 
des Dienstes mit Bezug auf ihre dienstlichen Obliegenheiten und 
im dienstlichen Verkehr mit militärischen Vorgesetzten und mit mili- 
tärischen Behörden der Militärstrafgerichtsbarkeit unterstellt seien. 
Die letztere Stelle wurde dann zwar in der Vorberatung des Ent- 
Avurfes durch die nationalrätliche Kommission gestrichen, allein es 
geschah dies, wie im Protokoll der Kommission ausdrücklich ver- 
merkt ist, in der Meinung, dass unter dienstlichen Obliegenheiten 
auch der dienstliche Verkehr mit militärischen Vorgesetzten und 
Behörden zu verstehen sei. Die Bestimmung von Ziff. 5 des Art. 1 
der Militärstraf gerichtsordnung von 1880 war in dem Gesetze über 
die Militärstrafrechtspflege von 1851 nicht enthalten. Der Fall 
Monod, der unter der Herrschaft des Gesetzes von 1851 beurteilt 
wurde, kann deshalb in diesem Punkte heute nicht als Präjudiz 
angeführt werden. Unterstand aber der Rekurrent bei dem Brief- 
wechsel mit der Zürcher Militärdirektion der Militärstrafgerichts- 
und Disciplinarordnung, so war die zürcherische Militärdirektion 
berechtigt, gegen ihn wegen allfälliger Verstösse gegen die mili- 
tärische Disciplin, die er sich dabei zu schulden kommen Hess, die 
materiellen Vorschriften der Disciplinarverordnung anzuwenden, 
und muss der Rekurs abgewiesen werden. Denn ob die Bestrafung 
materiell gerechtfertigt war, hat das Bundesgericht nicht zu 
untersuchen. 

Demnach hat das Bundesgericht erkannt: 

1. Der Rekurs wird abgewiesen. 

2. Der Rekurrent hat die Schreibgebühren und Kauzleiauslagen 
mit Fr. 36. 45 zu bezahlen. 



Urteile des Kassationshofes des Bundesgerichts. 
1. Urteil vom 15. Dezember 1898 in Sachen Ludwig Fiehner. 

A, Mit Urteil vom 81. Juli 1898 hat die Polizeikammer de.s Appellation^- 
und Kassationshofes des Kantons Bern den Ludwig Fiehner schuldig 
erklärt der mehrfachen Widerhandlung gegen das Bundesgesetz betreffend 
das Urheberrecht an Werken der Litteratur und Kunst, vom 23. April 1883, 
begangen in Bern den 1., 4. und 15. Juni 1898, und ihn zu einer Geldbu^se 
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von Fr. 30, die für den Fall der Nichteinbringlichkeit in 6 Tage Gefängnis 
umgewandelt werden sollen, sowie grundsätzlich zur Entschädigung an die 
Civilpartei, Firma A. Entsch in Berlin, und endlich zu den sämtlichen 
Kosten des Verfahrens verurteilt. 

B. Gegen dieses Urteil hat der Angeklagte rechtzeitig und in rich- 
tiger Form beim Kassationshofe des Bundesgerichts Kassationsbeschwerde 
eingelegt, mit dem Antrage, das angefochtene Urteil sei im ganzen Umfange 
zu kassieren. 

C. Die Civilpartei trägt auf Abweisung der Kassationsbesch werde an, 
unter Kosteiifolge. 

Der Kassationshof zieht in Erwägung: 

1, Der heutige Kassationskläger Ludwig Flehner, Direktor des 
Schänzlitheaters in Bern, kündigte auf den Abend des 1. Juni 1898 
die Aufführung des Schwanks „Die Logenbrüder" von Karl Laufs 
und Kurt Kraatz an. An diesem Tage Hess hierauf der Direktor 
des Bemer Stadttheaters, Udvardy, durch Fürsprecher Stooss in 
Bern dem Direktor Flehner brieflich die beabsichtigte Aufführung 
untersagen, unter Androhung von Strafe und Civilklage ; er stützte 
sich darauf, dass er durch Vertrag vom 5. April 1898 von der 
Verlagsfirma A. Entsch in Berlin — der heutigen Kassations- 
beklagten — das Recht zur Aufführung des genannten Stücks auf 
dem Berner Stadttheater erworben hatte. Der Kassationskläger 
Hess das Stück gleichwohl am 1. Juni aufftihren, nachdem er zuvor, 
gemäss Art. 7, Abs. 3 und 4, des Bundesgesetzes betreffend das 
Urheberrecht, Fr. 10 zur Sicherstellung der Tantieme beim Richter- 
amte Bern hinterlegt hatte. Weitere Aufführungen fanden am 4. 
und 15. Juni 1898 statt; die Gesamtbruttoeinnahme aller drei Vor- 
stellungen betrug Fr. 334. 45. Am Tage der zweiten Aufführung 
erhob nun die Firma A. Entsch gegen Flehner Strafklage wegen 
unerlaubter Aufführung eines dramatischen Werkes, und im Straf- 
verfahren stellte sie dann auch adhäsionsweise Civilansprüche auf 
Entschädigung. Der Angeklagte machte eine Reihe prozessualer 
Einwände geltend und nahm sodann namentlich den Standpunkt 
ein, das Stück „Die Logenbrüder" sei ein schon veröffentlichtes 
Werk; vor zweiter Instanz bestritt er auch die Legitimation der 
Kassationsbeklagten zur Klage, weil nicht erwiesen sei, dass sie 
die Rechtsnachfolgerin der Autoren sei. 

2. Der Kassationskläger macht in seiner Kassationsbeschwerde 
drei Beschwerdepunkte geltend: Die Kassationsbeklagte sei zur 
Klage nicht legitimiert, weil ihr das Aufführungsrecht nicht zustehe ; 
femer habe das fragliche Werk als schon veröffentlichtes im Sinne 
des Art. 7 des Bundesgesetzes betreffend Urheberrecht und nach 
Art. 2 der Interpretationserklärung vom 4. Mai 1896 zur Bemer 
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Konvention zu gelten; endlich sei das angefochtene Erkenntnis 
nicht auf gesetzliche Weise zu stände gekommen, indem entgegen 
der zwingenden Vorschrift des Art. 459, AI. 1, des bernischen 
Strafverfahrens der Generalprokurator an den Verhandlungen vor 
Polizeikammer nicht teilgenommen habe. Von diesen Beschwerde- 
punkten ist jedoch der letzte von vornherein nicht zu hören, da 
es sich dabei nicht um Verletzung einer eidgenössischen Rechts- 
vorschrift handelt (Art. 163 Org.-Ges.). 

5. Dagegen erscheint der erste Kassation sginind als vorhanden. 
Nach Art. 1, Absatz 2, des zur Anwendung kommenden Bundes- 
gesetzes vom 23. April 1883 steht das Urheberrecht zu dem Urheber 
oder seinen Rechtsnachfolgern. Die Qualität als Rechtsnachfolger 
ist von demjenigen, der sie in Anspruch nimmt und aus ihr ein 
Verbietuügs- und Klagerecht herleitet, zu beweisen, da sie eine 
Vorausöetzimg des Urheberrechtsschutzes für ihn bildet. In casu 
nun hat die Kassationsbeklagte lediglich ein Exemplar der „Logen- 
brüder" zu den Akten gebracht, welches folgende hier in Betracht 
kommende gedruckte Vennerke enthält: „Als Manuskript verviel- 
fältigt .... Für sämtliche Bühnen im ansschlieaslichen Debit der 
Verlags-Firma A. Entsch in Berlin. Von dort aus allein ist das 
Recht der Aufführung zu ei*werben." (Unterzeichnet ist diese Er- 
klärung; „Karl Laufs und Kurt Kraatz".) Femer auf Seite 2: 
„Dieses Manuskript darf von dem Empfänger weder verkauft, noch 
verliehen, noch sonst irgendwie weitergegeben werden, widrigen- 
falls die gerichtliche Verfolgung wegen Missbrauchs und resp. 

Schadloshaltung der Autoren beantragt wird A. Entsch 

(Inhaber: Theodor Entsch), bevollmächtigter Vertreter der Autoren."* 
Auch in ihrem zu den Akten gebrachten Vertrag mit Udvardy 
bezeichnet sich die Kassationsbeklagte als „bevollmächtigte Ver- 
treterin der Autoren". Nach diesen Ausdrücken ist anzunehmen, 
die Autoren des Schwankes „Die Logenbrüder" haben nicht ihr 
Urheberrecht auf die Kassationsbeklagte übertragen, so dass diese 
als ihr Rechtsnachfolger zu bezeichnen wäre, sondern die Kassa- 
tionsbeklagte besorge lediglich als Vertreterin der Autoren den 
Vertrieb des Manuskripts und vermittle die Aufführungen, indem 
sie im Namen der Autoren mit den Bühnenvorstehem nur unter- 
handle. Unter diesen Umständen aber kann ihr das UrhebeiTecht 
nicht zustehen und ist sie daher auch zur Klage nicht legitimiert. 
Ihren Vertrag mit den Autoren, der wohl den klarsten Aufschluss 
über das zwischen ihr und diesen bestehende Rechtsverhältnis ge- 
geben hätte, hat sie nicht zu den Akten gebracht. Zu bemerken 
ist nur noch, dass der Kassationskläger diese Einrede der mangeln- 
den Aktivlegitimation der Kassationsbeklagten vor erster Instanz 
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allerdings nicht erhoben zu haben scheint ; allein vor zweiter Instanz 
wurde sie vorgebracht, und sie darf daher heute auch gehört 
werden, zumal sie von der zweiten Instanz nicht als verspätet er- 
klärt wurde und der Kassationshof nach Art. 171 Org.-Ges. nicht 
an die Rechtsbegründung des Kassationsklägers gebunden ist. Das 
Benehmen des Kassationsklägers, das die zweite Instanz zur Ab- 
weisung dieser Einrede herbeizieht, speciell die Thatsache, dass 
der Kassationskläger früher in Schweinfurt und Kitzingen das 
Aufführungsrecht für die „Logenbrüder" selber von der Kassations- 
beklagten erworben hat, genügt zur Abweisung nicht; es kann 
daraus nicht geschlossen werden, dass er die Kassationsbeklagte 
als Rechtsnachfolger und nicht als blossen Vertreter der Urheber 
angesehen habe. 

Die Frage, ob das Werk ein veröffentlichtes sei oder nicht, 
wäre wohl eher in bejahendem Sinne zu entscheiden; es braucht 
aber hierauf, nachdem das angefochtene Urteil schon wegen der 
mangelnden Aktivlegitimation des Klägers zu kassieren ist, nicht 
näher eingetreten zu werden. 

Demnach hat der Kassationshof ^ 
in Anwendung des Art. 172 O.-G., 

erkannt: 

1. Die Kassationsbeschwerde wird als begründet erklärt und 
demgemäss das Urteil der Polizeikammer des Appellations- 
und Kassationshofes des Kantons Bern, vom 31. August 1898, 
aufgehoben und die Sache zu neuer Beurteilung an diesen 
Gerichtshof zurückgewiesen. 

2. Die bundesgerichtliehen Kosten, bestehend in: 
a) Gerichtsgebühr Fr. 50. — , 

h) Schreibgebühren Fr. 19. 80, 
c) Kanzleiauslagen Fr. — . 80, 

werden dem Kassationsbeklagten auferlegt. 

3. Derselbe hat ausserdem dem Kassationskläger für die 
bundesgerichtliche Instanz eine ausserrechtliche Entschädi- 
gung von Fr. 30 zu bezahlen. 



2. Urteil vom 15. Dezember 1898 in Sachen Johannes Sigg. 

A. Mit Urteil vom 13. Mai 1898 hat das Obergericht des Kantons Schaff- 
hausen erkannt: 

1. Die Verfügung der eidgenössischen Oberzolldirektion, dahin lautend, 
es habe der Beklagte Fr. 7. 50 Zoll und Fr. 75 Busse zu entrichten, 
wird bestätigt. 

2. Die sämtlichen Kosten des Verfahrens fallen zu lasten des Beklagten. 
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B. Gegen dieses Urteil hat der Beklagte rechtzeitig und formgemäss 
die Rassationsbeschwerde an das Bundesgericht ergriffen, mit dem Antrage : 
Das angefochtene Urteil sei als nichtig zu erklären und das ganze Verfahren 
vor den kantonalen Instanzen sei zu kassieren, unter Kosten- und Ent- 
schädigungsfolge, und die Sache sei zu neuer Beurteilung an ein anderes 
Gericht zu weisen. 

C, Die Bundesanwaltschaft trägt auf Abweisung der Kassations- 
beschwerde, unter Kostenfolge, an. 

Der Kassationshof zieht in Erwägung: 

1. In thatsächlicher Beziehung ist aus den Akten hervorzuheben : 
Mit Protokoll vom 21. November 1897 teilte Grenzwächter Örtli 
in Dörflingen der Zolldirektion Schaffhausen mit, dass Johannes Sigg 
von Dörflingen „Samstag den 6. November, zwischen 6 und 7 Uhr 
vormittags, 100 kg. Stampfzucker h Fr. 7. 50 per q. . . . von Btlsingen 
auf verbotenem Wege ... im Felde versteckt und nachher unverzollt 
eingeführt" habe. An Stelle einer Erklärung des Beklagten trägt 
das Protokoll die Notiz : „Auf wiederholte Vorladung auf das Zollamt, 
um seine Erklärung abzugeben, ist Beklagter nicht erschienen." 
Der Gemeinderats Vizepräsident von Dörflingen bescheinigt, der Auf- 
nahme des Protokolls beigewohnt zu haben. Mit Schreiben vom 
gleichen Tage zeigte ferner Örtli seinem Grenzwachtchef an, er 
habe schon am 6. November den Sigg mit einem leeren Wagen 
nach Büsingen fahren gesehen und aus dessen nachherigem Benehmen 
den Schluss gezogen, er habe eine Zolldefraudation begangen. Die 
eidgenössische Oberzolldirektion verfällte den Beklagten Sigg, ge- 
stützt auf das erwähnte Protokoll, unter dem 27. November 1897 
in eine Busse von Fr. 75. Da der Beklagte die wiederholt an ihn 
ergangenen Zahlungsaufl'orderungen unbeantwortet Hess, überwies 
ihn das schweizerische Zolldepartement mit Verfügung vom 24. De- 
zember 1897 der kompetenten Gerichtsbehörde zur Aburteilung, 
und der schweizerische Bundesanwalt erhob hierauf beim Bezirks- 
gericht Reyath Klage und erteilte gleichzeitig dem Staatsanwalt 
des Kantons Schaff'hausen die Vollmacht, ihn in dieser Strafsache 
vor den Gerichten des Kantons SchafiThausen zu vertreten. Der 
Beklagte bestritt, sich einer Zollübertretung schuldig gemacht zu 
haben, und die erste Instanz schützte seinen Antrag auf Frei- 
sprechung, indem sie davon ausging, es sei nicht erwiesen, dass 
(T die eingeklagte Handlung begangen, da Grenzwächter Örtli 
selber zugebe, den Beklagten nicht direkt beim Schmuggeln ertappt 
zu haben, sondern nur von einem Bürger Büsingens unterrichtet 
worden zu sein, und das Benehmen des Beklagten — welcher nach 
Bestreitung der ihm von Örtli zur Last gelegten Zollübertretung 
zu diesem gekommen sei und gesagt habe, er wolle 100 kg. Sta.mpf- 
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zucker verzollen, damit es keine weiteren Geschichten gebe — für 
Annahme seiner Schuld nicht genügend schlüssig sei. Das Ober- 
gericht des Kantons SchaflFhausen dagegen hat den Schuldbeweis 
als geleistet angesehen und das eingangs mitgeteilte Urteil ^auf 
Grund des Aktenmaterials und in Würdigung aller Umstände" 
gefällt ; es stellt besonders darauf ab, es erscheine auffallend, dass 
der Beklagte am 6. November 1897 sich in aller Frühe mit einem 
leeren Wagen von Büsingen entfernt habe und nach einer Stunde 
wieder zurückgekehrt sei; femer, dass er sich auf dem«Zollamt 
dahin ausgesprochen habe, er habe noch etwas zu verzollen ; dazu 
komme, dass er sich nach dem Zollbureau begeben und daselbst 
gefragt habe, welchen Zoll der Doppelcentner Zucker koste. 

2. Massgebend zur Beurteilung der vorliegenden Kassations- 
beschwerde ist Art. 18 des Bundesgesetzes betreffend das Verfahren 
bei Übertretungen fiskalischer und polizeilicher Bundesgesetze, vom 
30. Juni 1849. Danach ist die Kassation nur zulässig wegen In- 
kompetenz des urteilenden Gerichtes, oder wenn das Urteil gegen 
bestimmte gesetzliche Vorschriften verstösst oder wesentliche Fomi- 
fehler unterlaufen sind. 

3. Der Kassationskläger behauptet nun in erster Linie, er sei 
seinem natürlichen Richter entzogen worden, und dadurch seien 
Art. 16 des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1849 und Art. 146 ff. des 
Organisationsgesetzes verletzt worden; er begründet dies damit: 
der kantonale Staatsanwalt sei nicht berechtigt gewesen, als Ver- 
treter des Bundesanwaltes zu klagen, ganz abgesehen davon, dass 
es fraglich erscheine, inwiefern der Bundesanwalt von sich aus und 
ohne Auftrag des Zolldepartements Klage erheben könne. Allein 
auch wenn diese Begründung richtig wäre — was nicht der Fall 
ist, wie sofort auszuführen sein wird — so ist gänzlich unerfindlich, 
wieso der Kassationskläger seinem zuständigen Richter entzogen 
sein sollte; zuständig waren vielmehr nach der Gesetzgebung des 
Kantons Schaffhausen die Gerichte, die in dieser Sache geurteilt 
haben, und es hat auch der Kassationskläger selber vor den kan- 
tonalen Gerichten die Einrede der Inkompetenz nie erhoben. Im 
übiigen aber ist betreffend die genannten Beschwerdepunkte zu 
bemerken, dass dieselben vor Obergericht offenbar nicht vorgebracht 
worden sind, indem das angefochtene Urteil nichts über sie enthält, 
und dass daher fraglich sein könnte, ob der Kassationskläger mit 
ihnen heute noch gehört werden dürfe. Diese Frage kann indessen 
unentschieden gelassen werden, da die genannten Beschwerdepunkte 
jedenfalls materiell unbegründet sind. Denn was den ersten Punkt 
betrifft, so ist durch die Akten erstellt, dass der Bundesanwalt im 
Auftrage des eidgenössischen Zolldcpartements Klage erhoben hat, 
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und dieses Departement war die nach Art. 9 des Fiskalgesetzes zur 
Anordnung der B^ageerhebung zuständige Behörde. Nach Art. 19 
desselben Gesetzes konnte nun der Bundesanwalt vor dem zuständigen 
Gericht entweder selbst auftreten oder sich vertreten lassen; und 
zu dieser Vertretung bedurfte er nicht etwa einer besondem Voll- 
macht des Bundesrates (vgl. Amtl. Samml., Bd. XVIII, S. 707 und 
712); er war auch berechtigt, die Person seines Vertreters selbst 
zu bestimmen (vgl. Geschäftsbericht desBundesratesfürdas Jahr 1895, 
B. Bl. 1896, II, S. 76). Diese Beschwerdepunkte erscheinen somit 
nach allen Richtungen als unbegründet. 

4. Weiterhin behauptet der Kassationskläger, verletzt seien die 
Art. 55 und 56 des Zollgesetzes ; diese Bestimmungen setzen voraus, 
dass der mit Strafe bedrohte Thatbestand „positiv und konkret** 
festgestellt sei, nicht als „Resultat von Argumentationen und Ver- 
mutungen" dastehe. Diese Beschwerdepunkte sind ohne weiteres 
unbegründet, da die vom Kassationskläger behauptete Vorschrift 
nicht besteht, die Gerichte vielmehr auch bei Zollübertretungen nach 
den Bestimmungen des betreffenden kantonalen Strafverfahrens zu 
urteilen haben, unter Vorbehalt allerdings der Bestinunungen des 
Art. 17 des Fiskalgesetzes. 

5. In dieser Beziehung ist nun freilich der weitere Beschwerde- 
punkt des Kassationsklägers : das Urteil sei nichtig, weil das Ober- 
gericht das sogenannte Protokoll vom 21. November 1897 als be- 
weiskräftig angesehen habe, während ihm jede Beweiskraft abgehe 
und es als nichtig zu betrachten sei, insofern begründet, als das 
genannte Protokoll in der That den Vorschriften des Fiskalgesetzes 
nicht entspricht und ihm daher keine Beweiskraft zukommen kann. 
Denn nach Art. 2 des citierten Gesetzes ist bei jeder Entdeckung 
oder Anzeige einer ZoUdefraudation unverzüglich ein Protokoll auf- 
zunehmen, und zwar unter Beiziehung des Übertreters, wenn er 
bekannt ist; ist er unbekannt, oder weigert er sich, sich zu stellen 
oder das Protokoll zu unterschreiben, so ist das im Protokoll zu 
bemerken. Überdies hat der Beamte oder Angestellte, dem die 
Übertretung angezeigt wird, oder der sie entdeckt, sofort alle Gegen- 
stände der Übertretung mit Beschlag zu belegen. Und nach Art. 4 
daselbst soll das Protokoll bei Strafe der Nichtigkeit innert 48 Stunden 
von Entdeckung der Übertretung an abgefasst werden. Im vor- 
liegenden Fall enthält nun das sogenannte Protokoll vom 21. No- 
vember 1897 nur einen Rapport des Grenzeinnehmers an die schwei- 
zerische Zollverwaltung; es enthält nicht den Thatbestand der 
gemachten Entdeckung oder einer erhaltenen Anzeige über die 
ZoUdefraudation. Es sagt auch nichts darüber, dass es in Gegen- 
wart des Kassationsklägers aufgenommen worden sei und dass 
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dieser die Unterzeichnung verweigert habe. Es ist zudem erst am 
21. November 1897 abgefasst, während der rapportierende Grenz- 
wÄchter Örtli nach seinem Schreiben an den Grenzwachtchef vom 
gleichen Tage schon am 6. November angenommen hat, der Kas- 
sationskläger habe eine ZoUdefraudation begangen. Die Kassations- 
beschwerde müsste sonach gutgeheissen werden, wenn das an- 
gefochtene Urteil sich einzig auf dieses sogenannte Protokoll stützen 
würde. Allein das ist nun nicht der Fall, wie aus der in Erwägung 1 
in fine wiedergegebenen Begründung erhellt; das Obergericht hat 
den Beweis der eingeklagten ZoUdefraudation auch abgesehen vom 
Protokoll als geleistet betrachtet, und die Richtigkeit dieser Beweis- 
würdigung ist vom Kassationshofe des Bundesgerichtes nicht zu 
prüfen. Es kann daher auch nicht, wie der Kassationskläger geltend 
machen will, darauf abgestellt werden, dass ihm der Gegenbeweis 
gegen das Protokoll, entgegen der Vorschrift des Art. 17, Abs. 3, 
Fiskalgesesetz, nicht gestattet worden sei, weil eben das Obergericht 
selber sein Schuldurteil nicht auf das Protokoll gründet. Die Kas- 
sationsbeschwerde muss daher auch in diesem Punkte abgewiesen 
werden. 

Demnach hat der Kassationshof erkannt: 

1. Die Kassationsbeschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

2. Die bundesgerichtlichen Kosten, bestehend in: 

a) Gerichtsgebühr Fr. 50, 
h) Schreibgebühren Fr. 18, 
c) Kanzleiauslagen, 
werden dem Kassationskläger auferlegt. 



3. Uiierl vom 15. Dezember 1898 in Sachen H. Brtimier uml Riehard Häuser. 

A. Mit Urteil vom 9. Juni 1898 hat die Appellationekammer des Ober- 
gerichts de« Kantons Zürich die Angeklagten Brunner und Hauser der 
Verletzung des Urheberrechts schuldig erklärt und den Brunner zu Fr. 50, 
den Hauser zu Fr. 40 Busse, welche im Falle der Nichteinbringlichkeit in 
zehn resp. acht Tage Gefängnis umgewandelt werden sollten, verurteilt; 
sie hat ihnen femer die Kosten je zur Hälfte unter solidarischer Haft jedes 
Einzelnen für das Ganze auferlegt und sie zu einer zweitinstanzlichen 
Prozessentschädigung an die Damnifikatin von Fr. 30 verpflichtet, die 
Civilf orderung der Damnifikatin ad separatum verwiesen und die noch 
bei den Angeklagten bezw. beim Polygraphischen Institut vorhandenen 
Karten und die Clichös, die zu ihrer Herstellung dienten, konfisziert. 
Gegenüber dem Angeklagten Burger hat sie das freisprechende erstinstanz- 
liche Urteil als in Bechtskraft erwachsen erklärt. 
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B. Gegen diese8 Urteil haben die Angeklagten Brunner und Häuser 
rechtzeitig und in richtiger Form die Kassationsbeschwerde im Sinne der 
Art. 160 ff. Org.-Ges. beim Kassationshof des Bundesgerichtes eingelegt, 
mit dem Antrage : Das angefochtene Urteil sei aufzuheben, demnach seien 
die beiden Angeklagten Brunner und Hauser von Schidd und Strafe frei- 
zusprechen, unter Überbindung der Kosten an die Privatklägerin, eventuell 
an den Staat Zürich, und Zusprechung einer angemessenen Prozessent- 
schädigung an die Rassationskläger ; eventuell, das Urteil sei aufzuheben 
und die Sache zu neuer Entscheidung an die kantonale Instanz zurück- 
zuweisen. 

C. Die Damnifikatin trägt auf Abweisung der Kassationsbeschwerde 
unter Kosten- und Enschädigungsfolge an. 

Der Kassationshof zieht in Erwägung: 

1- In thatsächlicher Beziehung ist durch die Akten festgestellt: 
Mit Vertrag vom 19. Oktober 1889 übertrug Arnold Böcklin das 
ausschliessliche Vervielfältigungsrecht seiner sämtlichen Werke (also 
auch der noch zu schaffenden) der Verlagsanstalt für Kunst und 
Wissenschaft, vormals Fried. Bruckmann in München, mit Ausnahme 
derjenigen Werke, für welche eine Reproduktionserlaubnis bis zum 
Tage des Vertragsabschlusses andern erteilt war; und am 2. Januar 
1892 trat die genannte Verlagsanstalt im Einverständnis mit dem 
Künstler diese sämtlichen Vervielfältigungsrechte der Photographischen 
Union in München, der heutigen Kassationsbeklagten, ab. Anlässlich 
der im Herbst 1897 stattgehabten Ausstellung der Werke Böcklins 
in Basel brachten die heutigen Kassationskläger Ansichtspostkarten 
in den Handel, auf welchen die sog. Masken oder Fratzen, die 
sich an der Kunsthalle zu Basel auf der gegen den Hof gerichteten 
Seite beünden, abgebildet waren. Sie waren in der Weise herge- 
stellt, dass von den Masken Originalphotographien genommen und 
diese dann lithographiert wurden. Zu bemerken ist, dass die Kunst- 
halle nebst dem dazu gehörenden Areal — Hof und Garten — 
Eigentum des Basler Kunstvereins, eines privaten Vereins, ist, und 
dass der Platz diesem Vereine seiner Zeit vom Kanton Baselstadt 
geschenkt wurde, unter der Bedingung, dass das ganze Areal an 
den Staat zurückfalle, wenn der genannte Verein sich auflösen 
sollte; endlich, dass in der Kunsthalle ein vom Kunstverein ver- 
pachtetes Restaurant, im Sommer mit Gartenwirtschaft, betrieben 
wird. Die Masken sind von Böcklin im Jahre 1872 entworfen worden, 
einen der Köpfe hat Böcklin selbst gehauen. Es sollen Karikaturen 
von Basler Herren sein. Böcklin hat sie dem Basler Kunstverein 
geschenkt. Sobald die Kassationsbeklagte Kenntnis davon hatte, 
dass die Kassationskläger die erwähnten Postkarten in den Verkehr 
brächten, schrieb sie ihnen unterm 22. Oktober 1897, sie müsse 
sie anfragen, wer ihnen das Vervielfältigungsrecht erteilt habe, und 
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bemerkte, die Kassationskläger könnten sich nicht etwa auf Art. 11, 
Ziff. 7, Bundesgesetz betr. Urheberrecht berufen, da die fraglichen 
Masken sich weder auf einer Strasse noch einem öffentlichen Platze 
befänden, „sondern im abgeschlossenen Garten der Basler Künstler- 
gesellschaft". Die Kassationskläger erwiderten hierauf — in ihrer 
Eigenschaft als Leiter der Aktiengesellschaft „Polygraphisches In- 
stitut" in Zürich — die Zumutung der Kassationsbeklagten befremde 
sie, die Masken befänden sich an einem öffentlichen Gebäude mit 
öffentlicher Wirtschaft und seien auch schon in allen möglichen 
Reproduktionen wiedergegeben worden, „als Photographie, Licht- 
druck, Holzschnitt und Autotypie, und zwar gross und klein". Mit 
Brief vom 27. Oktober 1897 beharrte die Kassationsbeklagte auf 
ihrem Standpunkte und forderte die Kassationskläger zum zweiten- 
mal auf, die fraglichen Postkarten aus dem Handel zurückzuziehen. 
Da das nicht geschah, erhob die Kassationsbeklagte nunmehr, im 
November 1897, gegen die Kassationskläger, sowie den dritten Leiter 
des Polygraphischen Instituts in Zürich, H. J. Burger, bei der 
Bezirksanwaltschaft Zürich Straf klage mit den Anträgen: Die An- 
geklagten seien der vorsätzlichen, eventuell der grob fahrlässigen 
Verletzung des Urheberrechts schuldig zu erklären und mit Geld- 
busse zu bestrafen ; die bei den Angeklagten und bei zürcherischen 
Wiederverkäufern befindlichen Bilder Vorräte und die für die Her- 
stellung dienenden Vorlagen und Cliches seien zu konfiszieren, und 
die Angeklagten seien zu einer angemessenen Entschädigung zu 
verurteilen. Vor erster Instanz (Bezirksgericht Züricht I. Abteilung) 
wurden als Entschädigung Fr. 1000 beansprucht. Festgestellt ist, 
dass gegen 30,000 Stück der fraglichen Postkarten hergestellt und 
davon über 20,000 abgesetzt worden sind. Sowohl die erste als auch 
die zweite Instanz haben den Angeklagten Burger freigesprochen, 
die heutigen Kassationskläger dagegen verurteilt. 

2. Die Kassationskläger machen heute in erster Linie geltend, 
der Kassationsbcklagten fehle die Legitimation zur Stellung des 
Strafantrages, da sie weder Urheber noch Rechtsnachfolger des 
Urhebers der in Frage stehenden Werke sei, und begründen dies 
einmal damit, der Vertrag zwischen Böcklin und der Verlagsanstalt 
für Kunst und Wissenschaft, vormals Friedrich Bruckmann, beziehe 
sich nur auf Gemälde, nicht auf Skulpturen, und sodann mit der 
Behauptung, die Kassationsbeklagte habe die Bedingung, unter der 
allein ihr das Urheberrecht übertragen worden sei : dass sie nämlich 
die betreffenden Werke in die von ihr zu veranstaltende Gesamt- 
ausgabe der Werke Böcklins aufnehmen müsse, nicht erfüllt. Be- 
züglich des ersten Grundes haben die Vorinstanzen den fraglichen 
Vertrag dahin ausgelegt, dass unter den „sämtlichen Werken" auch 
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die Skulpturen zu verstehen seien, wenn schon § 3 des Vertrages 
nur von „Bildern" spreche, und es kann in dieser Vertragsauslegung 
eine Verletzung einer eidgenössischen Rechtsvorschrift — welche 
allein nach Art. 163 Org.-Ges. einen Kassationsgrund bildet — 
unmöglich erblickt werden. Die zweite Begründung sodann ist 
haltlos, da erstens wohl nicht ein Dritter, sondern nur der Vertrags- 
kontrahent sich auf die Nichterfüllung dieser Bedingung berufen 
kann, somit hier eine unzulässige exceptio ex persona tertii vorliegt, 
und zudem auch ein bloss bedingt Berechtigter zur Straf klage wegen 
Urheberrechtsverletzung befugt ist. 

3. Ein weiterer Einwand der Kassationskläger gegen das an- 
gefochtene Urteil geht dahin: Dadurch, dass Böcklin die Masken 
dem Basler Kunst verein geschenkt habe, sei sein Urheberrecht — 
sofern er überhaupt daran ein solches gehabt hätte — auf diesen 
Verein übergegangen ; und dieser habe den Kassationsklägern die 
Nachbildung gestattet. Übrigens seien diese Skulpturen nach der 
zur Zeit ihrer Erstellung geltenden Gesetzgebung nicht geschützt 
gewesen. Letzteres nun ist nach Art. 19 Urheberrechtsgesetz von 
vornherein unerheblich und übrigens auch thatsächlich unrichtig. 
Und dass das Urheberrecht an einem Werke durch Schenkung 
desselben tibergehe, ist ein Rechtssatz, der sich weder im früheren 
Konkordat vom 3. Dezember 1856 noch im gegenwärtigen Bundes- 
gesetz findet und der auch nicht etwa aus der Natur des Urheber- 
rechts folgt, gegenteils mit ihr in Widerspruch steht; denn durch 
die Schenkung eines Werkes der Litteratiir oder Kunst wird nur 
das Eigentum an dem betreffenden Exemplar übertragen, nicht aber 
das unabhängig davon bestehende immaterielle Recht der Darstellung 
und Vervielfältigung. Es folgt dies -auch aus Art. 8 des Urheber- 
rechtsgesetzes. 

4. Der auch schon vor den Vorinstanzen eingenommene Stand- 
punkt: Böcklin sei nicht Urheber der Masken, weil er sie nicht 
selbst angefertigt habe, ist von den Vorinstanzen zutreffend wider- 
legt worden. In der That kommt darauf nichts an ; massgebend 
ist, dass Böcklin die Modelle entworfen und damit ein künstlerisch- 
schöpferisches Werk geschaffen hat, während die blosse Ausführung 
eigener schöpferischer Gedanken ennangelt. Übrigens ist es eine 
Lebensthatsache, dass Skulpturen von den Bildhauern häufig nui* 
entworfen und dann von Schülern oder derartigen andern Personen 
ausgeführt werden. 

5. Ebenso haltlos ist der weitere Kassationsgrund, es handle 
sich bei den fraglichen Masken um Porträtbüsten im Sinne des 
Art. 5, Abs. 2, Urheberrechtsgesetz. Auch wenn dieselben Karika- 
turen existierender Persönlichkeiten sein sollten, kann jedenfalls 
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von Porträten nicht gesprochen werden ; ein Porträt soll die getreue 
Wiedergabe einer Person, geschaut mit dem individuellen Blick des 
Künstlers, sein; eine Karikatur dagegen ist ein Zerrbild, in dem 
gewisse charakteristische Züge einer Person oder einer Sache ab- 
sichtlich übertrieben hervorgehoben werden. Zudem waren diese 
Karikaturen jedenfalls, gemäss ihrer Entstehungsgeschichte, nicht 
„bestellt". Dass sodann auch heute noch behauptet wird, die Masken 
oder Fratzen seien kein „Kunstwerk" im Sinne des Gesetzes, erscheint 
angesichts der durchaus treffenden Widerlegung durch die erste 
Instanz als unverständlich. 

6. Weiterhin machen die Kassationskläger geltend, die Nach- 
bildung müsse, um unerlaubt zu sein, eine ernstliche Schädigung 
der Vermögensinteressen des Urhebers in sich schliessen, und das 
liege hier nicht vor. Hiergegen ist zunächst in thatsächlicher Beziehung 
zu erwidern, dass eine Vermögensschädigung wirklich vorliegt, da 
über 20,000 Stück Postkarten in den Handel gebracht wurden und 
der daraus erzielte Gewinn nicht der Kassationsbeklagten und 
Böcklin zukam. Sodann aber ist rechtlich unrichtig, dass das 
Urheberrecht nur die Vermögensinteressen des Urhebers schützen 
wolle und solle; es hat neben seiner vermögensrechtlichen Seite 
eine andere, ideelle, den Schutz der Persönlichkeit des Künstlers 
als solchen bezweckende (vgl. auch Rüfenacht, das litterarische und 
künstlerische Urheberrecht in der Schweiz, S. 38, und Gierke, 
deutsches Privatrecht, Bd. I, S. 766). 

7. Mit Unrecht berufen sich die Kassationskläger sodann auf 
Art. 9, Schlusssatz, des Bundesgesetzes über Urheberrecht ; es handelt 
sich nicht um Photographien, auf welche allein sich diese Gesetzes- 
bestimmung bezieht. 

8. Der Hauptstandpunkt der Kassationskläger ist jedoch der, 
sie seien zur Nachbildung befugt auf Grund des Art. 11, ZiflF. 7, 
Bundesgesetz über Urheberrecht, da der Platz, an dem sich die 
Masken befinden, ein „öffentlicher" im Sinne dieser Bestimmung 
sei. Hierüber ist zu sagen : Die Frage, wie die genannte Gesetzes- 
bestimmung auszulegen sei, ist unzweifelhaft eine Frage der Auslegung 
einer eidgenössischen Rechtsvorschrift und daher vom Kassations- 
hofe selbständig zu prüfen. Thatsächlich festgestellt ist nun, wie 
in Erwägung 1 bemerkt wurde, dass das Gebäude, an welchem 
sich die Masken befinden, samt dem Hof, auf den sie schauen, in 
Privateigentum steht. Allein es fragt sich, ob „öffentlich" im Sinne 
der hier in Betracht kommenden Gesetzesbestimmung den Gegensatz 
zu „privat" im juristisch-technischen Sinne bedeute, oder ob nicht 
vielmehr, wie die Kassationski ä^er ausführen, dem Worte in diesem 
Zusammenhange eine andere Bedeutung beizulegen ist, eine mehr 
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dem allgemeinen Sprachgebrauch entsprechende, so dass öflFentlich 
etwa heissen würde „allgemein zugänglich". Dass der fragliche 
Hof letzteres ist, kann wohl nicht bestritten werden, da er wenigstens 
den Tag über offen steht und in demselben im Sommer eine Wirt- 
schaft betrieben wird. Hätte sonach das Wort „öflFentlich^ die ihm 
von den Klägern beigemessene Bedeutung, so wäre der Platz als 
ein öffentlicher zu bezeichnen. Es sprechen nun allerdings gewichtige 
Momente dafür, den Ausdruck „öffentlich" in dem von den Kassa- 
tionsklägem behaupteten Sinne zu interpretieren, wenn auf das 
Wesen und den Zweck des Urheberschutzes und auf die ratio legis 
der in Art. 11, Ziff. 7, Urheberrechtsgesetz, statuierten Ausnahme 
eingegangen ^\ird: Das Urheberrecht bezweckt den Schutz der 
Persönlichkeit des Urhebers eines litterarischen oder künstlerischen 
Werkes in der Richtung des Schutzes seines Geisteserzeugnisses 
gegen unbefugte Vervielfältigung und Veröffentlichung; ist ein 
geistiges Produkt veröffentlicht, d. h. der Öffentlichkeit preisgegeben, 
so muss der Schutz desselben notwendigerweise ein anderer, be- 
schränkterer werden als vorher, ja er kann unter Umständen ganz 
aufhören oder sehr eng werden, wenn eben der Urheber in der 
Weise über das Werk verfügt, dass es der Allgemeinheit, dem 
Publikum, übergeben wird. Überall spielt hier bei dieser Veröffent- 
lichung der technisch-juristische Begriff des „öffentlichen" im Gegen- 
satz zum privaten Eigentum keine Rolle und kommt es auf die 
thatsächlichen Verhältnisse^ auf die Frage, ob das Werk allgemein 
zugänglich oder sozusagen in den Gemeingebrauch übergegangen 
ist, an. Es liegt daher nahe, unter „öffentlichen Plätzen" solche 
zu verstehen, die allgemein zugänglich sind, ohne Rücksicht auf 
die Eigentumsverhältnisse an denselben, so dass z. B. Plätze oder 
Anlagen, die im Eigentum von Privatvereinen stehen, zu denen 
aber jeder, auch der Nichtvereinsgenosse, Zutritt hat, als „öffentliche" 
im Sinne dieser Gesetzesbestimmung zu bezeichnen wären, während 
umgekehrt Plätze, die zwar im (öffentlichen) Eigentum des Staates 
oder einer öffentlichrechtlichen Korporation stehen (vgl. über dieses 
öffentliche Eigentum u. a. MayVy deutsches Verwaltungsrecht, Bd. H, 
S. 60 ff.), wie z. B. bei Festungswerken befindliche, nicht „öffent- 
liche" wären. Es spräche für diese Auslegung auch die Vergleichung 
mit den in den Ziffern 2, 3, 4 und 5 gemachten Ausnahmen vom 
Urheberrechtsschutz, wo überall der Grundgedanke der ist, dass 
an denjenigen Werken der Litteratur, die unmittelbar zum Gebrauche 
der Allgemeinheit bestimmt sind, oder allgemein Bekanntes in be- 
sonderer Form mitteilen wollen, ein Persönlichkeitsrecht nicht möglich 
ist. Allein gegen diese Auslegung ist entscheidend folgendes anzu- 
führen : Zunächst die Entstehungsgeschiche und der Wortlaut dieser 
Ausnahmebestimmung, aus welchen hervorgeht, dass sie sich vorab 
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auf Denkmäler, Brunnen u. dgl., die auf Strassen und öffentlichen 
Plätzen stehen, beziehen soll (vgl. Rüfemicht, Urheberrecht, S. 41 f., 
im Gegensatz zum deutschen Reichsgesetz, § 6, welcher sagt: auf 
oder an Strassen und öffentlichen Plätzen). Femer Ziff. 8 des § 11, 
wonach Gebäude und Gebäudeteile, welche einen speciflsch künst- 
lerischen Charakter haben , den Urheberrechtsschutz geniessen. 
Sodann der Umstand, dass es sich eben um eine Ausnahme vom 
Urheberschutze handelt und dass auch solche Ausnahmen vom 
Rechtssehutze oder solche Abschwächungen desselben strikte aus- 
zulegen sind; denn es wäre eine unrichtige Auffassung, zu sagen, 
der Gemeingebrauch sei das allgemeine und der Urheberrechts- 
schutz eine Ausnahme, ein eng zu interpretierendes Monopol oder 
Privilegium ; vielmehr ist nach der heutigen Gesetzgebung und Rechts- 
anschauung das Urheberrecht, fasse man es als Persönlichkeitsrecht 
oder als Immaterialgüterrecht auf, ein Ausfluss der Persönlichkeit 
und bildet die Regel. Endlich darf wohl auch bemerkt werden, 
dass bei der Interpretation von Gesetzen die im Gesetze gebrauchten 
Worte in ihrem technisch- juristischen Sinne zu verstehen sind, so- 
fern nicht zwingende Gründe dafür sprechen, dass das (iesetz den 
Worten eine andere als diese Bedeutung beimessen wolle; derartige 
zwingende Gründe liegen nun aber hier nicht vor. Ist aber danach 
die dem Gesetze vom angefochtenen Urteil gegebene Interpretation 
nicht rechtsirrtümlich, so fällt auch dieser Kassationsgmnd dahin, 
und es braucht nicht untersucht zu Averden, ob überliaupt Kunst- 
werke an öffentlichen Plätzen solchen auf denselben gleichzustellen 
sind, was nach dem Wortlaute und der Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes eher zu verneinen, nach seinem Sinn und Geist eher zu 
bejahen sein dürfte. 

9. Eventuell behaupten die Kassationskläger, die Appellations- 
kammer habe ihnen zu Unrecht grobe Fahrlässigkeit zur Last gelegt 
und somit den Art. 13 Urheberrechtsgesetz verletzt. Zum Beweis 
ihres guten Glaubens bringen sie vor, sie haben für andere Repro- 
duktionen Böcklinscher Werke die Erlaubnis von der Kassations- 
beklagten eingeholt, so dass nicht angenommen werden könne, sie 
haben gerade für die Masken böswilliger- oder grob fahrlässigerweiso 
eine Bewilligung nicht einholen wollen; es sei ihnen bekannt ge- 
wesen, dass die Masken in Basel photographisch vervielfältigt und 
verkauft werden, und dass andere Blätter sie unbeanstandet gebracht 
haben; endlich sei ihnen die Erlaubnis zur Nachbildung vom Vor- 
steher des Basler Kunstvereins erteilt worden. Auch ihre Meinung 
über die Natur des Platzes als eines öffentlichen sei, wenn nicht 
richtig, entschuldbar. Jene Thatsachen nun sind richtig, und es 
ist gewiss anzunehmen, dass die Anfertigung der Postkarten nicht 
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in mala fide oder grober Fahrlässigkeit erfolgte. Allein das änderte 
sich mit dem Warnungsschreiben der Kassationsbeklagten vom 
22. und jedenfalls mit demjenigen vom 27. Oktober 1897; von 
diesem Momente an kannten sie den Rechtsanspruch der Kassations- 
beklagten, und wenn sie nun fortfuhren, die Postkarten in grosser 
Anzahl zu vertreiben, so nahmen sie daher auch alle weitern Rechts- 
folgen eventuell auf sich. Wieso weiter eventuell nur bei Brunner, 
nicht bei Ilauser sollte von grober Fahrlässigkeit gesprochen werden 
können, wie die Kassationsschrift weiter behauptet, ist unerfindlich, 
da ja Hauser der kommerzielle Leiter des Geschäftes war und um 
die Anfertigung und den Vertrieb der Karten wusste. 

10, Di(» Kassationskläger beantragen endlich, die ausgesprochene 
Konfiskation sei aufzuheben, da die Clich^s u. s. w. nicht ihnen, 
sondern dem Polygraphischen Institute gehören. Hiergegen ist zu 
bemerken, dass die Konfiskation nach dem Urheberrechtsgesetze 
den Charakter einer Präventiv-, nicht einer Strafmassregel hat (vgl. 
t\ Orelli, Komm., Art. 18, S. 106) und daher auch dann muss aus- 
gesprochen Averden können, wenn Nachbildner und Eigentümer der 
zu konfiszierenden Gegenstände nicht identisch sind. Übrigens sind 
ja die Kassationskläger die Leiter des Polygraphischen Instituts 
und fehlt ihnen daher das Interesse zur Beschwerdeführung in 
diesem Punkte. 

11. Andere Kassationsgründe, als die von den Kassationsklägern 
geltend gemachten — die von Amtes wegen zu prüfen w^ären, 
Art. 171, Abs. 2, Org.-Ges. — sind nicht zu finden, und es ist 
daher die Kassationsbeschwerde als unbegründet abzuweisen. 

Demnach hat der Kassationshof erkannt: 

1. Die Kassationsbeschwerde wird als unbegründet abgewiesen. 

2. Die bundesgerichtlichen Kosten, bestehend in: 

a) Gerichtsgeld Fr. 50. — , 

*; Schreibgebühren Fr. 40.20, 

c) Kanzleiauslagen 90 Rp., 
sowie eine ausserrechtliche Entschädigung an die Kassations- 
beklagte von Fr. 30. — werden den Kassationsklägeni auf- 
erlegt. 



4. Urteil vom 16. Februar 1899 in Sachen Lampert Menic. 

A, Die Firma Redard & Cie., früher Redard Frferes, in Morges 
fabriziert seit dem Jahre 1883 ein Waschpulver, das unter dem Namen 
Phönix -Lauge resp. Lessive Phönix in den Handel gebracht wird. Zur 
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Kennzeichnung desselben deponierte sie am 27. Mai 1896 nachfolgende 
drei Marken: 

Nr. 8390, enthaltend das Bild des den Flammen entsteigenden Phönix 
und darunter, von einer Randeinfassung umgeben, die Worte « Lessive 
Phönix» und die Initialen «R. F. ». 

JVr. 8391 bildlich gleich wie Nr. 8890 und mit gleichen Initialen, aber 
mit den Worten «Phoenix -Lauge». 

Nr, 8392 enthaltend die Worte « Phosnix (Phönix) » ohne Bild. 

Vor Jahren schon hatten Redard Frferes wegen Eingriffen in ihr Marken- 
recht Klage erhoben gegen die Finnen C. Schuler & Cie. und Weil & Cie., 
Nägelis Nachfolger, beide in Kreuzlingen, waren aber damit abgewiesen 
worden. Bezüglich des gegen C. Schuler & Cie. geführten Prozesses 
ergiebt sich aus den Akten, dass die Rechtsmittel gegen das erstinstanzliche 
Erkenntnis infolge eines prozessualischen Fehlers verwirkt worden waren. 

Unterm 7. Juni 1897 stellten sodann Redard & Cie. gegen den hier- 
ortigen Rekurrenten, Lambert Menk in Zürich III, wegen Nachahmung 
ihrer Marken Straf antrag, welchem die Bezirksanwaltschaft Zürich durch 
Erhebung einer Anklage vom 12. Januar 1898 Folge gab. In der bezüg- 
lichen Untersuchung wurde festgestellt, dass Menk seit März 1896 bis Ende 
Oktober 1897 von ihm fabrizierte und in den Handel gebrachte Waschlauge 
mit der Wortbezeichnung « Lessive de la Mönagöre dite Lessive Phönix » 
versah, während er vorher die Worte «Lessive de la Mönagöre Lessive 
Menk > gebrauchte. Daneben verwendete er früher, aber auch seither, ein 
eigenes, nicht als Marke eingetragenes Unterscheidungszeichen, bestehend 
in einem Stern und darin befindlichem Anker und Initialen «L.M,>. Bezüglich 
der Fabrikate mit der angefochtenen Wortbezeichnung wurde konstatiei*t, 
dass auch die Art der Verpackung, das verwendete Papier und die Anordnung 
des darauf angebrachten Aufdruckes im wesentlichen gleich waren. Sach- 
verständige, in der Angelegenheit befragt, erklärten, dass die Merkmale 
täuschender Ähnlichkeit vorhanden seien. Menk bestritt jegliche Täuschungs- 
absicht und schützte vor, ein verstorbener Angestellter seines Geschäftes, 
Namens Schoch, habe von sich aus die Phönixbezeichnung eingeführt. 
Eine Bücherexpertise ergab, dass Menk in dem oben angegebenen Zeitraum 
insgesamt für Fr. 6140 Waren mit der angefochtenen Wortbezeichnung 
und Verpackung abgesetzt hatte, hauptsächlich in die französische Schweiz. 

Gestützt im wesentlichen auf diese ITntersuchungsergebnisse fand das 
Bezirksgericht Zürich, III. Abteilung, den Menk der Übertretung von 
Art. 24, litt, a und c, des Bundesgesetzes betreffend den Schutz der Fabrik- 
und Handelsmarken schuldig. Es verurteilte ihn unter Auferlegung der 
Kosten zu einer Geldbusse von 300 Fr. und einer Entschädigung an die 
Damnifikatin, Firma Redard & Cie., von 1000 Fr. für Schaden aus wider- 
rechtlicher Nachahraxing, sowie für Gcnugthuung und verursachte Umtriebe. 
Letztgenannter Firma wurde daneben das Recht eingeräumt, das Urteils- 
dispositiv im « Schweiz. Handelsamtsblatte», der « Neuen Zürcher Zeitung » 
und im < Journal de Geneve » auf Kosten des Angeklagten zu veröffentlichen. 

In der Begründung dieses Entscheides wird zunächst die Behauptung 
zurückgewiesen, die Wortmarke « Phoenix » resp. « Phönix > sei Gemeingut 
für die Bezeichnung von Waschlauge geworden. Im weitern vdrd ausge- 
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führt, es gehe aus allem hervor, dass der Angeklagte, wie das Gutachten 
sage, geradezu darauf ausgegangen sei, beim Publikum den Glauben zu 
erwecken, die von ihm in den Handel gebrachte Waschlauge sei Erzeugnis 
von Redard & Cie. Da der Angeklagte weder das Recht der Damni- 
fikaten auf die von ihnen eingetragene Wortmarke « Phoenix » bestreiten 
noch auch in Abrede stellen könne, dass er von der Eintragung der 
Damnifikaten und von der Gestaltung xuid Verpackung ihrer Produkte 
Kenntnis gehabt habe, so sei auch dessen böse Absicht oder jedenfalls 
dessen grobe Fahrlässigkeit bei der Wahl seiner Verpackungsart als erwienen 
zu betrachten. Hierfür spreche auch der Umstand, dass der Angeklagte es 
wohlweislich nie versucht habe, seine Marke zur Eintragung zu bringen. 
Die Behauptung, es habe sein verstorbener Angestellter Jean Schoch ohne 
sein Wissen den Zusatz «Phoenix» auf die Pakete gesetzt, erweise sich 
dadurch als haltlose Ausrede. Nach dem Gesagten liabe sich der Angeklagte 
der Übertretung von Art. 24, litt, a und r, des Bundesgesetzes betreffend 
den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken vom 26. Dezember 1890 schuldig 
gemacht. Die erkannte Busse von Fr. 300 sei angemessen, weil da« ver- 
brecherische Verhalten des Angeklagten doch längere Zeit gedauert habe. 
Bei Bemessung der zugesprochenen Entschädigung von Fr. 1000 wird in 
Berücksichtigung gezogen, dass Menk vom Gesamtbetrage der unter unzu- 
lässiger Marke verkauften Ware 25 7o, d. h. 1500 Fr., verdient habe, dass 
er aber anderseits einen Verdienst auch erzielt haben würde, wenn er sie 
in einem andern Gewände auf den Markt gebracht hätte. Daneben erleide 
die Damnifikatin auch von anderer Seite in unzulässiger Weise Konkurrenz, 
was Menk nicht zu Lasten falle. Hingegen sei auf sonstige erhebliche 
Unannehmlichkeiten und Umtriebe, welche für die Damnifikatin durch 
das Vorgehen des Angeklagten entstanden seien, Rücksicht zu nehmen. 

B. Gegen dieses Urteil erklärte Menk die Appellation an das Ober- 
gericht des Kantons Zürich mit dem Begehren auf Aufhebung* desselben 
und Freisprechung. Eventuell beantragte er, die von der ersten Instanz 
verhängte Busse, sowie die der Damnifikatin zugesprochene Entschädigxmg 
erheblich zu ermässigen und die Publikation des Urteils nicht zu gestatten. 

Mit Urteil vom 9. Juni 1898 wies das Obergericht die Appellation des 
Menk in allen Punkten unter Bestätigung des erstinstanzlichen Entscheides 
ab, sprach dagegen der Firma Redard & Cie. ihre anschlussw(»ise gestellten 
Begehren auf Vernichtung der mit der nachg'eahmten Marke versehenen 
Verpackungen und auf eventuelle Umwandlung der Busse in eine GOtägige 
Gefängnisstrafe zu. Der Entscheid ist im wesentlichen motiviert wie folgt. 
Der Angeklagte verlange in erster Linie Freisprechung, weil, wenn auch 
eine Zeit lang Waschlauge aus seiner Fabrik, auf den Verpackungen mit 
der Zusatzbezeichnung < Phönix » versehen, in den Verkehr gebracht worden 
sei, diese Bezeichnung an sich noch nicht genüge, um die Fabrikmarke 
der Damnifikatin als von ihm widerrechtlich nachgeahmt zu erklären. Er 
behaupte, dass die von der letztern für die Bezeichnung ihrer Waschlauge 
gewählte bildliche Darstellung einen unzertrennlichen Bestandteil ihrer 
Fabrikmarke bilde; und nicht nur habe er dieses BUd (den Vogel über 
dem auflodernden Feuer und die den Worten Lessive Phönix beigefügten 
Buchstaben R. F.) auf seinen Verpackungen nicht angebracht, sondern 
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diese mit seinem eigenen Namen versehen. Es leuchte indessen ohne 
weiteres ein, dass die genannte Wortbezeichnung den Hauptbestandteil 
der Fabrikmarke der Damnifikatin ausmache und das weiter Beigefügte 
von nebensächlicher Bedeutung sei. Denn vornehmlich mittelst jener wollte 
die Damnifikatin ihr Fabrikat als verschieden von denjenigen anderer 
Fabrikanten hinstellen, und vom kaufenden Publikum sei darin der Unter- 
schied zwischen der Waschlauge der Damnifikatin und derjenigen aus 
andern Etablissements gefunden worden. Was von selten des Angeklagten 
gethan worden sei, habe mithin genügt, das Publikum glauben zu machen, 
die von ihm in den Handel gebrachte Ware rühre von der Damnifikatin 
her, und das vollends, da er zu der Verpackung des Pulvers ähnliche 
Formen und Papier von gleicher Farbe verwendet habe. In zweiter Linie 
glaube der Angeklagte Straflosigkeit beanspruchen zu dürfen, weil, wenn 
auch objektiv Übertretung des Art. 24, litt, a und r, des Bundesgesetzes 
betreffend den Schutz der Fabrik- und Handelsmarken vorliege, das weitere 
Bequisit des Art. 25, Satz 3, mangle, da immerhin nicht eine dolose, sondern 
bloss fahrlässige Übertretung vorliege. Der Angeklagte verweise in dieser 
Beziehung darauf, dass der Ausdruck Phönix gewissermassen Gemeingut 
für Bezeichnung von Waschlauge, wenigstens in der Ostschweiz, geworden 
und als solches von mehreren Fabrikanten dieses Artikels angewendet 
worden sei, und so denn auch in seinem Geschäfte. Allein da der Ange- 
klagte bis zum Frühjahr 1896 sein Fabrikat unter besondern Zeichen 
(schwarzem Stern mit eingezeichnetem weissem Anker und den Initialen 
L. M.) als Lessive Menk oder Lessive de la Mönag^re Menk in den Verkehr 
gebracht hätte, dann aber die Bezeichnung Lessive Phönix gewählt habe 
und die Behauptung, diese Neuerung rühre von seinem frühern Angestellten 
Schoch her, er wisse nicht, wie dieser dazu gekommen sei, ganz unglaub- 
würdig sei, so unterliege es kaum einem Zweifel, dass der Angeklagte 
sich von der Absicht habe leiten lassen, sein Fabrikat als von den Damni- 
fikaten herrührend unter das Publikum zu bringen. 

C. Gegen das Urteil vom 9. Juni 1898 legte Lambert Menk am 13. 
Juni 1898 bei der Appelhitionskammer des zürcherischen Obergerichts die 
Kassationsbeschwerde an das Bundesgericht ein. Mit Eingabe vom 23. Juni, 
eingelangt den 25. Juni, stellte er an das Bundesgericht den Antrag, es 
seien die sämtlichen Dispositive des obergerichtlichen Urteils in allen Teilen 
aufzuheben und die Sache zu neuer Beurteilung an die Vorinstanz zurück- 
zuweisen. Zur Begründung führt er aus, die in Frage kommenden Bestim- 
mungen des Bundesgesetzes, insbesondere dessen Art. 24, litt, a und c, und 
Art. 25, Abs. 3, seien unrichtig angewendet worden. Es liege eine uner- 
laubte Nachahmung der klägerischen Fabrikmarke seitens des Angeklagten 
überall nicht vor, ebensowenig eine unerlaubte Verwendung derselben auf 
seinen zum Verkaufe gelangten Waren. Die Gesamtbüder der beidseitigen 
Marken stellen sich als hinreichend verschieden dar und zudem sei die 
Wortbezeichnung Phönix Freizeichen geworden. Eventuell wäre nach den 
konkreten Verhältnissen Arglist oder Vorsatz nicht anzunehmen, geschweige 
denn für erwiesen zu erachten. 

In ihrer Vernehmlassung vom 29. Juli 1898 trägt Damnifikatin auf 
Abweisung der Beschwerde unter Kosten- und Entschädigungsfolge an. 



i 
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D, Einem bezüg-lichen Gesuche des Beschwerdeführers vom 24. Juni 
1898 Folge gebend, hat der Präsident des Kassationshofes am 12. Juli 1898 
bis zum Entscheide des letztern nach Art. 164, Abs. 3, des Bundesgesetzes 
über die Organisation der Bundesrechtspflege Sistierung der Vollziehung 
des Urteils vom 9. Juni 1898 und der auf Grund desselben angehobenen 
Betreibung verfügt. 

Der Kassationshof zieht in Erwägung: 

1. Die Kassationsbeschwerde ist in der gesetzlichen Form und 
Frist eingelegt worden und richtet sich gegen ein zweitinstanzliches 
kantonales Endurteil. Anwendbar ist eidgenössisches Recht und 
der Kassationskläger als Prozessbeteiligter zur Beschwerde legitimiert. 
Es ist somit auf das Kassationsbegehren einzutreten. 

2. Der Beschwerdeführer stellt zunächst darauf ab, dass der 
Ausdruck „Phönix" resp. „Phönix" im Laufe der Zeit Freizeichen 
geworden und deshalb als Marke nicht schutzfähig sei. Nun sind 
nach bundesgerichtlicher Praxis Gemeingut oder Freizeichen neben 
den im Handelsverkehr für eine bestimmte Branche allgemein ver- 
wendeten figurativen Zeichen solche, welche nicht das Verhältnis 
einer Person als Produzent, Eigentümer oder Verkäufer zu der 
Ware, sondern die Ware selbst oder ihre Beschaffenheit bezeichnen 
(s. Bundesger. Entsch. i. S. Fahlberg, List & Cie. c. Chemische 
Union, Amtl. Sammig. Bd. XXIII, S. 1633). Die Frage, ob der 
von Redard & Cie. verwendete Ausdruck „Phönix" in diesem Sinne 
als Gemeingut anzusehen sei, muss mit den Vorinstanzen in ver- 
neinendem Sinne entschieden werden. In casu handelt es sich nicht 
um ein liguratives, sondern um ein Wortzeichen. Nun sind in den 
Akten in keinerlei Weise Anhaltspunkte dafür vorhanden, dass 
dasselbe nach allgemeiner Verkehrsauffassung als Sach- oder Quali- 
tätsbezeichnung funktioniert. Im Gegenteil erscheint diese Annahme 
als sehr fraglich, w^eil es für den Verkehr und seine Ausdrucksart 
ferne liegen muss, eine Beziehung zwischen dem Phönix, dem der 
Mythologie angehörigen, aus seiner Asche entstehenden Vogel, und 
der Waschlauge als Fabrikations- und Haudelsgegenstand zu finden 
und für seine Zwecke nutzbar zu machen. Wenn hiergegen vorge- 
bracht wird, dass zwei andere Firmen das Wort Phönix ebenfalls 
verwenden und dies gerichtlich als statthaft erkannt wurde, so ist 
damit die Freizeichenqualität noch nicht dargethan. Eine Umwandlung 
des Unbestrittenermassen zuerst von Redard & Cie. persönlich ver- 
wendeten Zeichens zum Freizeichen tritt nicht schon dadurch ein, 
dass ausser dem ursprünglich allein Berechtigten eine Anzahl anderer 
Gewerbetreibender die Bezeichnung ebenfalls anw^endet. Vielmehr 
muss es dahin gekommen sein, dass unter der betreffenden Klasse 
von Gewerbetreibenden das Bewusstsein, es handle sich um eine 
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Individualbezeichnung, erloschen ist, so dass die Bezeichnung ihren 
Unterscheidungszweck nicht mehr erfüllt (Bundesger. Entsch. i. S. 
Guilbert Martin c. Ullmann & Cie., Amtl. Slg. Bd. XXI [, S. 94). 
An die beiden frühem Erkenntnisse sind die Gerichte in vorlie- 
gendem Falle formell natürlich nicht gebunden ; materiell sind diese 
Urteile insoweit nicht von Belang, als das eine (c. Weil & Cie., 
Nägelis Nachfolger) in Ausfertigung nicht vorliegt, und auch aus 
den Motiven des andern (c. L. Schuler & Cie.) nicht ersichtlich ist, 
auf welche Gründe thatsächlicher Natur sich damals das Gericht 
für seine Annahme der Freizeichenqualität stützte. Der Umstand 
endlich, dass die Firma Redard & Cie. das Wort „Phoenix" resp. 
„Phänix" in Verbindung mit der zweifelsohne für sich nicht schutz- 
fähigen Sachbezeichnung „Lauge" resp. „Lessive" adjektivisch ver- 
wendet, ist selbstverständlich kein Grund, jenes Wort dadurch zum 
Gemeingute zu machen. 

3. Im weitem ist den Vorinstanzen auch insofern zuzustimmen, 
als sie den objektiven Thatbestand der Markenrechtsverletzung, die 
zu einer Irreführung des Publikums Veranlassung gebende Ähn- 
lichkeit der in Rede stehenden Warenzeichen, als vorliegend annehmen. 
Wenn Menk dem Ausdruck „Lessive Phenix" die Worte „Lessive 
de la M6nag6re dite" voransetzt, so kann man nicht behaupten, 
dass damit seine Fabrikate von denjenigen der Firma Redard & Cie. 
in genügender und loyaler Weise unterschieden würden. Vielmehr 
wird das Publikum entweder diesen Zusatz nicht achten und aus- 
schliesslich nur dem Worte „Phönix" ein Gewicht beilegen, oder 
es wird der Zusatz Anlass zu Zweifeln und Miss Verständnissen zu 
Ungunsten von Redard & Cie. geben. Der weitere Einwand, dass 
die Marken von Redard & Cie., im Gegensatze zu den vom Beschwerde- 
führer verwendeten, neben den Worten noch figurative Bestandteile 
aufweisen (Phoenixbild und Randeinfassung; s. oben sub A) und 
dass dadurch eine die Verwechslung ausschliessende Abweichung 
der Gesamtbilder gegeben sei, kann sich zunächst nur auf die 
Marken Nr. 8390 und 8391 beziehen, nicht aber auf die reine 
Wortmarke Nr. 8392, und wäre insoweit thatsächlich unbegründet. 
Er ist aber auch rechtlich nicht stichhaltig. Denn wie das Bundes- 
gericht bereits erkannt hat (vgl. Urteil i. S. Eichenberger & Cie. 
c. Liewen, Amtl. Sammig. Bd. XXIII, S. 645), ist bei einer Gesamt- 
marke, die sich aus flgurativen Bestandteilen und einem für sich 
schon als Marke verwendbaren Worte zusammensetzt, letzteres das 
wesentliche und charakteristische Element, das sowohl durch das 
Auge als das Ohr sich dem Gedächtnisse einprägt und dessen 
(iinzige Benutzung schon die Gefahr einer Täuschung des Publikums 
zum Nachteile des Berechtigten nach sich zieht. Diese Auffassung 
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ist, da die nötigen Voraussetzungen vorliegen, auf den gegenwärtigen 
Fall ohne weiteres anwendbar. 

4. Zu Unrecht wird endlich vom Beschwerdeführer das Vor- 
handensein des für die strafrechtliche Verfolgung erforderlichen 
Dolus in Abrede gestellt. Die Behauptung ist unrichtig, derselbe 
werde durch die Thatsache ausgeschlossen, dass Menk der Bezeich- 
nung „Phönix" einen Zusatz beifügte. Dieser Umstand beweist 
umgekehrt, dass Menk sich bewusst war, es mit einer einem Dritten 
gehörigen Wortmarke zu thun zu haben, dass bei ihm die Absicht 
vorlag, dieselbe in seinem Interesse zum Nachteile des Dritten zu 
gebrauchen, dass er sich aber scheute, dies ohne Änderung zu 
thun. Die thatsächlich vorgenommene Abänderung ist, wie oben 
ausgeführt, nicht derart, dass sie den Erfolg der Täuschungsabsicht 
vereiteln resp. letztere ausschliessen würde. Wenn weiter geltend 
gemacht wird, Menk habe sich deshalb zum Gebrauche der Phönix- 
marke befugt halten dürfen, w^eil zwei andere Firmen die Marke 
ebenfalls verwendeten, so widerspricht dies der richtigen Auffassung 
des Begriffes der vorsätzlichen Markenrechtsverletzung. Denn eine 
solche liegt nicht nur dann vor, wenn jemand mit Bewusstsein ein 
gesetzlich geschütztes Zeichen nachahmt, sondern auch dann, wenn 
er ein fremdes Zeichen für sich ausnutzen will, ohne sich gehörig 
zu erkundigen, ob er nicht damit das Recht eines Dritten verletze 
(vgl. Entsch. d. Bundger. i. S. Walbaum, Luling, Gulden & Cie., 
Bd. XVIII, S. 99). Dass Menk auf Grund einer redlichen Prüfung 
wirklich zu der ernsthaften, wenn auch irrtümlichen Überzeugung 
der Erlaubtheit seiner Handlungsweise gekommen sei, erscheint 
nach den Akten als ausgeschlossen. Es mag hierfür der Hinw^eis 
genügen, dass er seinen verstorbenen Angestellten Schoch für die 
Einführung der Phönixmarke in seinem Geschäfte ohne sein Zuthun 
verantwortlich machen will, was zum mindesten eine unentschuld- 
bare Gleichgültigkeit seinerseits daithun würde, besonders aber, 
dass er gemäss Feststellung der ersten Instanz von der Eintragung 
der Marken Redard & Cie. Kenntnis besass. 

Demnach hat der Kassationshof erkannt: 

1. Die Kassationsbeschwerde wird abgewiesen. Damit fällt die 
unterm 12. Juli 1898 vom Präsidenten des Kassationshofes 
verfügte provisorische Sistierung der Vollstreckung des 
unterm 9. Juni 1898 von der Appellationskammer des Ober- 
gerichts des Kantons Zürich erlassenen Urteils dahin. 

2. Die bundesgerichtlichen Kosten, bestehend in: 

a) Gerichtsgebühr Fr. 25. — , 

b) Schreibgebühren Fr. 48.—, 

c) Kanzleiauslagen Fr. 1. 75, 



Entscheidungen in Strafsachjsi. 129 

sowie eine ausserrechtliche Entschädigung von Fr. 20. — 
an die Rassationsbcklagte werden dem Kasgationskläger 
auferlegt. 



IL Kantonale Gerichte. — Tribunaux oantonaux. 



Entscheidung 

des 

Kriminalgrerichtes des Kantons Schwyz. 

Mitgeteilt von Prof. EmÜ Zürcher in ZOrich. 



Urteil vom 7. Juli 1898 

in Sachen 
der Staatsanwaltschaft 

gegen 

1. Späni, Eduard, von Unteriberg, wohnhaft in Schindellegi, Sohn 
des Joseph und der Marianna Gassmann, von Beruf Fuhrmann, 
geb. 25. Dezember 1869, ledig, vermögenslos, vom Kriminal- 
gericht Schwyz wegen Körperverletzung mit 8 Monaten Arbeits- 
haus vorbestraft; 

2, Beeler, Meinrad , von Rothenthurm, wohnhaft in Biberbrücke- 
Benau, Sohn des Anton und der Meinrada Schuler, von Beruf 
Fuhrmann, geb. 1866, verheiratet mit Rosine Krienbtihl und 
Vater von drei Kindern, ohne Vermögen, nicht vorbestraft; 

beide beklagt des Betruges. 

Das Kriminalgericht hat: 

nach Aktenbelesung, Aussprechung derMaturität und Kompetenz, 
nach Anhörung der Amtsklage und der Verteidigung 

a) des Eduard Späni durch Hrn. Dr. Otto Diethelm, welcher 
verlangt: Es sei derselbe von Schuld, Strafe und Kosten 
freizusprechen ; 
h) des Meinrad Beeler durch Hrn. Dr. Reichlin, welcher das Be- 
gehren stellt: Es sei der Beklagte von Schuld, Strafe und 
Kosten freizusprechen; und nach Selbstverteidigung der Be- 
klagten ; 

in Erwägung: 

Faktischer Teil. 

Aus zwei Dienstrapporten, erstattet vom Polizist Schmid in 
Lachen an das dortige Bezirksamt, ergab sich folgendes: 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 12. Jahrg. 9 
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Der in Altendorf wohnhafte Landwirt Melchior Brunner von 
Glarus ging am 23. November 1897 vonnittags mit zwei Stück 
Rindvieh auf den Pfäffikoner Markt. Er konnte dieselben nicht 
verkaufen und kehrte frühzeitig wieder heim. Später kehrte er mit 
einer bedeutenden Geldsumme nochmals auf den Markt zurück, kam 
um vier Uhr nachmittags in der Wirtschaft z. Breiten an und liess 
sich daselbst in ein Kartenspiel ein. Später besuchte er verschiedene 
andere Wirtshäuser und stiess unglücklicherweise auf einige Pferde- 
händler, mit welchen er nachts ein Uhr in die Wirtschaft zum 
Sternen kam. In diesem angetrunkenen Zustande wurde mit Brunner 
ein Rosshandel eingeleitet. Dabei waren unter andern anwesend 
die Gebrüder Späni, ein Meinrad Beeler, ein Schuler und ein 
Michael Züger. Eduard Späni besass zwei Pferde, welche er dem 
Brunner unter Mitwirkung der andern zum Preise von Fr. 500 
anbot. Schliesslich kam der Handel zu stände, und Brunner zahlte 
den Betrag bis auf Fr. 90 aus. Es ^nirde hierauf wieder weiter 
getrunken, und später kamen die Pferdehändler mit Brunner in 
die Wirtschaft zum Schwanen. Hier kam es alsdann abermals zu 
einem Handel, indem Meinrad Beeler von dem betrunkenen Brunner 
die Pferde wieder um den Preis von Fr. 100 zurückkaufte. Jeden- 
falls hatte Beeler die Meinung, er bekomme so viel Profit. Brunner 
trank hierauf weiter, bis er schliesslich Donnerstag den 25. November, 
morgens halb drei Uhr, von der Wirtschaft zum Rebstock den 
Heimweg antrat. Seine Kleider waren teilweise zerrissen; man 
hatte mit ihm allerlei Spektakel getrieben, z. B. seine Hosen an 
der Sitzbank angenagelt, die Kleider zerschnitten, ihn gebrämt 
u. s. w. Nach Hause zmtlckgekehrt, muss Brunner vollständig 
nüchtern gewesen und im Bewusstsein des erlittenen Verlustes in 
Schwermut verfallen sein. Er zog die geringsten Kleider an, schloss 
das Haus ab und ertränkte sich im Zürichsee bei der Einmündung 
des alten Thalbachbettes. Das Bezirksamt March erstattete hierüber 
Bericht an den h. Regierungsrat, und dieser beauftragte die Staats- 
anwaltschaft, die Frage zu prüfen, ob nicht eventuell der Fall von 
Staats wegen verfolgt werden sollte. Es wurde daher die Unter- 
suchimg eingeleitet, welche folgendes Resultat hatte: 

B. 

Der Geschädigte Melchior Brunner, dessen Aussagen hier vor- 
erst anzuführen wären, hat den Tod gesucht und gefunden, und 
das Gericht ist daher zur Feststellung des Thatbestandes auf die 
Zeugendepositionen einerseits und die Angaben der Beklagten 
anderseits angewiesen. 

1. Einer der Hauptzeugen ist der Wirt Fridolin Stauffacher 
zum Sternen in Pfäfl&kon, in dessen Wirtschaft der fragliche Handel 
vor sich gegangen ist. Am ersten Tage des PfäfSkoner Marktes 
hat derselbe den Melchior Brunner nicht gesehen, dagegen befand 
er sich am zweiten Tage in der Wirtschaft ; bei ihm waren mehrere 
andere, darunter Eduard Späni, Michael Züger und Meinrad Grätzer. 
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Nachdem sie eine Weile gesessen, stand Spänl auf und that der- 
gleichen, als ob er mit Züger handgemein werden wollte. Kurz 
nachher ging Späni zu Brunner und frug ihn: Was giebst du mir 
für die zwei Pferde? worauf Brunner antwortete: Fr. 500. Nach 
kurzem Besinnen sagte Späni: Sie sind verkauft. Brunner zahlte 
dann in verschiedenen Zwischenräumen und nach mehrern Auf- 
forderungen erst Fr. 20 Caparra, dann Fr. 300, endlich noch Fr, 90. 
Soviel der Zeuge beobachtete, war Züger der einzige, welcher den 
Brunner stets abmahnte. 

Am andern Morgen um acht Uhr kamen die zwei Späni, 
Meinrad Beeler, Züger, Brunner, Grätzer und andere wieder mit- 
einander in die Wirtschaft zum Sternen. Brunner, Beeler und Züger 
traten in die Wirtsstube, während die übrigen mitsamt dem Wirt 
in der Küche frühstückten. Auf einmal hörte der letztere, dass es 
in der Stube hiess: Da hast du deine 100 Franken. Der Zeuge 
trat hierauf ebenfalls in die Stube und beobachtete, dass Beeler 
Fr. 100 in Gold vor sich liegen hatte. Er schob dieses Geld dem 
Brunner zu, welcher es trotz dem Abmahnen des Züger an sich nahm. 

Ob Brunner bei diesem Anlasse gerade nüchtern war, will der 
Zeuge nicht wissen; jedenfalls weigerte er sich, demselben ein 
weiteres Glas Wein zu verabfolgen, und glaubt nicht, dass derselbe 
zurechnungsfähig war. 

2. Michael Züger von Galgenen traf den Brunner bei fraglichem 
Anlass im Sternen an, wo ihm Eduard Späni zwei Pferde zum 
Kaufe antrug. Derselbe forderte anfänglich Fr. 700 für beide Pferde. 
Meinrad Grätzer von Einsiedeln sass dabei und suchte den Brunner 
zum Kaufe aufzumuntern. Der Zeuge wollte den Brunner vom Ab- 
schluss des Handels abbringen, was ihm jedoch nicht gelang. Als 
er die Wirtsstube für eine Weile verliess und nachher wieder 
zurückkehrte, war inzwischen der Handel um Fr. 500 abgeschlossen 
worden, und Späni bem^kte zum Zeugen: Wir haben jetzt doch 
gehandelt, wir haben jetzt den Bär in der Tasche. Brunner, welcher 
inzwischen verbrämt worden war, hatte einen Rausch und bot seine 
Pferde später wieder feil, d. h. er bemerkte, dass er sie wieder 
verkaufe; der Zeuge glaubt fast, Brunner habe gesagt, wenn ihm 
jemand Fr. 100 für die Pferde gebe, könne er sie haben. Meinrad 
Beeler, welcher sich in der Nähe befand, meldete sich hierauf, 
dass er die Pferde um Fr. 100 wolle, worauf der Handel trotz 
dem abermaligen Abmahnen des Zeugen Züger zu stände kam. 
Beeler legte vier Zwanzigmarkstücke auf den Tisch, welche Brunner 
an sich nahm. 

Brunner war sehr betrunken, und der Zeuge glaubt nicht, dass 
er die Pferde jemals gesehen hat. Der ganze Handel ging bei ihm 
oflFenbar wie im Traum vor sich. Auch nahm der Zeuge an. Brunner 
habe bei dem Handel die Meinung gehabt, dass er nicht nur 
Fr. 100, sondern so viel Profit erhalte. 

3. Zeuge Jakob Scherrer: „Am letztjährigen Pf äfifikoner Nach- 
markt, morgens ungefähr um halb acht Uhr, nahm ich im Sternen 
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das Frühstück ein. In der Stube befanden sich, und zwar am 
gleichen Tische, nur noch zwei Personen, die mir nachher als ein 
Beeler und Brunner bezeichnet wurden. 

Brunner sagte zu Beeler : Wenn du mir Fr. 100 giebst, kannst 
du die Pferde haben, worauf Beeler fragte: Was sagst du da, 
Mftndli? Brünner wiederholte: Du kannst die Pferde haben, wenn 
du mir Fr. 100 giebst. Beeler antwortete : Sie sind verkauft ; was 
willst du für Geld ? worauf der Glamer antwortete : Das sei ihm gleich. 

Nachdem Beeler die Fr. 100 in deutschem Golde auf den Tisch 
gelegt, kam aus der Küche ein grosser Mann, der Michael genannt 
wurde und den Handel mit angesehen haben muss, und sagte: 
Der Handel muss nichts gelten. Gleichzeitig schob er das auf dem 
Tische liegende Geld dem Beeler zurück. Brunner nahm jedoch 
das Geld in die Tasche und sagte zu Michael: Das geht dich ja 
nichts an. 

Später kamen der Wirt und andere, und man sagte, es sei 
denn doch nicht recht. 

Wie ich nach einiger Zeit in der Stube wieder erschien, be- 
merkte Beeler dem Brunner gegenüber : Wenn du mir 50 oder am 
Ende 20 Franken giebst, so gilt der Handel nichts. 

Ich habe schon gemerkt, dass der Kauf den Bininner gereut 
hat. Da ich ihn vorher nicht kannte, so kann ich auch nicht sagen, 
ob er betrunken war. Etwas eigentümlich kam er mir schon vor, 
aber geredet hat er doch wie ein Advokat; er hat unter anderm 
auch blaguiert, er habe noch Fr. 7 — 8000 Vermögen und 3 bis 
4 Meissrinder zu Hause." 

4. Meinrad Grätzer von Einsiedeln hatte dem Eduard Späni 
am PfUflSkoner Markt ein Pferd verkauft, da ihm derselbe sagte, 
er könnte zwei Pferde verkaufen, habe aber nur eines. Der Handel 
ging um den Preis von Fr. 200 vor sich. Der Zeuge war dabei, 
als der Handel mit Späni abgeschlossen wurde, und ist der Ansicht, 
dass Brunner damals noch keinen Rausch hatte. 

Beim zweiten Handel mit Beeler war der Zeuge nicht dabei. 
Als er damals in die Stube kam, stand Brunner am Ofen und 
weinte und lachte abwcchslungs weise. 

5. Über die Zurechnungsfähigkeit des Geschädigten Brunner 
zur kritischen Zeit äussern sich femer die Zeugen Emil Bruhin 
und Erhard Huber. 

Emil Bruhin: „Ganz nüchtern ist er (Brunner) schon nicht 
gewesen. Dagegen ist er allein gelaufen, und ich sah ihm über- 
haupt nicht viel an." 

Erhard Huber: „Wie mir meine Wirtsleute mitgeteilt haben, 
soll Brunner am ersten Werktage cirka um 9 Uhr in meine Wirt- 
schaft gekommen sein. — Brunner habe nichts getrunken, sondern 
am Tische geschlafen. — Oflfenbar muss Brunner genug gehabt 
haben, sonst würde er nicht am Tische geschlafen haben." 
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c. 

Die Beklagten Eduard Späni und Meinrad Beeler erlieben im 
allgemeinen keine Einsprache, dass sie den fraglichen Handel mit 
Brunner abgeschlossen haben. Dagegen suchen sie die Sache so 
darzustellen, als ob Brunner den Handel gesucht und zu demselben 
in beiden Fällen selber die Initiative ergriffen habe. Beide wollen 
in guten Treuen gehandelt haben. Speciell stellt der Anwalt Spänis 
die Sache in einem Lichte dar, dass der Kaufpreis der Pferde ein 
nicht zu hoher gewesen sei. 

Die Beklagten waren nicht inhaftiert. 

Bechtlioher TeiL 

1. Wer andere durch Täuschung um einen Wert von mindestens 
Fr. 100 bringt, mag die Täuschung im Vorbringen falscher That- 
Sachen, in arglistiger Entstellung der Wahrheit oder duröh rechts- 
widrige Vorenthaltung derselben geschehen sein, wird gleich dem 
Diebe bestraft. § 82 K. St. G. 

2. Aus der ganzen Aktenlage geht hervor, dass die Pferde- 
händler Beeler und Späni, unter thätiger Mitwirkung des Meinrad 
Grätzer, die offenbare Absicht hatten, das für diesen Zweck als 
tauglich befundene Opfer, Melchior Brunner, möglichst auszunutzen 
und an demselben „ein Geschäft" zu machen. Mit dem solchen 
Gelegenheitsgeschäftemachem eigenen Scharfblick entdeckten sie, 
dass Brunner Geld im Sack habe, dass derselbe etwas angeheiteit 
sei, und dass sich mit ihm etwas machen lasse. Die ganze Art, 
wie der erste und der zweite Handel vor sich ging, lässt darauf 
schliessen, dass Brunner unter dem Eindrucke starken Alkohol- 
genusses sich zum Abschluss von Geschäften drängen und hinreissen 
Hess, die ihn später reuen und an denen er eine starke finanzielle 
Einbusse erleiden musste. Dass sich die Beklagten herauszuschönen 
suchen, und dass ihnen Meinracl Grätzer, der bei der Sache eben- 
falls seinen Vorteil suchte, hierfür hilft, ist erklärlich. Ebenso ist 
das Moment natürlich, dass die Wirte, welche dem Brunner fort- 
während zu trinken gaben, sich nachträglich seiner Trunkenheit 
nicht gerne erinnern wollen. Unter diesen Umständen war es nicht 
möglich, mit vollständiger Sicherheit festzustellen, dass sich Brunner 
beim Abschluss des ft'aglichen Geschäfts in einem Zustande völliger, 
durch absolute Betrunkenheit bedingter Unzurechnungsfähigkeit 
befand einerseits, und dass die Beklagten systematisch und ziel- 
bewusst ihr Opfer betrunken gemacht und es nachher in diesem 
Zustande zum Handel gedrängt und verleitet und in dieser Weise 
missbraucht und ausgenützt haben anderseits. Ebenso konnte nicht 
festgestellt werden, dass die Pferdehändler hierüber im Einverständ- 
nis und nach vorheriger getroffener Abrede vorgingen, obschon ja 
dies alles nach der Aktenlage wahrscheinlich genug ist. 

Das Gericht kann deshalb, obschon zweifellos der ganze un- 
saubere Handel ein moralisch verwerflicher ist und auch civilrechtlich 
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kaum wird geschützt werden können, den § 82 des K. St. G. nicht 
als zutreflFend erachten und sieht sich ausser stände, gegen die 
Beklagten ein Schuldig wegen Betruges auszusprechen. 

Das einzige, was die Beklagten für ihre unrühmliche Handlungs- 
weise treffen kann, ist die Tragung sämtlicher erlaufenen Prozess- 
kosten, die im § 377 der St. P. O. wohl begründet ist. 

Es wurde auch die Frage aufgeworfen, ob die Tragung der 
Kosten zu gleichen Teilen durch die Beklagten zu erfolgen habe. 
Wenn auch in dem zweiten durch Beeler zu stände gebrachten 
Handel eine noch grössere Schädigung des unglücklichen Brunner 
zu erblicken ist, so erscheint doch, wenn man den ganzen Fall im 
Zusammenhang betrachtet, eine gleichmässige Kostenverteilung auf 
beide Beklagte gerechtfertigt. 

3. Eine Civilpartei ist heute vor Gericht nicht aufgetreten, und 
es sind der Familie Brunner ihre Rechte gerichtlich zu wahren ; 

gefunden 

und in Anwendung der §§ 244 und 377 St. P. 0. und § 82 
K. St. G. 

SU Recht erkannt: 

I. Die Beklagten Eduard Späni und Meinrad Beeler sind hin- 
sichtlich des eingeklagten Verbrechens von Schuld und Strafe 
freigesprochen. 
II. Sie vergüten dem Staate zu gleichen Teilen und unter soli- 
darischer Haftbarkeit die erlaufenen Prozesskosten von 
Fr. 315. 85. 

III. Die Rechte der Familie Brunner werden gerichtlich gewahrt. 

IV. Mitteilung an die h. Regierung. 

Ijtimerkaag« Der tragische Ausgang, den die in dem Urteil erwähnten 
Vorgänge genommen, haben die alTffemeine Aufmerksamkeit auf diesen 
Strafprozess hingelenkt. Es hat auch nicht an Stimmen gefehlt, welche 
die Freisprechung missbilligten. Dennoch ist das Urteil richtig, nur die 
Begründung lässt Zweifeln Raum. 

Vorerst hatte das Gericht richtigerweise die Frage, ob den Angeklagten 
am Tode des Brunner eine Schuld beizumessen sei, beiseite gelassen. Es 
fehlt am ursächlichen Zusammenhange, oder vielmehr es ist unser heutiges 
Recht für solche inneren Kausalzusammenhänge noch unempfindlich. Auch 
der Vorentwurf des schweizerischen Strafgesetzbuches will in seinen Straf- 
bestimmungen gegen Anstiftung und Beihülfe bei Selbstmord nur den 
Vorsatz treffen. Hier könnte es sich aber nur um fahrlässige Herbeiführung 
des Selbstmordes handeln. 

Es blieb also das Vermögensverbrechen. Brunner wurde geprellt, 
somit kam Betrug in Frage. Die Annahme des Betruges wurde vom Ge- 
richte abgelehnt, weil nicht erwiesen sei, das» das Opfer beim Abschluss 
des Geschäftes in einem Zustande völliger, durch absolute Betrunkenheit 
bedingter Unzurechnungsfähigkeit sich befunden habe. Das ist eine juris- 
tisch unhaltbare Folgerung. Der Betrug ist Willensbestimmung durch 
arglistige Täuschung. Hätte sich der Geschädigte im Zustande absoluter 
Trunkenheit befunden, so wäre er willenlos gewesen und hätte daher auch 
nicht durch Täuschung in seinem Willen bestimmt werden können. Civil- 
rechtlich gesprochen wäre das Geschäft nicht aus Art. 24 des Obligationen- 
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rechtes für ihn unverbindlich gewesen, sondern das Geschäft wäre gar 
nicht zu Stande gekommen wegen gänzlicher Handlungsunfähigkeit des 
einen VertragsschUessenden, gemäss Art. 4 des Obligationenrechtes. Strai- 
rechtlich kann ein solcher Thatbestand unter den Begriff wucherlicher 
Ausbeutung fallen, allein da das Schwyzer Strafrecht den erweiterten Be- 
triff des Geschäftswuchers noch nicht aufgenommen hat, so war der Straf- 
richter in der That nicht in der Lage, eine Strafe auszusprechen. Somit 
wäre das Gericht wohl besser von der Annahme der völligen Handlungs- 
unfähigkeit ausgegangen, die auch offenbar vorlag. Das Urteil ist mit 
Bezug auf die Freisprechung jedenfalls richtig; bezügUch der civilrechtlichen 
Konsequenzen aus seinen Erwägungen aber keineswegs unbedenklich. 



Erst- vnd •berinstanzlielier Entsfilieid 

in Sachen 
Gottfried Spyoher wegen Miflshandlung. 

Mitgeteilt von W. Bmst, I. Kammerschreiber des Obergerichts, in Bern. 



1. Urteil des Polizeirichters von Bern vom 17« November 1898. 

Motive : 

I. Mit Strafanzeige vom 26. September 1898 kiagt die antrags- 
berechtigte Frau Witwe Maria Zurbuchen in Zollikofen, als natür- 
liche Vormünderin ihres minderjährigen Knaben Fritz Zurbuchen 
(geb. 21. Juli 1885), gegen Lehrer Gottfried Spycher in Zollikofen 
wegen Misshandlung, begangen gegenüber dem genannten Knaben 
Fritz Zurbuchen am 16. Juni 1898 in Zollikofen. 

II. Im Frühjahr und Frühsommer wurde der in Zollikofen 
wohnenden Frau Leuenberger durch eine Anzahl Schulknaben das 
Kartoffelpflanzland vertreten und die Kulturen beschädigt. Da Er- 
mahnungen nichts feuchteten, so verzeigte Frau Leuenberger die 
Knaben beim Lehrer Spycher und beklagte sich auch über den 
obgenannten Fritz Zurbuchen, den sie zwar selbst nie im Pflanzland 
gesehen hatte, von dem aber seine Mitschüler und eine Frau Witschi 
behaupteten, er sei auch dabei gewesen. Fritz Zurbuchen bestreitet, 
selbst Schaden angerichtet zu haben, er sei allerdings durch den 
Pflanzplätz der Frau Leuenberger gegangen, habe aber die Weglein 
benutzt und nichts beschädigt. Hingegen giebt er zu, dass er einmal 
mit geladenem Revolver in Begleit anderer Knaben im Wald gewesen 
sei. Schaden habe er keinen angerichtet. Wegen dieser Vorkomm- 
nisse (Tragen des scharfgeladenen Revolvers und Klage der Frau 
Leuenberger) hiess Lehrer Spycher, nachdem er hierfür schon andere 
Knaben gestraft hatte, am 16. Juni 1898 in der Pause auch seinen 
Schüler Fritz Zurbuchen im Schulzimmer bleiben, zog denselben 
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dann etwas über einen Stuhl und gab ihm mit einem Haselstock 
einige Streiche (Spycher giebt ihrer fünf zu, Zurbuchen behauptete, 
es seien mindestens zehn gewesen) auf das Gesäss und dessen 
Umgebung. Fritz Zurbuchen behauptet femer, er habe nachher 
kaum gehen können und solche Schmerzen gehabt, dass ihn die 
Mutter zu Hause gefragt habe, was geschehen sei. Nach erhaltener 
Auskunft untersuchte die Mutter den Körper des Knaben und fand 
hinten am Rücken bis an die Beine hinab eine ganze Zahl von 
Schnatten. Diese Schnatten, sowie rote und blaue Striemen am 
Gesäss und seiner Umgegend konstatierten auch die im gleichen 
Hause wie Zurbuchen wohnenden und bei diesen in Miete stehenden 
Eheleute Bigler, und zwar Frau Bigler an jenem Morgen gegen 
12 Uhr, der Ehemann Bigler cirka 2 Uhr nachmittags, und diesen 
sagte Zurbuchen auch, er sei vom Lehrer geschlagen worden. 

Wie der Richter konstatieren kann, ist Fritz Zurbuchen von 
schwächlicher Konstitution und leidendem Aussehen, zudem ist er mit 
einer Kopf hautkrankheit behaftet, die flächenweisen Ausfall der Haare 
verursacht. Laut Zeugnisbüchlein hat Fritz Zurbuchen von seinem 
Schuleintritt in Zollikofen (28. IV. 1892) bis im Herbst 1898 im 
Betragen stets die beste Note. Wegen der erlittenen Strafe schickte 
Frau Zurbuchen ihren Knaben nicht mehr zu Spycher in die Schule 
und wurde am 6. September 1898 wegen Schulunfleiss bestraft. 

HL Objektiv qualifiziert sich die von Lehrer Spycher an dem 
Knaben Fritz Zurbuchen begangene Misshandlung als eine solche 
im Sinne von § 11 der Strafnovelle vom 2. Mai 1880, wobei eine 
Arbeitsunfähigkeit des Zurbuchen in gesetzlicher Weise nicht nach- 
gewiesen ist. 

IV. Der Angeschuldigte Lehrer Spycher hält sich jedoch nicht 
für strafbar und verlangt Freisprechung, da er in Anwendung eines 
ihm gesetzlich zustehenden körperlichen Züchtigungsrechtes gehandelt 
und dieses nicht überschritten habe, eines Rechtes, das dem Lehrer 
gegenüber seinen Schülern auch zustehe für Handlungen der letztem, 
die dieselben ausserhalb der Schule begangen. 

Diese AuflTassung ist eine unrichtige. Wie in Sachen contra 
Reinhold Grütter, Lehrer in Schlieni (Urteil des Polizeirichters von 
Bern vom 30. Juni 1898), eingehend motiviert wurde, auf welche 
Motive der Kürze halber hier verwiesen wird, steht ein körperliches 
Züchtigungsrecht nach dem dermaligen Stand der bernischen Gesetz- 
gebung dem Lehrer gegenüber seinen Schülern nicht zu, vielmehr 
ist, falls ein gesetzlicher Strafantrag vorliegt, der Lehrer nicht nur 
für seinem Schüler gegenüber verübte Misshandlungen, sondern 
auch für Thätlichkeiten, die keine Verletzungen zur Folge haben, 
strafbar. Wenn schon dem Lehrer die Befugnis fehlt, seinen Schüler 
für Vergehen, die letzterer während der Schulstunden, resp. im 
Schulhaus begangen hat, körperlich zu bestrafen, so fehlt ihm das 
Recht körperlicher Züchtigung um so mehr, wenn es sich um Ver- 
gehen handelt, die ausserhalb der Schulstunden und des Schulhauses 
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seitens eines Schülera begangen wurden. § 39 des Primarschul- 
gesetzes vom 6. Mai 1894 sagt allerdings: „Sie (die Lehrer) haben 
in und ausserhalb der Schule in jeder Hinsicht auf Ordnung, An- 
stand, Reinlichkeit und gute Köi'perhaltung zu dringen." Damit ist 
aber dem Lehrer das Recht körperlicher Züchtigung nicht eingeräumt. 

Lag wirklich seitens des Knaben Fritz Zurbuchen, der noch 
nicht strafmündig ist, eine strafbare Handlung vor, so hätte gegen 
denselben eine Strafanzeige an die kompetenten Organe erfolgen 
sollen und wäre nach § 89 des Gesetzes über das Armen- und 
Niederlassungswesen vom 28. November 1897 zu progredieren ge- 
wesen. Dieser Paragraph lautet ; „Ein Kind, welches eine strafbare 
Handlung begangen hat, jedoch zur Zeit der That das 15. Alters- 
jahr nicht zurückgelegt hatte, wird straft-echtlich nicht verfolgt. 

Die Strafverfolgungsbehörde überweist das Kind dem Regierungs- 
statthalter. Derselbe stellt den Sachverhalt fest und untersucht, ob 
das Kind sittlich gefährdet, verdorben oder verwahrlost sei und 
ob sein Wohl seine Versorgung in eine Familie oder die Aufnahme 
in eine Erziehungs- oder BesserungsanstÄlt erfordere. Er erstattet 
hierüber dem Regierungsrat Bericht und Antrag, der auf Grund 
des § 88 die geeigneten Massnahmen anordnet. 

Ist eine solche Massnahme nicht geboten, so kann das fehlbare 
Kind durch die Schulkommission mit Schularrest oder mit Verweis 
bestraft werden." 

Auch § 89 des Armengesetzes schliesst also jede Körperstrafe aus. 

V. Stand somit dem Angeschuldigten Spycher das Recht körper- 
licher Züchtigung gegenüber dem Fritz Zurbuchen nicht zu, so ist 
Spycher wegen Misshandlung zu bestrafen. 

Muss auch die Handlungsweise Spj'^chers gegenüber dem 
schwächlichen Knaben, der sonst im Betragen stets die beste Note 
im Zeugnis hatte, als eine rohe bezeichnet werden, so fällt ander- 
seits strafmildernd in Betracht, dass über Spycher bisanhln nichts 
Nachteiliges bekannt ist und derselbe die besten Zeugnisse seitens 
seiner Vorgesetzten aufw^eisen kann. Er ist deshalb im Sinne des 
letzten Alineas des § 11 der Novelle bloss polizeilich zu bestrafen. 

VI. Das Begehren der Civilpartei Frau Witwe Zurbuchen, 
handelnd namens ihres minderjährigen Sohnes Fritz, um Zuspruch 
einer Entschädigung, gestützt auf Art. 50 ff. 0. R., erscheint als 
begründet, und ist die Entschädigung auf Fr. 30 festzusetzen. 

VII. Gemäss Art. 368 St. V. fallen dem Angeschuldigten Spycher 
auch die Interventionskosten und die Staatskosten zur Tragung auf. 

Gestützt auf diese Erwägungen wird 

erkannt: 

Gottfried Spycher, Lehrer in ZoUikofen, ist schuldig erklärt 
der Misshandlung des Knaben Fritz Zurbuchen, begangen am 
16. Juni 1898 in ZoUikofen, welche Misshandlung für den Miss- 
handelten keine Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatte, und es wird 
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Gottfried Spycher, in Anwendung von § 11 Norelle vom 2. Mai 
1880, in Verbindung mit Art. 256, Ziffer 5, St. G. B., Art. 50 ff. 0. R., 
Art. 365 und 368 St. V., polizeilich 

verurteilt: 

1. zu einer Busse von Fr, 15 ; 

2. zu einer Entschädigung an die Civilpartei Frau Witwe Zur- 
buchen im Betrage von Fr, 30; 

3. zu deren Interventionskosten, bestimmt auf Fr. 60 ; 

4. zu den Rosten des Staates, bestimmt auf Fr, 35, 



2. Urteil der Pollzeikammer des Appellatlone- und Kassationshofes 
des Kantons Bern vom 21. Dezember 1898. 

Motive : 
I. 

1. Im Frühling 1898 beklagte sich eine Frau Leuenberger, in 
Zollikofen, beim Lehrer Gottfried Spycher, daselbst, darüber, dass 
ihr von einer Anzahl Schulknaben, unter denen sieh auch ein Fritz 
Zurbuchen befunden habe , die Kartoffelpflanzungen beschädigt 
worden seien. 

Auf diese Klage hin und weil ihm zu Ohren gekommen war, 
dass Fritz Zurbuchen mit einem geladenen Revolver im Wald 
herumgestreift sei, züchtigte Lehrer Spycher (nachdem er dafür 
bereits einige andere Knaben gestraft hatte) am 16. Juni gl. J. den 
Fritz Zurbuchen in einer Pause zwischen zwei Schulstunden, indem 
er ihn im Schulzimmer über einen Stuhl zog und ihm mit einem 
Haselstock nach seinem eigenen Geständnis fünf, nach den An- 
gaben des Knaben mindestens zehn Streiche auf den Hinterteil und 
dessen Umgebung versetzte. 

Fritz Zurbuchen giebt-zu, mit einem scharfgeladenen Revolver 
im Wald gewesen zu sein ; dagegen will er die Kartoffelpflanzungen 
der Frau Leuenberger nicht beschädigt haben. Frau Leuenberger 
und ihr Ehemann haben denn auch letzteres nicht selbst gesehen, 
sondern gründen ihren Verdacht gegen Fritz Zurbuchen lediglich 
auf Angaben anderer Knaben und einer Frau Witschi. 

Die erhaltene Züchtigung verursachte dem Knaben, nach seiner 
Angabe, solche Schmerzen, dass er kaum mehr gehen konnte und 
seine Mutter sich veranlasst sah, ihn, bei seiner Heimkehr nach 
Hause, zu fragen, was mit ihm geschehen sei. Als auf seine Mit- 
teilung von dem Vorgefallenen Frau Zurbuchen den Knaben sogleich 
untersuchte, fand sie hinten an seinem Rücken bis an die Beine 
hinab eine ganze Anzahl tiefer Schnatten. 

Auch die Zeugen Samuel Bigler und Frau Lisette Bigler geb. 
Bärchtold, welche bei Frau Zurbuchen in Miete sind, konstatierten, 
von dieser letzteren herbeigerufen, wenige Stunden nachher Schnatten, 
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sowie rote und blaue Striemen am Gesäss des Knaben and dessen 
Umgebung. 

Ärztliche Hülfe nahm Frau Zurbuchen für den Knaben nicht 
in Anspruch. 

Wie der Vorderrichter durch Augenschein konstatiert hat, ist 
Fritz Zurbuchen von schwächlicher Konstitution und leidendem 
Aussehen. 

Laut dem bei den Akten liegenden Zeugnisbüchlein hat Fritz 
Zurbuchen von seinem Schuleintritt in Zollikofen (am 28. April 
1892) an bis im Herbst 1898 im Betragen stets die beste Note 
erhalten. 

2. Auf Grund dieses Sachverhalts ist Gottfried Spycher der 
Misshandlung des Knaben Fritz Zurbuchen angeschuldigt. 

II. 

1. Dass die körperliche Züchtigung, welche Spycher dem 
Knaben Zurbuchen zugestandenermassen verabfolgt hat, als vor- 
sätzliche Einwirkung auf den Körper desselben, durch welche dessen 
Integrität verletzt wurde, an und für sich die Merkmale des ge- 
setzlichen Thatbestands der Misshandlung, bezw. der Thätlichkeit 
im Sinne des Art. 256, Ziff. 5, St. G. aufweist, steht ausser Zweifel. 

2. Nun macht aber der Angeschuldigte geltend, er sei als 
Lehrer zur körperlichen Züchtigung seines Schülers Fritz Zurbuchen 
für Vergehen, die sich derselbe in oder ausser der Schule habe 
zu schulden kommen lassen, berechtigt gewesen. 

Es ist daher zu prüfen, ob ein solches Recht, welches, wenn 
vorhanden, allerdings hinsichtlich der als (strafbare) Misshandlung 
sich darstellenden, eingeklagten Handlung eine Ausnahme von der 
sonst bestehenden Strafpflicht des Staates zu begründen geeignet 
ist, dem Angeschuldigten wirklich zustand. 

a) Die Verteidigung bejaht dies, unter Berufung auf die Sitte, 
welche von jeher dem Lehrer die Befugnis, seine Schüler körperlich 
zu züchtigen, zugestanden habe und, vermöge der Unterlassung 
des Staates, dies gesetzlich zu verpönen, als (rechtlich) anerkannt 
gelten dürfe. 

Allein die Sitte ist an sich nicht Rechtsquelle ; und ebensowenig 
bildet selbstverständlicherweise der Umstand, dass ihre Ausübung 
nicht als solche durch das Gesetz ausdrücklich verboten ist, eine 
(gesetzliche) Anerkennung ihres Inhalts als Rechtsnorm, auf welche 
eine subjektive Berechtigung gegründet werden könnte. Gestützt 
hierauf kann mithin die Frage, ob Spycher zu der eingeklagten 
Handlung berechtigt war, nicht bejaht werden. 

b) Aber auch aus dem positiven Oesetsesrecht lässt sich die 
fragliche Berechtigung nicht herleiten. Die Rechtsquelle, welche 
eine gesetzliche Regelung der Frage in erster Linie erwarten Hesse, 
die ÄcÄÄ/gesetzgebung , bietet für das Bestehen derselben keine 
Anhaltspunkte. Freilich bestimmt § 38 des dermalen geltenden 
Primarschulgesetzes vom 6. Mai 1894, dass die Primarlehrer die 
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Pflicht haben, durch Unterricht, Zucht und gutes Beispiel an der 
Erfüllung des Schulzwecks zu arbeiten, und § 39, dass sie in und 
ausserhalb der Schule in jeder Hinsicht auf Ordnung, Anstand, 
Reinlichkeit und gute Körperhaltung zu dringen haben. 

Allein anzunehmen, die Pflicht des Lehrers zur Handhabung 
der Zucht schliesse ein Recht desselben zur Züchtigung in sich, weil 
nach der etymologischen Verwandtschaft der beiden Begrifl'e die 
Zucht Züchtigung voraussetze, geht offenbar schon deshalb nicht 
an, weil Züchtigung nicht das einsige Mittel zur Handhabung der 
Zucht ist und diese daher nicht notwendig durch jene bedingt ist, 
ganz abgesehen davon, dass unter Züchtigung nicht ohne weiteres 
körperliche Züchtigung zu verstehen wäre. 

Andere Bestimmungen aber, welche auch nur im entferntesten 
die Frage des körperlichen Züchtigungsrechts der Lehrer berühren, 
enthält das citierte Schulgesetz nicht. Auf die im November 1897 
erfolgte Petition des bernischen Lehrervereins, es möchte der Grosse 
Rat das Schulgesetz in Bezug auf die Berechtigung der Lehrer zur 
körperlichen Züchtigung authentisch interpretieren, konnte denn auch, 
mangels einer zu interpretierenden Gesetzesbestimmung, nicht ein- 
getreten werden. Welche Ansicht, anlässlich der Debatte dieser 
Petition, bei der Mehrheit des Grossen Rates über die Frage selbst 
zu Tage getreten ist, ist natürlich für deren rechtliche Beurteilung 
durchaus unerheblich. 

Auch die frühere Schulgesetzgebung, insbesondere das zur Zeit 
des Erlasses des Sti'afgesetzbuchs in Kraft gewesene Primarschul- 
gesetz vom 1. Dezember 1860, enthielt keine Bestimmungen, durch 
welche den Lehrern ein körperliches Züchtigungsrecht eingeräumt 
wurde. — Ebensowenig begründet die Bestimmung der Satzung 155 
des Civilgesetzbuches, nach welcher die Eltern befugt sind, ein 
ungehorsames Kind durch erlaubte, seiner Gesundheit nicht nach- 
teilige Züchtigungsmittel zum Gehorsam anzuhalten, ein abgeleitetes 
Recht der Lehrer zur körperlichen Züchtigung der Schüler, weil sie 
an der Jugenderziehung mitzuwirken haben ; denn jenes Züchtigungs- 
recht der Eltern ist ein Ausfluss und Korrelat ihrer höchstpersönlichen 
und daher unübertragbaren Er ziehnngsp flicht. 

c) Durchaus verfehlt wäre es endlich, aus der Thatsache, dass 
in Art. 146 St. G. der Missbrauch des Züchtigungsrechts (und zwar 
allgemein und nicht nur ausdrücklich hinsichtlich des den Eltern 
zustehenden Züchtigungsrechts) unter Strafe gestellt ist, zu schliessen, 
das Strafgesetzbuch anerkenne (neben dem Züchtigungsrecht der 
Eltern) ein solches anderer Personen, insbesondere der Lehrer. 

Denn das Strafgesetzbuch begründet mit der fraglichen Bestim- 
mung (Art. 146 St. G.) nicht Züchtigungsrechte, sondern setzt ihr 
Bestehen voraus. Welchen Personen ein Züchtigungsrecht zusteht, 
dessen Missbrauch durch Art. 146 St. G. unter Strafe gestellt ist, 
ergiebt sich daher aus dem Strafgesetzbuch nicht und soll sich aus 
ihm nicht ergeben. (Vgl. Stooss, Das Züchtigungsrecht des bernischen 
Lehrers, Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht, Band 10, Seite 382 ff.) 
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3. LäSBt sich mithin aus der bestehenden Gesetzgebung, ins- 
besondere aus der Schulgesetzgebung, kein Recht der Lehrer zur 
körperlichen Züchtigung der Schüler herleiten, welches in dieser 
Hinsicht eine Ausnahme von der im Strafgesetzbuch festgesetzten 
Strafpflicht des Staates für Misshandlungen, bezw. Thätlichkeiten 
begründen würde, so fällt die eingeklagte Handlung — wie jede 
andere Misshandlung — unter die Bestimmungen der Art. 139 ff., 
bezw. Art. 256, Ziff. 5, St. G., deren gesetzliche Thatbestandsmerkmale 
sie, wie bereits festgestellt wurde, sämtlich erfüllt. Und zwar trifft 
für den vorliegenden Fall speciell § 11 der Novelle vom 2. Mai 
1880 in Verbindung mit Art. 256, Ziff. 5, St. G. zu, da der Knabe 
Zui'buchen durch die erhaltenen Schläge zwar äusserlich verletzt 
worden ist, infolgedessen aber nicht hergestelltermassen arbeitsun- 
fähig war. 

4. Die Verteidigung macht nun freilich in letzter Linie geltend, 
Spycher habe im guten Glauben gehandelt, es stehe ihm ein körper- 
liches Züchtigungsrecht wirklich zu, und deshalb habe es ihm 
(infolge Irrtums) am rechtswidrigen Vorsats gefehlt (durch dessen 
Vorhandensein allerdings die Erfüllung des subjektiven Thatbestands 
des eingeklagten Delikts bedingt ist). 

Dieser Einwand ist indessen nicht begründet. 

Denn der behauptete Irrtum Spychers besteht nicht darin, dass 
dieser irrigerweise Verhältnisse rechtlicher oder thatsächlicher Natur 
als gegeben ansah, die, wenn sie wirklich vorhanden gewesen 
wären, objektiv für seine Handlung eine Ausnahme von der Straf- 
pflicht des Staates begründet hätten, sondern in der irrtümlichen 
Annahme, auf Grund der richtig erkannten konkreten Verhältnisse 
sei er 3u seiner Handlungsweise berechtigt und unterliege dieselbe 
deshalb nicht der Strafpflicht des Staates, 

Ein solcher Irrtum war nun aber — angenommen auch, er 
habe wirklich bei Spycher obgewaltet — unerheblicher Rechtsirrtnm, 
da das Bewusstsein des Thäters, er begehe eine von der Strafpflicht 
des Staates nicht ausgenommene, d. h. (straf)gesctzwidrige Handlung, 
für die Erfüllung des subjektiven Thatbestands auch doloser Delikte 
nicht erforderlieh ist. 

Ob Spycher sich wirklich, hinsichtlich des Bestehens eines 
körperlichen Züchtigimgsrechts der Lehrer, in gutem Glauben be- 
fand, kann unter diesen Umständen dahingestellt bleiben. 

Demgemäss ist das erstinstanzliche Urteil, was die Schuldfrage 
anbelangt, zu bestätigen. 

III. 

Hinsichtlich der Strafsumessung liegt, in Würdigung der ob- 
waltenden Umstände, zu einer Abänderung des erstinstanzlichen 
Urteils keine Veranlassung .vor. 

Den bezüglichen Ausführungen des erstinstanzlichen Urteils ist 
beizupflichten. 
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IV. 

Desgleichen ist die vom Vorderrichter der Civilpartei zuerkannte 
Entschädigung, gemäss Art. 50 ff. O. R., sowohl grundsätzlich als 
dem Masse nach gutzuheissen. 

Aus diesen Gründen hat die Polizeikammer 

erkannt: 

Gottfried Spycher wird schuldig erklärt der Misshandlung des 
Knaben Fritz Zurbuchen in Zollikofen, Misshandlung, welche für 
diesen keine Arbeitsunfähigkeit zur Folge hatte, und in Anwendung 
des § 11 der Strafnovelle vom 2. Mai 1880, in Verbindung mit 
Art. 256, Ziff. 5, St. G., der Art. 50 ff. 0. R., sowie der Art. 365, 
368 und 468 St. V. 

verurteilt: 

1. polizeilich zu einer Busse von Fr. 15; 

2. zu einer Entschädigung von Fr. 30 an die Civilpartei Witwe 
Marie Zurbuchen geb. Mollet in Zollikofen; 

3. zu den Interventionskosten der Civilpartei, bestimmt: 

a) die erstinstanzlichen auf Fr. 60, 

b) die oberinstanzlichen auf Fr. 40; 

4. zu den Kosten des Staates, bestimmt: 

a) die erstinstanzlichen auf Fr. 35, 

b) die Rekurskosten auf Fr. 25. 



Urteü 

der 

Kriminalkammer und des lassationsgeriehtes dea KiiUia Thnrgu 

in Sachen 

Ulrich Ghmtomreilery Ansläufery von Wäldi, wegen fortgesetster 

Notzucht. 

Mitgeteilt von Obergerichtsijräsident Dr. Fehr in Frauenfeld. 



1. Urteil der Kriminalkammer vom 26. November 1 898. 

Die Kriminalkammer des Kantons Thurgau hat in der durch 
Beschluss der Anklagekammer vom 6. Oktober 1898 an das Ge- 
schwornengerieht überwiesenen Untersuchungssache gegen Ulrich 
Gunter sweiler, Ausläufer, von Wäldi, wohnhaft in Schönenhof bei 
Frauenfeld, geboren 1882, inkorrekt, Angeklagten, betreffend fort- 
gesetzte Notzucht; 

in Betracht: 

1. dass der Angeklagte geständig ist, am 5. Juni 1898, sowie 
einige Tage später wiederum das cirka 5jährige Mädchen 0. H. 
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in M. in das Wäldchen bei Schönenhof gelockt und dasselbe dort 
zum ausserehelichen Beischlaf missbraucht zu haben ; 

2. dass der Thätbestand der Notzucht im Sinne der §§ 102 
und 105 des Strafgesetzes vorliegt, indem eine Vereinigung der 
Geschlechtsteile stattgefunden hat, soweit dies gegenüber einem 
fünQährigen Mädchen möglich ist; 

3. dass straferschwerend zu berücksichtigen ist, dass zwei 
Fälle des Vergehens vorliegen, strafmildernd das Geständnis, der 
ungetrübte Leumund, die Jugend des Angeklagten und der Umstand, 
dass für die Damnifikatin kein Schaden eingetreten ist; 

4. dass bei Ausmessung der Strafe zu berücksichtigen ist: 

aj Zur Zeit der Ausführung der Vergehen stand der Angeklagte 
im Alter unter 16 Jahren. Nach § 40 des Strafgesetzes ist 
bei Minderjährigen vom zurückgelegten 12. bis zum vollen- 
deten IG. Jahre jede zeitliche Freiheitsstrafe um ein bis drei 
Vierteile herabzusetzen und in die zunächst folgende gelindere 
Strafart nach dem in § 47 des Strafgesetzes festgesetzten 
Massstabe zu verwandeln. 

b) § 21 des Strafgesetzes sagt, dass die Zurechnung bei Kindern 
vom zurückgelegten 12. bis zum zurückgelegten 16. Alters- 
jahre ausgeschlossen sei, wenn es sich ergebe, dass ihnen die 
Fähigkeit zur Unterscheidung der Strafbarkeit der Handlung 
abgehe. Jedoch könne in solchen Fällen die Anwendung po- 
lizeilicher Besserungsmittel angeordnet werden. Nun kann in 
Rücksicht auf die Ausbildung, welche der Angeklagte genossen 
hat, und seine geistige Entwicklung nicht angenommen werden, 
dass er nicht eingesehen habe, dass er eine unsittliche, straf- 
bare Handlung begehe. Aber es ist nach den Akten zu 
schliessen, dass der Angeklagte den hohen Grad der Straf- 
barkeit seiner Handlung nicht oder nicht genügend erkannte. 
Hat doch selbst das Bezirksamt nach dem Rückzug der Klage 
und Zahlung der Untersuchungskosten den Fall als erledigt 
abschreiben wollen. Jedenfalls fehlte beim Angeklagten die 
vollständige Fähigkeit zur gehörigen Unterscheidung der Straf- 
barkeit seiner Handlung. 

Nun sagt § 42 des Strafgesetzes, dass auf eine mildere 
als die gesetzlich gedrohte Strafe auch dann zu erkennen sei^ 
wenn diejenigen Zustände, welche, in vollem Grade vorhanden, 
alle Zurechnung ausschliessen, in einem geringeren Grade 
vorwalten. 

In Berücksichtigung dieser Gesetzesbestimmungen wird 
die Strafe auf 1 Jahr Gefängnis festgesetzt. 

5. Nach der Praxis wäre diese Strafe im Kantonalgefängnis 
zu erstehen. Allein es ist klar, dass für einen nunmehr 16jährigen 
Knaben ein solcher Strafvollzug weder vom Standpunkt der Sühne 
des Vergehens noch vom Gesichtspunkt der Besserung aus, der 
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besonders bei jugendliehen Verbrechern auch zu berücksichtigen 
ist, als angemessen bezeichnet werden kann. 

Eine Anwendung polizeilicher Besserungsmittel im Sinne von 
§ 21, Schlusslemma, des Strafgesetzes, also etwa Verbringung in 
eine Anstalt wie Bernrain, ist unzulässig, da der Richter Zurechnung, 
wenn auch im verminderten Grade, angenommen hat. Eine Strafe 
soll sein als Sühne des Verbrechens, aber sie soll auch die 
Besserung des Angeklagten in dessen Interesse und im Interesse der 
Gesellschaft ins Auge fassen. 

§ 7 des Strafgesetzes enthält in Bezug auf Gefängnisstrafe 
nur die wesentliche Bestimmung, dass der Angeklagte, von dem 
Zucht- und Arbeitshause entfernt, eingesperrt werde und dass Ge- 
fängnisstrafen bis auf 14 Tage in den Bezirksgefängnissen voll- 
zogen werden sollen. 

Allgemein ist in der Wissenschaft und in der Praxis die An- 
sicht zur Geltung gelangt, dass jugendliche Verbrecher in beson- 
deren Strafanstalten zu detinieren seien. Diese Ansicht hat der 
thurgauische Regierungsrat vertreten in seiner Botschaft an den 
Grossen Rat vom 8. Juni 1883 und an das thurgauische Volk vom 
21. September 1883 betreffend Errichtung einer interkantonalen 
Besserungsanstalt für jugendliche Verbrecher in Klosterfiechten ; 
diese Ansicht teilte die grossrätliche Kommission in ihrem Bericht 
vom 11. September 1883 und der thurgauische Grosse Rat. Und 
dieser Auffassung pflichtete bei das thurgauische Volk in seiner 
Abstimmung vom 4. November 1883. 

Es erklärte — und zwar ohne dass deshalb eine Abänderung 
des Strafgesetzes als notwendig erachtet worden wäre — dass in 
eine interkantonale Besserungsanstalt für jugendliche Verbrecher 
junge Leute männlichen Geschlechts vom 12. — 18. Altersjahr auf- 
zunehmen seien, welche sich eine Übertretung der Strafgesetze haben 
zu schulden kommen lassen und gegen welche infolgedessen vom 
Gerichte oder von der Administrativbehörde Entzug der Freiheit 
verfügt worden sei, die Dauer des Aufenthaltes richte sich nach 
der Verfügung der einweisenden Behörde. 

Die projektierte interkantonale Anstalt in Klosterfiechten ist zwar 
nicht zu Stande gekommen ; aber das thurgauische Volk hat grund- 
sätzlich festgestellt, und zwar ohne dass es hierfür eine Abänderung 
des Strafgesetzes für nötig erachtete, dass die Gerichte oder Adminis- 
trativbehörden verfügen können, dass jugendliche Verbrecher (von 
12 — 18 Jahren) ihre Strafe in einer Anstalt für jugendliche Ver- 
brecher abzubüssen haben. Das entspricht auch den Anforderungen 
an einen rationellen Strafvollzug. 

Selbstverständlich ist es Sache des Regierungsrates, zu verfügen, 
in welcher ausserkantonalen Anstalt für jugendliche Verbrecher der 
Angeklagte seine Strafe zu erstehen hat; 

gefunden: 

Es sei der Angeklagte der fortgesetzten Notzucht schuldig, 
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und in Anwendung der §§ 102, 106, 40, 42 und 51 des Straf- 
gesetzes 

erkannt: 

1. Es sei der Angeklagte verurteilt zu einer Gefängnisstrafe von 
einem Jahre, in einer Strafanstalt für jugendliche Verbrecher 
zu erstehen. 

2. Zahle derselbe ein Gerichtsgeld von Fr, 20, sowie die Kosten 
der Untersuchung und Beurteilung. 

3. Mitteilung des Urteils an die Staatsanwaltschaft. 



2. Urteil des Kassationsgerichtes vom 17. Januar 1899. 

Das Kassationsgericht des Kantons Thurgau hat in Sachen 
der Staatsanwaltschaft (Herr Dr. Germann, Kassationskläger), gegen 
Ulrich Gantersweiler, Ausläufer, von Wäldi, wohnhaft in Schönenhof 
bei Frauenfeld, geboren 1882, inkorrekt, nicht erschienen, Kassations- 
beklagten, 

über die Hechts/rage: 

Ist das Kassationsbegehren begründet unter Kostenfolge? 

gefunden : 

Das Kassationsbegehren sei begründet, 

und erkannt: 

1. Es sei das Urteil der Kriminalkammer vom 26. November 
1898 aufgehoben und der Angeklagte zu 1 Jahr Gefängnis 
verurteilt. 

2. Zahle der Staat ein Gerichtsgeld von Fr. 60. 

3. Schriftliche Mitteilung des Urteils an die Staatsanwaltschaft 
für sich und zu Händen des Regierungsrates, die Kriminal- 
kammer und an den Kassationsbeklagten. 

Gründe : 

Durch Urteil der Kriminalkammer vom 26. November 1898 
wurde gegenüber Ulrich Guntersweiler, Ausläufer, von Wäldi, wohn- 
haft gewesen in Schönenhof bei Frauenfeld, geboren 1882, unter 
Annahme verminderter Zurechnungsfähigkeit auf eine Gefängnis- 
strafe von einem Jahr erkannt mit dem Zusätze, dass diese Strafe 
in einer Strafanstalt für jugendliche Verbrecher zu erstehen sei, 
deren Auswahl dem Regierungsrate überlassen bleibe. 

Es verlangt die Staatsanwaltschaft Kassation dieses Urteils 
gemäss § 196, litt, e, des Geschwornengerichtsgesetzes, dahingehend, 
es sei jener Zusatz zu streichen, indem derselbe eine falsche An- 
wendung des Strafgesetzes involviere, weil eine andere als die vom 
Gesetze bestimmt vorgeschriebene Strafe ausgesprochen worden sei. 

Das Kassationsgericht gelangt zur Kassation des Urteils, soweit 
dasselbe die Verbüssung der eiiyährigen Gefängnisstrafe „in einer 

SohweiMrische Zeilschrift für Strafreoht. 12. Jahrgr. 10 
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Strafanstalt für jugendliche Verbrecher" verlangt, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

1. Der Angeklagte Gunters weiler wurde von der Kriminal- 
kammer strafrechtlich verantwortlich erklärt und musste deshalb 
zu einer Strafe verurteilt werden. Daher kann — wie im Urteil 
der Kriminalkammer sub Ziffer 5 der Motive selbst zugegeben 
werden muss — von der Anwendung polizeilicher Besseiningsmittel, 
welche in § 21, Schlusslemma, des Strafgesetzes nur für die Fälle 
gänzlicher Straflosigkeit, d. h. der fehlenden strafrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit, vorgesehen sind, keine Rede sein, weil eben polizei- 
liche Besserungsmittel keine Strafe im Sinne des Strafgesetzes sind 
(§ 3 eodem) und somit auch § 40 des Strafgesetzes keine Anwendung 
finden kann. Der Gesetzgeber wollte damit nur prophylaktisch dafür 
sorgen, dass Thäter, welche strafrechtlich nicht verantwortlich ge- 
macht werden können, sich später nicht zum Verbrecher entwickeln. 

Aus diesem Grunde ist denn auch § 21 des Strafgesetzes nicht 
im Dispositiv des Urteils der Kriminalkammer aufgeführt, und es 
wollte letztere offenbar auch nicht eine im Gesetze nicht vorgesehene 
und daher gesetzwidrige Strafe anwenden, hat es aber dennoch 
gethan, indem sie den Strafvollzug normierte, d. h. nicht bloss auf 
Gefängnisstrafe erkannte, sondern ausdrücklich verlangte, dass 
diese Strafe in einer Strafanstalt für jugendliche Verbrecher zu 
verbüssen sei. Denn was speciell die Gefängnisstrafe anbelangt, so 
muss dieselbe, wenn sie nicht länger als 14 Tage dauert, gemäss 
§ 7, Schlusssatz, des Strafgesetzes in den Bezirksgefängnissen, bei 
längerer Dauer dagegen laut § 8, litt, b, des Dekretes betreft'end 
die Gefangenschaften vom 26. November 1867 im Kantonalge- 
fängnis erstanden werden. Eine Gefängnisstrafe, welche in einer 
Strafanstalt für jugendliche Verbrecher zu verbüssen ist, kennt das 
Gesetz nicht, wie denn auch im herwärtigen Kanton keine solche 
Anstalt existiert und die nach § 3 des Strafgesetzes zulässigen 
Freiheitsstrafen bisher im Kanton verbüsst wurden. Nach dem Urteil 
der Kriminalkammer müsste demnach die Verbüssung der Strafe 
in einem andern Kanton stattfinden, und es müsste auch jedem 
andern Gerichte gestattet werden, auf Strafvollzug in einer Anstalt 
für jugendliche Verbrecher zu erkennen, sobald einem jungen 
Menschen gegenüber eine Gefängnisstrafe von mehr als 14 Tagen 
ausgesprochen wird. Ferner normiert das Gesetz (§ 7 des St. G.) 
ausdrücklich, in was die Gefängnisstrafe besteht, und ein anderer, 
freierer Strafvollzug, wie er in Anstalten speciell für jugendliche 
Verbrecher gehandhabt wird, würde somit unserem Begriffe von 
Gefängnisstrafe widersprechen. Die von der Kriminalkammer aus- 
gesprochene Gefängnisstrafe ist demnach laut Gesetz im thurgauischen 
Kantonalgefängnis zu erstehen, und da die Kriminalkammer im 
Effekte eine andere Strafe, nämlich die Unterbringung des Gunters- 
weiler in eine Anstalt für jugendliche Verbrecher, ausgesprochen 
hat, ist die Kassationsbeschwerde der Staatsanwaltschaft zu schützen. 
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2. Wenn sich die Kriminalkammer darauf beruft, dass die 
Verbüssung einer Gefängnisstrafe in einer ausserkantonalen Straf- 
anstalt für jugendliche Verbrecher deshalb zulässig sei, weil das 
thurgauische Volk im Jahre 1883 sich für die Annahme des Konkor- 
dates über die Gründung einer interkantonalen Besserungsanstalt fttr 
jugendliche Verbrecher ausgesprochen habe, so ist dem entgegen- 
zuhalten, einmal, dass jenes Konkordat nicht zu stände kam, indem 
nicht die nötige Anzahl von 6 Kantonen demselben beitrat ; sodann, 
dass dasselbe, wenn es zu stände gekommen wäre, einer Modi- 
fikation unseres Strafgesetzes gerufen hätte, bevor es hätte in 
Vollzug gesetzt werden können. Eine solche Modifikation ist aber 
nie erfolgt, und es hat sich das thurgauische Volk nie darüber ausge- 
sprochen, dass ohne eine Abänderung des Strafgesetzes die Gerichte 
oder Administrativbehörden die Versorgung jugendlicher Verbrecher 
in einer Anstalt für solche verfügen können. 



Ausliefening zwischen den Kantonen. 

Entscheidungen des Reglerungsrates des Kantons Zürich. 

Aassttge 
aas den Rechenschaftsberichten des Regierungsrates 1881 — 1897. 



1. Ein Straf urteil des Obergerichts des Kantons Schaflliausen 
wegen Körperverletzung wurde gegen einen Angehörigen des Kantons 
Zürich, sowohl hinsichtlich der Busse und Kosten als auch der Ent- 
schädigung, vollziehbar erklärt, u. a. mit der Begründung: 

„Wenn auch allerdings eine unbedingte Verpflichtung der Kantone 
zur Anerkennung und Gewährung von Rechtshülfe behufs Vollziehung 
von Strafurteilen ausserkantonaler Behörden nur hinsichtlich der 
in Art. 2 des Bundesgesetzes über die Auslieferung von Verbrechern 
oder Angeschuldigten vom 24. Juli 1852 speciell bezeichneten straf- 
baren Handlungen statuiert ist, so liegt es doch im Interesse der 
Gerechtigkeit, dass diese Rechtshülfe auf diejenigen Fälle ausgedehnt 
werde, wo die inkriminierte Handlung auch nach unsern Rechtshegriffen 
strafrechtlich verfolgt worden wäre,^^ 1881, S. 345. 

2. Das Begehren einer Kantonsregierung, es möchte ein wegen 
eines geringen Diebstahls dortseits verurteilter Bürger diesseitigen 
Kantons dorthin ausgeliefert oder die betreffende Strafe an ihm 
hier vollzogen werden, -wurde abschlägig beschieden, gestützt darauf, 
dass die Aaslieferung sum Zwecke der Beurteilung hätte verlangt 
werden sollen, indem schon damals den dortigen Behörden der 
hiesige Aufenthalt des Auszuliefernden bekannt war. 

1886, S. 421. 
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3. Bei Anlass bezüglicher Anslieferungsgesiiche sind Reci- 
procitätserklämngen abgegeben worden: vom Kanton Bern für 
Drohung, Ehebruch, Konkubinat und Nichterfüllung der Unter- 
stützungspflicht (resp. Elternpflicht); von 8t, Gallen für Veniach- 
lässigung der Elternpflicht und Widersetzlichkeit. 

1886, S. 421. 

4. In dem durch die Presse bekannten Falle Peter Lipp von 
Romoos, Luzern ^), komparierten unter den Strafurteilen, nach welchen 
dieser Gewohnheitsdieb im ganzen zu etwa 45 Jahren Freiheitsstrafe 
verurteilt war, ein schwyzerisches vom Juni 1884 auf iV« Jahre 
Zuchthaus und ein zürcherisches vom 25. September, bezw. 23. Ok- 
tober 1884 auf 8 Jahre gleicher Strafe. Die Schwyzerregierung 
wünschte, dass Lipp, welcher in der herwärtigen Strafanstalt bis 
zum 10. Juni eine glarnerische Strafe als sogenannter Kostgänger 
zu verbüssen hatte, von da an zunächst die zürcherische Strafe von 
8 Jahren absitze. Das Begehren wurde abgewiesen mit dem Aus- 
spruche, dass die Strafurteile in der Reihenfolge ihrer Ausfällung 
sum Vollsuge su gelangen hätten. Lipp blieb darauf als Kostgänger 
von Schwyz in der Strafanstalt, bis er am 14. Juli starb. 

1887, S. 301. 

5. Bei Anlass bezüglicher Auslieferungsgesuche sind anher 
Reciprocitätserklärungen abgegeben worden; von Bern für Polizei- 
vergehen und von diesseitiger Regierung gegenüber Basel-Stadt für 
Vernachlässigung der Eltempflicht. 1887, S. 304. 

<>. Das Auslieferungsgesuch einer kantonalen Regierung betreff'end 
Amt sehr Verletzung ist abschlägig beschieden worden, weil dieses 
Delikt dem zürcherischen Strafgesetzbuch fremd ist und die Ent- 
sprechung des Begehrens die Besserstellung der ausserkantonalen 
Beamtungen gegenüber den hiesigen in sich schliessen würde. 

1887, S. 304. 

7. Wie sich in konkreten Fällen ergab, können in Thurgau 
und OraubUnden Ansprachen gegen Einwohner dieser Kantone auf 
Bezahlung von Bussen und Oerichtskosten aus ausserkantonalen Straf - 
urteilen rechtlich geltend gemacht werden , ohne dass , wie es 
hierorts der Fall ist, das betreflTende Urteil erst von der Regierung 
des Kantons, in welchem es geltend gemacht werden will, als voll- 
streckbar erklärt sein müsste. 1887^ S. 304. 

8. Ein in einem andern Kanton lebender diesseitiger Kantons- 
bürger wurde durch Vermittlung der dortigen Polizeibehörde unter 
der Androhung seiner Verfolgung wegen Verletzung der Vaterpflichten 
dahin gebracht, dass er sich seiner Kinder, die er einfach der 
Heimatgemeinde überlassen hatte, nach Massgabe seiner Kräfte 
annahm. 1887, S. 304. 



*) Vgl. Verhandhingen des schweizerischen Juristenvereins, 1887, 
S. 206, Korreferat von Oberrichter Kronauer über interkantonale Auslieferung. 
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9. In einem Falle von Notzucht, begangen von einem zürche- 
rischen Kantonsbürger im Kanton Zug, wurde auf das von diesem 
Kanton gestellte Auslieferungsbegehren, mit Rücksicht darauf, dass 
das betreffende Vergehen im Kanton Zug kein Antragsdelikt ist wie 
hier, die herwärtige Aburteilung des Verfolgten übernommen. Dabei 
wurde ausdrücklich bemerkt, dass damit, auch nach dem Sinne 
des Gesetzes, nicht dem Übelthäter ein Vorteil zugewendet werden 
wolle, sondern der geschädigten Person, in deren Interesse es oft 
liege, sich nicht blosszustellen. Der Wohnsitz der geschädigten 
Person befand sich im Kanton Zürich. 1888, S. 119. 

10. Zwei Jäger im Kanton Zürich hatten in Aargau gefrevelt. 
Nachdem dort die ihnen auferlegte Busse ohne weiteres in Gefängnis- 
strafe umgewandelt worden war, wurde der hiesige Vollzug der 
letztem an den Frevlem verlangt. Die Rechtshülfe in der begehrten 
Weise musste verweigert werden. Dagegen wurde das prinzipielle 
Oeldstra/enurteil als im herwärtigen Kanton rollstreckbar erklärt 
und für den Fall, dass die darauf abzielende Betreibung auf 
einen leeren Pfandschein ausliefe, der hiesige Vollzug der subsidiären 
Freiheitsstrafe zugesichert. Zu letzterem kam es nicht, indem die 
Gebüssten vorher zahlten. 1888, S. 121. 

11. Reciprocitätserklärungen betreflPend Ehrbeleidigung, d. h. 
Zusicherung, dass die in einem Kanton ausgefällte Ehrbeleidigungs- 
strafe im andern Kanton vollziehbar sein solle, wurden mit St, Gallen 
und Bern ausgetauscht. 1888, S. 121. 

12. Ein von hier Ausgelieferter kam im andern Kanton krank 
an, so dass er vorerst in Spitalpflege gegeben werden musste. Die 
von jenem Kanton begehrte Restitution der Verpflegungskosten wm'de 
von den diesseitigen Behörden abgelehnt, da Transportand zur Zeit 
der Abschiebung konstatiertermassen transportfähig war und dem 
Auslieferungsbegehren somit Folge geleistet werden musste. 

1888, S. 121. 

13. Ein hiesiger Lotterieagent war vom Basler Polizeigericht 
wegen Übertretung der dortigen bezüglichen Verordnung in eine 
schwere Busse vei^fUllt worden. Auf Begehren des Regierungsrates 
von Basel-Stadt wurde das Urteil als hier vollstreckbar erklärt. 
Der Venirteilte erhob gegen das Urteil und dessen Vollstreckbarkeit 
beim Bundesgericht Beschwerde, wurde indes wegen Verspätung 
abgewiesen. 1889, S. 161. 

14. In drei Fällen wurde die Auslieferung dadurch vermieden, 
dass sich die Requirierten freiwillig stellten, und in ebensovielen 
dadurch, dass die Geldstrafe nachträglich bezahlt wurde. 

1889, S. 161. 

15. Strafurteile von Gerichten anderer Kantone wurden mit 
Bezug auf Busse und Gerichtskosten in vier Fällen hierorts voll- 
streckbar erklärt. Mit Aargau wurde eine Reciprocitätserklämng 
betreffend Auslieferung im Falle von Verletzung der Elternpflichten 
gewechselt. 1889, S. 161. 
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16. Die Statthaftigkeit des Abzugs der Fahndungs- und Verhafts- 
kosten vom Gelde eines nach Deutschland Auszuliefernden wurde 
mit Erfolg behauptet. 1889, S. 161. 

17. Mittelst Oegenrechtssusicherung im einzelnen Falle Mrird der 
Kreis der Auslieferungspflicht nach dem Bundesgesetz über inter- 
kantonale Auslieferung nach Bedürfnis erweitert, so dass nachgerade 
jedes auch nur geringere Vergehen in der ganzen Schweiz wie 
im Kanton selbst, wo es begangen worden, veifolgbar ist. So wurden 
Auslieferungen anher von Oenf wegen Verletzung der Elternpflicht, 
von Zug wegen falscher Anschuldigung und von Thurgau wegen 
Verleumdung und Beschimpfung und von hier nach 8t, Oallen und 
Basel-Stadt wegen Kuppelei im Auslande bewilligt. 

Aargau gegenüber wurde auch die Auslieferung zum Zwecke 
der korrektioneilen Einweisung zugestanden. Es wurde erklärt, die 
hiesige Regierung müsse selber wünschen, dass eine unter Umständen 
so wohl angebrachte Massregel nicht mit dem Übertritt des Be- 
troffenen über die Kantonsgrenze ihre Vollstreckbarkeit einbüsse. 
Aber es wurde vorbehalten, dass das von Aargau zugesicherte 
Gegenrecht gegebenenfalls nach Massgabe der herwärtigen Gesetz- 
gebung gewährt werde, welche die Verweisung in die Korrektions- 
anstalt nicht wie Aargau den Gerichten, sondern den Verwaltungs- 
behörden übertragen habe. 1890, S. 218. 

18. Ein Auslieferungsgesuch war, gestützt auf eine armen- 
polizeiliche Verurteilung wegen Vernachlässigung der Familie, von der 
betreffenden (ausserkantonalen) Regierungsdirektion gestellt. Dieser 
wurde erwidert: Wenn sich eine bezügliche Verurteilung auf das 
dortige Strafgesetzbuch gründen liesse und vom Richter, nachdem 
dem Angeschuldigten Gelegenheit zur Wahrung seiner Rechte ge- 
geben worden wäre, ausgesprochen würde, so fände das Gesuch 
wohl Entsprechung ; immerhin müsste es von Regierung zu Regierung 
gestellt sein. Der Sache wurde von anderer Seite keine weitere 
Folge gegeben. (Vergleiche Nr. 17!) 1892, 8. 231. 

19. In einem Falle wurde Rückzug des Auslieferungsgesuches 
bewirkt. Dasselbe ging zwar auf die Auslieferung wegen Betrugs, 
eines im betreffenden Bundesgesetze vorgesehenen Auslieferungs- 
deliktes ; dem Delikte lag aber ein Thatbestand zu Grunde (Vor- 
bringen unwahrer Thatsachen in einem Civilprosesse unter eidlicher 
Erhärtung), der hierseits keinenfalls ein Vergehen konstituierte, 
sondern bloss mit Ordnungsbusse strafbar wäre. 1892, S. 232. 

20. Eine Auslieferung war verlangt worden zum Vollzüge eines 
erstinstanzlichen Urteils, Da indessen der Requirierte gegen dasselbe 
ordnungsgemäss appelliert hatte, wurde der Regierung des betreffenden 
Mitstandes beliebt, den Vollzug der Auslieferung zu verschieben, 
bis das endgültige Urteil ihn nötig machen würde. 

1892, S. 232. 
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21. In einem Falle, in welchem ein hier wegen Brandstiftung 
Angeschuldigter von Frankreich ausgeliefert worden war, führte die 
Untersuchung zur Sistierung, so dass der Angeklagte der Haft zu 
entlassen gewesen wäre. Es ergab sich aber, dass derselbe, Bürger 
eines andern Kantons, von den Heimatbehörden zur Erstehung von 
zwei Jahren Zwangsarbeit wegen Liederlichheit gültig ausgeschrieben 
worden war. 

Auf Anfrage bei der Bundesbehörde wurde erwidert: „Da 
gemäss Art. 8 des Auslieferungsvertrages zwischen der Schweiz 
und Frankreich das von dem einen an den andern Staat ausgelieferte 
Individuum nur für dasjenige Verbrechen oder Vergehen verfolgt 
und bestraft werden könne, wegen dessen die Auslieferung bewilligt 
worden, so sei es nicht statthaft, den Mann ohne weiteres den 
Heimatbehörden zur Erstehung der Zwangsarbeit zuzuführen. Es 
könne aber auch hierfür nicht die nachträgliche Bewilligung der 
französischen Regierung eingeholt werden, weil kein Auslieferungs- 
delikt vorliege. Die polizeiliche Verbringung des Mannes nach dem 
Heimatkanton sei nur möglich, wenn er dazu freiwillig seine Zu- 
stimmung gebe." 

Der Mann gab dann seine Zustimmung unter einer Bedingung, 
auf die aber die Heimatbehörden nicht eingingen, worauf er frei- 
gelassen wurde. 1894, S. 58. 

22. Es erhob sich die Frage, ob nicht die Auslieferung zu 
verweigern sei, wenn der Requirierte sur Zeit der Begehung der 

. That das 12, Altersjahr noch nicht überschritten hatte, somit nach 
unserem Gesetze nicht in Untersuchung gezogen werden könnte. 
Der Regierungsrat entschied sich indessen dahin, dem Auslieferungs- 
gesuche zu entsprechen, mit folgender Erwägung: 

„Es handelt sich um ein im Bundesgesetz vom 24. Juli 1852 
vorgesehenes Delikt, welches zur Auslieferung verpflichtet, soweit 
nicht das Gesetz selbst davon entbindet. Als Umstände, unter denen 
die Auslieferungspflicht cessiert, sind aber Gründe, die die Straf- 
barkeit, bezw. Strafverfolgung ausschliessen, wie z. B. Minderjährig- 
keit, im Bundesgesetze selbst nicht ausdrücklich angeführt, so dass 
anzunehmen ist, dass die Berücksichtigung solcher Gründe den 
Behörden des die Auslieferung verlangenden Kantons nach Massgabe 
von dessen Gesetzgebung überlassen bleiben solle." 

1894, S. 58. 

23. Dem Kanton Bern gegenüber wurde zufolge Oegenrechts- 
erklärung die Pflicht zur Auslieferung wegen Lebensmittelpolizeiüber- 
tretung anerkannt, vom Standpunkte ausgehend, dass Zuwiderhandeln 
gegen die Lebensmittelpolizei im ganzen Gebiete der Eidgenossen- 
schaft verfolgbar sein sollte. Im speciellen Falle kam es indessen 
nicht zum Vollzug, indem der Requirierte dem bernischen Strafürteil 
aus freien Stücken Folge leistete. . 1894, S. 59. 
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24. Ein Gesuch um Vollstreokbarerklärung eines ausserkanto- 
nalen Strafturteils, insbesondere mit Bezug auf die Geldbusse, wird 
abgelehnt. 

„Die Betreibung vermögensrechtlicher Ansprachen aus ausser- 
kantonalen Strafurteilen hängt ab von dem Hoheitsrechte des Kantons, 
solchen Strafurteilen auf seinem Gebiete Vollziehung zu gewähren, 
und wird hierorts nur zugelassen unter der Voraussetzung, dass 
das betreffende Strafurteil selbst in der Hauptsache auf herwärtigen 
Vollzug Anspruch machen könnte. Nun ist seiner Zeit weder Aus- 
lieferung noch hierseitige Übernahme der Bestrafung verlangt worden, 
obgleich der Angeklagte im Kanton wohnte." 1895, S. 92. 
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Dr. L. GOnther, a. o. Professor der Rechte an der Universität Giessen, 
Recht und Sprache, Ein Beitrag zum Thema vom Juristen- 
deutsch. Berlin, Carl Heymann, 1898. 7 Mark. 

Das Buch, das Professor Oünther über das „Juristendeutsch" 
geschrieben hat, sollte jeder Jurist und namentlich jeder Kriminalist 
lesen. Der Grundgedanke des Buches ist wohl in dem Worte 
Gierkes ausgesprochen : „Die Sprache .... ist nicht etwa bloss das 
Kleid, sie ist der wahre Leib des Rechts." Dieses Wort setzt 
Günther seinen Ausführungen voran. 

Günther weist die Beziehungen zwischen Recht und Sprache 
nach; er kennzeichnet die Eigentümlichkeiten der altdeutschen 
Rechtssprache, er führt eine schöne Zahl Wörter, Redensarten und 
Sprichwörter an, die sich aus dem alten Rechte erhalten haben. 
Dann zeigt Günther, wie allmählich das „abstrakte Juristendeutsch" 
unserer Zeit entstanden ist; er prüft die Fremdwörter, die heute 
in der Gesetzes- und in der Gerichtssprache, sowie in der juristischen 
Litteratur gebraucht werden, auf ihre Berechtigung. Endlich be- 
handelt Günther die Verstösse, die von den Juristen gegen die 
Rechtschreibung, gegen die Grammatik und gegen die Syntax be- 
gangen werden ; er wirft den Juristen auch Fehler gegen die Logik 
vor und beklagt die Vernachlässigung des Stils, für die er lehrreiche 
Beispiele anführt. Zum Schluss untersucht er, wie den Übelständen 
abgeholfen werden könne. 

Diese Ausführungen bilden den Text des Werkes (S. 1 — 57). 

Den Text erläutert Günther durch gelehrte Anmerkungen, die 
eine Fülle von Angaben, Belegen und Nachweisen enthalten fS. 61 
bis 313). 

Sehr wertvoll ist das ausführliche ,.Wort- und Sachverzeichnis". 
Wer sich über einen Ausdruck Rats erholen will, kann mit Hülfe 
dieses Registers die Stelle, die von dem Ausdrucke handelt, leicht 
finden. 

Günther hat namentlich die deutschen Reichsgesetze und den 
Entwurf zu einem bürgerlichen Gesetzbuche, sowie die Entschei- 
dungen des deutschen Reichsgerichts aufs Korn genommen. 

Das Meiste, was Günther vorbringt, ist unanfechtbar, vieles ist 
neu, manches ist ergötzlich. 
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Günther verwirft mit Wustmann das Wort Straf that; denn 
„was soll man sich . . . dabei unter Straf denken ?" 

Strafthat ist eine That, die bestraft werden soll. Es fragt sich 
aber, ob die Sprache diesen Sinn zulässt. Ähnliche Bildungen werden 
kaum nachweisbar sein. Sonst wird nicht die Folge, sondern die 
Eigenschaft einer That durch eine Zusammensetzung bezeichnet, so 
in Fre veithat, Missethat, Sehandthat u. s. w. 

Günther tadelt die Bezeichnung kurszeitige Freiheitsstrafen. In 
einem andern Sinne sagt man freilich kurzweilig und langweilig. 
Man wird aber besser von kurzen und von langen Freiheitsstrafen 
sprechen. 

Das Wort Jugendlicher, das heute allgemein gebräuchlich ist, 
will Günther für junge Leute nicht gelten lassen, da auch alte 
Leute jugendlich sein können. Die Jugendlichkeit bezeichne also 
nicht eine Altersstufe. Diese Bemerkung verdient Beachtung, es 
wird aber nicht ganz leicht sein, ein bezeichnendes Wort zu finden, 
das die Altersstufe von 14 bis 18 Jahren treffend bezeichnet. 

Das deutsche Reichsgericht bestimmt in einer Entscheidung, was 
unter einer Eisenbahn zu verstehen sei, nämlich: 

„ein Unternehmen, gerichtet auf wiederholte Fortbewegung von 
Personen oder Sachen über nicht ganz unbedeutende Raumstrecken 
auf metallener Grundlage, welche durch ihre Konsistenz, Konstruk- 
tion und Glätte den Transport grosser Gewichtsmassen, bezw. die 
Erzielung einer verhältnismässig bedeutenden Schnelligkeit der 
Transportbewegung zu ermöglichen bestimmt ist und durch diese 
Eigenschaft in Verbindung mit den ausserdem zur Erzeugung der 
Transportbewegung benutzten Naturkräften (Dampf, Elektricität, 
tierischer oder menschlicher Muskelthätigkeit, bei geneigter Bahn 
auch schon der eigenen Schwere der Transportgefässe und deren 
Ladung u. s. w.) bei dem Betriebe des Unternehmens auf derselben 
eine verhältnismässig gewaltige (je nach den Umständen nur in 
bezweckter Weise nützliche oder auch Menschenleben vernichtende 
und die menschliche Gesundheit verletzende) Wirkung zu erzeugen 
fähig ist". 

Dazu bemerkt Günther: 

„Betrachtet man diesen, leider nicht vereinzelt dastehenden 
Satz, so wird man, ein bekanntes älteres Sprichwort über die Ju- 
risten etwas verändernd, wohl behaupten dürfen, dass sie \^^h'6se 
Stilisten^ sind." Günther selbst schreibt gut, aber dieser Satz ist ihm 
nicht gelungen. 

Ich möchte den Gedanken Günthers etwa so ausdrücken: Solche 
verwickelte Sätze kommen auch in andern Entscheidungen des 
Reichsgerichts vor. Man darf daher wohl ein bekanntes älteres 
Sprichwort ein wenig verändern und sagen: „Juristen sind böse 
Stilisten". 

Gewiss wird Günther auch an diesem Satz etwas aussetzen 
können. Es ist eben schwer, gut deutsch zu schreiben. 

St. 
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Eitel, Paul, Dt, jur. Der Äutomatenmüsbrauch und seine Charakteri- 
sierung als Delikt nach dem Reichsstrafgesetzf^uch. Berlin^ Struppe 
und Winckler, 1898. (Preis Mk. L 20 Pf.) 

Die kleine Schrift giebt eine hübsche Übersicht über die bis- 
herigen Versuche, die gestellte Frage zu lösen. Der Verfasser selber 
kommt zu dem Ergebnisse, dass der Missbrauch des Warenautoraats 
Diebstahl, und zwar schweren Diebstahl im Sinne von § 243, AI. 2, 
des deutschen Strafgesetzbuches enthalte, soweit nicht Mundraub 
anzunehmen ist. Was dagegen den Missbrauch des vom Verfasser 
so genannten Dienstautomaten betrifft, so zeige das Gesetz eben 
eine Lücke. 

Zu dem gleichen Ergebnis gelangt auch eine Dissertation 
von Zürich: Schiller, Rechtsverhältnisse des Automaten, Zürich 1898. 
Schiller scheidet übrigens drei Arten aus: Verkaufsautomaten, 
Werkverdingungsautomaten und Versicherungsautomaten. Bei den 
letztern muss vorkommendenfalls der Thäter, um den Vorteil, 
die Versicherungssumme, zu erlangen, noch eine Handlung vor- 
nehmen, nämlich die Police präsentieren. Das würde dann geschehen 
mit Unterdrückung der wahren Thatsache, dass der Präsentant auf 
unrechtmässigem Wege in den Besitz des Papiers gelangt sei, und 
hier könnten daher die Strafbestimmungen gegen Betrug zur An- 
wendung kommen. Natürlich findet das auch Anwendung auf Fahr- 
karten- und andere Automaten, die weder die Ware noch die Arbeit 
direkt abgeben, sondern nur Anweisungen auf solche Werte. 

Die Frage der Strafbarkeit des Automatenmissbrauchs nach 
geltendem Rechte dürfte nach diesen Arbeiten nun genügend er- 
örtert sein. Die nächste Aufgabe ist es, die Lücke des Cxesetzes 
auszufüllen, und zwar wohl am besten im Zusammenhange mit der 
Gesetzgebung zum Schutze elektrischer Kraftansammlung, also Schutz 
von aufgespeicherter Arbeitsenergie. Z. 



Handbuch für Polizeiangestellte. Eine gedrängte Zusammenstellung 
der Grundzüge des Kriminal" und Ortspolizeiwesens nebst einer 
Sammlung von Musterrapporten. — Zum Selbstunterricht für 
Polizeiangestellte, sowie als Leitfaden bei der Instruktion von 
Polizeiangestellten. Von H. Germann, Adjunkt des Polizei-Inspektors, 
Zürich. Zweite, umgearbeitete Auflage. Zürich 1898. 

Das Büchlein enthält vortreffliche Lehren und Bemerkungen 
über den Dienst der Polizei im allgemeinen, sodann der Kriminal- 
polizei und der Ortspolizei im besondern und über das Rapport- 
wesen. 90 Musterrapporte geben ein anschauliches Bild der Mannig- 
faltigkeit dieses Dienstes und zugleich praktische Anleitung, was 
der Polizeimann in den verschiedenen Fällen zu thun hat. Z. 
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Deutsches Strafprozessrecht mit eingehender Bezugnahme auf die 
preussischen und bayrischen Ausführungsbestimmungen und unter 
Berücksichtigung des österreichischen Strafprozessrechtes. Vor- 
lesungen^ herausgegeben von Dr. Carl Birkmeyer, o. ö. Professor 
an der Universität München. Berlin 1898. 

Die wissenschaftliche und praktische Gesamtbearbeitung der 
beiden deutschen Prozesse hat vei'schiedene Wege eingeschlagen. 
Für den Civilprozess überwiegt an Zahl und Umfang der Kommentar, 
för den Strafprozess die systematische Darstellung. Es ist eine 
stattliche Reihe von Hand- und Lehrbüchern: Geyer, der wegen 
seiner besonderen Berücksichtigung der Geschichte und der Rechts- 
vergleichung immer noch den Studierenden, die nicht auf die Praxis 
im deutschen Reiche hinarbeiten, besonders empfohlen werden darf, 
Glaser, der uns ein unvollendetes Werk hinterlassen, Kries, Ull- 
mann, der mehr für den ausübenden Praktiker geeignete Rintelen, 
die gedrängten Lehrbücher von Dochow-Hellweg und Stenglein, 
Bindings vorzüglichen Grundriss nicht zu vergessen. Ihnen schliesst 
sich würdig das zu besprechende umfangi'eiche Werk von Birk- 
meyer an. 

Das Buch beschränkt sich auf die Verarbeitung des geltenden 
deutschen Rechtes. Die Geschichte ist, abgesehen von einem in 
die dogmatische Darstellung eingefügten Abriss der Geschichte des 
Schwurgerichtes, in einen kurzgefassten Anhang verwiesen, rechts- 
vergleichende Daten sind so ziemlich völlig ausgeschlossen, auch 
von der im Titel versprochenen Mitberücksichtigung des österreichi- 
schen Rechtes ist im Buche selber herzlich wenig zu finden. Innert 
dieser Grenzen bietet nun allerdings das Buch alles, was man von 
ihm erwarten kann. In einer, wie mir scheint mustergültigen, leicht 
übersichtlichen Anordnung ist das gesamte Material an Gesetzgebung 
und Verordnungen (eine Beilage giebt auf 50 Seiten das Verzeichnis 
der eingearbeiteten, für das Reich, in Preussen und in Bayern er- 
lassenen Ausführungs- und Ergänzungsbestimmungen) mit sorgfältig- 
ster Benutzung der Litteratur und der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichtes verarbeitet. Der Umfang des Buches gestattete ein tieferes 
Eingehen auf die wissenschaftlichen und praktischen Einzelfragen, 
vielfach ist in Anmerkungen Anregung mid Material zu weiteren 
Untersuchungen gegeben. Verdienstlich ist auch, dass in der Ein- 
leitung unter der Überschrift „Ilülfswissenschaften" wenigstens ein 
Hinweis darauf gegeben wird, dass die Möglichkeit wissenschaft- 
licher Betrachtung des Lebens Vorgangs, der durch das Gesetz zmn 
Rechtsinstitut gestempelt wurde, nicht in der juristischen Methode 
sich erschöpft. Freilich ist im Verlaufe davon abgesehen, dem Ge- 
danken weitere Entwicklung zu geben, während Kries z. B. die 
Ergebnisse der Justizstatistik mit Geschick verwertet hat. 

In alle Einzelheiten einzutreten bei einem so weitschichtigen 
Werke, ist allerdings nicht möglich. Dagegen ist noch ein Wort 
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ZU Sprechen über das hochgestellte Ziel, das der Verfasser mit 
seinem Werke anstrebt, die völlige Umgestaltung des akademischen 
Unterrichtes. Das Buch ist betitelt : Vorlesungen, und zwar soll 
es, wie in der Vorrede an die Kommilitonen angeführt wird, nicht 
nur wie die vielfach veröffentlichten und nicht veröffentlichten Leit- 
faden dem Studenten das Kollegienheft ersparen, sondern geradezu 
die Vorlesung ersetzen. An Stelle derselben trete die Besprechung, 
das Konversatorium, auf das sich der Studierende mittelst Durch- 
arbeitens des vom Lehrer bezeichneten Abschnittes des Vorlesungs- 
buches sorgfältig vorzubereiten hat. Aber nicht nur den Vorlesungs- 
stoff erhält der Student gedruckt, sondern auch die im Konversa- 
torium zu besprechenden Fragen, wenigstens soweit sie sich vom 
Verfasser zum voraus übersehen Hessen. Das sind eben jene zu 
weitem Untersuchungen anleitenden und dazu Material bietenden 
Anmerkungen. 

Das ist die letzte Folgerung aus modernen Unterrichtsreform- 
gedanken gezogen. Man sperrte sich bisher dagegen und glaubte, 
dass trotz dem Hinweis auf die gedruckten Bücher und trotz der 
Notwendigkeit der Serainararbeit auch noch Raum da sei für den 
mündlichen Vortrag, und das Belebende und Anregende desselben 
nicht ganz zu ersetzen sei durch das Buch. Auch sonst noch werden 
sich Bedenken regen. Wohin soll das führen, wenn jeder Docent 
gemäss seiner Individualität ein besonderes Buch für seine Zuhörer 
schreiben muss (Seite III der Einleitung)? Das ist am Ende ein 
äusserlicher Einwurf. Ein inneres Bedenken scheint mir schwer- 
wiegender zu sein und das ist folgendes. Wenn der akademische 
Lehrer sich nicht bloss darauf beschränkt, dem Studenten praktische 
Anleitung zu selbständigem Arbeiten und Forschen zu geben, son- 
dern den ganzen Stoff in alle Einzelheiten mit ihm durcharbeitet 
oder doch wenigstens eng umschriebene Aufgaben stellt, so steht 
das natürlich turmhoch über der Arbeit des Einpaukers auf das 
Examen hin. Aber die Selbständigkeit des Arbeiten« geht dabei 
doch bis auf einen Rest verloren und die Individualität des Stu- 
dierenden, der sich selber die ihm zusagende Methode und Arbeits- 
einteilung suchen muss, wenn er selbständig werden soll, findet bei 
diesem Schulehalten nicht die ihr zukommende Berücksichtigung. 
Das mögen zum Teil durch die Gewohnheit entstandene Vorurteile 
sein; der Versuch, den der Verfasser machen will, ist jedenfalls 
von höchstem Interesse, und er wird sich verdient machen, wenn 
er gelegentlich seine gesammelten Erfahrungen mitteilt. Vielleicht 
thut das auch einmal ein gewesener Schüler, der, im Leben draussen 
stehend, auf seine Universitätszeit einen Rückblick wirft. 

Schliesslich möchten wir doch noch, um Missverständnissen 
vorzubeugen, bemerken, dass die „Vorlesungen" um ihres reichen 
und gediegenen Inhaltes willen auch von andern, die nicht im 
Konversatorium das Buch durchgearbeitet, ganz wohl als treffliches 
Lehr- und Nachschlagebuch gebraucht werden können. Z. 
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Bürgerliches Gesetzbuch für das Deutsche Reich nebst dem Ein- 
führungsgesetz von 1896. Liliputausgabe, mit dem amtlichen 
Text genau übereinstimmend. Nebst Sachregister. Zweite, unver- 
änderte Aufgabe, 11. bis 20. Tausend. Berlin 1898, Otto Lieb- 
mann. Preis 1 Mark. 

Die Liebmannsche Miniaturausgabe des deutschen bürgerlichen 
Gesetzbuches hat alle Vorzüge einer Taschenausgabe, sie ist zierlich, 
elegant, handlich, sie weiss aber auch die Nachteile solcher Aus- 
gaben zu vermeiden. Die Druckschrift ist zwar klein, aber recht 
deutlich, und man darf sich auf die Genauigkeit des Textes ver- 
lassen. St. 



Schaffrothy J. B., Gefängnis- und Anstaltsinspektor des Kantons Bern. 
Geschichte des bernischen Gefängniswesens. Bern (K. J. Wyss) 

1898. 

An einem schönen Ziele angelangt, finden wir einen besonderen 
Genuss darin, den zurückgelegten langen, oft steilen Weg mit dem 
Blicke wieder aufzusuchen und aufs neue zu verfolgen. Der Kanton 
Bern hat in den letzten Jahren das grosse Werk einer Gefängnis- 
reform glücklich zu Ende geführt und nun erhält es auch noch aus 
kundigster Hand eine Beschreibung des Weges, den die Entwicklung 
durch die Jahrhunderte hindurch genommen, um zum gegenwärtigen 
Stand der Dinge zu gelangen. 

Verfasser teilt die Geschichte des bernischen Gefängniswesens 
in folgende Perioden ein: 1. Das alte Bern, 1191 — 1615, die Zeit der 
Turmgefängnisse, die in der Hauptsache nur dazu dienten, den 
armen Sünder zum letzten Rechtstag aufzubewahren. 2. Die Zeit 
der ersten Strafhäuser, 1615 — 1750. Da wurde das Schallenwerk 
errichtet, eine Anstalt, die ohne jegliche Klassifizierung Verbrecher, 
Landstreicher und Dirnen aufnahm, deren Hauptarbeit in der 
Strassem'einigung bestand. Gelegentlich kommen auch Geisteskranke 
und Waisenkinder dazu. Noch stehen die Lebens- und Leibesstrafen 
im Vordergrund, die Freiheitsstrafen brechen sich nur allmählich 
Bahn; es ist, wie der Verfasser am Schlüsse des Abschnittes be- 
merkt, eine Zeit des Sammeins von allerlei Erfahningen, ein Über- 
gang zur folgenden Periode; 3. Das Zeitalter der Aufklärung, 
1750 — 1830. Es war dem alten Bern nicht mehr vergönnt gewesen, 
die Postulate des Aufklärungszeitalters in einem Strafgesetzbuch 
zu verwirklichen, dafür hat es auf dem Gebiete des Strafvollzuges 
durch die Zuchthausreglemente von 1753 und 1783 ganz erstaun- 
liche Fortschritte erzielt. Die Helvetik bringt der Anregungen die 
Fülle, auch ein modernes Strafgesetzbuch, an welchem Bern be- 
kanntlich bis 1866 festgehalten, aber es fehlte im übrigen an der 
Macht und den Mitteln, den Ideen feste Gestaltung zu geben. Unter 
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der Beraubung, des Staates durch die Franzosen litt aber auch der 
neue Kanton Bern, mit Mühen und Nöten kommt am Schlüsse der 
Periode der Neubau der Strafanstalt in Bern zu stände, jenes stolzen 
Gebäudes, das wir in diesen Tagen zertrümmert werden sahen. 
4. Die Periode 1830 — 1890 ist überschrieben: Die neueren Straf- 
anstalten, Bern, Pruntrut, Thorberg. Neben stiller, iieissiger Ver- 
waltungsarbeit und Verbesserungen im einzelnen wird immer ziel- 
bewusster der Oedanke der Arbeitsteilung und Individualisierung 
erfasst, bis er in der grossen Reform seit 1891 in tunfassendster 
Weise zum Durchbruch gekommen. Die kurze Darstellung dieser 
Eeform ^) bildet den letzten Abschnitt des Buches, ihm gehen voraus 
Abschnitte über die Bezirksgefangenschaften, die Schutzaufsicht und 
die Arbeitsanstalten St. Johannsen und Hindelbank. 

In diesem Rahmen entrollt uns das Buch lebensvolle Bilder 
aus der Handhabung der Strafrechtspiiege in älterer Zeit (Hexen- 
prozesse und Tortur) und aus dem inneren Betrieb der Anstalten, 
mit sorgfältigster Benutzung aller zu Gebote stehenden Quellen. 
Als früherem Anstaltsgeistlichen liegt dem Verfasser natürlich die 
Pastoration besonders am Herzen, wir werden eingehender mit der 
Frage der Kommunion in Strafanstalten vertraut und er kann sich 
nicht enthalten, die Ansprache der Quäkerin Elisabeth Fry an die 
Gefangenen in Bern ausführlich mitzuteilen, aber das alles geschieht, 
ohne den übrigen Inhalt zu kürzen oder durch Voreingenommenheit 
zu benachteiligen. Gegenteils. Es giebt nicht wohl eine Frage der 
Gefängnispädagogik und der Gefängnisverwaltung, die bei der Dar- 
stellung, insbesondere der neuem Perioden, nicht ihre eingehende 
Berücksichtigunggefunden ; Klassensystem, Arbeitsprämien, Zwischen- 
anstalten, Verpflegung der Gefangenen, Bestrafung der Entweichungen 
und Disciplinarstrafen überhaupt, Begnadigung und probeweise Ent- 
lassung, die Gefängnisarbeit in ihren Beziehungen zum Strafzweck 
und zur Volkswirtschaft, Vorschulung der Angestellten, kurz alles 
berührt das Werk und berichtet uns, was die Anschauung der Zeit 
gewesen und welche Erfahrungen die Praxis gemacht. Wird die 
Geschichte eine Lehrmeisterin genannt, so darf dieses Buch als ein 
treffliches Lehrbuch für den Praktiker und den aus dem Leben 
schöpfenden Theoretiker bezeichnet werden. 

Der Wunsch des Verfassers, einen Beitrag zur Geschichte des 
schweizerischen Straf- und Gefängnis wesens zu liefern, ist gewiss 
in schöner Weise erfüllt; das Buch bietet, wie gezeigt, noch viel 
mehr und es wird seine Darlegung, wie auf kleinem Gebiete mit 
bescheidenen Mitteln Mustergültiges geleistet worden, lebhaftes In- 
teresse weit über die engen Grenzen unseres Landes hinaus er- 
wecken. Z. 



») Vgl Jahrgang IV (1891), Seite 51, dieser Zeitschrift. 
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Die konträre Seamalemp findung, von Dr. med. Albert Moll in Berlin. 
Dritte, teilweise umgearbeitete und vermehrte Auflage. Berlin W.36, 
Fischers medizin. Buchhandlung (H, Kornfeld), 1899. 651 Seiten. 
Preis 10 Marie. 

Die erste Auflage dieses Werkes war von Krafft-Ebing mit 
einer Einleitung als Geleitsbrief versehen worden. In seiner er- 
weiterten Gestalt enthält es zunächst eine erstaunliche Zahl von 
Fällen aus allen Teilen dieses dunkeln Gebietes nebst umfassenden 
geschichtlichen Nachweisen. Der Verfasser legt sodann die Theorien 
über diese Perversitäten geschichtlich dar, untersucht deren Ur- 
sachen, ihre Diagnose und Therapie. In dem Kapitel „Forensisches" 
legt er den bisherigen Stand der Gesetzgebung in verschiedenen 
Ländern dar und stellt beachtenswerte Vorscliläge für die straf- 
imd civilrechtliche Behandlung auf. Er spricht sich mit Krafft-Ebing 
gegen den § 175 des deutschen Strafgesetzbuches, Bestrafung der 
widernatürlichen Geschlechtsbefriedigung, aus ; will aber an dessen 
Stelle unter Strafe gestellt wissen die EiTegung öffentlichen Ärger- 
nisses durch solche Handlungen, die Vergewaltigung zum Zwecke 
widernatürlicher Unzucht und den Missbrauch jugendlicher Personen. 
Ebenso wünscht er die männliche Prostitution unter dieselben polizei- 
lichen Einschränkungen und Straf bestimmungen gestellt wie die 
weibliche. Es ist wohl am Platze, darauf hinzuweisen, dass der 
schweizerische Vorentwurf, insbesondere in den Art. 110, 112, 124, 
durchaus auf dem Standpunkte dieses ausgezeichneten Fachmannes 
steht. 

Das Werk schliesst mit einem sehr interessanten Anhang : Gut- 
achten über den Wert der Keuschheit für die Männer, erstattet auf 
Ansuchen des Verbandes der deutschen Sittlichkeitsvereine. Es ist 
sehr bezeichnend, dass der Verband es abgelehnt hat, diese unbe- 
fangenen, aber von hohem sittlichem Ernste getragenen Ausführungen 
zu veröffentlichen. * Z. 



Achille Mestre, avocat ä la cour d'appel. Les personnes morales 
et le prohUme de leur respoTisabüiti pönale. Paris, Arthur 
Rousseau, 1899. 

Die strafrechtliche Verantwortlichkeit der juristischen Personen 
war dem frühern Rechte geläufig. Die Ordonnance criminelle von 
1670 ordnete im XXI. Titel das Verfahren: De la mani^re de 
faire le proc(iS aux Communautes des Villes, Bourgs et Villages, 
Corps et Compagnies. (Wir wollen gleich beifügen, dass der 
XXII. Titel vom Verfahren gegen den Leichnam oder gegen das 
Andenken eines Verstorbenen sprach.) Die französische Revolution 
beseitigte alle diese Gliederungen, die sich zwischen den Staat und 
den Einzelnen gestellt hatten. Es kommt die Theorie auf, dass 
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die jmistische Person eine reine Fiktion sei, die ihr schattenhaftes 
Dasein lediglich von einem Willensakte des Staates herleiten könne. 
Diesen und ähnlichen Theorien gegentiber verficht Mestre die Wirk- 
lichkeit und Sonderexistenz der Personenverbände und Anstalten, 
ihre Willens- und Handlungsfähigkeit und damit auch ihre Fähig- 
keit, Verbrechen zu begehen und für dieselben bestraft zu werden. 
Als praktisches Ziel schwebt dem Verfasser eine Gesetzgebung vor, 
welche die staatliche Verleihung des Rechtes der juristischen Per- 
sönlichkeit abschafft, das Genossenschaftswesen freier gestaltet und 
die Polizeiaufsicht und Polizeiverf ügung ersetzt durch ein Korporations- 
strafrecht, demzufolge insbesondere das Recht, die Auflösung von 
Verbänden und Anstalten zu verfügen, der Polizei entzogen und 
dem Strafrichter übertragen würde. 

Der Verfasser arbeitet mit dem ganzen Apparat französischer 
und deutscher Rechtswissenschaft ; auch die Litteratur anderer Länder 
ist mit hereingezogen. Er giebt eine fast nur zu breit angelegte 
geschichtliche und dogmatische Darstellung der Frage ; ein Material 
von grösstem Umfange ist in meisterhafter Weise bearbeitet worden. 

Aber überzeugt hat uns der Verfasser dennoch nicht. Gerade 
die interessanten und ausführlichen Mitteilungen über die strafrecht- 
liche Gesamthaft in Algerien bringen es zum Bewusstsein, wie fremd 
uns jene äussersten Mittel des Krieges, die Bestrafung von Dörfern 
und Stämmen, geworden sind. Und doch sind die Stämme und 
Familien der Kabylen und Berbern Lebensgemeinschaften von einer 
inneren Stärke, denen gegenüber allerdings unsere Wirtschafts- und 
Geselligkeitsverbände in der That wie w^esenlose Schatten erscheinen. 
Deshalb fällt auch die Frage der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
unserer juristischen Personen keineswegs zusammen mit dem andern 
Problem, das Sighele mit seiner Psychologie des Auflaufs und der 
Massenverbrechen wenigstens angeschnitten hat, der Teüung der 
Verantwortlichkeit zwischen dem handelnden Individuum und der 
dasselbe zum Handeln ti'eibenden Umgebung, milieu, ambiente, Ge- 
sellschaft, oder wie wir das oft unfassbare Etwas nennen wollen, 
das durch die Gewalt plötzlicher Ausbrüche wie auch durch die 
tägliche, unmerkliche Beeinflussung ganz anders wirkt als die Zu- 
gehörigkeit zu irgend einer in ihrem Wirken streng abgezirkelten 
juristischen Person. Für das praktische Ziel aber, das der Ver- 
fasser anstrebt, lässt sich wohl auch eine andere theoretische Be- 
gründung finden. Z. 



Mayer, Max Ernst, Dt, phil. et jur. Der Kausalzusammenhang 
zwischen Handlung und Erfolg im Straf recht. Eine rechts- 
philosophische Untersuchung, (Strassburger Inaugural - Disser- 
tation,) Freiburg, J. C. B, Mohr, 1899, Fr. 4, 

Verfasser stellt vorerst die philosophischen Begriffe fest. Ur- 
sache ist die Summe der positiven und negativen Bedingungen oder 
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die Gesamtheit der Antecedentien | Kausalzusammenhang die Relation 
jeder einzelnen Voraussetzung, die mit wirksam war für die Ent- 
stehung eines Erfolges, zu dieseßl Erfolg. Bedarf dieser Ursachen- 
begriif für die Zwecke des Sträfrechts einer Umarbeitung oder 
einer Einschränkung, und wie kätin eine Einschränkung aus objek- 
tiven Gesichtspunkten, ohne die Schuldlehre hineinzuziehen, vorge- 
nommen werden ? Das sind bekanntlich die Streitfragen, die den 
Gegenstand interessanter Untersuchungen von Bar, Binding, Birk- 
meyer, Hom, Hutter u. a. bildeten. Verfasser bejaht die Frage 
der Notwendigkeit einer Einschränkung und gelangt zu einer ob- 
jektiven Abgrenzung, indem er Uttter den Antecedentien zunächst 
Wirkungen (Kräfteäusserung) als Ursachen im engeren Sinne, Be- 
dingungen (Zustände) und Gelegenheitsursachen (Veranlassung) von- 
einander unterscheidet. Das SetzeÄ einer Bedingung des Erfolges 
werde vom Strafrecht nur dahn berücksichtigt, wenn die Bedingung 
mit der Ursache des Erfolges kausal, teleologisch oder potentiell 
eine Generation bilde, nicht aber dann, wenn die Bedingung nur 
die Bedeutung hat, dass sie das Wesen, auf das gewirkt werden 
soll, zeitlich und räumlich der wirkenden Kraft, d. h. der (Einzel-) 
Ursache ausliefert. (Beispiel: Der Von einer Reise abgehaltene 
Freund wird von einem herunterfallenden Ziegel seines Hauses er- 
schlagen.) Diese Betrachtung führt denn auch zu einem recht be- 
tHedigenden Ergebnis mit Bezug auf die Erfolgshaftung beim Ver- 
brechen. Anderseits findet der Begriff del* Veranlassung Verwendung 
bei der Besprechung der Anstiftung. 

Es ist nicht zu leugnen, dass die klaren Auseinandersetzungen 
des Verfassers das Problem in mannigfacher Richtung gefördert 
und eine ganze Anzahl von andeni begangener Irrtümer und Un- 
klarheiten beseitigt haben. Die letzte Lösung dürfte wohl in der Richtung 
liegen, dass der wissenschaftliche Begriff der Kausalität ohne Ein- 
schränkung für das Strafrecht angenommen wird. Freilich wird 
man zuerst die Überreste der reinen Erfolgshaftung vollständig aus 
dem Strafrecht ausmerzen müssen und anderseits wird es auch wohl 
nicht zu umgehen sein, sich für Determinismus oder Indeterminismus 
zu entscheiden, wenn man über Kausalität schreiben will. Z, 



Hanns Gross, Manuel pratique d'instj'uction judiciaire, traduü par 
MM, Bourcart et Wintzweiller, professeurs ä Nancy, et pr4c^d4 
d'une pr4face de M. Oardetl, professeur de droit criminel ä Nancy. 
2 vol, PariSf Marchai & Billard^ 1899, 

Je sais que j'arrive un peu tard pour parier de cet excellent 
ouvrage; je sais qu'il en a dejA et6 rendu eomptc ici m6me. II 
ne me parait cependant pas superflu de consacrer quelques lignes 
en frangais tant ä l'eloge de Toeuvre elle-meme qu'ä celui de la 
tentative faite par ses traducteurs. Je voudrais que l'exemple 
donne par ees demiers füt suivi souvent et en tous pays ; je voudrais 
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que des livres de droit remarquables ne restassent pas aussi souvent 
lettre close pour ceux qui ignorcnt la langne dans laquelle ils ont 
^t6 6crit8. Si l'usage de ces traductions se vulgarisait, ce serait 
un grand gain non pour la France et rAUemagne seulenient, mais 
pour tout le inonde. Combien de trait^s de valeur, combien de 
monographies interessantes, la pjupart d'entre nous sont condamn^s 
k ne connaitre que par oui'-dire, parce qu'ils ne savent pas l'anglaiSj 
le russe ou les langues scandinayes. En contribuant pour leur bonne 
part k la diffusion de la science juridique, MM. Bourcart, Wintzweiller 
et Gardeil ont fait oeuvre m6ritoire. Je souhaite que d'autres apr^s 
eux marchent dans cette voie, 

Du livre lui-m^me je ne veux pas parier en d(5tail; c'est une 
vieille connaissance pour mol, et son auteur n'ignore pas le bien 
que j'en pense. Deux niols sdulement sur son caract^re et sa port^e. 
Ecrit par un magistrat d'expÄrience qui a vu et v6cu ce qu'il nous 
raconte, ce manuel est instnj.ctif entre tous. C'est un livre pratiqm 
dans le meilleur sens du mot; on y apprend un peu de tout. A qui 
s*adresse-t-il ? Je trouve Tautßur bien modeste quand, dans son titre, 
il ne destine son oeuvre qu'aux ofBciers de justice et de police. 
Non seulement le juge d'tostruction y verra comment sa mission 
doit ötre dignement et conaciencieusement remplie; non seulement 
les officiers de police et les simples gendannes y trouveront un 
enseignement pröcieux et y pourront apprendre lern* mutier, mais 
combien d'autres encore pourront puiser avec profit dans ces deux 
volumes. Les curieux de sociologie criminelle y liront surtout ce 
qui a trait aux moeurs des malfaiteurs, argot, signes et pratiques, 
cryptographie, puis les us et coutumes de cette singulifere race des 
bohömiens. Les criminalistes m^diteront sur les chapitres du vol 
et des l^sions corporelles. Mais les avocats eux aussi, et c'est sur 
ce point surtout que j'Insiste, y trouveront des armes. On sait le 
röle pr^ponderant, dominateur möme, joue au proc^s p^nal par les 
experts. Le jury et le tribunal ont foi en eux et je me hÄte de 
dire que cette confiance est rarement tromp^e. Quant au d^fenseur, 
simple juriste d6pourvu de connaissances techniques, il est ä la 
merci de Texpert. Je crois que la lecture du manuel de Gross 
diminuerait cette inf^riorite actuelle. L'avocat y verrait comment 
on doit proc^der k une expertise pour r6duire au minimum les 
chances d'erreur. Comparant avec ces rfegles la möthode suivie par 
l'expert dans un cas donnö, il exercerait un contröle ^minemment 
favorable k la defense. 

L' auteur vient de quitter la magistrature pour accepter une 
chaire de droit p^nal k l'Universit^ de Czemowitch. Nos meilleurs 
voeux l'accompagnent dans sa nouvelle carriöre. A, 0, 
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KrtminaUtaiistik. 

Zn^« Die Rechenschaftsberichte des Obergerichts an den Kantonsrat 
über die Rechtspflege in den Jahren 1888 bis 1897 ergaben für das ganz^ 
Jahrzehnt die nachfolgenden Gesamtergebnisse. Der kleinen Zahlen wegen 
sind nur diese Gesamtziffem eingesetzt; der Jahresdurchschnitt lässt sich 
ja leicht ablesen, indem man sich die Zahlen durch 10 geteilt denkt. 

A, Niedere StrafpoUsei 

wird zunächst die durch § 32 des Gemeindeorganisationsgesetzes den Ein- 
wohnergemeindräten übertragene Polizeigerichtsbarkeit genannt. Es wurden 
dabei 683 Fälle mit 932 Angeschuldigten erledigt. Von den letztern wurden 
883 = 94,8 7o straff äUig (schuldig) erklärt. Sie wurden in 784 Fällen mit 
Geldbussen im Gesamtbetrag von Fr. 7215, im Durchschnitt also von 
Fr. 9. 20 Cts., bestraft ; in 145 Fällen mit anderweitigen Strafen belegt, in 
46 Fällen also mit verschiedenen Strafen. 

Das eidgenössische statistische Bureau berechnet die Bevölkerung des 
Kantons Zug Mitte 1893 (ungefähr die Mitte der zehnjährigen Periode) auf 
23,142. Somit kommen auf 10,000 Einwohner jährlich 38 polizeilich Straf- 
fällige. 

Unter die niedere Strafgerichtsbarkeit wird auch noch gezählt die 
Einzelkompetenz der Poliseidirektion, Der Strafgerichtspräsident kann der- 
selben kleinere Fälle (es kamen vor Diebstähle, Unterschlagung, Haus- 
friedensbruch, verschiedene Polizeiübertretungen u. s. w.) überweisen. Die 
Rechenschaftsberichte verzeichneten deren 69. Dazu findet sich im Jahre 
1897 ein Fall von Überweisung des Regierungsrates und in den Jahren 
1896 und 1897 sind ferner aufgezählt 11 Fälle, die im summarischen Ver- 
fahren unter Rekursvorbehalt erledigt worden seien, während 1894/97 zu- 
sammen 42 Fälle durch sofort anerkannte summarische Strafverfügung be- 
endigt wurden. Die, wie sich schon aus diesen Angaben ergiebt, sehr 
ungleichmässige Form der Berichterstattung in den verschiedenen Jahren 
macht ein näheres Eintreten auf die übrigen Ergebnisse dieser Gerichts- 
barkeit unmöglich. 

Der Kanton besitzt kein Polizeistrafgesetzbuch; im Rechenschafts- 
bericht für 1890 wird daran erinnert, dass der Kantonsrat im Jahre 1887 
beim Regierungsrat die Frage der Kodifikation angeregt habe. 
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Ä Höhere Gerichtsbarkeit. 

In erster Instanz entscheidet das Kantonsgericht als Strafgericht^ zweite 
Instanz ist das Obergericht. Für die Zwecke der Kriminalstatistik genügen 
die Ergebnisse der Thätigkeit des (erstinstanzlichen) Strafgerichtes. 

Das Strafgericht erledigte in 201 Sitzungen 654 Prozesse» In denselben 
kamen 921 Angeklagte vor, von welchen 

757 = 82,2 7o verurteilt wurden; 
44 r=z 4,8 „ von Schuld und Strafe, 
120 = 13,0 „ von Schuld, Strafe und Kosten freigesprochen wurden. 

Wenn wir die Zahl der Angeklagten wieder auf die einzelnen Jahre 
verteilen, so ergeben sich grosse Schwankungen ohne eine erkennbare 
Gesamtrichtung, sei es im Sinne der Yerbrechenszunahme, sei es im Sinne 
der Abnahme, was bei den kleinen Zahlen nicht verwunderlich ist. 



Jahre 


Angeklagte 


Verurteilte 


Freigesprochene 


1897 


113 


99 


14 


18% 


69 


65 


4 


1895 


75 


60 


15 


1894 


68 


57 


11 


1893 


133 


98 


35 


1892 


74 


59 


15 


1891 


111 


94 


17 


1890 


70 


53 


17 


1889 


120 


94 


26 


1888 


88 


78 


10 



Auf 10,000 Einwohner kommen somit jährlich 33 kriminell oder kor- 
rektioneil Verurteilte. 

Über die persönlichen Verhältnisse der Verurteilten erhalten wir nach- 
folgende Aufschlüsse: 

Geschlecht. Von den Verurteilten waren Männer 626 = 82,7 Vo 

Weiber 131 = 17,3 „ 

Civilstand. Derselbe ist nur für die 4 Jahre 1894/97 mitgeteilt. Wir 
vergleichen hier und im folgenden die Verhältniszahlen der Verurteilten 
mit den Verhältnissen der Bevölkerung überhaupt. 



Verurteilte 


Bevölkerung Ober 15 Jahre alt ') 


Zahl 


V. 


•/• 


Ledig 214 

Verheiratet 58 

Verwitwet od. geschieden 9 


76,2 

20,6 

3,2 


47,3 
43,9 

8,8 



>) Nach der Zählung von 1888 waren 16 und mehr Jahre alt 15,844 Einwohner, 
nämlich 7581 männliche und 8263 weibliche. 
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Heimat. Auch hier sind wir bezüglich der Verhältniivf) der Gesamt- 
bevölkerung auf die Ergebnisse der Zählung von 1866 auipewiesen, was 
um so fataler ist, als die spätere Bausseit der Eisenbahn Thalweil — Zug — 
Goldau eine starke Italienische Einwanderung gebracht hat, die nach den 
Rechenschaftsberichten an der Kriminalitätsziffer des Rantoiui ihren vollen 
Anteil genommen. 



Verurteilte 


GeiMittievlMkei'iing 


Zahl 


•/. 


Eantonsbürger 275 

Schweizerbürger .... 332 
Ausländer 150 


36,3 
43,9 
19,8 


60,6 

35,6 

3,6 



Alter. Die (relative) Strafmündigkeit beginnt nach dem Strafgesetz 
(S 27) mit dem zurückgelegten zwölften Altersjahr. Doch soheinen Straf- 
verfolgimgen nicht vor dem 14. Alters jähr vorzukommen, die statistischen 
Ausweise beginnen mit dieser Altersstufe. Für die Gesamtbevölkerung ist 
hier als erste Stufe das 15. — 20. Jahr angenommen. 



Aitersithre 



Verurteilte 



wm 



Zahl 



/t 



Bevttilceryng 



•/. 



14—20 . . 
20—30 . . 
30—40 . . 
40—50 . . 
50—60 . . 
60—70 . . 
70 und mehr 
Unbekannt 



85 

336 

183 

103 

35 

12 

3 



11,2 
44,4 
24,2 
13,6 
4,6 
1,6 

0,4 



14,8 
23,4 
18,8 
17,7 
13,5 
8,3 
3,5 



757 



100,0 



100,0 



Die Zahl der Verbrechen, wegen welcher eine Verurteilung erfolgte, 
beträgt nach den Zusammenstellungen 809 gegenüber 757 Verurteilten, da 
eben die konkurrierenden Straf thaten einzeln gezählt sind. Einen Revisions- 
fall haben wir hier nicht mitberücksichtigt. Das System des zugerischen 
Strafgesetzbuches ergab folgende Gruppierung: 

I. Verbrechen und Vergehen gegen den Staat und die öffentliche 
Ordnung 53 (6,5 7o.) 

1. Titel: Hochverrat und Landesverrat. Der hohe Stand Zug blieb 
hiervon in der ganzen Periode verschont, ebenso kamen keine in das 
3. Kapitel: Amts verbrechen, einschlägigen Fälle vor. Aus dem 2. Kapitel: 
Vergehen gegen die öffentliche Ordnung, sind zu notieren : Widersetzlich- 
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keit gegen die Amtsj^walt 2, Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen 4, 
Verweisungsbruch 7 Fälle. (Wir werden unten sehen, dass 35 Landesver- 
weisungen verhängt Worden sind.) Zum 4. Kapitel: Verbrechen gegen den 
Frieden, kamen 7 Hattifriedensstörungen vor; von den Verbrechen gegen 
öffentliche Treue und Glauben ereigneten sich 1 Münzverbrechen, 17 
Urkundenfälschungen, 7 Gebrauch falscher Ausweispapiere, 5 falsches 
Zeugnis und Meineid, 3 falsche Anschuldigungen. 

n. Verbrechen und Vergehen gegen die Persönlichkeit 397 = 49,1 7o. 

1. Titel : Verbrechen gegen das Leben ; im Jahre 1896 ereignete sich 

1 Mordfall ; ein junger Italiener (unter 19 Jahren) brachte seine Tante 
mit einem grossen Messer aUf offener Strasse ums Leben. Sodann kamen 
vor: Verheimlichung der SchW&ngerSChaft und Beseitigung von Kindsleichen 
3, Aussetzung 1, fahrlässige Tötungen 3. 

Der 2. Titel: Körperverletsiilngen, enthält die Körperverletzungen, 
Körperverletzungen mit tödlichem Ausgang und Tötung und Körperver- 
letzung im Baufhandel, 190 FAUe. (Seit 1890 werden die bezeichneten 
Arten ausgeschieden, wir zählen da 94 Körperverletzungen nach § 75, 
3 Körperverletzungen mit tödlichem Ausgang und 52 Körperverletzungen 
im Raufhandel.) Körperliche Misshandlungen ohne Verletzung wurden 18 
bestraft. Unter den 3. Titel: Verbrechen gegen die persönliche Freiheit, 
fallen 10 Drohungen und 1 tllierlaubte Selbsthülfe. Der 4. Titel : Ehrbelei- 
digungen, begreift 29 Verurteilungen. 5. Titel: Verbrechen gegen die Sitt- 
lichkeit: Notzucht 17 Fälle, Blutschande 2, Verführung von Pflegebefohle- 
nen 8 (die Statistik spricht ton Unzucht an Minderjährigen). Dann sind 
im Berichte nicht ausgeschieden widernAtürliche und gewerbsmässige Un- 
zucht, 26 Fälle. Erregung von öffentlichem Ärgernis durch unzüchtige 
Handlungen 18, « Unzucht Infolge Paternität > 70 Fälle. Darunter ist wohl 
das Vergehen der ausserehelichen Schwängerung (§ 101) verstanden; die 
Zahlen in den einzelnen Jahren sind sehr verschieden und es ist daher 
wiederholt (z. B. Rechenschaftsbericht 1896, Seite 20, 1897, Seite 33) die 
Frage aufgeworfen worden, ob wohl seitens aller Gemeindepolizeiämter 
alle derartigen Untersuchungen resp. Geniessverhöre behufs Ahndung der 
Beteiligten jeweilen dem Strafgerichte eingesandt werden. 

in. Verbrechen und Vergehen gegen das Eigentum und die Ver- 
mögensrechte anderer, 319 = 39,4 7o. 

Das 1. !Kapitel behandelt die gemeingefährlichen Verbrechen : 7 Fälle 
von vorsätzlicher Brandstiftung, 2 von fahrlässiger Brandverursachung und 

2 von Gefährdung des Eisenbahn- und Telegraphenbetriebs. — 2. Kapitel : 
Sachbeschädigung 14. — 3. Kapitel : Raub und Erpressung 6. — 4. Kapitel : 
Diebstahl 184, Unterschlagung 29, Hehlerei 19. — 5. Kapitel: Betrug. Be- 
trug im engeren Sinne 44, Betreibungs- und Konkursverbrechen 12. 

IV. Vergehen gegen allgemeine Polizeiverordnungen, wie z. B. Jagd- 
vergehen, Störung der Sonntagsruhe u. s. w. : 40 = 4,97». 

Den Rückfällen schenken die letzten Jahresberichte einlässlichere Be- 
achtung, in den früheren sind sie nur beim Diebstahl erwähnt. Von den 
184 Diebstahlsfällen seien 47, also etwa 25 Vo? Ini speciellen Rückfall be- 
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gangen worden. Was übrigens den Diebstahl anbetrifft , so scheint die 
italienische Einwanderung auch auf diesem Gebiete, nicht nur auf dem 
der Raufhändel, sich bemerklich gemacht zu haben. Der Rechenschafts- 
bericht von 1895 sagt hierüber: «Es bestätigte sich aufs neue, dass Unter- 
suchungen wegen Diebstahls, bei welchen Italiener beteiligt sind, zumeist 
vermehrten Schwierigkeiten rufen. Die Beschtddigten, deren Identität in- 
folge der oft ungenügenden personellen Ausweise und Angaben vorerst 
sogar in Frage kommen kann, gestehen regelmässig nur Schritt für Schritt, 
nach Massgabe der inzwischen gesammelten Beweise, ihre Vergehen ein. 
Der fernere Umstand, dass es weniger Individuen sind, die auf ihre Einzel- 
rechnung mit dem Diebshandwerk sich befassen, als vielmehr organisierte, 
kleinere und grössere Banden, die ihre Thätigkeit auf verschiedene Kreise 
und Kantone erstrecken, bedingt fast immer eine erheblich grössere Unter- 
suchungsdauer. > 

Nun die Strafen. Die Todesstrafe gelangte nie zur Anwendung. 
Freiheitsstrafen im engeren Sinne wurden in 485 Fällen verhängt, nämlich 

Zuchthaus 29mal 
Arbeitshaus 81 „ 
Gefängnis 425 „ 

Dazu 363 Geldbussen im Gesamtbetrage von Fr. 15,458 oder Fr. 43 
im Durchschnitt. 

Endlich folgende Nebenstrafen: Einstelliuig im Aktivbürgerrecht 73, 
Verweisung aus der Eidgenossenschaft 35, so dass 25 *^/o der veriu-teilten 
Ausländer davon betroffen wurden, und 6 Entziehungen des Jagdpatentes. 
Kantonsvörweisungen wurden nie ausgesprochen. Vom Wirtshausverbot 
sagen die Berichte uns gelegentlich, dass es ausserordentlich selten vor- 
komme. 

Im übrigen wird bemerkt, dass von den 757 Verurteilten 163 zu mehr 
als einer Strafart verurteilt wurden, zu welchem Ergebnis man ziemlich 
genau auch gelangt, wenn man die 485 Freiheitsstrafen mit den 363 Bussen 
und 73 Einstellungen, total 921 Strafen, zusammenzählt. Z, 



Die bedingte Yerorteilang Im Kanton Waadt. — Das Gesetz vom 13. Mai 
1897 (s. Zeitschrift X, 286) ist mit dem 1. Juni 1897 in Kraft getreten. Über 
die Anwendung des Gesetzes während der 7 Monate seiner Wirksamkeit 
giebt der « Compte rendu du Conseil d'Etat pour Tannee 1897, d^partement 
de Justice et Police » folgende Daten : 

Die Verurteilungen mit Strafaufschub betrugen 42 oder 1,93 7o aller 
Verurteilungen des Jahres 1897. 

Die Urteile lauteten auf Diebstahl (15), Sachbeschädigung (6), Forst- 
frevel (3), Vertrauensmissbrauch, Verletzung der Familienpflichten, Fälschung, 
Raufhandel, Beschimpfung (je 2 Fälle), Fischereidelikt, Hehlerei, Mundraub, 
Unterschlagung, Betrug, unzüchtige Handlungen, Verleumdung, Gewalt- 
thätigkeit (je ein Fall). 
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Die Verurteilten stunden im Alter von weniger als 18 Jahren: 20, 
19—25 Jahre 6, 26—30 Jahre 3, 31—35 Jahre 4, 36—40 Jahre 4, 41—45 
Jahre 1, 46—50 Jahre 1, 51—55 Jahre 1, 56—60 Jahre 2. 

Zwei Urteile, betreffend Diebstahl, mussten wegen neuer Vergehen 
vollzogen werden. 

Bedingte Freüassangen im Kanton Lnzem« - In dem Berichte des 
Regierungsrates an den Grossen Rat zu einem Gesetzesvorschlag betreffend 
bedingte Freilassung, Begnadigung und Strafumwandlung, datiert vom 
24. Februar 1899, sind einige Angaben über die Häufigkeit und den Um- 
fang der bedingten Freilassungen nach dem Gesetze vom 16. Januar 1871 
enthalten, die wir hier zum Abdruck bringen: 



Jahre 



Zahl der 

vollzogenen 

Freiheitsstrafen 



Bedingte 
Freilassungen 



Zahl 



•/• 



Durchschnittlich 
geschenkter Strafrest 



in Tagen 



in*/«der Ge 
samtstrafe 



1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

Total 



222 
190 
138 
194 
174 
166 
117 
131 
154 
121 



1607 



49 
45 
39 
52 
40 
22 
32 
11 
25 
26 



341 



22,1 


1 

297 


' 23,7 


322 


28,3 


400 


26,8 


584 


23,0 


192 


13,2 


481 


27,3 


370 


8,4 


107 


16,2 


339 


21,5 


353 


21,2 


363 



30,0 
30,9 
33,5 
39,2 
30,0 
42,4 
45,5 
29,5 
41,2 
49,3 



37,1 



In der Zahl der vollzogenen Freiheitsstrafen sind Urteile auf eine 
Strafzeit von nicht über 14 Tage nicht mitgerechnet. 

Von den 1889/90 bedingt Freigelassenen (341) mussten 16, also 4,7 % 
wegen schlechter Aufführung oder wegen Rückfälligkeit wieder eingezogen 
werden. Von den bedingt Freigelassenen wurden nach Ablauf der Straf- 
zeit noch rückfällig 17 = 5^0, während die Rückfälligkeit bei sämtlichen 
VerurteUten 42,2 7o beträgt. Z. 



170 



Berichtigung. 

In dem Schlusshefte des letzten Jahrganges (S. 402 ff.) wurde ein 
ärztliches Gutachten des Herrn Dr. ioteff Jllrger, Direktors der Irrenanstalt 
Waldhaus bei Chur, veröffentlicht, jedoch der Name des Herrn Verfassers 
durch einen Fehler entstellt. Die Redaktion bedauert dieses Versehen sehr. 
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Une m^prise legislative et ses suites. 

Hi'aJffaire Sptklilei*. 

Par 

Alfred Gautier, professeur ä Gen^ve. 



L*erreur judiciaire est ä Tordre du jour; un peu trop 
m6me. N^e de Taventure qui d^roulait hier encore ses p^rip^ties 
en France, une pr^occupation maladive porte bien des gens ä 
voir dans chaque juge un suspect. Ils lui en veulent de ce 
qu'il n'est pas au-dessus d'eux; ils lui reprochent d'avoir, lui 
qui n'est qu'un homme, accept^ cette mission qui exende 
ses forces. Certains vont jusqu'ä dire que les tribunaux 
pratiquent l'erreur ä joum6e faite et que c'est en somme le 
plus clair de leur besogne ; ces derniers ne valent pas qu'on 
les r^fute. Pour les autres, pour les justiciables de bonne foi 
que tourmente le päril des m^prises possibles de la justice, il 
est par malheur assez malais^ de les rassurer. 

Non seulement les juges se trompent, mais encore ils se 
trompent plus que d'autres; ce n*est d'ailleurs pas leur faute; 
c'est qu'on leur demande beaucoup plus qu'ä d'autres. Par sa 
nature mßme, la fonction qu'ils exercent les expose sans cesse 
ä s'ögarer. Au sens que la Psychologie lui donne, le juge- 
ment, c*est-ä-dire cette Operation de Tesprit qui consiste simple- 
ment ä affirmer un rapport entre deux id^es quelconques, im- 
pUque d^jä le risque d'erreur. Mais ce risque redouble si vous 
prenez ce terme dans son acception judiciaire. Le jugement 
devient alors cette Operation qui consiste ä döcider entre deux 
pr^tentions oppos6es. Dans Tincertitude cr66e par ces asser- 
tions contradictoires, il s'agit de savoir qui a tort et qui a 
raison, et c'est au juge qu'il appartiendra d'^carter le doute. 

Sohweiseriaehe Zeitsehrift ffir Strafreeht 18. Jahrg. 12 
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Or, nul n*est plus exposä ä Terreur que celui auquel, dans 
tous les cas difficiles, on vient demander : Oü est la värit^ ? 

Non seulement les juges se trompent fr^quemment, mais 
encore leurs erreurs sont plus que toutes autres lourdes de 
consäquences. Et voici pourquoi. Nous avons attribuä au juge 
un pouvoir redoutable, un pouvoir auquel nous ne croyons 
plus nous-mißmesy nous Tavons i^räsumö infaillible, il est cens6 
dire toujours la v(§ritd. Ainsi, la d^cision erron^e aura, pro- 
visoirement du moins, le mßme poids que le jugement con- 
forme ä la justice. D^'autre part, une fois sa conviction formte, 
le juge ne la garde pas pour lui seul, il l'^nonce, il la pro- 
clame; tandis que la fausse croyance du premier venu peut 
rester ignor^e ä tous et ä toujours, celle du magistrat devient 
ainsi tangible, publique. Enfin, et c^est lä son caractäre le 
plus odieux, l'erreur judiciaire est obligatoire, eile s*impose, 
füt-ce par la contrainte. Quelques monumentales que soient 
les balourdises qui peuvent ^chapper par exemple ä un pro- 
fesseur dans sa chaire, le danger est mince parce que ses 
auditeurs ne sont pas Obligos de le croire. L'erreur du juge, 
au contraire, b^n^ficie de Tex^cution forc6e. Elle sort du 
doiiiaine de l'id^e pour passer dans celui du fait mat^riel; eile 
prend corps, eile devient durable et brutale; eile heurte ceux 
au d^triment desquels le tribunal s'est tromp6; eile atteint 
ceux aussi qui, sans en souffrir directement, n'ont pu s'em- 
pöcher de la voir et de la d^noncer. Cest ainsi qu'au dom- 
mage individuel s\ijoute, surtout lorsque la m^prise est 6cla- 
tante, le p^ril social, la confiance perdue, le doute envers la 
justice. 

Mais, dira-t-on, de quel droit le juge se trompe-t-il? N'a- 
t-il pas un guide, la loi, et n*est-il pas pay6 pour la connaitre ? 
La loi ! quelle duperie de penser qu'elle ait tout prövu, qu'elle 
soit comme une encyclop^die dont 11 suffise de tourner les 
pages pour y trouver des clart^s de tout! quel leurre aussi 
de croire que, chez celui qui dait juger, la connaissance des 
textes soit une qualit6 pr^förable ä la connaissance des hommes! 
Et puis, les erreurs les plus graves ne sont-elles pas souvent 
des erreurs de fait? que vaut, pour s'en garer, la science du 
Wgiste ? 

D*ailleurs, cette loi n'est point toujours ce qu'elle devrait 
^tre et Toutil qu'on fournit au juge se brise souvent dans sa 
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main. Pas plus que ceux qui rinterpr^tent, ceux. qui fönt la 
loi ne sont sans p6ch6. Je dirai plus ; le. l^gislateur iorsqu'il 
se trompe est beaucoup moins excusable que le juge, etcette 
difförence tient aux conditions dans lesquelles chacun d'eux 
travaille. Sur cq dernier, sur le magistrat judiciaire, p^se 
Tobligation absolue de statuer et de statuer de suite. Press6 
par le temps, born^ dans son pouvoir d'examen, il se voit 
forc6 d^opter sans d^lai entre deux alternatives dont Tune est 
fausse, Cette contrainte est inconnue au l^gislateur, qui n*a 
jamais ä faire une loi donn^e dansun temps donn^. S'il la 
präsente, c'est sans doute qu'il la croit utile, mais il attend son 
Keure, il assemble Ses mat^riaux ä sa guise, rien ne le limite 
dans sa recherche, il n'en est pas r^duit ä chercher en häte 
la Solution d'un conflit existant. Et pourtant^ malgr6 les cir- 
constances favorables oü son oeuvre s*6labore, il lui arrive ä 
lui aussi de se mäprendre; il y a des lois injustes, il y a des 
lois mal faites et Terreur legislative a sa place ä cöt^ de 
Terreur judiciaire. La singulifere histoire que je vais raconter 
en fournirait au besoin la preuve. 

En 1892, au cours de la session de printemps, le Grand 
Conseil de Gen^ve fut nanti par le Conseil d'Etat d'un projet 
de loi modifiant quelques articles du Code p^nal *), ceux notam- 



M Voici le texte du Code p^nal et celui du projet pr^sent^ : 

Code pänal de 187 4 \ Art. 277, Quiconque aura commis, avec vio- 
lencc, un attentat ä la pudeur sur des personnes de l'un ou de Pautre sexe, 
sera puni d'un emprisonnement d'un an ä cinq ans. — La tentative de ce 
delit sera punie conform^ment ä l'article 5. — Si l'attentat a 6t6 commis 
sur la personne d'un enfant äg6 de moins de quatorze ans, la peine sera 
la röclusion de trois ans ä huit ans. 

Art. 278, Sera puni d'un emprisonnement d'un mois ä deux ans, 
quiconque aura commis, sans violence, un attentat ä la pudeur sur la 
personne d'un enfant äg6 de moins de quatorze ans. 

Art, 279, Sera puni de la r^clusion de trois ans ä dix ans, quiconque 
aura commis le crime de viol, soit ä l'aide de violences ou de menaces 
graves, soit en abusant d'une personne qui, par l'effet d'une maladic, par 
l'alt^ration de ses facultas ou par toute autre cause accidentelle, avait 
perdu l'usage de ses sens ou en avait ^t^ priv^e par artifice. 

Art, 280. Si le crime a €i^ commis sur la personne d'un enfant 
äg^ de moins de quatorze ans, la peine sera la r^clusion de dix ans 
h vingt ans. 

Projet de loi (präsente le 21 mai 1892, voir Memorial 1892, annexes, 
p. 378) modifiant les articles , . . 278 et 280 du Code pihial de 1874. 
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ment qui räpriment tfs^ attentats ä la pudeur. Notons ce 
point important: la tendance du projet ^tait nettement mar- 
qu^e; il s^agissait non d^adoucir, mais di^aggraver les p^na- 
litfe en vigueur. Le texte en fait foi; une autre particularitt 
nous 6claire eile aussi sur le but poursuivi : Tinitiative de la 
r^forme ötait partie d^une des associations qui dans notre 
caüton s'occupent de la protection de la femme. 

Le projet primitif ne visait que deux articles du code, 
278 et 280. II les abrogeait int^gralement pour les remplacer 
par des textes nouveaux, textes tr^s analogues d'ailleurs, car 
les seuls changements op4r4s ^taient les suivants: 

1* La limite de Tage requis chez la yictime pour rincrimi- 
nation de Tattentat sans violence ötait port6e de 14 ä 15 ans 
(article 278). 

2^ Le maximum de la peine pr^vue pour cette infraction 
ötait 61ev6 de 2 ä 5 ans (article 278). 

3** Enfin la limite de Tage requis chez la victime pour la 
r6pression plus rigoureuse du viol 6tait port^e de 14 ä 15 ans 
(article 280). 

Au cours de la discussion, on fit tr^s justement observer 
quMI convenait de modifier ^galement la limite d'äge jusqu'ä 
laquelle Tattentat ä la pudeur commis avec violence est puni 
d'une peine plus s6v^e (article 277, alin^a 3); un amen- 
dement fut vot^ qui la portait de 14 ä 15 ans. 

Par suite de cette extension du Programme primitif, la loi 
en pr^paration modifiait d^sormais non plus deux, mais trois 
articles du Code pönal. Elle devait 6tre ainsi rödigöe : « Les 
articles 277, 278 et 280 du Code pönal sont abrogös et rem- 
placös par les suivants.» 

C'est ä ce moment, c*est au second döbat qu'un döputö 
(le Mömorial n'a pas conservö son nom ä la postöritö et je le 
regrette), un döputö plus ami de la concision que de Texacti- 



Article unique. Les articles . . . 278 et 280 du Code pönal sont abrogös 
et remplacös par les suivants: 

Art, 278, Sera puni d*un emprisonnement de trois mois ä cinq ans, 
quiconque aura commis sans violence un attentat ä la pudeur sur la per- 
sonne d'un enfant ägö de moins de quinze ans. 

Art. 280, Si le crime a ötö commis sur la personne d'un enfant 
ägö de moins de quinze ans, la peine sera la röclusion de diz ans ä vingt 
ans. 
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tude et trouvant sans doute ce texte trop charg^ de chiflfres, 
proposa, para!t-il ^), la r^daction suivitnte : « Les articles 277 
a 280 du Code pinal sont äbrogis, » etc. Evidemment on erat 
ä un changement de pure forme ; auctine objection ne fut sou- 
levte, on Vota de confiance et cet amendement est devenu le 
texte officiel de la loi du 22 juin 1892*). Nul ne prit garde 
que Tarticle 279, ä la suppression, ä la modification m^me 
duquel on ne songeait pas, se trouvait noyö dans la masse et 
rayö d*un trait de plume. II ne figure pas dans la loi nou- 
velle »). 

Ainsi, par une Evidente inadvertance, le Grand Conseil 
se trouvait avoir abrog£ Tarticle 279 qui punit le crime de 
viol, et cela sans rien mettre ä sa place 1 



^) On remarquera qu*en racontant rhistoire de ce malencontreuz 
amendement, je n'avance que de pnidentes conjectures. Cela tient ä ce 
que le Mämorial des s^ances (ann^e 1892, p. 1014 et 1062), en relatant la 
discussion passe cet incident sous silence. 

') Logique avec lui-m6me, le Mämorial (ibid. p. 1065) donne k la 
loi la forme qu'elle aurait du avoir si rien n'^tait venu ä la traverse: 
€ Les articles . . . 277, 278 et 280 sont abrog6s, > etc. En revanche, la lettre 
adressöe au Conseil d'Etat par le pr^ident et le secr^taire du Grand 
Conseil, lettre r^dig^e d'apr^ le proc^-verbal de la s^ance et en vue de 
la Promulgation, porte les mots : « Les articles 277 ä 280. > CVst ce texte 
et non celui du Memorial qui est la loi: c'est sous cette forme qu^elle a 
€i€ promulgu^e et publice au recueil officiel. — Quant ä l'origine pos- 
sjble de Terreur, je remarque ceci : Tandis que le projet du Conseil d'Etat 
est correctement r^dig^ et parle des articles 278 et 280, le rapport de la 
Commission contient d^jä la r^daction vicieuse: «Les articles 278 ^280». 
(Memorial 1892, Annexes, p. 378 et 528.) 

•) Voici le texte de la loi du 22 juin 1892: Loi modifiant les 
articles . . . 277 ä 280 du Code p&nal de 1874, 

Article unique, Les articles . . . 277 k 280 du Code p^nal sont abrogös 
et remplac^s par les suivants: 

Art. 277, Quiconque aura commis, avec violence, un attentat ä la 
pudeur sur des personnes de Tun ou de Tautre sexe, sera puni d'un em- 
prisonnement d^un an ä cinq ans. — La tentaiive de ce dölit sera punie 
conform^ment ä Tarticle 5. — Si Tattentat a ^i€ commis sur la personne 
d'un enfant kg€ de moins de quinze ans, la peine sera la r^clusion de 
trois ans ä huit ans. 

Art, 278, Sera puni d^un emprisonnement d'un mois ä cinq ans 
quiconque aura commis, sans violence, un attentat ä la pudeur sur la 
personne d'un enfant äg6 de moins de quinze ans. 

Art, 280. Si le crime a €i€ commis sur la personne d*un enfant 
äg^ de moins de quinze ans, la peine sera la r6clusion de dix ans k vingt ans. 



176 Alfred Gautier. 

II devi'ait 6tre interdit au lägislateur d'^tre distrait ä ce 
point-lä! A cette remarqüe qui vient ä Tesprit de chacun, j'en 
v^ux^ sous forme de pärenth^se, ajouter deux auires : 

D'abord, c'est un proc6d6 de r^daction vicieux que celui 
qui consiste ä abroger ä grand fracas des articles de loi, alors 
qu*en r^alitö on n'apporte ä leur texte que des modifications 
presque imperceptibles, de simples changements de chiffres. 
Supposez que le Conseil d*Etat eüt donn6 ä son projet la 
teneur suivante: «Les articles 278 et 280 du Code pänal sont 
tnodifi^s comme suit. » U est fort probable d*abord que le mal- 
entendu ne se serait pas produit, puisque nul n*a jamais parlä 
de modifier Tarticle 279. Mais, mßme avec cette formule, sup' 
posons Tamendement vot6, suposons que le Grand Conseil eüt 
en definitive adoptä le texte ci-aprfes : « Les articles 277 ä 280 
sont modifi^s comme suit. » Cette rädaction n'aurait en rien 
compromis Vexistence de Tarticle 279. Un texte que le l^gis- 
lateur d^clare vouloir changer, mais qu'ensuite il laisse intact, 
n'a rien perdu de sa validit^. 

Mais quel curieux ouvrage on pourrait faire sur la con- 
fectlon de la loi dans notre regime repr^sentatif. On y signa- 
lerait notamment ce pouvoir absolu d'amender (mot qui dans le 
langage des assembl^es n*a plus rien de son sens ^tymologique), 
d'amender h jet continu, d'amender jusqu^ä la derniäre minute 
les projets en discussion. Partout les parlementaires conser- 
vent jalousement cette pr^rogative; c'est, je pense, qu'ils en 
con<;:oivent quelque fiert^, C'est aussi qu'un d6put6 est heureux 
de placer son petit mot de temps ä autre dans une loi qu'il 
n'a pas faite, Mais pour nous autres justiciables, cette satis- 
faction de nos mandataires est une assez mince consolation 
aux mauvaises lois dont nous nous trouvons ainsi dotäs. En- 
core s'il 6tait de rägle que tout texte amend^ doive, avant 
la Promulgation officielle, passer au crible d*une commission de 
r^daction, on äviterait, au moins ä la forme, les incoh^rences 
par trop choquantes. A Gen^ve, nous avons, sur le papier, 
une commission dite legislative. Son existence est räväl^e au 
public par le soin p^riodique qu*on prend d'en confirmer ou 
d'en renouveler les membres. Mais qu'elle ait jamais pr6par6 
un projet de loi, ou qu'elle soit jamais intervenue apr^s le 
vote pour re viser et. coordonner les textes, nul n'en a sou- 
venance: 
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Je reprends ici Texpos^ des faits. Le- danger r6sultant de 
cette ,abrogation incon seien te d'un articie essentiel ne fut pas 
tout d'abord apergu. C'est quatre ans apr^s, c*est en 1896 
seulement, que M. Ernest Picot, juge ä la Cour, 6crivit au 
Cohseil d'Etat, lui signalant le fait qu'ä teneur de la 16gis- 
lation actuelle, le viol paraissait n'fitre passible d'aucune r4- 
pression. Le devoir du corps exdcutif 6tait tout trac6. II fallait 
nantir au plus vite le Grand Conseil, il fallait le mettre en 
demeure de reconstruire ce qu'il avait d^moli sans le vouloir. Et 
pourtant, pour des raisons qui ne me sont point connues, le 
Conseil d'Etat crut devoir proc^der autrement. Peut-ßtre, vu 
l^urgence, eut-il Tid^e, louable en soi, de faire vite sans 
attendre Touverture de la Session legislative. Quoi qu'il en 
soit, il prit, en date du S avril 1896, un arr^td dont voici la 
teneur ^) : 

^Le Conseil d'Etat, 

« Vu la lettre de M. le juge Picot, en date du 31 mars 
1896, constatant que la loi du 28 juin 1892 a abrog6 Tarticle 279 
du Code p^nal; 

« Attendu que ce r^sultat est la cons^quence d'une erreur 
materielle ; qu'en abrogeant les articles 277 ä 280, le legislateur 
a voulu reproduire le texte de Tarticle 279 ancien, non abrogö, 
avec les articles 277, 278 et 280 nouveaux; 

« Qu'en fait c'est par un simple oubli que Tarticle 279 n*a pas 
ete reproduit dans la loi du 22 juin 1892; 

« Que cette d^monstration r^sulte clairement de la discus- 
sion qui a eu lieu au Grand Conseil, 

« Artete : 

« De faire imprimer et publier ä nouveau la loi du 22 juin 
1892 en insärant M articie 279 actuel du Code pdnal aprfes 
rarticle 278 et avant l'article 280. » 

Le syllogisme qui sert de base ä cet arröt^ peut se cons- 
truire ainsi : La loi de 1892 a, il est vrai, abrog4 Tarticle 279 
du Code p^nal, mais cela par suite dune erreur materielle. 
Or une abrogation ainsi vici^e est sans effet : Donc Tarticle 279 



M Voir Recticil des lois cantonales 18%, p. 363. L*arrete y porte 
ce titre: Nouvelle publication de la loi du 22 juin 1892, abrogeant 
V articie 279 du Code pdnal. 
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n^est pas abrog^. — En pure logique, le raisonnement est 
Sans doute excellent et mis dans la bouche du Grand Conseil 
il serait inattaquable. Mais ici c'est le Conseil d*Etat qui parle 
et, dans un pays oü la Separation des pouvoirs est entendue 
autrement que comme une vaine phrase, la conclusion n'est 
pas lägitimei ou du moins ce n'^tait pas au Conseil d'Etat ä 
Textraire de pr^misses, m^me justes. 

Erreur, soit ! nul n'en doute. Notre corps ex^cutif n'a ou- 
blie qu*un point, c'est que la möprise du l^gislateur avait 
revßtu la forme d'une loi, Or une loi abrog^e par une autre 
loi ne peut ressusciter qu'au moyen d'une troisi^me loi, c'est 
un truisme juridique. Ainsi, le fait mat^riel de l'abrogation 
une fois constat^, le pouvoir ex^cutif n'avait pas qualitö pour 
en scruter la cause. — Mais, objecte le Conseil d'Etat^), la 
Constitution m*a charg6 d'ex^cuter et de faire respecter la 
volonte du Ugislateur. En mettant le texte lägal en harmonie 
avec rintention du Grand Conseil, je n*ai fait que remplir la 
mission qui m^ncombe. — R^ponse: La Constitution gene- 
voise dit tout simplement ceci: 

^Art 82. Le Conseil d'Etat promulgue les lois; il est 
Charge de leur ex6cution et prend ä cet eflFet les arröt^s 
nöcessaires. » 

La seule volonte que le Conseil d'Etat connaisse, la seule 
qu*il ait Charge de faire executer, c'est donc la loi, laquelle 
loi est d'ailleurs cens6e conforme ä Tintention du legislateur 
tant que ce demier n'a pas expressement declare le contraire. 
Si la discordance entre ces deux termes est probable, evidente 
meme, peu Importe ; le Conseil d'Etat ne saurait sans exces de 
pouvoir subordonner la loi ä l'intention presumee de ceux qui 
l'ont faite. Oü irions-nous, si le gouvernement s'erigeait en 
interprete de la volonte legislatrice ? Apres les erreurs reelles, 
qui l'empecherait de redresser des erreurs pretendues? Bref, 
l'inconstitutionnalite d'un arrßte qui declare en vigueur un 
article de loi abroge ne saurait etre mise en doute. 

L'un des pouvoirs de l'Etat avait peche par etourderie ; le 
second avait eu l'imprudence de croire que le bon sens et la 
legalite vont toujours de compagnie; restait le troisieme, le 



*) Voir sa reponse au recours Spühler, Setnaine judiciaire 1899, 
p. 442. 
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pouvoir judiciaire, qui n*avait pas encore dit son mot. Or, dans 
la soir^e du 23 aoüt 1898, un sieur Edouard Spühler violait, avec 
la plus r^pugnante brutalitö, une fillette d'environ 10 ans. La 
question de Tabrogation de Tarticle 279 cessait ainsi d'^tre un 
simple Probleme scientifique ; un fait concret amenait la jus- 
tice ä la rösoudre. 

Imm^diatement arr^tö, le malfaiteur 6tait renvoy^ par 
devant les assises criminelles ä teneur d'une ordonnance de 
la Chambre d'instruction, en date du 23 d^cembre 1898, ordon- 
nance dont voici les motifs : 

«Attendu qu*il r^sulte de la dite proc^dure Prävention 

süffisante contre le nomm^ Spühler Edouard, actuellement 

d^tenu ; 

D'avoir, dans la soir^e du 23 aoüt 1898, dans le canton de 
Genäve, commis ä Taide de violences le crime de viol sur la 
personne de la jeune X..., alors äg^e de dix ans et demi; 
crime prövu et puni par les articles 279, 280, Code p^nal 
floi du 22 juin 1892) » 

L'ordonnance reproduit textuellement les r6quisitions prises 
par le procureur g6n6ral en date du 20 d^cembre 1898. 

Remarquons que ni le parquet ni la Chambre d*instruction 
n'ont cru devoir mettre en doute la validit^ de Tarröt^ du 8 avril 
1896. Tous deux tiennent pour bonne la nouvelle Edition de 
la loi de 1892, la version selon le Conseil d'Etat; tous deux 
tiennent Tarticle 279 pour non abrog^ ou töut au moins pour 
valablement remis en vigueur. C*est donc en vertu de Tar- 
ticle 279 aussi bien qu'en vertu de Tarticle 280 que Spühler 
s'est vu renvoyer devant la Cour criminelle, c'est toujours par 
application de ces deux articles qu'il s'entendait, ä Taudience 
du 19 janvier 1899, condamner ä quatorze annöes de röclu- 
sion. 

Dfes le lendemain, son avocat recourait en Cassation et, 
dans le memoire d^pos^ ä Tappui du pourvoi, soutenait entre 
autres moyens qu'en faisant ä Spühler application de Tarticle 
279, article abrogö par la loi de 1892, la Cour criminelle avait 
viol6 le principe : Nulla poßna sine lege, consacr^ par Tar- 
ticle 1*' du Code d4nstruction pönale. Le ministfere public 
concluait au rejet du recours, par le motif que Tarticle 279, 
auquel Tarticle 280 est d'ailleurs indissolublement li6, n'avait 
jamais 6t6 valablement abrog6. 
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Le 2 mars 1899, la Cour de Cassation a rendu Tarröt que 
voici^): 

« Sur le troisüme moyen : 

« Violation de Varticle 1^^ du Code d'instruction phtale : 

« Consid^rant que le l^gislateur du Code pönal de 1874 a 
voulu ötablir une distinction entre Tattentat ä la pudeur et le 
viol. Qu'en outre, il a distinguö le viol commis sur une per- 
sonne Agöe de plus de quatorze ans, pr6vu dans Tarticle 279, 
du viol consommö sur un enfant ägö de moins de 1 4 ans, crime 
prevu et puni späcialement par Tarticle 280; 

< Que cela rt^sulte, d'une mani^re expresse, du rapport de 
la Commission chargöe d'ölaborer le Code pönal (voir rapport 
de la Commission, p. 101), de la discussion au Grand Conseil, 
et enfin de la teneur elle-möme des articles 279 et 280 du 
Code pönal de 1874; 

« Considörant qu'en 1892, le Conseil d*Etat prösenta, au 
Grand Conseil, un projet de loi ayant pour but la revision 
de quelques articles du Code pönal relatifs aux attentats ä la 
pudeur ; 

« Qu'il ressort, d*une maniöre expresse , du rapport du 
Conseil d*Etat, du rapport de la Commission, et de la discus- 
sion, que le but que se proposait le lögislateur ötait, non pas 
d'abroger les dispositions du Code pönal sur les attentats ä 
la pudeur et le viol, mais au contraire, de rendre plus sövöres 
les prescriptions pönales concernant ces attentats; 

« Considörant que, sans examiner ici la question de savoir 
si, par suite d'une erreur dans la rödaction de la loi, et d'une 
Omission purement matörielle, le texte de Varticle 279 est ou 
n*est plus, aujourd'hui, applicable, il est certain que, bien loin 
d'enlever ä Tarticle 280 la portöe que le Code de 1874 lui 
attribuait, et son application au cas du viol commis sur une 
enfant ägöe de moins de quatorze ans, le lögislateur de 1892 
en a aggravö les dispositions ; 

« Qu'en effet, la seule modification apportöe ä l'article 280 
du Code pönal de 1874, par la loi du 22 juin 1892, a consistö 
dans la prescription ölevant de 14 ä 15 ans la limite d'Age 
de la victime du viol; 



*) Cet arröt a ötö intögralement publiö dans la Semaine judiciair e 
1899, p. lf)7. 
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« Considärant que Ton ne saurait admettre que le l^gis- 
lateur, en adoptant Tarticle 280 dans sa teneur actuelle, a 
voulu 6dicter une disposition pönale sans but, comme sans 
portäe ; 

«Qu'il faut donner ä Tarticle 280 la saine interprötation 
qu'il comporte,- fond^e sur la volonte du l^gislateur, et le texte 
meme des articles 280, 281 et 282 du Code p^nal ; 

«Que, dans ces circonstances, il est indiscutable que Tar- 
ticle 280 est applicable au cas special du viol consomm^ sur 
la personne d'un enfant ägä de moins de quinze ans; 

« En fait : 

«Considörant qu'Edouard Sptihler a viol6 la mineure X., 
et que celle-ci 6tait ägde de moins de quinze ans au moment 
de l'attentat; 

« En droit : 

«Consid^rant que Sptihler a €t6 poursuivi en vertu de 
Tarticle 280 actuellement en vigueur; 

«Que Tordonnance de la Chambre d'instruction, du 23 d6- 
cembre 1898, renvoyant Spühler devant la Cour de justice 
criminelle, vise Tarticle 280; 

«Que Spühler n*a point recouru en Cassation contre la 
dite ordonnance, visant Tarticle 280; 

«Que la r^ponse du Jury, aux questions posäes, vise le 
crime de viol, pr6vu et puni par Particle 280; 

« Qu'enfin, la condämnation prononc6e par la Cour et le 
Jury est celle pr6vue ä Tarticle 280, et non celle vis6e dans 
l'article 279, que le recourant prätend avoir 6t6 abrog6; 

«Consid^rant qu'il r^sulte de tout ce qui pröcöde, qu'Edouard 
Spühler a €i€ poursuivi, jug6 et condamnö en vertu d'une 
disposition pönale en vigueur, et qu'il a €t€ ainsi pleinement 
satisfait aux prescriptions de l'article l*'' du Code d'instruction 
pönale ; 

«Qu'ainsi le troisi^me moyen de Cassation doit ötre öcartö; 

«Par ces motifs, la Cour admet, en la forme, le pourvoi 
du sieur E. Spühler contre l'arröt du 19 janvier 1899; 

« Au fond, d^clare le pourvoi non fond6 et le rejette. » 

On voit que cet arrßt, tout en ^cartant le recours, n'adopte 
pas le Systeme d^velopp^ par le procureur g^n^ral. Sans ar- 
ticle 279, point d'article 280! disait ce dernier. Tout l'effort 
de la Cour a consist6 au contraire ä donner k l'article 280 
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une existence ind^pendante, ä s^parer son sort d'avec celui 
de son voisin. Quand on lui parle 279, eile r6pond 280! On 
remarquera aussi que cet arrCt est r^dig^ avec une prudence 
toute diplomatique. La Cour n'a pas entendu juger Toeuvre 
des autres pouvoirs. L'article 279 a-t-il 6t6, oui ou non, abrogö 
par le Grand Conseil; le Conseil d'Etat avait-il, oui ou non, 
le pouvoir de le d6clarer en vigueur? Elle ne se prononce 
point lä-dessus. 

Cet arr6t, j'y ai pris part, je Tai accept6 dans son entier 
et j'en porte la pleine responsabilit^. Si donc je le critique, 
je sais que c'est sur moi-meme que je frappe. D'ailleurs au- 
jourd'hui comme alors, et j'ai häte de le dire, la Solution qu*il 
consacre, le rejet du recours Spühler me parait rigoureusement 
juridique et d^s lors inattaquable. Seulement, apr^s de longues 
et s^rieuses r^flexions, j*en suis venu ä me demander si la 
Cour n'aurait pas pu d6ployer plus de hardiesse. Ce qu'elle 
a dit est fort bien, mais n'aurait-elle pas pu dire davantage? 
N*aurait-elle pas pu r^pondre carröment au recourant: Oui! 
Tarticle 279 est abrogö et vous avez raison de le pr6- 
tendre ; oui 1 Tarticle 279 est vis6 dans Tarr^t qui vous frappe. 
Et cependant, vous n*etes pas fond6 ä röclamer pour ce motif 
Tannulation de cet arröt. Pourquoi? Parce que, si cette 6vo- 
cation d'un texte mort fait tache ä Tarröt de la Cour criminelle 
et le d^pare, eile est en ce qui vous concerne sans effet aucun. 
Auteur d'un viol qualifi^, vous avez €t€ frapp6 de la peine du 
viol qualifi^ en vertu du seul article qui r^prime cet acte. Et 
comme conclusion, la Cour, par voie de retranchement et tout 
en maintenant express^ment le surplus, aurait cass^ Tarr^t 
de condamnation pour autant seulement qu^l y est fait mention 
de Tarticle 279 du Code p6nal. La satisfaction ainsi donn^e au 
recourant eüt 6t6 purement platonique. 

Maintenant, la Cour de Cassation de Genöve a-t-elle eu 
raison d'affirmer que Tarticle 280 se suffit ä lui-möme et qu'une 
condamnation pour viol qualifi^ peut etre bas^e sur lui seul? 
C'est la question capitale. J'en r^serve Texamen pour le mo- 
ment oü j'appr^cierai Tarret du Tribunal f^d^ral. 

Car les choses ne devaient pas en rester lä. Spühler tenait 
ä 6puiser les instances; c'ötait son droit, c'ätait presque le 
devoir de son mandataire et certes la question valait d'etre 
approfondie. Aussi le condamn6 recourut-il au Tribunal föderal 
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tant contre Tarrftt^ du 8 avril 1896 que contre Tarrfit de con- 
damnation du 19 janvier et Tarret de rejet du 2 mars 1899. 
D4ni de justice par violation de rarticle 4 de la Constitution 
föderale qui garantit l'^galit^ des citoyens devaot la loi, tel 
6tait le motif invoquö. 

En matiöre de r^clamations pour violation de droit cons- 
titutionnels, la loi dispose^) que le recours sera communiqu6 
non ä la partie adverse seulement, inais aussi « ä Tautorit^ qui 
a rendu la däcision attaquöe, avec fixation d*un dölai süffisant 
pour röpondre». Le texte est de ceux qui montrent tout ce 
quMl est loisible au l^gislateur de faire rentrer sous le titre 
complaisant d'une loi sur Torganisation judiciaire. Quant ä son 
application, je remarque qu'en Tesp^ce (et c^est d'ailleurs une 
pratique constante) le Tribunal f^d^ral n'a pas cru devoir 
communiquer le recours au parquet de Gen^ve. Et certes 
pourtant, dans une instance oü Tannulation d^un jugement 
pönal est röclamöe, le ministöre public, partie adverse de Tac- 
cusö, reste partie adverse du condamnö recourant; c'est lui 
qui devrait etre le premier averti, et cela par le Tribunal föderal 
directement. Je ne sache pas non plus que la partie civile ait ötö 
mise ä möme de döfendre, contre les attaques qu41 subissait» 
un arröt dont le maintien Tintöressait au plus haut point. 

Quant ä la communication du recours aux autoritös contre 
la döcision desqueltes il est dirigö, c'est la loi qui Tordonne, 
il n'y a donc qu^ä s'incliner. Et cependant je ne rösiste pas 
h Tenvie de dire combien cette invitation ä se justifier, ä la- 
quelle la fixation d'un dölai donne la toumure d'une injonction^ 
combien cette procödure qui met en quelque sorte le juge en 
cause, jure avec notre conception d'un tribunal placö au-dessus 
des justiciables. Les juges cantonaux n'ont pourtant pas statu6 
ä l'aveuglette et sans dire pourquoi. Tout ce qu'ils pensent 
du cas qui leur a 6t€ soumis, ils Tont exprimö dans les motifs 
ä Tappui de leur döcision. Que leur veut-on de plus? N'est- 
ce pas les ravaler au niveau du recourant que de requörir 
d'eux des explications supplömentaires ? On m*objectera que 
les tribunaux ne sont pas Obligos de röpondre, c*est vrai» 
mais la Situation qui leur est faite n'en reste pas moins öpi- 



*) Loi f^dörale sur V Organisation judiciair e du 22 mars 1893» 
article 184. 
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neuse en pratique. Plaider en faveur de leur propre arret 
c'est, pour certains d'entre eux du moins, se diminuer; garder le 
silence, c'est manquer de d^f^rence envers notre supröme autorit^ 
judiciaire, laquelle encore une fois ne fait ici que se conformer 
ä la loi. R^pondre qu'on n'a rien k rt^pondre, c*est une troisi^me 
Solution qui concilie ce qu*un tribunal croit se devoir ä lui- 
möme avec la courtoisie qu'il doit aux juges de Lausanne; 
mais alors ä quoi bon la communication du recours, si tel en 
est le r^sultat? 

Chacun chez soi! conseille un vieux dicton. Taurais voulu 
voir les parties, toutes les parties, ä leur poste de combat ; le 
ministöre public n'est-il pas le repr^sentant, le Champion na- 
turel du tribunal dont on attaque l'oeuvre? Pour ce tribunal, 
j^aurais voulu le voir rester au-dessus des parties, au-dessus 
de la r^gion oü l'on re(;:oit des coups. La loi en a d^cid^ 
autrement et la procädure qu^elle a cr^^e ne choque, parait-il, 
en aucune fagon nos conftd^r(5s. Serait-ce que nous nous flat- 
tions, nous autres romands, quand nous croyons ötre les moins 
susceptibles? 

Le recours Spühler a donn^ lieu, de la part des autorit^s 
genevoises, ä trois m^moires responsifs. J^ai d(^jä dit un mot 
de Targumentation par laquelle le Conseil d'Etat s'efforce de 
d^fendre la regularitä de Tarröt^ pris en 1896 par son pr^- 
d^cesseur. La Cour criminelle soulöve deux fins de non- 
recevoir sur lesquelles j'aurai ä revenir tout ä l'heure. Au 
fond, tout en maintenant que l'article 279 n'a jamais (5t6 abroge 
(c'est aüssi la thöse du procureur g^n^ral auquel le recours 
avait 6t6 transmis par le Conseil d'Etat; j'ai dit plus haut» 
pourquoi je ne pouvais y souscrire), la Cour d^clare que ce 
n'est pas en vertu de ce texte, mais en vertu de l'article 280 
que Spühler a €t^ condamnC*. 

Le 3 mal 1899, la seconde section du Tribunal fäd^ral a 
rendu l'arröt que voici *) : 

« Arrit: 

« l® Le Premier grief articul^ par le recourant consiste A 
contester toute valeur ä Tarr^t^ du Conseil d'Etat de Genäve 
du 8 avril 1896, par lequel cette autoritö a pris sur eile de 
rectifier l'erreur qui s'^tait gliss^e dans la loi du 22 juin 1892. 



*) Voir pour le texte complet la Semame judiciaire 1899, p. 437. 
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II faut reconnaitre, sans doute, qu'en ce faisänt, cette autorit6 
avajt empi6t6 sur les Prärogatives du Grand Conseil, auquel 
seul il appartenait d*apporter une modificatioii quelconque au 
texte des dispositions legales vot6es par lui. II n'y a pas Heu, 
toutefois, de s'arrßter ä cette premi^re partie du recours, 
attendu que la question de savoir si le pr^dit arr6t6 a 6t6 pris 
valablement ou non est sans Jnt6röt au point de vue de la 
Solution du dit recours, dirig^ uniquement contre les d^cisions 
judiciaires des 19 janvier et 2 mars 1899. Or, ces d^cisions 
de la Cour de Justice criminelle et de la Cour de Cassation 
de Genfeve ne fönt, — pas plus d'ailleurs que Tordonnance de 
mise en accusation du 23 däcembre 1898, — aucune mention 
de TarrOtä du 8 avril 1896, mais elles se fondent exclusive- 
ment sur les articles 279 et 280 du Code p^nal, modifiäs par 
la loi du 22 juin 1892. Les tribunaux genevois ont, au reste, 
si peu tenu compte de l'arrßte de 1896 susmentionn6, qu'aussi- 
töt aprös les jugements intervenus en la cause, ils ont pris 
l'initiative d'une demande tendant ä obtenir de Tautoritö legis- 
lative, c'est-ä-dire du Gnind Conseil, le redressement de l'erreur 
commise en 1892, reconnaissant par \ä möme que la mesure, 
prise par le Conseil d'Etat en 1896, n^avait d^ploy^ aucun effet. 
C^est donc ä tort que le recourant se croit autoris^ ä conclure 
de rinconstitutionnalite de cette mesure ä la nullite des juge- 
ments p^naux qu'il attaque. Le Tribunal de cäans doit donc 
se borner ä rechercher si, en pr^sence du texte de la loi de 
1892, teile qu'elle ^tait sortie des d^liberations du Grand Con- 
seil, les tribunaux genevois ^taient autorisäs ä appliquer au 
pr^venu Spühler les articles 279 et 280 du Code p^nal. 

«II. Avant d'aborder cette question, il convient, toutefois, 
d'examiner les fins de non-recevoir que, soit la Cour crimi- 
nelle, soit le Procureur g^n^ral, opposent au recourant, et qui 
se trouvent r6sum6es dans les faits du präsent arröt. 

« L'exception tiräe de ce que Taccusä a nägligä de se prä- 
valoir du moyen de nullit^ quil a soulevö depuis lors est sans 
fondemeht. Non seulement la Cour de Cassation ne s'y est pas 
arretäe et n'en a fait aucune mention dans son arr€t, mais 
le Code d'instruction genevois dispose expressäment, ä son 
article 449, que « sauf en ce qui concerne Tincompätence, les 
recours en Cassation contre les ordonnances de la Chambre 
d*instruction, ou les sentences rendues au cours des däbats ne 
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sont ouverts qu'aprfes TaiTöt d^finitif» et «qu'en aucun cas, 
Tex^cution volontaire de ces ördonnances et de ces arr^ts ne 
peut 6tre oppos^e comme fin de non-recevoir » . II suit indubi- 
tablement de ces dispositions pr^cises que rien, jusqu*ä l^arr^t 
döfinitif, ne peut couvrir les vices de Tinstruction, et que les 
moyens de Cassation sont toujours r^serv^s eti faveur du con- 
damn^. 

< Cette m^me disposition, par le fait qu'elle autorise le pr6- 
venu, apr^s le jugement de son procäs, ä se pourvoir aussi 
contre Tordonnance de la Chambre d'accusation, doit entratner 
^galement le rejet de Tautre exception, soit fin de non-recevoir, 
que la Cour criminelle emprunte ä la circonstance que Spühler 
n^a pas demand^ la nullit^ de cette ordonnance dans le d61ai 
fix6 ä Tarticle 219 de la proc^dure genevoise. D'ailleurs, le 
pr^venu n'eüt €t^ autoris6 ä user du droit de recours que lui 
conförait cet article que pour autant que le fait vis6 par Tarröt 
de renvoi n'aurait pas 6t6 pr^vu par la loi pönale; or, tel 
n*£tait pas le cas, attendu que, mCme si Spühler ne pouvait 
pas 6tre condamn^ en vertu des articles 279 et 280 du Code 
p^nal, il n^en demeurait pas moins, de son propre aveu, sous 
le coup de l'article 277 ibidem, pr6voyant Tattentat ä la pudeur 
commis avec violence sur la personne d'un enfant äg€ de moins 
de quinze ans. Les pr6dites fins de non-recevoir devant 6tre 
ainsi öcartöes, il y a lieu de passer ä Texamen du recours 
au fond. 

« III. II n'est point exact, tout d'abord, de pr^tendre, comme 
le fönt soit la Cour criminelle, soit la Cour de Cassation, que 
la condamnation du sieur Spühler a ^t€ prononc^e en vertu 
de Farticle 280 du Code p6nal seul. En eflFet, soit Tordonnance 
de la Chambre d'instruction, soit Tarröt de condamnation, men- 
tionnent expressöment comme applicables ä Taccus^ Tarticle 279, 
aussi bien que Tarticle 280 de ce code. 

«Ces deux articles sont con<;!US comme suit: 

* Article 279. Sera puni de la r^clusion, de trois ans ä 
dix ans, quiconque aura commis la crime de viol, soit ä Taide 
de violences ou de menaces graves, soit en abusant d'une per- 
sonne qui, par Teffet d'une maladie, par Talitoation de ses 
facultas, ou par toute autre cause accidentelle, avait perdu 
Tusage de ses sens ou en avait €i€ priv6e par artifice. » 
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« Article 280, Si le crime a 6t6 commis sur la personne d'un 
enfant äg6 de moins de quinze ans, la peine sera la r^clusion 
de dix ans ä vingt ans. » 

«Ce dernier article, tout en renfermant une sanction pönale 
et en indiquant aussi la circonstance aggravante d^coulant de 
rage de la victime, n'^nonce point les autres 616ments consti- 
tutifs de Tacte quMl vise, de teile sorte que, pour appliquer la 
peine de Tarticle 280, les tribunaux genevois ont du combler 
cette lacune en recourant, par voie interpr^tative, ä Tarticle 279 
abrog^, un proc6d6 qui ne saurait se justifier en pr^sence des 
rägles d Interpretation de dispositions d*ordre p^nal, lesquelles 
sont de droit strict. 

«IV. Cette considäration n*est toutefois point süffisante 
pour justifier Tannulation de Tarröt cantonal, sollicit^ par le 
recourant. Le droit p6nal est du domaine cantonal, et le Tri- 
bunal de cäans n'a point ä contröler Vapplication qu*en fönt 
les autorit^s cantonales, ä moins que leur d^cision ne soit 
marqu(§e au coin de Tarbitraire, en faisant acception, par 
exemple, des personnes, ou en infligeant une peine en Tabsence 
de tout d61it. Or, le recourant ne prätend et ne peut rien all^- 
guer de semblable. II ne soutient nullement qu*un autre pr6- 
venu eüt 6t6, ä sa place, trait^ plus favorablement, et il ne 
conteste pas non plus le caract^re criminel de Tattentat qu*il 
a perp6tr6. II se borne ä soutenir que, dans les circonstances 
du cas, les autoritös genevoises auraient du lui appliquer, non 
point la p^nalite de Tarticle 280 du Code p6nal, mais celle de 
de Tarticle 277 relatif ä Tattentat ä la pudeur commis avec 
violence. 

«Sans m^connaitre ce que ce grief peut avoir de fond6 
en pr^sence de Terreur commise touchant Tarticle 279 par la 
clause abrogatoire de la loi de 1892, il n'en demeure pas moins 
inconteste que Tarticle 280 avait 6t6 maintenu, et que le crime 
vis^ par cette disposition legale n^^tait autre que le viol accom- 
pagn6 de la circonstance aggravante tir^e de Tage de la vic- 
time. II est, dfes lors, certain qu^en condamnant Spühler comme 
ils Tont fait, les tribunaux genevois ont, en räalit^, appliqu^ 
une disposition de la loi existante ä un fait punissable dont la 
criminalitä 6tait reconnue par son auteur et que, d^s lors, 
cette condamnation ne porte pas atteinte au principe mdla 
pcena sine lege. 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 12. Jahrg. 13 
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«Par ces motifs, le Tribunal föderal prononce: Le recours 
est 6cart6 ...» 

Cet arrßt sugg^re de nombreuses observations : 

I. Sur les fins de non-recevoir soulevees par la Cour 

criminelle. 

L*examen d'une d'entre elles conduit ä constater de la 
part du l^gislateur genevois, sinon une autre et plus ancienne 
inadvertance, tout au moins un complet d^faut de m^thode 
dans Torganisation du recours ä la forme. Je me vois donc 
Obligo d'ouvrir ici une assez longue parenth^se et de consa- 
crer quelques pages ä la discussion de questions techniques 
de proc6dure pönale. 

A. Tardivete pr6tendue du recours. 

Puisque Tordonnance de renvoi visait Tarticle 279 du Code 
p^nal, dit la Cour, c'est contre eile que vous deviez recourir. 
L^article 219 Code d'instruction pönale vous accordait cinq jours 
pour le faire. Ce d61ai pass^, vous 6tiez forclos. — Pour re- 
jeter ce moyen ^), le Tribunal f^d^ral invoque l'article 449 *) du 
möme code et tire de cet article cette conclusion absolue: Rien 
jusqti'ä Varrit difinitif (c'est-ä-dire Tarröt de condamnation) ne 
peilt couvrir les vices de Viustruction, 

A premi^re vue, cette assertion parait inacceptable et Ton 
est tent6 de crier au Tribunal föderal : Mais vous n*avez donc 



*) Le Tribunal f^d^ral aurait aussi pu r^pondre ceci: Le recours 
de Spühler est dirig^ non contre ^ordonnance de renvoi, mais contre 
Parröt de condamnation, lequel vise lui aussi Tarticle 279. Donc il ne sau- 
rait ^tre question ici du d^lai pr6vu par Tarticle 219 du Code d'instruc- 
tion pönale. 

*) Voici le texte des deux articles dont il est question ici. Article 219 
du Code d*instruction pönale de 1884: «Le President avertit de plus 
Paccusä que, s'il se croit fond^ ä former une demande en nullit^ contre 
la proc^dure ant^rieure, il doit faire sa d^claration dans les cinq jours 
suivants, et qu'apr^s Texpiration de ce d^lai il n'y sera plus recevable. > 
— Article 449 : < Sauf en ce qui concerne Pincomp^tence, les recours en 
Cassation contre les ordonnances de la Chambre d'instruction, ou les sen- 
tences rendues au cours des d^bats, ne sont ouverts qu'apr^s Parr^t difi- 
nitif. — En aucun cas Tex^cution volontaire de ces ordonnances et de 
ces arröts ne peut ^tre oppos6e comme fin de non-recevoir.» 
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pas lu le Code genevois! Mais vous oubliez que son article 219 
fixe, d^s Tinterrogatoire par le pr6sident des assises, un d6lai fatal 
de cinq jours pour le recours contre la proc6dure antörieure! 
A Texpiration de ce terme, les viccs de Tinstruction sont donc 
couverts et tout recours ferm6. — Eh bien! quand on Studie 
attentivement la genese du code genevois, quand on le com- 
pare avec les textes frangais qui en sont la source, on en 
vient ä penser que c'est probablement le Tribunal föderal qui 
a raison. En d'autres termes, la r^daction ä la fois extensive 
et cat^gorique de Tarticle 449 rend Tarticle 219, sinon inappli- 
cable, au moins d*une application tr^s malaisäe; je vais m*efforcer 
de le d^montrer. 

Dans ce but, une 6tude präliminaire s'impose, celle des 
dispositions du Code d'instruction criminelle frangais qui trai- 
tent du recours contre Tarröt de renvoi (articles 296 — 301). 
Notons d'abord qu^elles sont, de Taveu g<§näral, r6dig6es d'une 
fagon träs incorrecte. Faustin Hälie *) dit sans ambages que 
«les dispositions du Code sur ce point important manquent 
tout ä fait d'exactitude et de präcision ». Le lägislateur gene- 
vois, venu le dernier et pouvant profiter des expäriences d'au- 
trui, n*en est que moins excusable de, s*6tre obstinäment collö 
ä un modfeie si imparfait, au lieu de faire oeuvre originale. 
Nous verrons bientöt qu41 n'a m6me pas su copier correcte- 
ment. 

Constatons d'abord un fait essentiel : Bien que baptisä 
dans Tarticle 296 du Code d'instruction criminelle du nom de 
demande en nullit^, le recours contre Tarröt de renvoi n*en 
est pas moins un pourvoi en Cassation ordinaire. II y a si 
bien unanimitä sur ce point en France, que la question n'a 
jamais 6tä souleväe en doctrine*) ni en jurisprudence. Un 
pänaliste frangais rirait au nez de qui viendrait lui soutenir 
quMl existe contre Tarröt de renvoi un recours späcifique en 



*) Trattd de Vtnstruction criminelle, VI, p. 461. 

*) Faustin Hüie (loc. cit., p. 461 ) dit par exemple : « La loi a ouvert 
contre les arr€ts de la Chambre d'accusation la voie du recours en Cas- 
sation.» C'est par cette phrase qu*il inaugure son commentaire sur le 
pr^tendu recours en nullit^. — Laborde (Cours de droit criminell p. 630) 
est plus pr^cis encore quand il dit: <La voie de recours ouverte contre 
les arr^ts de la Chambre d'accusation est le pourvoi en Cassation.» II 
n'a donc pas deux recours, il n*y en a qu'un seul. 
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nullit^. Voies de nullit^ n'ont lieu en France, dit un vieux 
brocard. La nullit^ n'est jamais une voie de recours contre 
les jugements, mais on peut obtenir par voie de Cassation 
Vannulation d*une d^cision judiciaire. C'est probablement ce 
que le l^gislateur a voulu dire dans son langage impr^cis. 
II y a donc non pas deux voies intrins6quement dissemblables^ 
mais un seul recours ä la forme bas6 sur la violation de la 
loi et exerc6 tantöt contre les arrßts de la Chambre d*accu- 
sation, tantöt contre ceux de la Cour d^assises. Les ouvertures 
ä Cassation (tr^s imparfaitement d6crites par le Code et d^ve- 
lopp^es par la jurisprudence) sont les mömes dans Tun ou 
dans Tautre cas. Les nulliUs de proc^dure sont pr6cis6ment 
un des moyens de Cassation expressäment pr^vus. Au reste^ 
les mots nullit^ et Cassation se trouvent pöle-möle sous la 
plume du r^dacteur du Code. Cette confusion est si grande 
que les motifs sur lesquels le recours en Cassation peut ötre 
bas6 sont officiellement appel^s par lui des nullit^s*). II est 
d*ailleurs radicalement impossible de forger un recours en 
nullit^ ayant des caract^res distincts de ceux du pourvoi en 
Cassation. Bref (et je sais bien qu'aux yeux des Frangais je 
me donne Tair d'enfoncer une porte ouverte, mais on verra 
tout ä Theure Tint^r^t capital de cette constatation au point 
de vue du droit genevois), il est bien entendu que la demande 
en nullit^ prävue par Tarticle 296 n'est pas autre chose qu'un 
recours en Cassation contre Tarr^t qui renvoie l'accus^ par 
devant les assises. 

Ceci pos6, comment et surtout ä quel momeni ce recours *) 
s'exerce-t-il d'apr^s la loi francpaise? Le lägislateur avait ici 
Toption entre deux syst^mes dont j'appr^cierai plus loin les 
m^rites : celui du pourvoi immidiaty celui du pourvoi diffärä 



*) Voir Code d'instruction criminelle, livre II, titre III, rubrique du. 
chapitre I. Voir aussi les articles 407, 410, 413 et notamment les articles 
427 et 428, 435, 437 (ces derniers dans le chapitre relatif aux demandes 
en Cassation) dans lesquels les mots annuler, voie d' anriulation , nullitä^. 
sont couramment employ^s. — II y a bien dans le Code d'instruction cri- 
minelle un recours special dit annulation ; c'est celui dont parle l'ar- 
ticle 441 et dont il a ^t^ souvent question au cours de l'affaire Dreyfus^ 
Ce recours n'est d'ailleurs lui aussi qu'un pourvoi en Cassation soumis ä 
des conditions speciales et affranchi des d^lais ordinaires. 

*) Pour simplifier, je ne m'occuperai au cours de ce travail que du 
pourvoi form^ par Taccus^, laissant de cöt6 le recours des au tres parti es.. 
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jusqu'apr^s l'arröt de condamnation. 11 a choisi le premier 
d^entre eux et Tarticle 296 dit nettement: La d^claration doit 
ßtre faite au greflfe dans les cinq jours ^) ; ce terme 6coul6, le 
recours n*est plus recevable et Taccus^ doit en etre formelle- 
tnent averti. Le d^lai a pour point de d^part normal Tinter- 
rogatoire par le pr6sident des assises, au cours duquel cette 
■esp^ce de mise en demeure est faite au recourant possible, 
Toutefois, par une irrägularit^ fr^quente en pratique, il peut 
arriver que la signification de Tarröt de renvoi n*ait pas eu 
lieu, comme le veut la loi, avant cet interrogatoire. Or un 
•d^lai ne court pas contre celui qui ne peut en user; pour 
d^lib^rer utilement sur Texercice d'un recours, encore faut-il 
-connaitre la d^cision qu*il s'agit d'attaquen C*est pourquoi, 
dans ces cas exceptionnels, la jurisprudence a fix6 pour point 
de döpart du dälai de cinq jours la date de la notification de 
TarrCt de renvoi *). 

Ainsi, et quel que soit le moyen de Cassation soulev6 
-contre un arrßt de renvoi^), le pourvoi doit ötre form6 dans 



La Cour de Cassation a constamment jug^ que T^num^ration des 
moyens de nullit^ contenue ä Particle 299 n'6tait point limitative et que 
Tarr^t de renvoi pouvait 6tre attaqu^ pour d^autres motifs. Seulement, et 
non Sans subtilit^, eile a d6cid6 que le d^lai de 5 jours pr6vu par Par- 
ticle 2% n'^tait applicable qu^aux ouvertures express^raent mentionn^es 
•dans Tarticle 299. Pour les moyens de Cassation pris en dehors de cet 
article, c'est le d^lai normal de 3 jours, ^tabli par Tarticle 373 du Code 
d^instruction criminelle, qui reprend son empire. J'ajoute que ce dernier 
<3elai se comptant par jours Francs et pas le premier, la diff^rence entre 
eux n'est en definitive que d'un seul jour. (Voir F> Hilie, loc. cit., p. 462 
et suiv., 551, v555 et suiv.) 

*) En ce qui concerne le d^lai de 3 jours mentionn^ dans la note 
pr^c^dente, la stricte application de Particle 373 conduirait ä le faire courir 
Ahs le prononc6 de l'arröt de renvoi. Or cet arrfit se rend ä huis clos et 
irois jours peuvent fort bien s'6couler sans qu*il ait 6t6 port6 ä la con- 
naissance de Taccus^. La jurisprudence a donc du admettre, en d^roga- 
tion ä Farticle 373, que les trois jours ne courent qu*ä partir de la signi- 
fication de Tarrfit de renvoi. (Voir F. Hälie, loc. cit., p. 558.) 

^) A vrai dire, ce point, vu la r^daction vicieuse de l'article 408 du 
Code dUnstruction criminelle, a donn^ lieu ä quelque doute. Certains 
arr6ts et auteurs anciens ont tir6 de ce texte la cons^quence que les 
recours contre Tarr^t de renvoi n'^taient ouverts qu'ä partir de Tarrfet de 
condamnation, lorsque ces recours sont fond^s sur un autre moyen que 
üeux 6num6r6s ä l'article 299. Cette opinion est aujourd'hui tout ä fait 
abandonn^e. Voir sur ce point F, Hilie, loc. cit., p. 565 et suiv. 



■M 
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les cinq jours qui constituent le dälai. A d6faut de recours, 
Varrit de renvoi est absolument inattaquable. 

En est-il de meme de la procädure ant^rieure? Tous les 
vices de cette dernifere, ceux notamment qui peuvent ötre 
relev^s dans les d^cisions rendues au cours de rinstruction, 
sont-ils couverts par Tabsence de recours contre Tarr^t de 
renvoi? Tel 6tait ^videmment le voeu du lögislateur, Texpos^ 
des motifs en fait foi^). Par malheur., le Code dMnstruction 
criminelle n*a pas 6t6 fait d*un bloc ; il a ^t6 pr6sent6 en plu- 
sieurs projets successifs et parfois insuffisamment coordonn^s 
entre eux. C'est ce qui explique qu'un texte postörieur, Tar- 
ticle 416, ait pu, d'ailleurs dans une tr^s faible mesure, venir 
restreindre la r^le si simple et si rationnelle pos6e par Tar- 
ticle 296. Cet article 416 dispose en effet que le pourvoi 
contre les arrits priparatoires ou d'instruction, ä quelque 
6poque et par quelque juridiction qu'ils aient 6t6 rendus, ne 
sera ouvert (exception faite des arröts portant sur la compe- 
tence) qu^apr^s TarrCt d^finitif. C'est dire que, pour cette 
cat^gorie de decisions, mais pour celle-lä seulement, le 16gis- 
lateur substitue le recours diff6r6 au recours imm^diat. J*ai 
dit que la restriction ^tait de peu d'importance. En effet, d^s 
qu'un jugement est d^finitif parce qu*il dessaisit le tribunal 
sur un point donn6, ou interlocutoire parce quMl fait grief ä 
Tune des parties, le principe du recours immödiat reprend son 
empire. Et c*est Timmense majorit^ des cas; les arröts pure- 
ment pr^paratoires sont rares*). 

Ce bref r^sum^ nous permet de d^gager Tensemble du 
Systeme des d61ais ädmis en France pour le recours en Cassation 
contre les diverses döcisions de justice ^) : 

P Arrits de renvoi: D^lai de cinq jours das Tinterrogatoire 
(article 296) ou exceptionnellement das la signification de Tarrßt *). 



*) Voir le texte dans F, HÜie, loc. cit., p. 494. 

*) Les exemples de pr^paratoires jug^s tels par la Cour de Cassation \ 

sont notamment les suivants: Arr6t ordonnant un apport de pifeces, un 
Supplement d'instruction, une expertise. Voir F, Hdie, loc. cit., p. 512, 514. 
Voir aussi Dallos, Repertoire alphabötique, au mot Cassation, n**« 140, 
146 et suiv., 161 et suiv. 

') Voir F, Hälie, Pratique criminelle, I, p. 352, 355, 502, 503. 

*) Deiai de trois jours d6s cette signification lorsque le pourvoi est 
bas6 sur un moyen non mentionn^ dans Tarticle 299. Voir ci-dessus page 
191, note 1. 
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2^ Arr^ts interlociitoircs et de compitence: D^lai de trois 
jours d^s le prononcö (ou la notification) de Tarröt (articles 373, 
416 a contrario). 

3** Arrits ddfinitifs et notamment arr€t de condamnation : 
Mßme d^lai que ci-dessus (articles 373, 416). 

4® Arrits prSparatoires et d' instruction : D^lai de trois 
jours d^s le prononcä de l'arröt de condamnation (articles 
373, 416). 

Tous ces ddais sont fatals; tout pourvoi form6 apr^s Tex- 
piration de chacun d'eux est nul et non avenu. 

Fassons maintenant la fronti^re et voyons comment, ä 
Gen^ve, le l^gislateur de 1884 a tir6 parti du modMe qu*il lui 
avait plu de choisir. 

A Texemple du Code d'instruction criminelle, notre Code 
d*instruction pönale institue, sous le nom de demande en nullit^ 
un recours contre Tordonnance de renvoi^) (article 219). A la 
difförence du lögislateur frangais, la loi genevoise (consacrant 
par un texte expr^s les rösultats approximatifs de la juris- 
prudence fran(;'aise), pose en principe que les moyens de Cas- 
sation (les principaux du moins d'entre eux) par lesquels on 
peut attaquer Tarröt de condamnation peuvent ögalement etre 
soulevös contre Tordonnance de renvoi (article 445, 1^)^). 



^) II eüt mille fois mieuz valu unifier dans un chapitre special la 
raati^re des voies de recours contre toutes les d^cisions de justice. Si Ton 
eüt proc^d^ ainsi au lieu de traiter le recours contre les ordonnances de 
renvoi accidentellement, comme un Episode au cours de la proc^dure pr6- 
paratoire, jl est injftniment probable qu'on se serait aper^u de ce qu^il y 
a de contradictoire ou tout au moins de confus dans les textes genevois. 

*) Voici les textes en question: 

« Article 219, Le pr^sident avertit de plus Taccus^ que s'il se croit 
fond^ ä former une demande en nullit^ contre la procödure antörieure, il 
doit faire sa d^claration dans les cinq jours suivants, et qu'aprfes Texpi- 
ration de ce d^lai il n'y sera plus recevable. 

Article 224. La d^claration de Taccus^ et celle du Procureur g6- 
n^ral doivent ^noncer Tobjet de la demande en nullit^. — Ce recours ne 
peut etre form6 que contre Tordonnance de la Chambre d*instruction et 
dans les quatre cas suivants: l*" Si le fait n'est pas qualiii^ crime par la 
loi; 2° si le ministere public n'a pas 6t6 entendu; 3° si Tordonnance n'a 
pas 6te rendue par le nombre de juges fix6 par la loi ; 4*» si dans la pro- 
c^dure suivie ant^rieurement ä Tordonnance de renvoi il a ^t^ omis une 
des formalit^s exig^es par une loi constitutionnelle ou essentielle ä la 
p^fense du pr^venu. 
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Donc, de deux choses Tune: 

Ou bien le Code d'instruction pönale n^a voulu organiser 
qu*un seul recours en Cassation contre les ordonnances de 
renvoi et alors les dispositions des articles 219 et 445 sont 
applicables au möme pourvoi. 

Ou bien le Code dMnstruction pönale a voulu cr6er contre 
cette ordonnance deux recours distincts, le pourvoi en nullit^ 
pr6vu par les articles 219 et suivants et le pourvoi en Cassation 
pr6vu par les articles 445 et suivants. 

Examinons tour ä tour ces deux alternatives ; voyons quels 
sont les arguments qu'on peut invoquer en leur faveur et quels 
sont les rösultats auxquels conduit chacune d'elles. 

1o Systeme du recours unique. 

On peut le döfendre pour les raisons suivantes: 

a) Cette unitö est admise en France oü nul ne distingue 
entre nullit^ et Cassation. Or le Code d'instruction pönale a 
reproduit exactement Tarticle 296 du Code franc^ais^). Cette 
identitö des textes fait prösumer en faveur de Tidentitö des 
systömes. Ici donc pourraient prendre place les arguments, 
tirös tant du texte que du fond des choses, que j'ai avancös 
plus haut en traitant du droit fran(;!ais. 

b) Les motifs de recours prövus par Tarticle 224 d'une 
part et par l'article 445 d'autre part sont absolument de m6me 
nature ; ce sont des moyens de forme. II est impossible de dire 



Article 445, En mati^re criminelle et correctionnelle, le condamnö 
ou le Procueur gönöral peut se pourvoir en Cassation dans les cas sui- 
vants : 1* S*il y a eu Omission ou violation d^une forme prescrite sous peine 
de nullit^ dans ^ordonnance de renvoi rendue par la Chambre d'ins- 
truction, dans la procödure suivie devant la Cour, ou dans Farr^t de con- 
damnation; 2* si Ton a omis ou refus6 de prononcer sur des demandes 
tendant ä user d*un droit accord^ par la loi, lors mfime qu'il ne soit pas 
pr^vu sous peine de nullit^; 3* si Farröt a inflig^ une peine autre que 
Celle appliqu^e par la loi ä la nature du crime ou du d^lit; 4*» si la cour 
qui a jug^ ^tait incomp^tente. » 

*) Les moyens de nullit^ (qui sont en France des moyens de Cas- 
sation)^ ^taient eux aussi pareils dans les deux l^gislations. L^article 239 
de notre Code de 1884 6tait la reproduction exacte de Tarticle 299 du Code 
de 1808. D^s lors l'article 299 fran^ais a €i€ modifi6 par la loi du 10 juin 
1853 laquelle y a ins6r6 le moyen tir^ de Pincorap^tence. Quant ä Tar- 
ticle 224 actuel (239 ancien) du Code genevois, Touverture pr^vue sous 
le num^ro 4 est une «adjonction qui date de la loi du 1*' octobre 1890. 
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pourquoi les uns devraient servir ä baser un recours en nullit^, 
les autres un pourvoi en Cassation. 

c) Enfin et surtout le l^gislateur lui-möme, par les termes 
qu*il empioie, semble consacrer cette unification. Au chapitre 
de la Cassation, en effet, ayant ä ^num^rer les moyens sur 
lesquels le pourvoi peut etre bas6, il les baptise du nom de 
voies d'annulation % Et c'est ce mfime mot qui revient sous la 
plume du rapporteur de la commission, lorsqu'il s'adresse ä 
lui-m6me cet 61oge, h^las 1 peu m^rite : « Nous avons pr6cis6 le 
plus clairement possible les voies d*annulation » *). 

Mais si, comme cela me parait assez vraisemblable, le 
16gislateur genevois ne s*est propos6 d'instituer qu'un seul re- 
cours contre Tordonnance de renvoi, encore faut-il se mettre 
au clair sur cette question capitale : A quel moment ce pourvoi 
est-il ouvert et pendant quel düai? 

A lire Tarticle 219, aucun doute ne parait possible. C*est 
d'un recours immediat quMl s'agit ici; c'est dans les cinq jours 
de l'interrogatoire qu'il faut se pourvoir ä peine de d^ch^ance. 
J'ajoute que cette Solution est tr^s heureuse et qu'ici tout au 
moins Timitation du modele fran<;ais s'imposait. 11 y a un in- 
täröt majeur, evident, ä ce que les irr^gularit^s de la pro- 
cädure ant^rieure soient signaläes et rectifi^es sans dälai; il 
y a urgence ä ce qu*on ait fait table rase avant le d^bat; il 
faut qu*ä Taudience, Taffaire se präsente nettoy6e de toutes ces 
embuscades, de toutes ces broussailles qu*un magistrat appelait 
nagu^re pittoresquement le mäquis de la proc^dure, A quoi 
bon juger le fond, si tout peut etre remis en question par la 
suite, pour un vice ignor6 de la proc^dure ant^rieure? La doc- 
trine est unanime pour se rallier ä la m^thode du recours 
imm6diat % 



*) Voir Code d*instruction pönale, livre II, titre VI, chapitre !•', ru- 
brique de la section I. 

*) Voir Mämorial 1833-1884, p. 1130. 

'j Faiistin Hdlie (Trait^ VI, p. 566) la justifie en termes excellents : 
«La loi a voulu que Taccusation ne füt port6e ä Taudience que purg^e 
de toutes les irr^gularit^s qui peuvent peser sur eile ; eile a voulu que 
la proc^dure orale eüt une base solide et incontest^e et ne püt 6tre en- 
tach^e elle-möme par les vices des actes qui Tont pr6c6d6e. II a paru 
qu^il serait absurde de continuer jusqu^ä la fin une Instruction qui serait 
infectöe d'une nullit^ radicale, que la certitude d'une annulation enl^verait 
aux d^bats leur puissance et leur gravit6, et qu*il n'en r^sulterait qu^une 
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Par malheur (et je rappelle que nous raisonnons toujours 
ici dans l'hypoth^se du recours unique), le l^gislateur gene- 
vois s'est infligä ä lui-m^me le plus ^clatant des dömentis, 
Oubliant que par Tarticle 219 il avait opt6 pour la Cassation 
imm<§diate, il sanctionne k Tarticle 449 le principe contraire. 
Mettons les deux textes face ä face: 



Arttcle 219, 
Le President avertit de plus 
Taccus^ que s'il se croit fond6 ä 
former une demande en nullit^ contre 
laproc^dure ant^rieure ^), il doit faire 
sa declaration dans Ics cinq jours 
suivants, et qu'apres Texpiration de 
ce d^lai il n'y sera plus recevable. 



Article 449. 
Sauf en ce qui concerne l*in- 
comp^tence, les recours en Cassation 
contre les ordonnances de la Cham- 
bre d'instruction, ou les sentences 
rendues au cours des d^bats ne sont 
ouverts qu'aprös l'arrdt d^finitif. En 
aucun cas, Pex^cution volontaire de 
ces ordonnances et de ces arrdts ne 
peut €tre oppos^e comme fin de non- 
recevoir. 



Si ces deux articles traitent du möme recours, il est hors 
de doute qu41 y a entre eux antinomie absolue. Lequel des 
deux aura le pouvoir d'effacer Tautre, de le rendre inappli- 
cable? La r(^ponse est ais^e. L'article 219 est restrictif des 
droits de la defense; il prononce une d^ch^ance encourue ä 
Texpiration d'un delai fatal. L'article 449 fait tomber au con- 
traire cette Prohibition. C'est en faveur du dernier qu'il faut 
donc opter, quelque condamnable que puisse ^tre le Systeme 



inutile Prolongation des proc(5dures et un surcroit de frais frustratoires 
pour le tr^sor et les parties. Supposons dans le Systeme oppos6 que toutes 
tes nullit^s de Tinstruction soient soigneusement r^serv^es pour n*€tre 
examin^es qu'apres Parrßt d^finitif ; on arrive sans doute plus promptement 
ä cet arr^t...; mais la justice a-t-elle un v6ritable int^rßt ä ce que Tarröt 
soit prononc^ dans un d^lai plus bref si c'est ä la condition d'dtre fragile, 
s'il est infect^ de vices qui peuvent amener son annulation, si cette annu- 
lation, au Heu de ne frapper qu*une Instruction pr<^paratoire, s^^tend ä 
Pinstruction definitive? Les infractions aux rfegles legales seront-elles 
moins graves, auront-elles des cons<3quences moins rigoureuses parce 
qu'elles seront pr^sentöes apres Tarr^t d^finitif au lieu de Tötre avant?... 
Et est-il des lors d'une bonne administration judiciaire d^exposer volon- 
tairement des proc^dures termin^es ä de fr^quentes annulations ? > 

^) Les mots «contre la proc^dure ant^rieure» qui ne figurent ni 
dans l'article 2% du Code fran9ais, ni dans le projet genevois primitif, 
ont 6t6 ajout^s en troisi^me d^bat (Memorial 1883-1884, p. 1765), sans que 
le motif de cette modification ait <5t6 indique. 
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d'atermoiement qu'il consacre. L*article 219 est sans application 
possible ^). 

Ainsi, dans Thypothöse actuelle, quand le pr^sident de 
notre Cour criminelle se transporte ä la prison, quand, aprfes 
avoir proc6d6 k Tinterrogatoire, apr^s avoir confirm6 ou d6- 
sign6 le d^fenseur, le magistrat avertit solennellement l'accus^ 
quMl doit, ä peine de forclusion, se pourvoir dans les cinq 
jours contre Tordonnance de renvoi, cette exhortation est vaine, 
ce d^lai est illusoire, cette d6ch6ance est une menace en Tair. 
Bien plus, en encourageant implicitement Taccus^ ä recourir 
s'il s*y croit fond6, le pr6sident lui conseille un acte irrecevable 
puisque le recours n*est pas ouvert avant TarrCt d^finitif. 

Le mal est peut-ötre venu de ce qu'apräs avoir dans son 
article 219 copiä le code fran<;ais, notre l^gislateur s'est avis6, 
mais un peu tard et de bien malheureuse fagon, de faire de 
rind^pendance dans la r^daction de son article 449. Ce dernier 
6tant rimitation approximative de Tarticle 416 Code d'instruc- 
tion criminelle, il convient de les mettre en regard Tun de 
l'autre : 



Article 449 
Code d'instruction pönale. 
Sauf en ce qui concerne Tin- 
comp^tence, les recours en Cassation 
contre les ordonnances de la Cham- 
bre d'instruction, ou les sentences 
rendues au cours des d^bats, ne sont 
ouverts qu'apr^s Tarrßt d^finitif 



Article 416 
Code d'uistructton criminelle, 
Le recours en Cassation contre 
les arröts pr^paratoires et d'instruc- 
tion ou les jugements en dernier 
ressort de cette qualit^, ne sera 
ouvert qu'apr^s Farrßt ou jugement 
d^finitif..... La präsente disposition 
ne s'applique point aux arrfits ou 
jugements rendus sur la comp^tence. 



On voit que les mots « les ordoftnances de la Chanthre 
d'instruction* ins^räs au texte genevois*) donnent aux deux 



*) II en est de möme de Particle 223. L'antinomie existe tout aussi 
absolue entre lui et Tarticle 449. Dans Phypoth^se du recours unique, le 
pourvoi du minist^re public n'est pas plus ouvert que celui de Paccus^; 
le d6lai de cinq jours est sans effet, la döch^ance illusoire. 

') Ces mots n'ont point ^i€, comme on pourrait le croire, ajout^s 
par voie d'amendement ; ils faisaient partie du texte primitif. L'article 449 
actuel (477 du projet) n'a subi aucune modification quant au fond. Au 
second d^bat le r^dacteur du projet fit seulement observer, au nom de 
la commission: «Nous avons remplac6 dans le premier alin^a le mot 
arrüts par le terme sentences, » A diverses reprises au cours de la dis- 
cussion, le rapporteur laisse percer la pr^occupation de varier les termes 
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articles une port^e absolument diflF6rente. Tandis qu'en France 
Tarticle 416 n^empi^te en aucune fagon sur l'article 296 du 
meme code, tandis qu'en France Tarröt de renvoi passe en 
force de chose jug^e d^s que le dälai de cinq jours est expir6, 
Tordonnance de renvoi rendue par la Chambre d'instruction 
de Gen^ve peut etre attaqu^e tant que le d^lai pour se pour- 
voir contre Tarröt däfinitif n'est pas 6coul6. 

Ainsi, non seulement notre article 449 est en contradiction 
probable avec l'article 219 qu'il annihile, mais encore, pris en 
lui-m6me et sans comparaison avec un autre texte, il est in- 
trins^quement indäfendable en ce quMl difföre le recours et 
laisse en suspens, jusqu'apr^s Tarröt d<§finitif, le sort de Tor- 
donnance de renvoi. Quels motifs ont pu engager notre 16gis- 
lateur ä opter en faveur d^un Systeme de proc^dure univer- 
sellement condamn^? C'est ce quMl est impossible de döcouvrir. 
Le rapport ä Tappui du projet ne justifie en aucune faipon la 
pr^f^rence ainsi donn6e. II se borne ä cette assertion plus 
cat^gorique que convaincante ^) : « Pour cause d4ncomp6tence, 
on est libre de se pourvoir imm^diatement contre une ordon- 
nance de la Chambre d'instruction ou une sentence prononc^e 
au cours des d^bats. Hors ce grief, il faut attendre que l'arr^t 
d^finitif soit rendu. » Je regrette qu'il ne se soit trouvä per- 
sonne au Grand Conseil qui demandat pourquoi! Pourquoi 
cette libert^ dans un cas, pourquoi cette Obligation dans l'autre? 
Qu*il s'agisse d'un vice de forme ou d*une d^cision rendue par 
un tribunal sans pouvoirs, l'urgence est la m^me et la v^rit6 
c'est quV/ ne faut pas attendre!^) 



et de sacrifier ä T^l^gance. Mieux eüt valu chercher ä mettre les articles 
du projet en concordance exacte les uns avec les autres. Qu'un litt^rateur 
^vite l'emploi r^it^r^ du meme mot, rien de mieux. Mais la langue juri- 
dique veut avant tout la pr^cision et souvent il arrive qu'elle n'ait pas 
ä sa disposition deux fa^ons d*exprimer la möme id^e. La r^p^tition du 
mot s*impose alors. Sans doute, Tarticle 477 du projet contenait trois fois 
le mot arrtits, mais c'ötait un petit malheur. En revanche, Tid^e de bap- 
tiser sentence un arret de cour ne viendrait ä aucun juriste soucieux de 
la terminologie. 

Voir Memorial iaS3-iaS4, p. 1130. 

*) Dans l'article 416 Code d'instruction criminelle^ la mention ex- 
presse des arrets de comp^tence a pour but de bien marquer que ces 
arr^ts ne sont pas de simples pröparatoires et qu'on peut recourir contre 
eux sans attendre l'arret d^finitif. A vrai dire, cette mention est superflue. 
II est de r^gle qu^un jugement de comp^tence est d^finitif puisqu'il ^puise 
la juridiction du tribunal sur ce point special.- 
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En r^sum^, si Tinterpr^tation que semble admettre le Tri- 
bunal föderal est la bonne, il a raison de soutenir que les 
vices de Tinstruction ne sont jamais couverts avant Tarröt 
d^finitif. 

2"" Systeme du double recours. 

II präsente cet avantage imm^diat de supprimer net une 
contradiction qui d^pare le Code. SMl y a deux recours dis- 
tincts, les textes de nos articles deviennent sinon clairs, du 
moins conciliables. Le d^lai de cinq jours d6s Tinterrogatoire, 
pr^vu par l'article 219, s'appliquera au pourvoi en nullit^; le 
d^lai de trois jours d^s l'arröt d^finitif, pr^vu par Tarticle 449 
(combinö avec Tarticle 354), s'appliquera au pourvoi en Cassation. 

Oui, mais alors nous voici ramen^s tout droit ä T^ternel 
Probleme : Quelle diffärence y a-t-il entre la nullit^ et la Cassa- 
tion? — Mais, m'objectera-t-on, la loi elle-meme le r^sout; eile 
distingue les deux recours d^apr^s leursmotifs; les ouvertures 
mentionn^es ä Tarticle 224 baseront le premier, les moyens 
^num^r^s ä l'article 445 baseront le dernier d'entre eux. 

Je ne veux pas revenir sur le fait patent que la distinction 
est insoutenable en principe. Je veux rechercher seulement si 
en pratique eile avancera beaucoup les choses et si l'appli- 
cation raisonnable de notre code sera par eile rendue moins 
malais^e. J'avoue d'embl^e que j'ai ä cet ^gard les doutes les 
plus s^rieux. 

Remarquons d'abord que nous voici dot^s non seulement 
de deux voies de recours ä la forme contre Tordonnance de 
renvoi^), mais encore de deux recours diff-^rents quant ä la date 
de leur ouverture. Le pourvoi en nullit^ est imm^diat, le pour- 
voi en Cassation est difJ^r^ et cela sans que la loi, sans que 



*) II serait m^me plus exact de dire que nous avons trois voies de 
recours distinctes : 1^ Pourvoi en nullit^ ; 2° Pourvoi en Cassation ordi- 
naire; 3*» Pourvoi en Cassation pour cause d^incompötence. La date d'ou- 
verture de ce dernier ou plus exactement le temps pendant lequel il reste 
ouvert est assez malaise ä d^terminer. Sans doute le recourant n'est pas 
oblig:^ d'attendre Tarr^t d^finitif (article 449); il peut se pourvoir en Cassa- 
tion dans les cinq jours de Tinterrogatoire (ce qui prouve une fois de plus 
ridentit^ qui existe entre la Cassation et la nullit^). Mais peut-il aussi se 
pourvoir apr^s Tarr^t d^finitif? Ou bien la d^ch^ance dont la loi frappe 
le recours en nullit^ ä Texpiration du d^lai de 5 jours est-elle ^galement 
applicable ä ce recours en Cassation? La loi n'a pas resolu cette question. 
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les travaux pr^pai'atoires fournissent meme Tombre d'un motif 
ä l'appui de cette difftrence de traitement, pourtant consid^- 
rable. Qui dira, par exemple, pourquoi l'on peut, pourquoi Ton 
doit möme ä peine de forclusion, se pourvoir dans les cinq 
jours de Tinterrogatoire dans le cas oü le fait 6nonc^ par Tor- 
donnance de renvoi n'est pas qualifi^ crime par la loi (articlc 
224, P)? tandis qu'on peut et doit attendre Tarröt döfinitif lors- 
que le texte de la m^me ordonnance viole une forme pr^vue 
par la loi ä peine de nullit^ (article 445, 1®) ! Supposez un vice 
de forme aveuglant, supposez par exemple que Tordonnance 
ait omis de citer les articles du Code p6nal qui visent Tinfraction 
poursuivie ^). II faudra donc surseoir ä tuut recours, sous pr^- 
texte qu'il s'agit lä d'un moyen non de nullit^, mais de Cassation, 
il faudra proc^der au d^bat, il faudra juger, alors que chacun, 
du President ä Thuissier de service, sait h n'en pas douter que 
tout cela est illusoire, que c'est du temps et de Targent perdus! 
N'est-ce pas absurde? 

J'affirme donc que les ouvertures ä Cassation et les pre- 
tendus motifs de nullit^ sont impossibles ä trier les uns d'avec 
les autres. Mais il y a plus encore. Chez nous comme en France, 
la jurisprudence en matiöre de Cassation est extensive. Elle 
admet que le l^gislateur n'a pas voulu ^numerer limitativement 
les moyens de recours*); eile a annul^, et en toute justice, de 
nombreux arr^ts pour des raisons autres que Celles exprimees 
par la stricte lettre de la loi. Supposons qu'A Gen^ve, un recours 
bas6 sur un de ces moyens de jurisprudence soit introduit 
contre une ordonnance de renvoi ou contre la proc^dure 
ant^rieure. Avec le dualisme de notre code, qui dira dans 
quelle catt^gorie, nullit^ ou Cassation, ce pourvoi doit Ctre rang^? 
Qui dira surtout, car il ne s'agit pas ici d*un simple jeu de 
th^oriciens, ä quelle date un pareil recours est ouvert? 

Un exemple: II arrive fri^quemment que l'accus^ recoure 
contre l'ordonnance pour fausse qualißcation du fait '). Ni le 



L^article 190, alin^a 3, Code d^nstniction pönale impose cette men- 
tion ä peine de nullit^. 

*) Voir notamment F, Hölie, TraM, IV, p. 462 et suiv. 

') Soit que la Chambre d'instruction ait faussement appr^ci^ le carac- 
tfere juridique de certains faits et qualifi^ par exemple viol des actes 
constituant l'attentat ä la pudeur, ou vol des actes constituant Tescroquerie ; 
soit que la Chambre ait par erreur fait usage d'une qualification qui nVst 
pas Celle de la loi, par exemple attentat aux moeurs au lieu d'attentat ä 
la pudeur. 
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Code francais ni le nötre ne visent express^ment cette Ouver- 
türe que la jurisprudence a consacr^e. Comment classer ce 
recours en droit genevois? On peut dire ceci : La fausse quali- 
fication rentre, comme Tespfece rentre dans le genre, dans le 
cas oü le fait n'est pas qualifi^ crime par la loi. C'est la Solu- 
tion, trfes contestable en logique, adopt^e par la Cour de Cassa- 
tion franc^aise ^). Donc le pourvoi est bas6 sur Tarticle 224, 1®, 
donc c'est un recours en nullit^, imm^diatement ouvert. Mais 
on pourrait tout aussi raisonnablement plaider ceci : La fausse 
qualification doit Hre rapproch^e du d^faut de qualification. 
En exigeant k peine de nullit^ que l'ordonnance pr^cise le carac- 
t^re juridique du fait, Varticle 190 du Code d'instruction pönale 
veut parier de la qualification exacte et non d'une 6tiquette 
de fantaisie. Donc le pourvoi est bas6 sur Tarticle 445, 1®; donc 
c*est un recours en Cassation, diff6r6 jusqu*apr^s Tarrßt definitif 
— La v6rit6 est que ces deux Solutions sont ^galement inad- 
missibles et que la fausse qualification du fait ne rentre ni 
dans les moyens de Tarticle 219, ni dans ceux de Varticle 445. 
Mais alors qui fixera la date d'ouverture? Sera-ce le recourant 
qui choisira son heure, en baptisant ä son gr^ son pourvoi 
recours en nullit^ ou recours en Cassation? 

Je pourrais multiplier ces exemples*); je pourrais insister 
aussi sur cc fait que si notre loi a entendu cr^er un recours 
special en nullit^, eile a oubli^ de lui attribuer express^ment 
l'effet suspensiv), en sorte qu*au cas d'un pourvoi exerc6 en 



*) Voir F, H^lie, loc. cit. p. 465. 

*) Que penser en particulier de Paccus^ qui recourt contre une d^ci- 
sion de la Chambre d'instruction qui lui a refus^ la lib^ration provi- 
soire ? L'article 224 Foblige ä attendre jusqu'apr^s l'ordonnance de renvoi. 
Mais le recours est-il mfime ouvert ä ce moment-lä? Pourquoi serait-ce 
lä un moyen de nullit^ plutöt qu'un motif de Cassation ? Le recourant ne 
peut pas invoquer le n° 4 de Particle 224, car ce texte, rödig^ d'une fa^on 
beaucoup trop ^troite, exige une violation de forme qu'un simple refus de 
lib6ration n'implique pas. Alors, devra-t-il attendre l'arrßt definitif pour 
faire statuer sur sa d^tention präventive? 

') En mati^re de pourvoi contre Tarrfit de condamnation, l'effet sus- 
pensif est express^ment pr^vu par l'article 355 du Code d'instruction 
pönale, lequel au reste aurait du trouver place dans le chapitre de la 
Cassation. — En France, l'article 301 du Code d'instruction criminelle 
Statue qu'en cas de pourvoi contre l'arr6t de renvoi, les d^bats ne seront 
pas ouverts. La seule exception faite k cette r^gle a trait au recours 
^videmment irrecevable parce qu'il a €i€ fait apr^s l'expiration du delai. 
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vertu de Tarticle 219, aucun texte n'obligerait la Cour crimi- 
nelle ä surseoir au d^bat. Mais je crois en avoir dit assez pour 
montrer tout ce qu*a de fächeux le proc6d6 qui consiste ä 
couper en deux tron<;:ons un recours indivisible par sa nature. 

La conclusion de cette longue et aride 6tude, la voici : 

Quelle que soit la Solution adopt^e, il faut reconnaitre que 
le recours contre Tordonnance de renvoi a 6t6 trait6 par notre 
Code de la fa<;!on la plus malheureuse. 

Si Ton admet l'unit^ de recours, non seulement le 16gis- 
lateur rend Tarticle 219 inapplicable par la r^daction qu41 a 
donn^e ä Tarticle 449, mais encore il consacre le Systeme archi- 
vicieux du recours toujours diff^r^. 

Si Ton admet la dualit^ des recours, ies deux articles sus- 
vis^s ne sont plus, il est vrai, en contradiction dans leur texte, 
mais leur application rationnelle est impossible et la pratique 
se heurte tantöt ä des distinctions injustifi^es, tantöt ä des diffi- 
cult^s insurmontables. 

Je crois qu'il est urgent de rem^dier ä cet 6tat de choses 
et, si j*avais Thonneur d'etre d^put^ au Grand Conseil, je n'h^si- 
terais pas ä prendre Tinitiative de la röforme. Elle pourrait 
s'op^rer de deux fa<;:ons : 

Ou bien (et ce serait facile et vite fait) on se bornerait ä 
rayer dans Tarticle 449 Ies mots malencontreux qui fönt du 
recours contre Ies ordonnances de la Chamhre dHnstruction un 
recours diff^r^. 

Cette suppression faite, nous aurions : 

1** Un recours en nullit^ et en Cassation (le nom Importe 
peu d^sormais) contre Tordonnance de renvoi et la proc^dure 
ant^rieure, recours qui devrait etre intent^ dans Ies cinq jours 
de rinterrogatoire (article 219), quel que soit le moyen invoqu^. 

2^ Un recours contre Ies arröts rendus au d^bat et contre 
Tarröt de condamnation, recours ouvert pendant Ies trois jours 
qui suivent le prononct^ du dit arrßt (article 449). 

En d'autres termes, nous rentrerions ainsi dans le Systeme 
fran^ais, avec ce seul changement, cette seule am^lioration 
plutöt, qu'ä Genäve le recours ne serait pas diff^r^ jusqu*apr6s 
Tarröt d^finitif pour Ies d^cisions pr^paratoires et d'instruction 
rendues pendant la p^riode informatoire. 

Ou bien (et ce serait infiniment pr^förable) on profiterait 
de l'occasion pour unifier et refondre enti^rement Ies dispo- 



Une meprise legislative et ses sulteH. 203 

sitions de notre code qui rägissent le recours ä la forme. Elles 
en ont besoin. Et alors, je voudrais qu^on se d^cidät une bonne 
fois ä briser les vieux clich^s du droit frangais; je voudrais 
qu'on cessät de proc^der ä coup d'6num6rations minutieuses 
et boiteuses, que la jurisprudence est sans cesse occup^e k 
compl^ter en tournant la loi. Deux ou trois r^gles bien larges, 
bien liberales, suffiraient amplement. On dirait, par exemple, 
que le recours en Cassation est imm^diatement ouvert contre 
toute d^oision de la Chambre d'instruction ou de la Cour de 
jugement, lorsque cette d^cision contient une violation de la 
loi, une informalit^ grave ou une atteinte aux droits des parties. 
Et ces principes pos^s, on se fierait aux juges pour les appliquer 
sainement. 

Ici, nous fermons la parenth^se et nous revenons, d'un 
peu loin peut-6tre, ä Taffaire Sptihler. II nous reste ä appr^cier 
en quelques mots la seconde fin de non-recevoir soulev^e par 
la Cour criminelle; eile est relative ä 

B. L' Absolution. 

C^est au d^bat, dit la Cour, que Taccus^ aurait du r^clamer 
le b6n6fice de Tarticle 330 du Code d'instruction pönale*). II 
ne Ta pas fait en temps voulu; il ne doit donc pas 6tre regu 
ä invoquer le principe : Nulla poena 

A cette objection, le Tribunal föderal r^pond en substance : 
II n*y avait pas lieu ä absolution, parce que, möme si Spühler 
ne pouvait pas 6tre condamn6 pour viol, il n'en demeurait pas 
pas moins, de son propre aveu, sous le coup de Tarticle 277 
du Code p6nal, qui r^prime Tattentat ä la pudeur avec violence. 
— J'avoue que cette fa^on d'argumenter me d^concerte. Est-ce 
donc Taccus^ qui d^cide si Tacte commis par lui est oui ou 
non contraire ä la loi pönale ? Est-ce lui qui dicte aux autorit^s 
Tarticle du code en vertu duquel il doit ßtre poursuivi? II y 
a plus. Un mfime acte (et c'est un point sur lequel je revien- 
drai en traitant du fond) ne peut constituer ä la fois un viol 
et un attentat ä la pudeur. Si Tacte est un viol, il doit etre 



Article 330: La Cour prononce Tabsolution de Paccus^ reconnu 
coupable : 

1** Si le fait dont il est d6clar6 coupable n'est pas pr^vu par une loi 
pönale; 2*» etc 
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poursuivi comme tel; et si la Cour estime que le viol n*est 
pas pr6vu par la loi pönale, eile doit absoudre, quelle que 
puisse ^tre Topinion de Taccus^ sur la qualification juridique 
de son acte. 

Est-ce ä dire que la fin de non-recevoir propos^e par la 
Cour eüt dü etre admise? Non certes. II nie parait seulement 
que son rejet aurait dü etre motive comme suit : Les d^ch^ances 
sont de droit ^troit et le juge n*a pas ä les inventer dans le 
silence de la loi. Or Tarticle 330, en traitant de Tabsolution, 
ne fixe aucun d^lai fatal, n*6tablit aucune forclusion contre 
celui qui n'a pas invoquä ce b^n^fice entre le verdict affirmatif 
et Tarrfit. Rien n'empöche donc le condamn^ de faire valoir 
post^rieurement le moyen tir6 du caract^re non punissable de 
Tacte. Son silence ä Taudience n'emporte pas acquiescement ä 
Tarret. Le texte ne dit möme pas que ce moyen doive 6tre 
soulev^ par Taccus^ et la Cour pourrait le proposer d'office. 
II est ä remarquer aussi que Tarticle 445, 3** du Code d'instruction 
pönale ouvre le pourvoi contre Tarröt qui inflige «une peine 
autre que celle appliqu^e par la loi ä la nature du crime ou 
du d^lit». Comment ne serait-il pas loisible de recourir contre 
Tarröt qui a prononc6 une peine ä raison d'actes non incrimin^s 
par la loi? 

n* Sur le fond. 

L'arrßt (et la d^cision qui statue sur un recours de cette 
importance eüt m6rit6 des consid^rants r^dig^s de facpon moins 
confuse), Tarrßt peut se r^sumer ainsi : 

1® Les tribunaux genevois ont eu tort de pr^tendre que 
la condamnation de Spühler avait 6t^ prononc^e en vertu du 
seul article 280 du Code p6nal. 

2^ Les tribunaux genevois ont eu tort, les r^gles d*inter- 
pr^tation 6tant strictes en matifere pönale, de recourir pour 
rexplication de Tarticle 280 ä Tarticle 279 abrogö. 

3® Toutefois, le Tribunal f^d^ral n'intervient pour contröler 
Tapplication de la loi pönale par les tribunaux cantonaux, que 
s'il y a eu arbitraire^ notamment par acception de personnes, 
ou par le fait d'une condamnation prononc^e malgr(5 Tabsence 
de toute loi pönale. 
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Sur le Premier pfdnt ; , 

Je crois quMl y a malentendu. Les tribunaux genevois 
n'ont jamais soutenu que Spühter eüt 6t6 poursuivi en vertu 
de Tarticle 280 seul. Ceüt 6t6 nier l'^vidence, puisque l'ordon- 
nance de renvoi vise aussi Varticle 279. Ce que la Cour de 
-Cassation a dit en revanche, c'est que la peine inflig^e ä Sptihler 
^tait Celle de Tarticle 280 et que cette peine n'aurait pas pu 
^tre prononc^e en vertu de Tarticle 279, puisqu'elle est sup6- 
rieure au maximuni' pr^vu par le dit article. 

Sur le second point : 

J^avoue ne pas voir en quoi un tribunal transgresse les 
r^gles de la saine Interpretation des textes, lorsque, pour donner 
tin sens ä un article rest6 en vigueur, il se sert d'un article 
abroge, lequel est en liaison 6troite avec le premier. Non seule- 
ment cette m^thode parait licite dans les cas ordinaires, mais 
son emploi est urgent quand il s*agit, comme en l'esp^ce, d'une 
abrogation inconsciente. Et c*est ce qu'il y a de plus irritant 
peut-6tre dans cette gaucherie du 16gislateur genevois, c'est 
<iu*elle nous oblige ä raisonner en plein dans Tabsurde. Jamais 
le Grand Conseil n*a song6 ä abroger Tarticle 279, tout le 
monde est d'accord sur ce point; et nous voilä cependant con- 
traints, pour r^duire au minimum les cons6quences de sa b^vue, 
d*6chafauder des arguments pour 6tablir qu'en abrogeant 279 
il n*a pas voulu toucher ä 280! 

Serrons donc de plus pr^s ce probl^me d'interpr^tation 
pönale : 

La loi de 1892 qui abroge Tarticle 279 maintient Tarticle 
280 et cela bien nettement, puisqu'elle en modifie le texte. 
Donc, dans Tid^e du Wgislateur (ou plus exactement dans Tid^e 
que nous sommes Obligos de lui prfiter), cet article avait une 
existence ind^pendante ; il pouvait subsister malgrtS la dispa- 
rition de celui qui le pr6c6de. Car on ne doit pourtant pas 
pr^sumer d*un lägislateur qu*il ait consacr6 de fagon expresse 
un texte sans port^e possible. Donc cet article 280 doit fitre 
appliqu^. A quoi est-il applicable? En d*autres termes, quel est 
le sens des mots: Si ce crime par lesquels il döbute? 

Une remarque pr^liminaire : Si cet article 280 6tait r6dig(5 
correctement, la diflicult^ präsente ne serait jamais n6e. Un 
texte doit se suffire ä lui-möme. A quoi bon ces articles qui 
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s'appuient les uns sur les autres, si bien que Tun d'eux venant 
ä manquer, ses voisins sont ^branl^s sur leur base ? Remplacez^ 
ces mots malencontreux : « Si le crime » par ceux-ci : « Si le 
viol » et voilä Tarticle 280 qui se lit sans le secours du contexte ; 
voilA le procureur g^n^ral dispensö de citer Tarticle 279 dans 
ses r^quisitions, reproduites par Tordonnance de renvoi et par 
Tarröt de condamnation, voilä donc Spühler hors d'6tat de sou- 
tenir qu*on lui a fait application d'un texte abrogö *). 

Mais puisque le mal est fait, puisque r<§quivoque est cr66e 
par le texte, recherchons de quel crime il peut s'agir ici. Dans 
la section des attentats aux mceurs, le Code de 1874 a fait 
rentrer les attentats ä la pudeur au sens large et la bigamie. 
Laissant de cöt6 cette dernifere, je constate que les attentats 
ä la pudeur sont de deux sortes : 1** L'attentat ä la pudeur 
stricto sensu qui est tantöt un d^lit, tantöt un crime. 2® Le 
viol qui simple, (article 279) ou qualifi6 (article 280), est toujours 
un crime. Survient la loi de 1892; eile abroge Tarticle 279,. 
mais eile n^introduit dans le paragraphe aucune infraction nou- 
velle. Or le mot crime employ^ par Tarticle 280 n^est pas 
applicable ä Tattentat ä la pudeur au sens strict, puisque le 
seul cas oü cette infraction soit un crime iest celui pr^vu par 
l'article 277, alin^a 3. Donc, ou bien l'article 280 n'a aucun 
sens, ce qui est inadmissible, ou bien le mot crime qui y figure 
(et qui doit d^signer un attentat ä la pudeur au sens large) 
doit s'entendre du viol. 

A cöt6 de cette d^monstration logique, on peut argumenter 
par rhistoire et dire : Sous le Code de 1874, Tarticle 280 6tait 
applicable au viol qualifi^; il a 6t6 effectivement appliqu6 ä 
des faits de cette nature. Or, rien dans la loi de 1892 n'indique 
chez le l^gislateur Tintention de changer le sens de cet article. 
Donc le crime qu'il pr^voit est rest6 ce qu'il 6tait autrefois;. 
donc il faut Tappliquer comme par le pass6 aux faits qui consti- 
tuent cette infraction demeur^e identique ä elle-möme. — Mais 



*) A supposer m^me que le minist^re public et la Chambre d^ins- 
truction se fussent crus tenus de viser aussi Tarticle 279 parce qu'il con- 
tient une quasi-d^finition du viol par indication des moyens, la r^daction 
propos^e pour Farticle 280 n'en demeurait pas moins pr^f^rable. Elle 
privait le recourant de Targument qui consiste ä dire que le viol n'est. 
plus pr^vu par le code genevois ; eile Tempfichait aussi de soutenir qu'oo, 
ne sait pas ä quel crime Uarticle 280 est applicable. 
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que d'efiforts, que de jeux d'esprit, pour d^montrer cette pro- 
position, de Texactitude dci laquelle le recourant lui-m6me est 
plus que personne convaincu : La sanction pönale contenue 
dans Tarticle 280 est applicable au viol qualifi^. 

Sur le troisüme point : 

Si le Tribunal föderal a 6cart6 le recours de Spühler, c'est 

qu'il a estim6 qu*en Tesp^ce la r^gle : Nulla pcena n*avait 

subi aucune atteinte. A Tappui de cette Solution, notre cour 
supr^me 6met deux arguments, de trös inegale valeur, que je 
däsire examiner Tun apr^s Tautre : 

1*> Malgr6 les d6fectuosit6s de la loi de 1892, «// n'en 
demeure pas tnoins incontestS que Varticle 280 avait iti main- 
ienu et que le crime visi par cette disposition n'itait autre que 
le viol accompagnd de la circonstance aggravante tirie de Vage 
de la victime y>, 

Sans doute! et j*applaudis d*autant meilleur coeur, que c'est 
lä ce que je me suis eflforc^ de d^raontrer un peu plus haut. 
Seulement, ce qui me surprend un peu et möme beaucoup, 
c'est de trouver cette assertion dans la bouche des juges de 
Lausanne. On n'a pas oubli6 que tout ä Theure le Tribunal 
föderal reprochait ä la Cour de Cassation genevoise d*avoir, 
«n interpr^tant Tarticle 280 par Tarticle 279, outrepass6 les 
rögles de l'interpr^tation legitime. Or je voudrais bien savoir 
oü le Tribunal föderal a pu deviner que Tarticle 280 est relatif 
au viol, si ce n*est en lisant Tarticle 279 1 Ainsi, la conclusion 
admise par les deux juridictions cantonale et f^d^rale est la 
mßme. Seulement, tandis quelepremier de ces tribunaux s*efforce 
de justifier sa mani^re de voir par Tinterpr^tation .des textes, 
le Tribunal föderal se contente de Tönoncer comme un axiome. 
J'avoue ma pr^förence pour la premi&re de ces deux m^thodes. 

2* A cette raison sans r^plique, Tarr^t en ajoute une 
•seconde. Pour que le Tribunal föderal intervint, il faudrait 
que les tribunaux cantonaux eussent inflig6 une peine en l'ab- 
sence de tout ddlit. Or, il n*en est rien, puisque le recourant 
lui-m6me reconnait le caractfere criminel de Tattentat qu'il a 
perp6tr6. 

Je n'oublie pas que nous sommes en face d*un recours pour 
d6ni de justice ; j*accorde qu'en cette mati^re on puisse prßter 
quelque creance ä la d^claration par laquelle le recourant 
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reconnait avoir commis un acte punissable. Mais encore faudrait- 
il quMl y eüt accord entne le tribunal et le recourant sur le 
sens de cette espfece d'aveu. 

Le recourant raisonne ainsi : J'ai commis un viol, mais 
cette infraction n'existe plus en droit p^nal genevois. Or j'ai 
^t6 poursuivi en vertu des articles qui visent le viol. Donc 
ma condamnation est un d^ni de justice. J'admets en revanche 
que les autorit^s genevoises auraient pu et pourraient encore 
(nous verrons tout ä Theure ce qu^il faut penser de cette asser- 
tion) me poursuivre ä teneur de Tarticle qui r^prime Tattentat 
violent ä la pudeur. 

« 

Le tribunal, s*emparant de cette derni^re d^claration, r6- 
pond : Du moment que vous reconnaissez avoir commis un 
acte punissable, vous fites mal venu ä invoquer le d^ni de 
justice. 

II y a donc visiblement malentendu entre les deux inter- 
locuteurs, mais tout cela est d^assez m^diocre int^rfit. Quand 
il s'agit d'appr^cier la criminalit^ d'un acte, ce n'est point le 
t^moignage de son aüteur qui est d^terminant. Le meilleur, le 
seul critfire, c'est Texistence d*une loi pönale qui frappe Tacte 
en questiön. C'est la loi qui cr6e le d^lit et d6s que la loi 
existe, les tribunaux ont fait leur devoir en l'appliquant. En 
Tespfece, les 616ments constitutifs du viol qualifi^ une fois 6tablis, 
une seule questiön importait : Y a-t-il oui ou non dans le Code 
p6nal genevois une disposition qui rfiprime le viol qualifi^? 
Le Tribunal föderal ayant trfis justement admis Taffirmative, 
le d6ni de justice disparaissait et le recours devait fitre ^cart6. 

Mais vous pouviez me poursuivre pour attentat ä la pudeur 
en vertu de Tarticle 277, affirme Sptihler; que ne Tavez-vous 
fait? La questiön m^rite examen; non certes que le reproche 
ainsi lanc^ aux autorit^s genevoises soit m^rit6, mais parce que 
le Tribunal föderal Ta pris au s^rieux, parce qu41 Ta mentionn^ 
dans ses consid^rants, parce quMl a sembl6 mfime trouver lä 
quelque chose de fond6. 

II n'est pas difficile de lire dans le jeu du recourant. Lors- 
qu'il faisait miroiter devant la Cour de Cassation d*abord, devant 
le Tribunal föderal ensuite, la possibilit6 d*une poursuite nou- 
velle pour attentat ä la pudeur ; lorsqu*il s'^criait : Je reste sous 
le coup de Tarticle 277 du Code p6nal ; j'encours une p6nalit6 
dont le maximum atteint 8 ans de röclusion; ainsi je ne puis 
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en aucun cas sortir indemne de Taventure; lorsqu^il paiiait 
ainsi tout haut, Spühler se disait ä part lui : Si les tribunaux 
de recours viennent ä penser que l'annulation de Tarr^t puisse 
6quivaloir pour moi ä Timpunit^ definitive, il feront tout leur 
possible pour maintenir la condamnation qui m'a frapp^. Et 
c'est ä cette raison de sentiment, c'est ä ce besoin d*une justice 
obtenue malgr6 le silence de la loi, que Spühler, dans son 
memoire au Tribunal f^d^raP), attribue express^ment le rejet 
de son pourvoi en Cassation. 

Je veux dire tout franchement ce que je pense de cette 
imputation. Qu'un condamn^ scrute et appr<5cie les mobiles qui 
ont pu d^terminer son juge, c'est h coup sür son droit absolu, 
mais ä condition de ne pas donner pour v^rit^s d^montr^es 
ce qui n'est que simple conjecture. Surtout qu*en Tesp^ce les 
suppositions du recourant ne sont pas exactes. Une Cour de 
Cassation manquerait ä son premier devoir en refusant d'annuler 
une condamnation contra ire ä la loi; eile ne doit pas, möme 
pour faire justice, combler les lacunes de cette loi, d*accord ! 
Mais eile a pour mission de faire respecter et appliquer tous 
les textes existants. Sans doute, la cour de Genfeve eüt €te 
froiss^e de voir un viol rester sans la r^pression qu'il m6rite. 
Maiy qu'elle soit partie de lä pour trouver ä tout prix, pour 
forger m6me au besoin des moyens de rejet, c'est une affir- 
mation gratuite. La Cour de Cassation ne s'est point trans- 
form^e en cour d'^quitö. Examinant le recours en droit strict, 
il lui a paru que le maintien dans le code de Tarticle 280 
justifiait le maintien de Tarröt de condamnation. II n*est pas 
d^fendu ä une Solution juridique d'etre parfois aussi 4quitable! 

Et maintenant, quand Spühler semble appeler sur sa töte 
une condamnation basöe sur Tarticle 277 du Code p^nal, le 
bon apötre sait bien qu'il ne court pas grand risque. Deux 
raisons p^remptoires tiräes, Tune des faits mßmes, Tautre de 
la procödure, fönt obstacle ä la r^alisation de ce vceu plato- 
nique : 

l^ Viol et attentat h la pudeur sont deux infractions dis- 
tinctes, dont en fait les Clements sont diffärents. Or, un fait 
donn6 n*est incriminö par la loi pönale que sous une certaine 



*) Voir Setnatne judiciair e, 1899, p. 441. 
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qualification. Si donc il präsente les caract^res du viol, il n*aura 
pas ceux de Tattentat ä la pudeur et vice-versa. A cette appr^- 
ciation legale du fait, il est interdit de toucher soit pour Tag- 
graver, soit pour l'att^nuer. Rien n'autorise ä ddbaptiser un 
acte, ä d^marquer une infraction. Le recours en Cassation pour 
fausse qualification du fait, moyen universellement admis, appar- 
tient incontestablement ä celui qui, ayant commis les actes 
constitutifs de Tattentat ä la pudeur, se voit poursuivre pour 
viol. Mais ce recours est tout aussi bien ouvert ä l'auteur d*un 
viol poursuivi pour attentat ä la pudeur. II est Evident que 
dans les cas ordinaires ce dernier se gardera bien de se pour- 
voir en Cassation; il gagne trop ä Terreur de qualification 
commise ou ä la correctionalisation op6r6e par le minist^re 
public. Mais supposez qu'il ait int6r6t ä faire remplacer cette 
appr^ciation trop benigne par la qualification exacte, rien ne 
rempßchera de recourir. 

En Tesp^ce, supposez le pourvoi admis par la Cour de 
Cassation ou encore le recours pour d6ni de justice accueilli 
par le Tribunal föderal; supposez donc que Tarticle 280 du Code 
p6nal eüt 6t6 d6clar6 solidaire de Tarticle 279 abrog<5, et dfes 
lors inapplicable. Si le minist^re public avait 6t6 assez naif 
pour croire Spühler sur parole et pour introduire de nouvelles 
poursuites ä raison du möme fait autrement qualifiö ; s^il avait 
fait rendre par la Chambre d'instruction une ordonnance de 
renvoi bas6e sur Tarticle 277 du Code p^nal, Taccus^ se füt 
empress6 de recourir en Cassation en disant : J'ai commis un 
viol. De quel droit me poursuivez-vous pour attentat ä la pudeur? 
Est-ce ma faute si le 16gislateur genevois a cru devoir abroger 
les textes qui seuls sont applicables ä mon acte? — Et le 
pourvoi eüt du etre admis. 

2® II y a plus. Cette poursuite nouvelle aprfes admission 
du recours, il n'^tait möme plus possible au ministfere public 
de Tintroduire; il n*^tait plus loisible k la Chambre d^instruc- 
tion de renvoyer Spühler aux assises pour attentat k la pudeur. 
Pourquoi? Parce qu'il y avait chose jug^e sur ce point. Une 
fois l'ordonnance de renvoi rendue, la Chambre d*instruction 
est dessaisie; eile ne peut donc ni modifier cette ordonnance, 
ni en rendre une deuxi^me k raison du mCme fait tant que la 
premi^re subsiste. Le pouvoir d'annuler une d^cision de la 
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Chambre n*appartient qu*ä la Cour de Cassation *). — Or, en 
Tesp^ce, Tordonnance ancienne, celle qui avait renvoyö Spühler 
aux assises pour viol, n'avait 6t6 attaqu^e par aucune des 
parties. L'accus6 s*6tait bien gard6 d'en demander Tannulation, 
le ministöre public n'avait point recouru. Ainsi, le d61ai de 
trois jours dös Tarröt döfinitif une fois expirö, cette ordonnance 
passöe en force ötait devenue intangible. Supposez donc encore 
une fois le recours admis; supposez (ce qui est fort douteux) 
le ministöre public obtenant de la Chambre d'instruction une 
seconde ordonnance de renvoi pour attentat ä la pudeur. Ce 
n'est pas sur la fausse qualification seule, c*est aussi sur la 
violation du principe de la chose jugöe que Spühler eüt pu 
baser son pourvoi en Cassation. II eüt dömontrö sans peine 
rirrögularitö du nouveau renvoi. 

Le recours admis, c'ötait donc Timpunitö assur^e au cou- 
pable. 

Un mot encore sur Tarröt du Tribunal föderal. Cette döci- 
sion aurait gagnö en intöröt et en portöe, si notre autoritö 
judiciaire supröme avait saisi l'occasion qui s'offrait ä eile de 
tracer les limites de *sa propre comp^tence, en pröcisant T^ten- 
due et les caractöres du döni de justice en matiöre pönale. 
L'arröt contient, il est vrai, quelques lignes sur ce point dölicat; 
le Tribunal födöral, nous apprend-il, se röserve le droit dMnter- 
venir dös que les döcisions des autoritös cantonales sont « mar- 
qudes au coin de l'arbttraire*. C'est fort bien ; mais Tempreinte 
de ce coin-lä est si variable, les contours en sont si peu precis 
qu*on a vu des numismates möme aguerris tantöt passer sans 
la döcouvrir, tantöt au contraire la signaler lä oü personne 
n'avait songö ä la mettre. Bref, je me demande s'il n'y a pas 
un brin d'arbitraire dans la mission qui consiste ä rechercher 
Tarbitraire chez autrui. Je sais bien que nous pouvons malgrö 
cela dormir tranquilles parce que nous avons en nos juges 
födöraux une confiance dont ils sont trös dignes. Je sais aussi 
qu'on ne peut guöre leur reprocher de n'avoir pas, dans leur 
arröt, serrö la notion de plus prös ou fourni des exemples plus 
nombreux; car Tarbitraire cesserait d'ötre lui-möme, si Ton 
pouvait le döfinir nettement et prövoir d'avance toutes les formes 



*} La jurisprudence de notre Cour de Cassation est formelle sur ce 
point. Voir arr^t Steinher g, Semaine judiciaire 1899, p. 87. 
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qu'il saura prendre. Cest 6gal, fanrais 4t^ curieux d'en 
apprendre un peu plus; j'aurais notamment voulu savoir si, 
dans Tid^e du Tribunal föderal, Tarbitraire peut r^sulter parfois 
du simple mal-jug6. 

Quoi qu^il en soit, le rejet du recours marque le d^noüment 
de cette petite cause c6l6bre. Le condamn6 fera ses quatorze 
ann^es de r^clusion, ä moins que la gräce n'en abrege la dur^e 
et Ton peut dire, en r66ditant ä son usage un mot fameux : 
Sptihler a 6t6 justement et l^galement condamn^. 

Mais que serait-il advenu si le hasard avait permis que 
la victime de Spühler eüt d^passi^ Tage critique de quinze ans? 
U n'est pas difficile de deviner que Tissue du recours aurait 
^t6 tout autre. Le Tribunal föderal laisse nettement percer son 
opinion dans les consid(5irants de Tarrfit; il consid^re Tarticle 
279 comme abrog6. Or cet article est seul applicable, dfes que 
la victime du viol a franchi la quinzi^me ann^e. 

II fallait donc que la piäce eüt son 6pilogue; il importait 
que la d^chirure ainsi d^voil^e dans les mailies du Code p6nal 
tut recousue d'urgence. Aussi, d6s le 22 mars 1899, le Grand 
Conseil a-t-il, par une loi speciale, rdtahli^) l'article 279 du 
Code p6nal dans sa teneur ancienne. Rien ne montre mieux 
que cette disposition avait 6t6 reellement abrog^e; rien ne 
montre mieux Tinsuffisance de Toeuvre de r^paration tent^e en 
1896 par le Conseil d'Etat. La oü Tarröt^ a suffi, la loi n'est 
pas näcessaire. 

Les Genevois, la presque totalit^ d*entre eux tout au moins, 
ne se sont pas dout^s que pendant präs de sept ans, il leur 
aurait 6tä loisible de violer, sinon en toute s6curit6 de cons- 
cience, au moins impun^ment, toute personne ayant doublt le 
cap de ses quinze ans. Ils seront heureux, je suppose, d*ap- 
prendre qu'ils ne jouissent plus aujourd*hui de cette pr^rogative. 
En tout cas, il m'a paru que cette aventure möritait d'ötre 
publii^e et comment^e. Elle contient ä Tadresse du l^gislateur 
de Tavenir des legons qui ne devraient pas ^tre mises en oubli. 



>) Loi du 22 mars 1899 r^tabltssant r article 279 du Code p^al 
du 21 octohre 1874, 
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Statistische Erhebungen über jugendliche 
Verurteilte im Kanton Zürich. 



Mitgeteilt von 
Prof. Dr. F, ZUrcher in Zürich. 



Zur Vorbereitung eines Gesetze»- über Massnahmen bei Ver- 
gehen jugendlicher Personen wurde von der Justizdirektion des 
Kantons Zürich eine Zusammenstellung der in den Jahren 181)5 97 
im Kanton wegen Verbrechen und Vergehen verurteilten jugend- 
lichen Personen veranlasst. Diese Zusammenstellung giebt zu einigen 
Vergleichen und Betrachtungen Anlass. Wir reproduzieren im 
folgenden nun den Zusammenzug der Tabellen für das ganze 
Triennium, ohne Ausscheidung der einzelnen Jahre. 

Eine erste Tabelle zeigt uns die Verurteilung jugendlicher 
Verurteilter nach Lebensjahren und nach den übertretenen Kapiteln 
des Strafgesetzbuches: 

Tab. I. 



Verurteilte wegen Verbrechen 
gegen 



AKerslahr des Verurteilten 



13 



14 



15 



Erit« 
AlteriNtafe 



16 



17 



18 



Zweit« 
Altfmtaf« 



Total 



Staat und öffentliche Ordnung 

Frieden 

Öffentliche Treue und Glauben 

Sittlichkeit 

Leben und Gesundheit . . . 

Ehrverletzung 

Vermögen 

Betrug 

Allgemeine Sicherheit . . . 
Sicherheit des Verkehrs . 

Summa 



39 
3 
2 



1 
2 
3 

41 
2 
1 



44 



50 



2 
3 

55 
6 



1 
4 
6 

185 

11 

3 



1 
3 
8 
2 
12 

85 

10 

1 

1 



66 



160 



1 
9 
3 
4 

16 

2 

100 

16 



118 150 



7 
6 
6 

7 

31 

1 

137 

28 



225 



9 
18 
12 
13 
58 

3 

322 

54 

1 

3 



9 
18 
13 
17 
64 

8 

457 

65 

4 

3 



493 



658 
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Die Ausscheidung der beiden Altersstufen entspricht nicht dem 
geltenden Strafgesetzbuch, sondern ist vorgenommen worden mit 
Rücksicht auf den Gesetzesentwurf, über den wir nächstens berichten 
zu können hoffen. 

Die Gesamtzahl der wegen Verbrechen und Vergehen Ver- 
urteilten betrug im gleichen Zeitraum 7655; die Jugendlichen der 
ersten Altersstufe machten daher 2,1 7o, die der zweiten Alters- 
stufe 6,4 %, die Gesamtzahl der Jugendlichen 8,5 7o ^Uer Ver- 
urteilten aus. 

Diese Zahlen lassen zunächst einen Vergleich mit denjenigen 
früherer Perioden der zürcherischen Rechtsstatistik zu; allerdings 
nur in einem gewissen Umfange, da die Aufnahmen nicht ganz 
gleichmässig erfolgt sind. Es betrug nämlich: 

in % aller wegen Verbrechen und Vergehen Verurteilten: 

1853/70 die Zahl der Verurteilten 

im Alter von 12 — 20 Jahren 8,1 

1871/84 dieselbe Zahl 13,2 

1885/91 die Zahl der Verurteilten 

im Alter von 12 — 16 Jahren ... 3,7 

V n >» 1" 1" « . . . 7,0 

„ V n 12—19 „ 11,0 

1895/97 die Zahl der Verurteilten 

im Alter von 13 — 15 Jahren . . . 2,1 

„ „ „ 16 — 18 „ ... 6,4 

n M »j 13 1^ n 8,5 

Wenn wir dabei berücksichtigen, dass in der letztgenannten 
Periode das 19. Altersjahr, das selbstverständlich eine höhere Ziffer 
als die vorausgehenden Jahre aufweist, nicht mitgezählt ist, so 
werden wir annehmen müssen, dass gegenüber der Vorperiode that- 
ßächlich keine Verminderung eingetreten ist. 

Übrigens wäre, um genau zu sein, noch ein Verhältnis zu 
berücksichtigen, nämlich das der Individuen im Alter von 12 — 20 
Jahren überhaupt zur Gesamtbevölkerung. Es ist ja klar, dass die 
Ziffer, welche den Anteil der Jugendlichen an der Gesamtkriminalität 
zum Ausdruck bringt, eine ganz andere Bedeutung hat bei einer 
kinderreichen Bevölkerung als bei einer kinderarmen. Sollte sich 
im Verlaufe der Jahre dieses Verhältnis durch starke Einwanderung 
Erwachsener und Abnahme der Eheschliessungen oder der Frucht- 
barkeit der Ehen verschoben haben, so hätten auch die obigen 
Ziüilen eine ganz andere Bedeutung. In Wirklichkeit ist aber eine 
S)lche Verschiebung nicht vorgekommen, was wenigstens die 
Zühlungsergebnisse von 1880 und 1888 zu erweisen vermögen. 
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1880 betrug die Bevölkerung im Alter von — 20 Jahren 
19,2% der Gesamtbevölkerung, 

1888 betrug dieselbe Bevölkerungskategorie 
19,3 % der Gesamtbevölkerung. 

Die relative Vermehrung der jugendlichen Verbrecherwelt hat 
also an sich nichts Erschreckendes, sie ist im letzten Jahrzehnt ja 
kaum bemerkbar. Die in die Augen fallende Vennehrung von 
1853/70 auf 1871/84 begleitet Dr. Meyer^) mit folgender Bemerkung : 

^Eine solche Zunahme ist zu erwarten gewesen, wenn man 
bedenkt, dass heute infolge der industriellen Betriebsverhältnisse 
beispielsweise die Arbeiter in viel früherem Alter selbständig werden, 
als vor dreissig oder vierzig Jahren. Dass nun in einem so frühen 
Alter die Eigenschaften, die zu einem aus eigenem Antriebe ordent- 
lich geführten Leben notwendig sind, in höherem Masse mangeln 
als je, ist ja klar. Aber immerhin wolle man bedenken, dass auch 
in dem Zeitraum 1871/84 von 100 Verurteilten 13,2 im Alter von 
12 — 20 Jahren stehen, während von 100 Erwerbenden immerhin 
16,5 in jene Altersklasse fallen, die Beteiligung an der Zahl der 
Verurteilten den Prozentsatz der Beteiligung an der Summe der 
Erwerbenden nicht übersteigt." 

Noch schwieriger als der Vergleich mit den Ergebnissen von 
früheren Jahren in demselben Gerichtsbezirke ist der Vergleich mit 
ausländischen Ergebnissen. Wir wollen uns hier auf zwei Zahlen- 
reihen beschränken. 

Nach der Kriminalstatistik des Deutschen Reiches kamen auf 
100 Verurteilte jugendliche Verurteilte im Alter von 12 — 18 Jahren: 

1882 9,3 

1883 9,1 

1884 9,1 

1885 8,9 

188() 8,9 

1887 9,3 

1888 9,4 

1889 10,0 

1890 10,7. 

Die ,,Oesterreichische Statistik'', Bd. 50, Heft 3, giebt für die 
im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder folgende Er- 
gebnisse : 

*) Die Verbrechen in ihrem Zusammenhang mit den wirtschaftlichen 
und socialen Verhältnissen im Kanton Zürich, in Elsters staatswissenschaft- 
licheu Studien, V, 5. Heft. 
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Von den -wegen Verbrechen Verurteilten waren in % ^^^ 
Gesamtzahl 









unter 16 
Jahre u 


von 16 bis 
20 Jahren 


Jugendliche 
Total 


1886 .... 2,3 


15,5 


17,8 


1887 . 






2,5 


16,1 


18,6 


1888 . . 






2,5 


16,2 


18,7 


1889 . . 






2,(> 


17,1 


19,7 


1890 . 






2,5 


18,1 


20,6 


1891 . . 






2,7 


17,6 


20,3 


1892 . . 






2,6 


17,6 


20,2 


1893 . , 






2,8 


18,1 


20,9 


1894 . . 






2,6 


18,6 


21,2 


1895 . . 






2,8 


18,0 


20,8 



Da nach dem österreichischen Strafgesetzbuch die unmündigen 
Personen vom 11. — 14. Lebensjahr für Handlungen, welche ihrer 
Natur nach Verbrechen wären, nur wegen Übertretungen bestraft 
werden, so ist dem obigen Total der jugendlichen Verbrecher nach 
ein gewisser Prozentsatz zuzuftlgen. Dieses Gesamttotal der jugend- 
lichen Verbrecher betrug nämlich: 

1881 17,5% 

1886 19,6 „ 

1891 22,2 „ 

1895 23,5 „ 

Die grösseren und daher konstanteren Zahlen der beiden 
Nachbarreiche lassen das, was wir für den Kanton Zürich mehr 
vermuten als zeigen konnten, eine nicht ganz unerhebliche Zunahme, 
deutlich erkennen. Die österreichische Statistik sagt darüber: „Die 
Ursache dieser unerfreulichen Erscheinung, welche sich übrigens 
auch ausserhalb Österreichs zeigt, liegt wohl zumeist darin, dass 
der Kampf ums Dasein mit der Zunahme der Bevölkerung härter 
geworden ist und vielfach dahin geführt hat, dass die häusliche 
Erziehung der Jugend gänzlich vernachlässigt wird. Seit dem Jahre 
1890 trat aber noch der Umstand hinzu, dass die Zahl der Arbeiter- 
ausstände sich erheblich vermehrt hat und dass an den Aus- 
schreitungen, zu welchen manche dieser Arbeiterausstände geführt 
hatten, Personen im Alter von unter 20 Jahren sich beteiligt hatten," 

Auf ein anderes Moment weist die deutsche Kriminalstatistik 
hin, indem sie es als nicht unwahrscheinlich erklärt, dass bei dem 
heutigen Stande der Erziehung in Schule und Haus voraussichtlich 
die Fälle immer seltener werden, in welchen anzunehmen sei, dass 
ein jugendlicher Angeklagter bei Begehung der Strafthat die zujt 
Erkenntnis ihrer Strafbarkeit erforderliche Einsicht nicht besessen 
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habe. An diese Vermutung klingt eine Bemerkung der österreichi- 
schen Statistik an, dahingehend, dass zwar nicht in einem ursäch- 
lichen, aber doch in leicht erklärlichen Zusammenhange mit der 
wachsenden Zahl jugendlicher Verbrecher die--weitere Erscheinung 
stehe, dass die Quote derjenigen Verurteilten, welche des Lesens 
und Schreibens unkundig sind, seit 1885 um 8,4 % abgenommen 
habe. Aber schon die deutsche Statistik Hesse sich kaum als Beweis 
für diese Annahme anführen, da die Zahl der Freisprechungen 
jugendlicher Personen eher etwas in Zunahme begriffen zu sein 
scheint, uud vollends mangeln uns Angaben über die „wegen Un- 
zurechnungsfähigheit" Freigesprochenen. Für den Kanton Zürich 
Hesse sich eher umgekehrt annehmen, dass bei den Anklagebehörden 
wie bei den Gerichten die Abneigung, Kinder zu den gewöhnlichen 
Strafen zu verurteilen, und die Neigung, sie zu erzieherischen Mass* 
nahmen zu empfehlen, sich verstärkt haben. 

Schwieriger noch als über das Umsichgreifen der Kriminalität 
unter den jugendlichen Personen lässt sich über den gegenwärtigen 
Status dieser Kriminalität in verschiedenen Ländern eine zahlen- 
mässige Vergleichung anstellen. Nach den oben mitgeteilten Ver- 
hältniszahlen wäre der Zustand im Kanton Zürich ein günstiger, 
aber die Verschiedenheit der Gesetzgebung, der Gerichtspraxis und 
der demographischen Verhältnisse läost keinen sichern Schluss zu. 
Am ehesten sollten sich Nachbarkantone miteinander vergleichen 
lassen, allein es fehlen uns Zusammenfassungen mehrerer Jahre, 
die allein, bei den kleinen Zahlen des einzelnen Jahres, sichere, 
vergleichbare Ergebnisse liefern. In Zug machten im letzten Jahr- 
zehnt die Jugendlichen unter 20 Jahren 11,2% aller Verurteilten 
aus. (Siehe Seite 166 dieses Jahrgangs der Zeitschrift.) 

Im ganzen genommen ist also die Zunahme des Verbrecher- 
tums unter den Jugendlichen im Kanton Zürich nicht schrecken- 
erregend und der gegenwärtige Zustand kein besonders schlimmer, 
aber es bleibt doch die Thatsache der Zunahme in relativen Zahlen, 
und wenn wir dazu die Vermehrung der Bev(5lkerung und damit 
die absolute Zunahme der Verbrechen überhaupt in Betracht ziehen, 
so kommen wir zu dem richtigen Schlüsse, dass die Steigerung der 
absoluten Zahl der jugendlichen Verbrecher ansehnlich genug ist, 
um der Frage ihrer rationellen Behandlung unsere ganze Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. 

Noch sei hingewiesen auf die stetige Zunahme der Verbrechen 
von Altersjahr zu Altersjahr, die sich in den Zahlen +6 + 16 
+ 52 + 32 + 75 ausdrückt. Der auffallende Sprung vom 15. 
zum 16. Altersjahr ist leicht erklärlich dadurch, dass gerade in 
diesem Zeitpunkte für einen grossen Teil unserer jungen Leute ein 
gewisses Selbständigwerden (Konfirmation, Eintritt in eine Lehre 
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nach Absolvierung von 2 — 3 Jahren Sekundärschule) sich vollzieht. 
Im übrigen ist die Kurve eine ziemlich regelmässige, sie hebt sich 
progressiv gegen die Altersstufe der grössten Kriminalität, das 
Lebensalter von 20 — 30 Jahren. 

Die zweite Frage, auf welche die Tabelle Antwort geben kann, 
ist die : Welche Verbrechen werden in diesem jugendlichen Alter be- 
gangen? Zunächst die Gruppierung nach Kapiteln des Strafgesetz- 
buches. Die Zahlen sind zwar in die Augen springend, wir wollen 
indessen diejenigen der letzten Kolonne in Verhältniszahlen umsetzen 
und diese letztern mit den entsprechenden Zahlen früherer Perioden 
zusammenstellen. Diesen Zahlen wären die Verhältniszahlen, die 
sich für die von erwachsenen Verbrechern begangenen Verbrechen 
ergeben, gegenüberzusetzen, wir geben hier indes einfach die Ver- 
hältniszahlen für alle begangenen Verbrechen, da ja •/!<> davon von 
Erwachsenen begangen worden sind. So ergiebt sich die folgende 
Tabelle über 

die relative Häufigkeit der eimelnen Verbrechensgattungen. 

Tab. n. 



Yerbrechensgattungen 



Es wurden gemäss den aufgezahlten Straf- 
bestimmungen verurteilt 



Ton IM« Terarteilt«!! Im 
Alter von 12-20 Jahren 



lgH/97 



188&/91 



1871/84 



von IM« Ternrietlten 
Vberhanpt 



1895/97 1885/91 



1871/84 



/. Kantonales Strafrecht. 

Staat und öffentliche Ordnung . 

Frieden 

öffentliche Treue und Glauben 

Sittlichkeit 

Leben und Gesundheit . . . 
Persönliche Freiheit .... 

Ehrverletzung 

Vermögen 

Betrug 

Betreibung und Konkurs . . . 
Allgemeine Sicherheit .... 
Amts- und Dienstpflicht . . . 

Pressvergehen 

Polizeiübertretungen .... 

//. Bundesstrafrecht, 

Litterar. und gewerbl. Eigentum 
Sicherheit des Verkehrs . . . 
Andere Bundesgesetze .... 



14 
27 
20 
26 

98 

5 

700 

99 

6 



1000 



12 
30 
43 
37 

130 

1 

10 

634 
92 

10 



21 

29 
101 

24 

167 

1 

19 
638 

94 

13 
1 
1 



1000 



1 



1000 



87 

39 

19 

63 

179 

1 

81 

404 

113 

6 

6 

1 

2 

3 



1 
4 
1^ 

1000 



51 

41 

41 

55 

149 

1 

106 

399 

131 

8 
3 
6 



1 
3 
6^ 

1000 



29 

43 

54 

32 

145 

1 

118 

439 

122 

10 
3 
2 



1000 
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Die Kapitel des Strafgesetzbuches sind nach äusserlichen 
Momenten aufgebaut ; das ,,nattirliche System^* mangelt uns immer 
noch. Es ist daher von Interesse, zu ermitteln, welche einzelnen 
Verbrechensthatbestände von den jugendlichen Verbrechern erfüllt 
wurden. Die Zahlen sind der Rechtsstatistik über das Jahrzehnt 
von 1875/84 entnommen; die erste Ziffer giebt die Zahl der jugend- 
lichen Verurteilten, die zweite die Gesamtzahl der Verurteilten. 

1. Verbrechen gegen den Staat: 66 jugendliche Verurteilte 
(590 Verurteilte überhaupt), darunter 

Widersetzung gegen amtliche Verfügung . . 20 (186) 

Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen. . 11 (202) 

Befreiung von Gefangenen 2 (3) 

Übertretung der Landesverweisung . . . . 33 (171) 

2. Verbrechen gegen den Frieden: 71 (866), darunter 

HausfHedensbruch 41 (531) 

Drohung von Verbrechen 19 (290) 

Zweikampf 11 (40) 

3. Verbrechen gegen öffentliche Treue und Glauben : 302 (1268), 
darunter 

Münzfälschung 5 (27) 

Münz vergehen 4 (34) 

Fälschung öffentlicher Urkunden (in überwie- 
gender Anzahl sind es Fälschungen von Zeug- 
nissen und Ausweisschriften) ..... 277 (1049) 

Falsche Anschuldigung 2 (39) 

Falsches Zeugnis 14 (119) 

4. Verbrechen gegen die Sittlichkeit: 66 (693), darunter 

Notzucht 14 (71) 

Blutschande 1 (18) 

Kuppelei 2 (226) 

Erregung öffentlichen Ärgernisses .... 49 (350) 

5* Verbrechen gegen Leben und Gesundheit \ 408 (2817), darunter 

Mord 4 (27) 

Körperverletzung mit tödlichem Ausgang . . 8 (50) 

Körperverletzung 246 (1988) 

Körperverletzung im Raufhandel 117 (482) 

Kindsmord 2 (17) 

Beseitigung einer Kindesleiche 2 (9) 

Abtreibung 1 (22) 

Fahrlässige Tötung 4 (30) 

Fahrlässige Körperverletzung 24 (140) 

Schweizerische Zeitschrift fflr Straf recht. 18. Jahrg. 15 
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6. Verbrechen gegen die Freiheit: 1 (19), nämlich 
Nötigung 1 (19) 

7. Verbrechen gegen die Ehre: 50 (2153), nämlich 

Verleumdung 4 (238) 

Beschimpfung 46 (1915) 

8. Verbrechen gegen das Vermögen: 1423 (3494), darunter 

Raub 7 (34) 

Diebstahl 1092 (6351) 

Unterschlagung 102 (906) 

Pfandunterschlagung 4 (170) 

Fundunterschlagung 6 (40) 

Hehlerei 8 (117) 

Böswillige Eigentumsschädigung 204 (846) 

9. Verbrechen des Betruges: 263 (2477), darunter 

Betrug 250 (1868) 

Fälschung von Nahrungsmitteln 11 (128) 

Betrügliche Anmassung eines öffentlichen Amtes 1 (4) 

Leichtsinniger Bankerott 1 (29) 

10. Oemeingef ährliche Verbrechen: 33 (194), darunter 

Vorsätzliche Brandstiftung 8 (75) 

Fahrlässige Brandverursachung 25 (114) 

11. Beamtenverbrechen: 1 (71), nämlich 

Verletzung der Amts- und Dienstpflicht . . 1 (65) 

12. Bundesstrafrecht: Verbrechen gegen die Verkehrssicher- 
heit 3 (36), davon 

Störung des Telegraphenbetriebes .... 1 (2) 
Eisenbahngefährdung 2 (34) 

Diese Einzelheiten sind zwar schon Abstraktionen, denen die 
lebendige Anschaulichkeit mangelt, welche uns die Erzählung der 
einzelnen Fälle bringen würde. Und doch sprechen sie eine beredte 
Sprache. Nehmen wir nur einmal den Gegensatz heraus, der zum 
Ausdruck kommt in der Zahl der jugendlichen Duellanten, die im 
Übermute, wie ihn nur das überschäumende Bewusstsein physischer 
Vollkraft und die Abwesenheit jeder Lebenssorge hervorrufen kann, 
das Gesetz übertraten, und auf der andern Seite die jugendlichen 
Kindsmörderinnen, das Bild des äussersten Elendes und Verlassen- 
seins. Recht verschieden sind gewiss auch die Fälle der gemein- 
gefährlichen Verbrechen. Da ein paar Knaben, die in grösster 
Sorglosigkeit das dürre Gras am Waldrand angezündet und dadurch 
fahrlässigerweise eine Feuersbrunst gestiftet, dort der arme Kost- 
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knabe (Verdingkind), der aus grimmiger Rache das Haus seines 
Pflegevaters und vermeintlichen Peinigers, in Brand gesteckt hat. 

Doch wir wollen uns zum Gesamteindruck durcharbeiten. Was 
uns zuerst in die Augen fallen musste, ist das Hervortreten der Ver- 
brechen gegen Lehen und Gesundheit (10 Vo) ^^^ insbesondere der- 
jenigen gegen das Vermögen (mit Einschluss der Betrugsverbrechen 
80 Vo ^^1^^' Verbrechen Jugendlicher). Wir haben auch beim 
Oesamtverbrechertum eine ähnliche Erscheinung, aber das Verhält- 
nis ist doch ein wesentlich anderes, 18 7o entfallen auf die Ver- 
brechen gegen Leib und Leben, 52^0 ^^ die Verbrechen gegen 
^as Vermögen. Allerdings sind, wenn wir das Motiv entscheiden 
lassen wollen, was ja das allein richtige ist, die Fälle der bös- 
willigen Sachbeschädigung bei den Vermögensverbrechen auszu- 
scheiden. Das würde die Verhältniszahl bei den Jugendlichen um 
etwa 10 Vo herunterdrücken, also auf etwa 70 Vo» ^^^r in gleicher 
Weise auch die Verhältniszahl bei den Verbrechern überhaupt, die 
gegenseitige Beziehung bliebe also ziemlich dieselbe. 

Nun ist es begreiflich für einen jeden, dass Jugend keine 
Tugend hat, d. h. dass sie in mutwilliger Verwendung ihres Kraft- 
überschusses da und dort gegebene Schranken überspringt, aber 
woher gerade diese Aneignung fremden Gutes, die entschuldbarer 
erscheint, wenn die abnehmende Kraft des Alters nicht mehr aus- 
reicht, den Kampf ums Dasein zu bestehen ? Unzweifelhaft handelt 
<ier kindliche Dieb noch aus kindischen Motiven ; zur Befriedigung 
der Naschhaftigkeit will er sich Mittel verschaffen oder der Hang 
jsum Abenteuerlichen und Vagantität führt zur Bildung jugendlicher 
Diebsbanden. Die Not des Lebens kann hier noch nicht direkt 
einwirken, es ist dies ja auch bei Erwachsenen selten der Fall; 
aber als mittelbare Ursache mag sie recht oft auftreten, indem sie 
in der schlechten Erziehung zum Ausdruck kommt, deren äusserstes 
•dann allerdings die Erziehung zum Diebstahl ist. Auf der zweiten 
Stufe des jugendlichen Alters mehren sich die Bedürfnisse und die 
Oefahren ; es ist immer noch nicht die echte Not, was zu Eingriffen 
in das Vermögen dritter führt, sondern Leichtsinn und Liederlich- 
keit, es beginnt zu wirken, was die günstigste, arbeitskräftigste 
Lebensperiode, vom 20. — 30. Altersjahr, zur Periode der höchsten 
Kriminalität gestaltet, „les amusements, les fötes, les amours". Der 
junge Mensch, berauscht von den ihm neuen Genüssen des Lebens, 
enthebt die Mittel, sie zu erwerben, dem Vennögen seines Prinzipals, 
oder er fühlt den Übermenschen in sich, der ohne Gewissensbisse 
den Einfältigen überlistet. 
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Die hier beobachtete Erscheinung tritt auch anderswo zu Tage, 
Die deutsche Kriminalstatistik für 1890 ergibt folgende Ziffern: 



Yerorteilt im ganzen . . . . 
Verurteilte unter 15 Jahren 
Verurteilte von 15 — 18 Jahren 
Verurteilte von 18 — 21 Jahren 



Verurtoitte wegen 



ferkneliM ud 

Verf ehM Vker- 

halft 



Zahl 



381,450 
14,654 
26,349 
62,638 



Tfirbreehen ibiI Tergeken 
gei^i iM Sif «ntu 



Zahl 



168,107 
13,004 
18,188 
21,165 



•/• 



44,1 
88,7 
69,0 
83,8 



Weniger prägnant ist dieses Verhältnis nach der Statistik des 
Kaisertums Österreich (Cisleithanien). Die Zahlen beziehen sich auf 
die Jahre 1882—94. 

Verurteilt wurden wegen Verbrechen 

überhaupt 386,008 

Davon wegen Aneignungs-Verbrechen 
(Raub, Diebstahl, Betrug, Verun- 
treuung) 260,479 = 68 Vo 

Jugendliche Verbrecher im Alter von 

14—20 Jahren 73,159 

Davon wegen Aneignungs- Verbrechen 56,548 = 77 7o* 

Wir haben oben als Ursache der Vennehrung der jugendlichen 
Kriminalität überhaupt die frühzeitigere Verselbständigung der 
jungen Leute bezeichnet. Das muss sich natürlich ganz besonders 
in den Zahlen der Vermögensverbrechen geltend machen, und in 
der That erzeigt Tabelle IT eine stetige relative Vermehrung der 
Vermögens verbrechen bei gleichzeitigem Rückgang der Verbrechen 
gegen Leib und Leben bei den Jugendlichen, im direkten Gegen- 
satz zum Entwicklungsgange bei der Gesamtkriminalität. 
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Eine andere Tabelle kombiniert zwei weitere Elemente: 

Oeschlechi der Jugendlichen Verurteilten und Ort der Begehung, 

Tab. m. 



Bezirks 






Verurteilte 








von ] 


13' 15 Jahren 


von 16—18 Jahren 


zusammen 1 


Hludich 


wdUlck 


T»tal 


Hinlich 


weiblich 


Tttal 


■tallich 


wcthlich 


TtUl 


Zürich . . 


68 


22 


90 


233 


63 


286 


801 


75 


376 


AfFoltem . 


6 


— 


6 


14 


— 


14 


20 


— 


20 


Borgen . . 


19 


1 


20 


39 


1 


40 


58 


2 


60 


Meilen . . 


4 


1 


5 


12 


2 


14 


16 


3 


19 


Hinweil 


5 


1 


6 


11 


3 


. 14 


16 


4 


20 


Uster . . 


3 


— 


3 


11 


4 


15 


14 


4 


18 


Pfäffikon . 


1 


— 


1 


6 




6 


7 




7 


Winterthur 


18 


2 


20 


61 


4 


65 


79 


6 


85 


Andelfingen 


1 




1 


14 


1 


15 


15 


1 


16 


Bülach . . 


5 


— 


5 


16 


1 


17 


21 


1 


22 


Dielsdorf . 
Summa 


3 




3 


6 


1 


7 


9 


1 


10 


133 


27 


160 


423 


70 


493 


556 


97 


653 


7o 


83,1 


16,9 


100 


85,8 


14,2 


100 


85,1 


14,9 


100 


Die Ve 


rhältnii 


szahlei 


1 aller 


Veru] 


pteilten wäre 


n: 






1885/91 


. . 83,7 7( 


> männlich, 16,3 *^y 


'o weiblich 




187 


1/84 . 


. . i 


36,7 7( 


) 


n 


13,3 ^j 


t 




« 





Wir wissen zur Stunde nicht, wie die Beteiligung der weib- 
lichen Bevölkerung an der Kriminalität der Jahre* 1895/97 sich 
gestaltet hat, und für die frühem Jahre fehlt uns die Ausscheidung 
der Jugendlichen nacli Geschlechtern, so dass wir keinerlei Ver- 
gleichspunkte besitzen. Wären die Zahlen nicht gar so klein und 
Zufälligkeiten aller Art unterworfen, so würden wir die höhere 
Beteiligung der Mädchen auf der ersten Altersstufe als symptomatisch 
dafür erklären, dass sich in diesem Alter der Geschlechtsunterschied 
in Erziehung und Lebensweise noch weniger scharf ausprägt, 
während auf der zweiten Stufe leider schon vielfach das, das Ver- 
brechen kompensierende Moment der Prostitution in die Erschei- 
nung tritt. 

Vielleicht steckt in dieser Beobachtung doch ein allgemeines 
Gesetz. Wir wollen auch hier zur Nachprüfung die grösseren 
Zahlen der deutschen und österreichischen Statistik herbeiziehen. 
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Zunächst die deutsche Kriminalstatistik. Dieselbe ergiebt für 
1890 folgende Zahlen: 

Verurteilte im Alter Männlich weiblich 

von unter 15 Jahren . 12,082 = 82,4 7o 2,572 = 17,6 7(^ 

von 15—18 Jahren . . 21,413 = 81,3 7o 4,936 = 18,7 7<y 

von 18—21 Jahren . . 56,953 = 90,9 7o 5,685 = 9,1 7o 

Verurteilte überhaupt . 314,192 = 82,4 % 67,258 = 17,6 7<^ 

Die österreichische Kriminalstatistik des Jahres 1895 ergabt 

Verurteilte im Alter Männlich weiblich 

von unter 16 Jahren . 656 = 81,5 7o 149 = 19,5 7(> 
von 16—20 Jahren . . 4,423 = 85,5 7o 748 = 14,5 7<^ 
Wegen Verbrechen Ver- 
urteilte überhaupt . 24,564 = 85,6 7o 4,145 = 14,4 70- 

Es scheint hiemach, dass die aufgeworfene Frage des nähern 
Studiums noch bedarf. 

Die Tabelle lässt uns auch einigermassen Stadt und Land 
unterscheiden. Der Bezirk Zürich, mit etwa 90 7o städtischer Be- 
völkerung, nimmt an den Verurteilungen jugendlicher Personen mit 
57,6 7o, die übrigen meist ländlichen Bezirke mit nur 42,4 7o AnteiL 
Wahrscheinlich (zuverlässig genaue Ziflfem mangeln) enthielt der 
Bezirk Zürich noch nicht ganz die Hälfte der Bevölkerung de& 
Kantons. Dabei ist nun allerdings in Betracht zu ziehen, dass die^ 
Kriminalität in der Stadt Zürich aus leicht zu erratenden Gründen 
eine grössere ist als auf dem Lande (s. diese Zeitschrift, Bd. XI, 124)- 
In den Jahren 1895/97 erfolgten 4375 Verurteilungen wegen im 
Bezirk Zürich begangener Verbrechen, davon entfallen auf jugend- 
liche Thäter 376, somit 8,6 7o, während wir für den ganzen Kanton 
das Verhältnis zu 8,5 7o angeschlagen haben. In ähnlicher Weise 
ist auch für die Stadt Berlin der Anteil des jugendlichen Verbrecher- 
tums an der Gesamtkriminalität der Stadt sogar eher noch kleiner 
als im übrigen deutschen Reiche. Es ist das ein Anzeichen, da8& 
eben in der Stadt die Massnahmen zum Schutze der verwahrlosten 
Jugend, wie auch zum Schutze vor derselben kräftig gehandhabt 
werden. Dennoch mahnt die stets steigende absolute Zahl solcher 
jugendlicher Verbrecher, die Bekämpfung in immer intensiverer 
Weise fortzusetzen. 
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Endlich betrachten wir die verhängten Strafen, und Massnahmen 
gegen jugendliche Verbrecher: 



Tab. IV. 



Verurteilt wegen Verbreohen 
gegen 



Verurteilte ven 12—16 Jahren 



zu Arbeitshaus 



Tenrtdlie 



lonttt 



zu Gefängnis 



Terirteilte 



Tag« 



n 

fleUbsni 



II Itrrtk* 
tlraikau 



Staat u. öffentliche Ordnung 

Frieden 

Öffentliche Treue u. Glauben 
Sittlichkeit .... 
Leben und Gesundheit 
Ehryerletzung . . . 
Vermögen .... 
Betrug ....." 
Allgemeine Sicherheit 
Sicherheit des Verkehrs 



Staat u. öffentliche Ordnung 

Frieden 

Öffentliche Treue u. Glauben 
Sittlichkeit .... 
Leben und Gesundheit 
Ehrverlctzung . . . 
Vermögen .... 

Betrug 

Allgemeine Sicherheit 
Sicherheit des Verkehrs 



2 
1 



84 
4 



1 
5 



12 



80 
8 



762 

83 



37 
2 
3 



16 
1 



12 



91 



873 



48 



19 



Verurteilte von 16—18 Jahren 



15 
5 



21 





6 


103 


3 


— 


8 


95 


10 




10 


81 


2 


24 


10 


341 


— 


— 


25 


1,086 


33 


— 


1 


4 


2 


238 


241 


5.672 


60 


46 


43 


1,084 


4 

1 




3 


19 


308 


347 


8,485 


115 











— 2 



7 
2 



11 



Wenn irgend etwas, so überzeugt uns diese Tabelle von der 
Notwendigkeit einer Reform. Alle diese kurzen Gefängnisstrafen, 
die auf Jugendliche nur verderblich einwirken können, müssen ver- 
schwinden ; ebenso die Geldbussen, soweit sie noch nicht erwerbende 
Personen treffen. Wenn wir aber anderseits sehen, dass sich unter 
diesen Kindern und Jugendlichen schon so verdorbene und gefähr- 
liche Individuen befinden, dass der Richter sich veranlasst sieht, 
Arbeitshaus zu verhängen, so ist es klar, dass wir mit unserem 
System des „Milderungsgrundes der Jugend" solchen Leuten gegen- 
über auf dem Abwege uns befinden und dass an dessen Stelle die 
Möglichkeit einer von kundiger und fester Hand geleiteten Zwangs- 
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erziehang bezw, Verwahrung von recht langer Dauer gesetzt 
werden mußs. 

Zu spät, um noch in dieser Arbeit eingehend berücksichtigt 
zu werden, erhalten wir die Ergebnisse einer Aufnahme für das 
Jahr 1898. Sie zeigt neuerdings eine erhebliche Zunahme der Zahl 
der jugendlichen Verbrecher. Wir lassen hier die Vergleichung mit 
den 3 Voijahren folgen: 





Verurteilte jugendliche Verbrecher : 


Tab. V. 


Jahr 


im Alter 
von 13—16 Jahren 


von 16—18 Jahren 


zusammen 


Htaillch 


weiblieh 


ToUl 


HluUch 


weiUieh 


Tetil 


■ftinlieh 


weiblich 


T»ttl 


1895 . . 

1896 . . 

1897 . . 

1898 . . 

Summa 

7o 


36 
46 
61 
70 


11 
3 

13 
7 


47 
49 
64 
77 


112 
159 
152 
164 


18 
29 
23 
23 


130 
188 
175 
187 


148- 
205 
203 
234 


29 
82 
36 
30 


177 
237 
239 
264 


203 

85,7 


34 
14,3 


237 
100 


687 
86,3 


93 

13,7 


680 
100 


790 
86,1 


127 
13,9 


917 
100 





















Nur zu früh dagegen kommt uns die Nachricht, dass der ein- 
gangs erwähnte Gesetzesentwurf vom Erziehungsrat abgelehnt worden 
ist. Es ist zu hoffen, dass die Revision des Strafprozesses noch 
benutzt werde, um Bestimmungen über die rationelle Behandlung 
von jugendlichen Verbrechern aufzustellen. 
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Der Kanton Neuenburg hat am 25. September 1893 ein 
Gesetz über die Schulzucht und den Schularrest erlassen, dessen 
Verfasser der damalige Staatsrat Auguste Comaz war. Dieses 
Gesetz war für den schweizerischen Strafgesetzentwurf vor- 
bildlich. Das Gesetz bestimmt: 

Loi oonoemant la disoipline scolaire et los arrdts de disoipllne. 

Art. 1". 

Les commissions scolaires ont le droit et le devoir de r6- 
primer, chaeune dans sa cireonscription, conformöment aux rfegle- 
ments qu'elles ^laborent, les infractions k la discipline scolaire. 

Le röglement peut prövoir, comme plus forte p6nalit6 k infliger 
aux d^linquants, les arrßts scolaires jusqu*ä trois fois huit heures, 
ä subir de jour, entre huit heures du matin et quatre heures 
du soir. 

Le röglement peut aussi 6tablir Tamende jusqu^ä cinq francs, 
k prononcer par le juge de paix, sur plainte de la Coinmission 
scolaire, contre les personnes responsables de l'enfant, qui, par 
leur negligence, le laissent commettre des actes d'indiscipline, 

Le röglement d^signe les locaux admis comme salles d'arröts 
scolaires. 

II est soumis par la Commission scolaire au pr^avis du Conseil 
communal, k l'approbation du Conseil g6n6ral de commune et k la 
sanction du Conseil d'Etat. 

Tout röglement non revetu de cette sanction ne peut l^gale- 
ment döployer aucun effet. 

Art. 2. 

Le procureur g6n6ral peut renvoyer devant le juge de paix 
du ressort les enfants de dix k seize ans qui auraient commis des 
contra ventions passibles de la prison civile ou des delits 16gers, 
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lorsque, dans ces derniers cas, il envisage qu'il n'y a pas lieu de 
renvoyer les pr^venus devant les tribiinaux ordinaires ou de lenr 
faire application des art. 79 et 82 du code p^nal. 

Art. 3. 

Le juge de paix saisi, siögeant en audience speciale, peut in- 
fliger les arröts de discipline jusqu'ä huit jours aux enfants ren- 
voyes devant lui. 

La sentence du juge d^termine si les arrßts doivent ^tre subis 
de jour et de nuit ou seulement de jour, soit de huit heures du 
matin k quatre heures du soir. 

En cas de contraventions relevant du juge de paix, le dölin- 
quant ne peut ötre puni que des arröts de jour jusqu'ä trois fois 
huit heures. 

Aussitöt que le jugement est rendu, il en est donnö avis par 
le greffe ä la prefecture, laquelle en informe k son tour sur-le- 
champ le d^partement de justice et pourvoit ensuite k Texöcution. 

Art. 4. 
Les arrets de discipline de jour seulement sont subis dans les 
salles d'arrets scolaires, par les soins et sous la surveillance de 
la Commission scolaire comp^tente, k laquelle avis du jugement est 
donn6 Sans retard par la prefecture. 

Art. 5. 

Les arrets de jour et de nuit sont subis en salle speciale, 
placke dans un bätiment scolaire, s'il est possible, mais en tout 
cas en dehors des locaux de la prison. 

Les salles d'arröts sont fournies par les chefs-lieux de district. 
Le Service en est remis k un concierge ou k un instituteur logeant 
dans le bätiment. 

Les frais de location et d'ameublement des salles d'arröts sont 
k la Charge de TEtat. 

Art. 6. 

Les jfrais d'entretien dans les salles d'arröts de discipline sont 
k la Charge de TEtat. 

Art. 7. 

Les enfants retenus k la salle d^arrets de discipline sont 
plac6s dans chaque district sous la surveillance d'une commission 
de trois membres nomm^s par le Conseil d'Etat pour la dur6e 
d'une 16gislature. 

La commission veille particuliörement k ce que le travail obli- 
gatoire, pendant les arrets de discipline, consiste en le9ons et 
exercices choisis en vue d'am^liorer l'öducation de Tenfant. 

L'employ^ charg6 du Service est tenu d'ex^cuter strictement 
toutes ses Instructions. 
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Ell cas de n^gligence dans raccomplissement de ses fonctions, 
ou d'insubordination, le Conseil d'Etat peut exiger de la commune 
du chef-lieu que cet eraployö soit remplac^. 

Art. 8. 

Les fonctions des membres de la commission de discipline sont 
gratuites. 

Les frais de d^placement sont fix^s par une ordonnance. 

Art. 9. 
La commission de discipline präsente chaque ann^e au Conseil 
d'Etat un rapport sm* Tactivitö qu'elle a d^ploy^e. 

Art. 10. 

Le Conseil d'Etat prendra toutes les mesures nöcessaires pour 
rex6cution de la präsente loi. 

Der Justizdirektor des Kantons Neuenburg, Herr Staatsrat 
Jean Berthoud, hatte die Güte, über die Anwendung des Gesetzes 
Mitteilungen zu machen, die allgemeines Interesse beanspruchen 
dürfen, indem daraus die praktische Bedeutung des Gesetzes 
ersichtlich ist. Herr Justizdirektor Berthoud schreibt: 

„Vous d6sirez savoir ce qui s'est pass6 dans notre canton 
au sujet de cette oeuvre de 16gislation. Nous pouvons vous 
dire, en th6se g6n6rale, que nos juges de paix, chargös d*ap- 
pliquer la loi, envisagent qu'elle est bonne et sont heureux 
de Tavoir k leur disposition; ils ne voudraient pas la voir 
disparaltre. 

II rösulte d'une petite enqußte que nous avons faite dans 
le courant de Tannöe 1895 et qui n'a pas 6t6 renouvelöe dfes 
lors, ce qui suit: 

Un juge de paix a 6t6 appel6 une fois ä faire usage de 
la loi contre des jeunes gens de 16 ä 18 ans, accus^s de ta- 
page nocturne et d'atteintes 16g6res ä la propri6t6; il a pro- 
nonc6 contre eux les arröts de jour (4 heures) et ils ont 6t6 
enferm^s s^par6ment dans des salles de classe. Ce magistrat 
envisage que la loi est bonne, ä la condition d'ßtre appliqu6e 
s^rieusement. 

Dans une autre justice de paix, le personnel enseignant 
a fait lecture de la loi aux 616ves, et la menace de renvoyer 
les d6sob6issant8 au juge de paix a suffi pour maintenir une 
bonne discipline. 
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Ailleurs, la loi a 6t6 appliqu6e contre un 616ve qui avait 
6t6 renvoyö au juge de paix par le procureur g6n6ral, ä teneur 
de Tart. 2, pour jet de pierre ayant bless6 une personne. Le 
magistrat avait requis un peine de trois jours de prison sco- 
laire ä subir de jour et de nuit; la peine requise a 6t6 appli- 
qu6e. La surveillance a 6t6 exerc6e par le garde communal, 
qui habite la maison dans laquelle se trouve la salle d'arr^ts. 
Dans le cas particulier, la mesure paralt avoir eu un bon r6- 
sultat, et en g6n6ral les commissions scolaires et le corps en- 
seignant sont fort aises d'avoir k leur disposition des p6nalit6s 
nouvelles dont les 616ves peuvent 6tre menacös avec succ6s. 
On envisage que les 616ves enfermös doivent 6tre soumis k 
un travail scolaire regulier, et qu'il serait imprudent de les 
laisser tout k fait inoccup6s pendant de longs jours. Ind6pen- 
damment du cas relat6 ci-dessus, la commission scolaire dont 
il s'agit a eu recours aux dispositions de la loi pour quelques 
cas d'indiscipline, et m6me une fois pour un d61it de rue ; quel- 
ques 616ves ont 6t6 mis aux arröts. 

Un autre juge de paix a fait une fois usage de la loi pour 
un jeune d61inquant de 14 ans qui avait commis plusieurs petits 
vols. II a 6t6 condamnö k huit jours d'arröts de jour et de 
nuit. La peine a 6t6 subie dans la salle d'arröts du district, 
sous la surveillance du concierge ; Tinstituteur lui a donn6 des 
leyons de composition, de dict6e, d'arithm6tique. La mesure, 
para!t-il, a produit un bon effet sur l'enfant et möme sur son 
entourage. 

Dans une autre localit6, la loi a 6t6 appliqu6e k deux 
enfants äg6s 15 Vs ans, pour contravention k la loi sur les 
routes. La peine a 6t6 subie de jour dans la salle d'arröts (quatre 
heures pendant deux dimanches), sous la surveillance du con- 
cierge. La mesure a 6t6 vue d'assez bon oeil. 

Dans la plus grande justice de paix de notre canton, un 
certain nombre d'616ves ont subi les arrßts de discipline sco- 
laire. Trois d'entre eux avaient injuria une personne qui les 
invitait k se mieux conduire; deux ont 6t6 condamnös pour 
avoir fum6; un avait introduit en classe un livre obscfene; un 
avait mendie; sept avaient fait T^cole buissonnifere k Tinsu de 
leurs parents. Les arr6ts ont 6t6 subis de jour dans les salles 
d'arrets de district. Tous les 616ves ont du faire des travaux 
d'6cole (6criture, composition, arithmötique). La surveillance a 
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6t6 exerc6e par la commission de surveillance du district. Les 
616ve8 dont il s'agit avaient de 10 ä 16 ans. Les autoritös sco- 
laires paraissent satisfaites d'avoir en mains le moyen de punir 
les 616 ves r6calcltrants, Le juge de paix dont nous parlons 
envisageait qu'il y aurait lieu de reviser la loi en ce qui con- 
cerne la dur6e des arr6ts et Theure de sortie. En 6t6, disail-il, 
il serait tr6s facile d'enfermer r616ve jusqu'ä, huit heures du 
soir, en le prenant k la sortie de la classe et en lui faisant 
ex6cuter les travaux d'6cole indiqu6s par le maltre. Si r616ve 
puni doit sortir k quatre heures, en m6me temps que tous les 
616ves du coUfege, l'effet de la punition est nul ou k peu pr6s, 
car il pourra jouer avec ses camarades et rentrer k la maison 
quand bon lui semblera, tandis que s'il ne sort qu'ä huit heures 
du soir, il s'empressera de rentrer et aura 6t6 priv6 de tous 
ses amusements quotidiens. 

Le tableau qui pr6c6de remonte, comme nous Tavons dit, 
k rannte 1895. Nous n'avons malheureusement rien de plus 
röcent k vous offrir. Mais, tel qu'il est, nous croyons qu'il 
sufiira pour vous faire saisir Tesprit dans lequel la loi est ap- 
pliqu6e. En tout cas, nous pouvons dire qu'il repr6sente encore 
la physionomie actuelle des choses." 
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Das neue Strafgesetz von Appenzell I.-Rh. 

Von 

öust. Albert Biaatle, Advokat in Appenzell. 



Am 30. April 1899 trat durch Annahme an der Lands- 
gemeinde in Appenzell ein Strafgesetz für den Kanton Appen- 
zell I.-Rh. in Kraft, und es dürfte angezeigt sein, diesem neuen 
Gesetze an dieser Stelle einige Worte zu widmen. 

Wenn wir zurückblicken auf die geschichtliche Entwick- 
lung des appenzellischen Strafrechts, so weisen uns seine Spuren 
zurück auf das germanische Recht. Die Selbsthülfe und der 
private Charakter der Strafe erhielten sich da bis ins 17., ja 
bis ins 18. Jahrhundert fort. (Vergleiche Appenzell I.-Rh. Land- 
buch, gedruckt 1828.) Die Möglichkeit des Loskaufs, die Fried- 
losigkeit und das allmähliche Steigen des Friedensgeldes be- 
gründeten nach und nach eine steigende Anerkennung des 
öffentlichen Charakters des Strafrechtes. Neuen Boden eroberte 
sich das öffentliche Recht in den Friedensgeboten, die auch im 
Appenzell I.-Rh. Landbuche vertreten sind. Die C. C. C. wird 
auch in Appenzell Eingang gefunden haben, doch lebten neben 
ihr ältere Rechtsgedanken fort. (Vergl. Appenzell Landbuch, 
pag. 26, Urteil vom 3. Juni 1660.) 

Das helvetische Gesetzbuch vom 4. Mai 1799 machte auch 
in Appenzell dem alten Strafrecht ein Ende, und wenn auch 
in der Folge diese Rechtseinheit der Restaurationsperiode zum 
Opfer fiel, so hat sie doch manchen Kantonen eigene Kodifika- 
tionen gebracht. Wenn sie nun auch dem Kanton Appenzell I.-Rh. 
eine solche Kodifikation nicht brachte, so ist sie doch an dem 
Appenzell I.-Rh. Rechtsleben nicht spurlos vorübergegangen, 
nur hat es an planmässiger Benützung und Ausbeutung gefehlt. 
Bald zeitigte die Unzulänglichkeit dieses Zustandes auch in 
unserm Kanton das Bedürfnis, ein, modernen Begriflten und 
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Anschauungen angepasstes Straf gesetz zu schaffen, und besonders 
waren es die Richter, denen sich der Mangel an gesetzlichen 
Strafnormen fühlbar machte, und schliesslich petitionierte der 
gesamte Richterstand, das Bezirksgericht und Kantonsgericht 
bei dem Grossen Rat um Erlass eines Strafgesetzes. Eine gross- 
rätliche Kommission machte sich an die Ausarbeitung eines 
Entwurfes, dem ein früherer Entwurf, ausgearbeitet von Herrn 
Landammann Sonderegger, zu Grunde gelegt wurde, welcher 
sich wiederum an das zugerische Strafrecht anlehnte. Dass 
letzterer Entwurf vor cirka 20 Jahren vor der Landsgemeinde 
keine Gnade gefunden, lag wohl in der allgemeinen Abneigung 
gegen alles Neue, im Zuge der Zeit, der heute zum Teil andern 
Anschauungen Platz gemacht hat, so dass der heutige Entwurf 
von der Landsgemeinde mit grosser Mehrheit zum Gesetz er- 
hoben wurde und mit dem 31. April in Kraft getreten ist. Die 
Hauptverdienste um denselben hat Herr Kantonsgerichtspräsident 
Dr. Weydmann. Damit ist nun dem Richter seine schwierige 
Aufgabe erleichtert und der Verbrecher vor Willkür geschützt 
worden. Der Entwurf, wie er uns nun als Gesetz vorliegt, be- 
handelt nur Verbrechen und Vergehen, während die Über- 
tretungen der Polizei Verordnung vorbehalten bleiben. 

Der allgemeine Teil umfasst 5 Titel: 

1. Strafen. 

2. Vorsatz und Fahrlässigkeit, Vollendung, Vorsatz und 
Drohung. 

3. Urheberschaft, Teilnahme und Begünstigung. 

4. Ausschliessung der Strafe. 

5. Zumessung der Strafe (Schärfungs- und Milderungs- 
gründe). 

Der besondere Teil handelt in 7 Abschnitten: 

1. Über Verbrechen und Vergehen gegen den Staat und 
die öffentliche Ordnung. 

2. Verbrechen und Vergehen gegen die Persönlichkeit. 

3. Gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen. 

4. Verbrechen und Vergehen wider das Eigentum. 

5. Vergehen gegen die Sittlichkeit. 

6. Pressvergehen. 

7. Tierquälerei. 
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Der Art. 158 enthält die Schlussbestimmungen und daran 
reihen sich eine Strafentafel und ein Inhaltsverzeichnis. 

Als gesetzliche Strafen führt Art. 3 auf: 

1. Todesstrafe. 

2. Zuchthausstrafe. 

3. Arbeitshaus. 

4. Gefängnis. 

5. Landesverweisung. 

6. Verlust der bürgerlichen Ehren. 

7. Einstellung im bürgerlichen Aktivrecht. 

8. Amtsentsetzung oder Einstellung im Amt oder Dienst. 

9. Wirtshausverbot. 

10. Untersagung der Betreibung eines bestimmten Berufes 
oder Gewerbes. 

11. Verweis. 

12. Geldbusse. 

13. Konfiskation. 

Zu diesen 13 Strafen kommt noch die in Art. 27 vorge- 
sehene Unterbringung jugendlicher Verbrecher in eine Besse- 
rungsanstalt^ welche Massregel wohl auch als Strafe aufzufassen 
ist. Dieser letztere Artikel regelt auch die Strafmündigkeit 
jugendlicher Verbrecher. Diese Strafmündigkeit tritt grundsätz- 
lich mit dem 13. Altersjahre ein, doch kennt das Gesetz eine 
kritische Periode bis zum 16. Jahre, in der es dem richterlichen 
Ermessen anheimgestellt ist, auf Strafmündigkeit oder Straf- 
unmündigkeit zu erkennen. Im ersteren Falle treten dann der 
Verweis oder die Verbringung in eine Besserungsanstalt ein. 
Für Erwachsene sieht das Gesetz Unzurechnungsfähigkeit vor, 
wenn die Strafthat in einem Momente geschah, wo dem 
Handelnden die nötige Urteilskraft fehlte, sofern diese Störung 
der Geistesthätigkeit nicht absichtlich herbeigeführt wurde. Ist 
diese Störung der Geistesthätigkeit selbstverschuldet, aber nicht 
in der Absicht, eine strafbare Handlung zu begehen, so findet 
teilweise Zurechnung statt. Bei nicht aufgehobener, aber ge- 
schwächter Geisteskraft kann der Richter unter das Straf minimum 
herabgehen oder eine mildere Strafart anwenden. Ebenfalls 
ausgeschlossen ist die Zurechnung bei Gesetzesverletzungen, 
die durch unwiderstehliche Gewalt oder durch Drohung, die 
mit einer gegenwärtigen, auf andere Weise nicht abweisbaren 
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Gefahr für Leib und Leben seiner selbst oder eines Angehörigen 
verbunden war, aufgenötigt worden sind. Ebenso unverschuldeter 
Notstand, der auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. Des 
weiteren begründet keine strafbare Handlung die Notwehr, und 
auch Überschreitung der Notwehr ist nicht strafbar, wenn sie 
in Bestürzung, Furcht oder Schrecken geschah. 

Der Versuch wird milder bestraft, als das vollendete Ver- 
brechen, und kann der Richter unter das Strafminimum herab- 
gehen oder auf eine andere Strafart erkennen. (Überhaupt ist 
in dem appenzellischen Strafgesetz dem Richter in der Straf- 
zumessung grosse Freiheit belassen, nicht nur darin, dass 
Maximal- und Minimalstrafen ausgesprochen sind, die es ihm 
gestatten, die Strafen der begangenen Handlung anzupassen, 
sondern es ist ihm auch in manchen Fällen gestattet, diese 
Grenzen zu tiberschreiten, wenn besondere Umstände es zu 
verlangen scheinen.) 

Thäter und Anstifter werden als Urheber bestraft. Den 
Gehülfen trifft die Strafe in dem Masse, als seine Mitwirkung 
zur Vollendung des Verbrechens beigetragen hat. Leichter als 
der Gehülfe wird der Begünstiger beurteilt und wiederum gün- 
stiger als letzterer derjenige, der von einem geplanten Ver- 
brechen Kenntnis hatte und es nicht anzeigte. 

Strafverfolgung und Strafvollzug verjähren in 10 Jahren im 
Maximum und in 6 Monaten im Minimum und in 3 Monaten 
bei Antragsdelikten, jedoch ist bei Verbrechen, die mit dem 
Tode oder mit mehr als lOjähriger Zuchthausstrafe bedroht 
sind, jede Verjährung ausgeschlossen. 

Das appenzellische Strafgesetz kennt sowohl allgemeine 
als besondere Strafmilderungsgründe. Bei Ideal- wie Real- 
Konkurrenz wird die Strafe des schwersten dieser Verbrechen 
angewendet, die andern werden alsSchärfungsgründe berücksich- 
tigt. Dabei kann der Richter das Maximum der gesetzlichen 
Strafe um die Hälfte überschreiten oder zu einer schwerern 
Strafart übergehen. Diese Kompetenz steht dem Richter auch 
zu bei Rückfall, sofern nicht seit dem letzten Verbrechen 10 
resp. 5 Jahre verflossen sind. Bei Konkurrenz von Verbrechen, 
die mit zeitlichen Zuchthausstrafen bedroht sind, darf in keinem 
Falle auf lebenslängliches Zuchthaus erkannt werden. 

Der besondere Teü (Art. 41 — 158) zerfällt in vier Abschnitte. 
Der erste Abschnitt, Verbrechen gegen den Staat, behandelt im 

Schweizerische Zeitschrift für Strafrecht. 12. Jahrg. 16 
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II. Titel als Störung der öffentlichen Ordnung: Störungen der 
Landsgemeinde und anderer öffentlicher Gemeindeversamm- 
lungen, Fälschungen von Abstimmungen durch Erregung von Irr- 
tümern, Verhinderung an der Ausübung von politischen Rechten, 
Bestechungsversuch bei Abstimmungen, unberechtigte Teilnahme 
an öffentlichen Wahlen, Widersetzlichkeit gegen Amtsgewalt, Un- 
gehorsam gegen amtliche Verfügungen, Widerstand gegen mah- 
nende Amtspersonen bei Streitigkeiten, vorsätzliche Ablösung amt- 
licher Siegel, Befreiung von Gefangenen, unerlaubte Selbsthülfe, 
rechtswidrige Ausübung eines nicht übertragenen Amtes, Rück- 
kehr von Ausgewiesenen u. s. w. 

Drei weitere Artikel im Titel III beziehen sich auf Be- 
stechung und Amtspflichtverletzung, während der IV. Titel auf 
die Vergehen gegen den Frieden im allgemeinen und gegen 
die Konfession im besondern sich richtet (Art. 55 — 58). Störung 
des konfessionellen Friedens wird mit 300 Fr. Geldbusse oder 
mit Gefängnis bis auf 4 Monate mit oder ohne Geldbusse be- 
straft (Art. 55). Die Erregung einer ganzen Einwohnerschaft 
oder Gegend durch Bedrohung mit Mord, Brand oder andern 
schweren Verbrechen wird als gemeingefährliche Drohung mit 
Arbeitshaus bestraft (Art. 57). 

Unter den Vergehen und Verbrechen gegen die öffent- 
liche Treue und Glauben in Titel V figurieren in erster Linie 
Münzverbrechen (Art. 58) und Münzvergehen (Art. 59—61). 
Darauf folgen Urkundenfälschung , falsche Zeugnisabgabe 
(Art. 66), falsche Anklage (Art. 67) und Lebensmittelfälschung. 

Der zweite Abschnitt umfasst die Verbrechen und Vergehen 
gegen die Persönlichkeit. Art. 69 definiert den Mord als vorsätz- 
liehe, mit Überlegung ausgeführte Tötung eines Menschen und 
setzt als Strafe den Tod fest. Sind strafmindernde Umstände vor- 
handen, so tritt lebenslängliche oder zeitliche Zuchthausstraf e ein, 
jedoch nicht unter 10 Jahren. Tötung auf ausdrücklichen, ernst- 
haften Wunsch des Getöteten zieht Zuchthaus bis auf 5 Jahre 
nach sich. Die folgenden Artikel behandeln Körperverletzung mit 
tödlichem Ausgang (Art. 72), Tötung im Raufhandel (Art. 73). 
(Dieser Artikel bedroht alle Teilnehmer mit Gefängnis, den- 
jenigen, der an dem Getöteten Thätlichkeiten verübte, mit 
Zuchthaus und denjenigen, der die tödliche Verletzung bei- 
brachte, mit den für Totschlag oder Körperverletzung mit töd- 
lichem Ausgang bestimmten Strafen.) Kindsmord (Art. 75) 
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ist mit 2 — 10 Jahren Zuchthaus bedroht, eventuell, wenn er 
«inabsichtlich durch Unterlassung des bei der Geburt nötigen 
Beistandes herbeigeführt wurde, mit GefUngnis bis auf 2 Monate 
oder Arbeitshaus bis auf ein Jahr. 

Art. 76 setzt auf Verheimlichung der Geburt, wenn, auch 
ohne Absicht, dadurch der Tod des Kindes verursacht wurde, Ge- 
fängnis oder Arbeitshaus bis auf zwei Jahre. Auf Verheimlichung 
der Niederkunft, verbunden mit Beseitigung der Kindsleiche, 
infolgedessen die Todesart des Kindes unermittelt bleibt, steht 
<3efängnis oder Arbeitshaus bis auf drei Jahre. Art. 77, 78 und 
79 behandeln Abtreibung, Aussetzung und fahrlässige Tötung, 
während Art. 80 staatlich anerkannte Medizinalpersonen wegen 
gesundheitsschädigender Eingriffe bei Ausübung ihres Berufes 
mit Geldbussen bis auf Fr. 300 oder Gefängnis bis auf drei 
Monate oder, wenn der Lebensverlust eines Menschen dadurch 
bewirkt wurde, mit Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder Arbeits- 
haus bis auf ein Jahr bestraft. (Kurpfuscherei fällt laut einer 
Protokollnotiz im Gesetz unter die Strafbestimmungen über 
Körperverletzung, resp. fahrlässige Tötung.) 

Für die Körperverletzungen (Art. 81) ist als Nebenstrafe 
das Wirtshausverbot vorgesehen; bei Schlägereien, Misshand- 
lungen und fahrlässigeu Körperverletzungen kann dasselbe im 
Rückfalle auch ausgesprochen werden (Art. 82). Die Titel III 
und IV über Verbrechen und Vergehen gegen die persönliche 
Freiheit und über Ehrverletzungen (Art. 85 — 89 und 89 — 95) 
-sind im wesentlichen den betreffenden Paragraphen des deutschen 
^Strafgesetzbuches nachgebildet. 

Der dritte Abschnitt handelt über gemeingefährliche Ver- 
l^rechen und Vergehen (Art. 95 — 107) und in erster Linie über 
Brandstiftung. Brandlegung, welche ohne Gemeingefahr auf einen 
Versicherungsvorteil hinzielt, wird als Betrug behandelt. Brand- 
stiftung an bew^ohnten Häusern wird bestraft mit dem Tode oder 
mit Zuchthaus bis auf Lebenszeit, wenn durch den Brand ein 
Mensch, der sich in dem betreffenden Hause aufhielt, das Leben 
verloren hat und der Thäter das beabsichtigt hat oder voraus- 
sehen musste (Art. 96j. Gesundheitsschädliche Nahrungsmittel- 
fälschung wird von Art. 101 mit Gefängnis und Geldbussen bis 
auf Fr. 500 bedroht, mit Steigerung bis auf 20 Jahre Zucht- 
liaus, wenn dadurch jemand das Leben verlor. 
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Als weitere gemeingefährliche Verbrechen und Vergehen 
behandelt dieser Abschnitt : Fahrlässige GefÄhrdung der öffent- 
lichen Gesundheit (Art. 102). Verbreitung ansteckender Krank- 
heiten (Art. 103). Vergiftung von Brunnen und Quellen (Art. 104). 
Tötung oder Schädigung von Tieren anderer und Vergiftung 
von Futtervorräten u. s. w. (Art. 105). Beschädigung von Wegen 
und Brücken (Art. 106). 

In allen diesen Fällen kann, wenn dadurch ein Mensch 
getötet wurde, auf Zuchthaus bis zu 20 Jahren erkannt werden. 

Für die Eigentumsbeschädigung kennt das Gesetz in Art. 109 
folgende Momente, die eine Verschärfung der Strafe herbei- 
führen : 

a) wenn die That nicht aus blossem Mutwillen, sondern aus- 

Bosheit, Rachsucht u. s. w. geschah; 
h) wenn dadurch bedeutender Nachteil für das Eigentum 

anderer herbeigeführt wurde; 
c) wenn sie zur Nachtzeit und durch Verübung von Grau- 
samkeit an Tieren bewerkstelligt wurde. 

Im II. Titel, widerrechtliche Aneignung betreffend, bestimmt 
Art. 110 die Strafen für den Raub, Art. 111 die besonderen 
Erschwerungsgründe des Raubes: 

„Wenn der Thäter oder ein Teilnehmer mit Waffen ver- 
sehen war, oder dem Angegriffenen auflauerte, oder sich zur 
That vermummte, oder diese auf öffentlichen Strassen oder 
Wegen oder in Gemeinschaft mit andern oder mittelst Ein- 
brechens oder Einsteigens in eine AVohnung verübte.'' 

Die Erpressung soll im allgemeinen gleich wie der Raub 
bestraft werden, doch liegt es im richterlichen Ermessen, je 
nach Umständen Strafmilderung eintreten zu lassen (Art. 112). 

Der Diebstahl ist beendet, wenn der Dieb die Sache von 
ihrer Stelle weggenommen und in seine Gewalt gebracht hat. 
Qualifizierter Diebstahl liegt vor: 

a) wenn er in einem Gebäude oder umschlossenen Raum 
oder zur Nachtzeit mittelst gewaltsamen Einbrechens oder 
Einsteigens oder mit Anwendung von Dietrichen verübt 
wurde ; 

b) wenn er verübt wurde an Sachen, die zum öffentlichen 
Gottesdienste oder zur Unterstützung der Armen bestimmt 
sind, oder an Sachen, die anerkannten Armen zugehören. 
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oder vermöge ihrer Beschaffenheit der öffentlichen Sicher- 
heit anvertraut werden müssen, oder durch deren Hinweg- 
nahme für die allgemeine Sicherheit besondere Gefahren 
entstehen ; 

e) wenn zu dem Diebstahl mehrere mitwirkten, die sich zu 
fortgesetzter Begehung von Diebstahl verbunden, oder 
wenn sich der Dieb oder einer der Teilnehmer zur Aus- 
übung des Diebstahls mit Waffen versehen hat (Art. 114). 

Art. 120 giebt uns eine Definition der Pfandunterschlagung, 
die in den Art. 120—124 behandelt wird. Art. 124 giebt auch 
die Bestimmungen über Hehlerei (Arbeitshaus bis auf zwei Jahre, 
Geldbusse oder Gefängnis. Gewohnheitsmässige Hehlerei: Arbeits- 
oder Zuchthaus bis auf vier Jahre). 

Titel IV, über Betrug und Untreue, behandelt den Betrug 
gleich der Unterschlagung. Art. 126 aber betrachtet als er- 
schwerende Umstände besondere Abgefeimtheit, Weckung und 
Benutzung des Aberglaubens, Betrug der Vormünder ihren Mün- 
deln gegenüber u. s. w. 

Die folgenden Art. 127, 128, 129 sind dem betrüglichen 
Konkurs, 130 und 131 dem leichtsinnigen Konkurs, 133 der 
Begünstigung von Gläubigern, 134 dem Pfandbetrug, 135 der 
widerrechtlichen Begünstigung von Gläubigern im Pfändungs- 
verfahren, 139 dem leichtsinnigen Schuldenmachen, 140 der 
Verletzung des Civil- und Familienstandes, 141 der Untreue 
gewidmet. 

„Wegen Untreue wird mit Arbeitshaus bis auf zwei Jahre 
oder mit Geldbusse bestraft, wer, als Beistand, Vertreter oder 
durch Amt oder Beruf zur Wahrung der Interessen eines andern 
verpflichtet, absichtlich diese Interessen verletzt und einen Ver- 
jnögensschaden verursacht." (Art. 141.) 

Art. 142 bestraft den Wucher mit Gefängnis und Busse 
bis auf Fr. 2000. 

Die Vergehen gegen die Sittlichkeit haben im fünften Ab- 
schnitt ihren Platz gefunden. Art. 143 bestraft Notzucht mit 
10 bis 20 Jahren Zuchthaus. Die gleiche Strafe verwirkt, w^er 
ein geschlechtlich unreifes Mädchen zum Beischlaf missbraucht 
oder zu missbrauchen versucht. 

Zu letzterm Passus findet sich im Gesetz eine Protokoll- 
bemerkung: „„oder zu missbrauchen sucht ** ist dahin zu ver- 
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stehen, dass es, um Vollendung des Verbrechens anzunehmen^ 
genügt, wenn der Thäter Handlungen vorgenommen hat, die- 
auf Vollziehung des Beischlafes gerichtet waren. Es wird bei 
Notzucht an Kindern nicht der vollzogene Beischlaf verlangte 
Gewalt, Drohung oder Verführung ist nicht notwendig, die Ein- 
willigung des Kindes hat rechtlich keine Bedeutung." 

Wenn jedoch der Genötigten der gute Ruf fehlt, kann auf 
Arbeitshaus oder Geldbusse erkannt werden. Ausserehelicher 
Beischlaf mit geisteskranken oder wehr- und bewusstlosea 
Frauenspersonen wird als Schändung (Art. 144) mit Arbeits^ 
haus oder Gefängnis bis zu 10 Jahren Zuchthaus belegt und 
ist Antragsdelikt, wenn nicht ein bedeutender Nachteil an Ge- 
sundheit oder Leben eingetreten ist. Derselben Strafe verfäUt,- 
wer eine Person durch Erregung oder Benutzung eines Irrtums^ 
vermöge dessen sie den Beischlaf für einen ehelichen hält, zum 
Beischlaf verleitet (Art. 145) , auch dies ist Antragsdelikt,, 
sofern kein öffentliches Ärgernis stattgefunden hat. 

Blutschande zwischen Blutsverwandten aufsteigender und 
absteigender Linie wird an den erstem mit Arbeitshaus bis auf 
fünf Jahre, an den letztern mit Arbeitshaus oder Gefängnis bis^ 
auf drei Jahre bestraft. Beischlaf zwischen Stief- und Schwieger- 
eitern mit ihren Stief- und Schwiegerkindern und zwischen voll- 
und halbbürtigen Geschwistern wird mit Arbeitshaus bis auf ein 
Jahr oder mit Gefängnis bestraft. Bei dem verführten Teil 
tritt Milderung ein. Bei leiblichen Verwandten, die sich zum 
Mitschuldigen in absteigender Linie befinden, sowie bei Schwieger- 
und Stiefkindern wird von jeder Strafe abgesehen (Art. 146). 

Art. 147 belegt die Verführung Pflegebefohlener mit Ge- 
fängnis oder mit Zuchthaus bis auf drei Jahre. 

Bigamie (Art. 148) wird an dem Ehegatten mit drei Jahren 
Zuchthaus bis fünf Jahren Arbeitshaus bestraft, beziehungsweise 
mit zwei bis drei Jahren für den unverheirateten Teil. 

Widernatürliche Unzucht (Art. 149) zieht Zuchthaus bis auf 
acht Jahre oder Arbeitshaus bis auf fünf Jahre nach sich. 

Kuppelei (Art. 150) hat Geldbusse bis auf Fr. 1000 oder 
Gefängnis und in schweren Fällen Arbeitshaus bis auf drei 
Jahre zur Folge. Mit der Gefängnis- oder Arbeitshausstrafe 
wird die Einstellung im Aktivbürgerrecht verbunden und kann 
auf Untersagung eines bestimmten Berufes oder Gewerbes, 
erkannt werden. 
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Buhl^ei (Art. 151) zieht Gefängnis oder Arbeitshaus bis 
auf zwei Jahre nach sich und für eine Ausländerin überdies 
Landesverweisung. Ehebruch (Art. 151) (Geldbusse vom ver- 
heirateten Teil Fr. 100 — 300, vom unverheirateten Fr. 50 — 150, 
eventuell Gefängnis bis auf zwei Monate, beziehungsweise bis 
auf sechs Wochen) ist nur bei Erregung öffentlichen Ärgernisses 
Offizialdelikt; in diesem Falle hat auch Einstellung im Aktiv- 
bürgerrecht zu erfolgen. 

Art. 153 bestraft auch die einfache Unzucht (ausserehe- 
lichen Beischlaf), wenn nicht Verehelichung eintritt, mit Geld- 
busse von Fr. 20—50. 

Öffentliches Ärgernis (Art. 154) wird mit Geldbusse bis 
Fr. 100, eventuell mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft. 

Die Bestimmungen über Pressvergehen, sechster Abschnitt 
(Art. 155 und 156), bestimmen, dass jede im Kanton heraus- 
gegebene Druckschrift den Namen des Druckers trage, und 
dass für Pressvergehen zuerst der Verfasser, dann der Heraus- 
geber, dann der Verleger und zuletzt der Drucker haftbar sei. 
Dem Zahlenden steht ein Rückgriffsrecht auf den ihm vor- 
gehenden Haftpflichtigen zu. 

Der Tierquälerei (Art. 157) ist der siebente Abschnitt ge- 
widmet, welcher die Misshandlung von Tieren mit Geldbussen 
bis Fr. 100, in schwereren Fällen neben Gefängnis, und bei 
Wiederholung neben üntersagung eines bestimmten Berufes 
bestraft. 

An die Schlussbestimmung (Art. 158; das Gesetz nennt 
ihn fölschlich Art. 150), welche den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens (Tag der Annahme) und die Aufhebung älterer Gesetze 
bestimmt, reiht sich im Anhang eine Straftafel, auf der alle 
Strafen der Schwere nach aufgeführt sind mit den jeweiligen 
Delikten. Daran schliesst sich ein Verzeichnis aller im Gesetz 
behandelten Verbrechen und Vergehen nach der Reihenfolge 
ihrer Behandlung, während wir ein alphabetisches Sachregister 
leider vermissen. 

Damit haben wir im wesentlichen den Inhalt des neuen 
appenzellischen Strafrechtes wiedergegeben und überlassen es 
dem Leser, über die dogmatische Grundlage des Gesetzes zu 
urteilen. 

Was das Formelle anlangt, lässt sich wohl darüber streiten, 
ob Protokollbemerkungen in einem Gesetz Aufnahme finden 
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sollten oder nicht; ebenso sind ausführliche Definitionen wohl 
zu zahlreich^ doch haben sie auch das Gute, dass sie den Laien- 
richter nicht ganz von den Ausführungen der Anwälte abhängig 
machen, was ohne Zweifel in einem Lande, wo die Gewerbe- 
freiheit auch im Anwaltsstande spukt, wie in Appenzell, von 
grosser Bedeutung, wenn wir nicht gerade sagen wollen, not- 
wendig ist. 

Die Redaktion ist im allgemeinen eme glückliche; sie ist 
kurz und ziemlich präcis und leicht verständlich, doch hätten 
Druckfehler wie Verweisung auf falsche Paragraphen (wie in 
Art. 144) vermieden werden sollen. 



243 



Entscheidungen in Strafsachen. — Jurisprudence penale. 



Kantonale Gerichte. — Tribunaux oantonaux. 



Urteil 

des 

Strafgerichts des Kantons Basel-Stadt 

vom 13. Dezember 1898 

in Sachen 

Wüst und Konsorten betreffend Betrug und Vergehen gegen das 
Gesetz betreffend die Effektenbörse und den Verkehr in Wert- 
papieren. 

Mitgeteilt von Strafgerichtspräsident Dr. H. Völlmy In Basel. 



I. Der Angeklagte Heinrich Wüst wurde am 4. Februar 1897 
aus der hiesigen Strafanstalt entlassen, nachdem er wegen Betrug 
und Unterschlagung eine 5jährige Zuchthausstrafe abgesessen hatte. 
Er versuchte zunächst, bei einem auswärtigen Bankhause Stellung 
zu finden ; als ihm dies, da — nach seinen Angaben — von hiesigen 
Bankhäusern gegen ihn gearbeitet worden war, nicht gelungen war, 
setzte er sich mit dem schon vorbestraften S. B. in Verbindung. 
Dieser hatte ein Projekt ausgearbeitet zur Gründung einer Bank, 
bei der nach dem in England zuerst zur Geltung gebrachten so- 
genannten Sicherheitssgstem spekuliert werden sollte. Die beiden 
beschlossen dann die Gründung einer solchen Bank, Zur Beschaffung 
von Kapitalien wandte sich Wüst an den schon vorbestraften Mit- 
angeklagten Eduard Wirz. Es gelang dem letztern, von Dr. S., 
der schon früher dem Wirz bedeutende Beträge für dessen Geschäft 
verschafft hatte, eine grössere Summe geliehen zu erhalten. Wirz 
verfügte auch noch über etwas Geld aus eigenen Mitteln, und so 
konnte denn zur Gründung der Bank, die den Titel „Unionbank 
Basel" führen sollte, geschritten werden. Die Geldmittel, die damals 
der Bank durch Wirz zur Verfügung standen, beliefen sich auf 
cirka Fr. 20,000. Die Unkosten: Lokalmiete, Bureauauslagen, 
Druckkosten, Reklame und dergleichen, betrugen für den ersten 
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Anfang cirka Fr. 8000. Da für die Bank die Form einer 6?^- 
nossenschaft gewählt worden war, so musste zunächst die gesetz- 
liche Zahl von 7 Genossenschaftern gefunden werden. Es gelang 
in kurzer Zeit, nachdem ein gewisser S. S., der früher im Zeitungs- 
fach, zuletzt als Inseraten-Buchhalter thätig gewesen war, und der 
vom Börsenwesen keinerlei Kenntnis hatte, als Direktor der neuen 
Bank engagiert worden war, folgende Personen als Genossenschafter 
zu gewinnen: den Postbeamten B., den Lehrer W., den Bau- 
materialienhändler S., den Musikalienhändler A., den Commis M. 
und den Ausläufer S. Der Stammanteil des einzelnen Genossen- 
schafters wurde auf Fr. 1012 = 40 £ festgesetzt. Dieser Be- 
trag war aber nur von B. aus eigenen Mitteln einbezahlt worden. 
Den andern Genossenschaftern wurden die entsprechenden Beträge 
zur Einzahlung geliehen. Die Genossenschafter behaupten teilweise, 
ihren Beitritt zur Genossenschaft unterzeichnet zu haben, ohne im 
klaren gewesen zu sein, um was es sich hier handle. Wüst, Wirz 
und S. B. wollten dem Publikum gegenüber nicht genannt sein und 
sind deshalb bei der Gründung nicht mit eingetragen. Im hiesigen 
Kantonsblatt vom 19. Juni 1897 wurde der Eintrag der Genossen- 
schaft ins Handelsregister publiziert. 

II. Um Kunden su bekommen, wurde zunächst eine Broschüre, be- 
titelt: „/>^r Weg mwi Reichtum^^, massenhaft verbreitet. In der 
erwähnten Broschüre wird die Unionbank Basel als dasjenige In- 
stitut bezeichnet, welches Börsenaufträge zum Spekulieren nach dem 
Sicherheitssystem in Empfang nimmt. Das erwähnte Sicherheits- 
system beruht darin, dass die Unionbank Aufträge zur Spekulation 
in bestimmten Wertpapieren entgegennimmt und dafür lediglich 
eine Deckung, deren Betrag vorher genau angegeben ist, und die 
cirka 1 — 2% des Nominalwertes des Papieres beträgt, zu leisten 
ist; diese haftet ausschliesslich für Verluste aus der Operation. 
Während der Gewinn des Kunden unbeschränkt ist, ist der Verlust 
lediglich auf den Betrag der Deckung beschränkt. Die Deckung 
ist der Bank verfallen, sobald eine Kursschwankung im Betrage 
der betreflFenden Deckung stattgefunden hat. In der Broschüre 
werden nun die Vorteile des Sicherheitssytems des langen und 
breiten auseinandergesetzt. An Hand einer Reihe von Beispielen 
werden in der Broschüre grosse Gewinne ausgerechnet, und zwar 
sind diese Beispiele teilweise so verfasst, dass der Glaube erweckt 
wird, es handle sich um wirklich vorgekommene Pralle und um 
Gewinnste, die thatsächlich durch Spekulation an der Börse nach 
dem Sicherheitssystem erzielt worden seien. 

Als Beispiel sei hier folgender Passus auf Seite 24 der Broschüre 
erwähnt : 

„Aus dieser Tabelle ist z. B. ersichtlich, dass von den Staats- 
„papieren 3%ige portugiesische Rente im Jahre 1891 am höchsten 
„cirka 58^0, am niedersten cirka 31^0 notierte. Um Fr. 100,000 
„dieser Rente k la hausse (auf das Steigen) zu kaufen oder auf das 
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„Fallen (ä la balsse) zu verkaufen, beanspruchen wir laut Deckungs- 
„tabelle (Seite 13) ein Prozent = Fr. 1000 oder 800 Mk. Wer die 
„Chance hatte, zum niedersten Kurse von 31% Fr. 100,000 Portu- 
„giesen zu kaufen, bezahlte dafür Fr. 31,000, und wenn er dieselben 
„zum höchsten Kurse von 58% verkaufte, so erlöste er dafür 
„Fr. 58,000, erzielte also mit Fr. 1000 = 800 Mk. Deckung einen 
„Gewinn von Fr. 27,000 = 21,600 Mk., und wenn auch der Kunde 
„beim Verkauf nicht ganz den höchsten Kurs erlöste, oder nicht 
„ganz zum niedersten Kurs kaufen konnte, blieb der Gewinn immer 
„noch ein enormer. Wer gar mit 1 Million Franken portugiesischer 
„Rente spekulierte, der hatte Fr. 10,000 = 8000 Mk. Deckung zu 
„leisten und konnte damit cirka Fr. 270,000 = 216,000 Mk., also den 
„27fachen Betrag des Maximalrisikos als Reingewinn erzielen." 

Als Verfasser der Broschüre zeichnete M. v. Kronegg. Der 
Angeklagte Wüst giebt zu, dass er die Broschüre im grossen und 
ganzen verfasst habe. 

Auf Seite 20 der Broschüre findet sich folgender Passus unter 
der Aufschrift „Wer sind wir?": 

„Das Kapital der Unionbank ist vorerst auf den Betrag von 
„Fr. 12,650,000 = 500,000 £, eingeteilt in Stammanteile von je 
„Fr. 1012 = 40 f, limitiert. 

„Die ausgegebenen Stammanteile befinden sich im Besitze in- 
„und ausländischer Finanzleute, und kann daraus ersehen werden, 
„wie hoch man in den betreffenden Kj'eisen den Wert des Sicher- 
„heitssystems anschlägt." 

Wüst behauptet, dieser Passus stamme nicht von ihm selbst, 
sondern sei, entgegen seiner Ansicht, auf Drängen des S. schliesslich 
von ihm in die Broschüre aufgenommen worden, eine Behauptung, 
die bei der Abwesenheit des S. auf ihre Richtigkeit oder Unrichtig- 
keit nicht geprüft werden kann. 

Sei dem wie ihm wolle, sicher ist, dass der Passus mit Wissen 
und im Einverständnis Wüsts in die Broschüre aufgenommen worden 
ist. Wüst ist demnach dafür verantwortlich. 

III. Die Thätigkeit der Bank begann im Juni 1897 mit der 
Ermittlung von Adressen und mit dem massenhaften Verschicken 
der Broschüi'e j,Der Wegzum Reichtum", namentlich nach der Schweiz. 

Unter der Firma L. Wirz setzte man sich mit dem Adressenver- 
mittler T. in Berlin in Verbindung und Wüst reiste persönlich zu einer 
Besprechung doithin. Bis zum Schluss der Bank wurden von T. 
308,431 Adressen geliefert, die sich auf folgende Berufsarten verteilen: 

19,905 Ärzte, 5157 Apotheker, 4102 Architekten, 4621 Bau- 
materialienhändler, 9478 Bau-Unternehmer, 13,285 Gärtner, 84,381 
Gastwirte, 32,142 Geistliche, 5099 Gerber, 40,449 Gutsbesitzer, 
5062 Maschinenfabrikanten, 5920 Spinnereien und Webereien, 1379 
Papier- und Holzstofffabriken, 1923 Dampf bierbrauereien , 3055 
Dampfmühlen, 4313 chemische Industrien, Schlächter, Fleischer, 
Metzger etc. etc. 
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Seit der Eröffnung der Bank bis zum Schluss derselben sind 
etwa 370,000 Exemplare der Broschüre ^^Der Weg zum Jteichtam^^ 
versandt worden. 

Laut Vertrag mit dem Buchdrucker B. war beabsichtigt, im ganzen 
800,000 Exemplare zu vertreiben. Vom 8. Januar 1898 an betrug 
die tägliche Auflage 12,000 Stück. 

Neben der Verbreitung dieser Broschüre befasste sich die Bank 
auch mit der Herausgabe eines regelmässig erscheinenden Finanz- 
blattes, betitelt „Der Ratgeber^. In der Broschüre findet sich auf 
Seite 30 und ff. hierüber folgendes bemerkt: 

„ Wie wir unsere Kunden unterstütsen, 
„Wer Börsengeschäfte macht und mit Erfolg operieren will, 
„muss unbedingt sich bezüglich der finanziellen Angelegenheiten, 
„welche irgend einen Einfluss auf die Kursbewegungen ausüben, 
„auf dem Laufenden erhalten. Wir unterstützen hierin unsere Kunden 
„in einlässlichster Weise. In erster Linie publizieren wir ein wöchent- 
„lich erscheinendes, einflussreiches Finanzorgan, „Der Ratgeber^ 
„betitelt, ausserdem werden unsere Kunden bei besonderen, pres- 
„santen Anlässen, namentlich bei intimen Vorkommnissen, deren 
„Mitteilung in einem öffentlichen Blatte von der Bedeutung und 
„grossen Verbreitung des ^Matgeber^^ der Diskretion halber nicht 
„geeignet ist, brieflich oder durch vertrauliche Cirkulare, welche 
„in verschlossenem Couvert versandt werden, benachrichtigt, und 
„wird durch diese Hülfsmittel die erfolgreiche Ausnützung unseres 
„Sicherheitssystems wesentlich gefördert. Auf briefliche Anfragen 
„von Kunden oder Nichtkunden erteilen wir kostenfrei genaue 
„Auskunft, sei es brieflich oder durch den Briefkasten der Redaktion, 
„und bitten wir die Leser dieser Broschüre, hiervon recht ausgiebigen 
„Gebrauch zu machen. 

^^Der Ratgeber'''' 

„kostet Fr. 1. 20 pro Halbjahr, Fr. 2. — pro Jahr für die Schweiz, 

„kostet Mk. 1. 20 pro Halbjahr, Mk, 2. — pro Jahr für Deutschland 
„und Österreich-Ungani. 
„Die Abonnenten haben Ansprach auf: 

„Kostenfreie Auskunft in allen finanziellen Angelegenheiten. 

„Kostenfreie Kontrolle aller verlosbaren Wertpapiere. 

„Kostenfreie Einlösung aller in- und ausländischen Zinscoupons. 
(Bei Beträgen von mindestens Fr. 100 erfolgt die Über- 
mittlung des Gegenwertes franko.) 

„Gratisteilnahme an Verlosungen von Anlehenslosen mit Treffern 
von zusammen 20 Millionen Franken per Jahr. (Nummem- 
verzeichnis wird jedem neu eintretenden Abonnenten zu- 
gestellt.) 

„Der Ratgeber^'^ behandelt ausschliesslich Finanzfragen; besonders 
„werden über alle in der Deckungstabelle Seite 12 und 13 aufge- 
^führten Wertschriften ausführliche Mitteilungen und zuverlässige 
„Informationen gebracht, so dass jedermann auf Ginind unserer 
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„Berichte sich ein eigenes Urteil bilden kann, und zwar besser als 
^durch irgend eine andere Zeitschrift, weil wir, aber darum um 
„so ausführlicher, lediglich das bringen, was ftlr die Kursentwicklung 
„der genannten Valoren von Einfluss ist, während bei den andern 
„Zeitungen derartige Mitteilungen in dem Wüste der übrigen Nach- 
„ richten verschwinden. Seinen Lesern, seien es nun Spekulanten 
„oder Kapitalisten, leistet der „Batgeber'^ als anerkannt best- 
„informiertes Finanzorgan durch seine vorzüglichen Katschläge 
„grosse Dienste und bewahrt dieselben durch rechtzeitige Warnungen 
„auch oft vor Verlusten." 

Wüst befasste sich speciell mit der Redaktion dieses Blattes. 
Es wurden in der Zeitung regelmässig finanzielle Fragen besprochen, 
hauptsächlich solche, welche die in der Broschüre als zu Speku- 
lationszwecken besonders geeignet erwähnten Papiere betrafen. 

Einzelne der grösseren im Ratgeber erschienenen Artikel stammen 
von S. B. Durch heftige Angriffe gegen hiesige Finanzleute suchte 
der Ratgeber den Glauben zu erwecken, dass die Unionbank im 
Gegensatz zu den hiesigen andern Finanzinstituten lediglich im 
Interesse ihrer Kunden arbeite. 

Der Ratgeber unterrichtete die Leser jeweilen über die Erfolge 
der Unionbank. E^ wurde bei den Lesern der Glaube erweckt, 
dass bei der Spekulation mit der Bank grosse Gewinne erzielt 
werden. Bezeichnend ist hierfür folgende im Briefkasten des Rat- 
geber erschienene Notiz: 

„M. (t L, Nachdem Sie bisher durch intelligente Ausnützung 
„des Sicherheitssystems eine Summe von etwa 120,000 Franken 
„gewonnen und in Conto bei uns gutstehen haben, können wir 
„Ihnen nicht anraten, diese ganze Summe zu Spekulationen zu ver- 
„ wenden, sondern wir empfehen Ihnen, den grössern Teil Ihres 
„Guthabens in bar zu beziehen resp. in soliden Anlagewerten an- 
„zulegen, und nur mit einem kleinern Teil zu operieren. Dieser 
„Rat geht ja gegen unser eigenes Interesse, aber wir ziehen vor, 
„wenn unsere Geschäftsfreunde grosse Gewinne in Sicherheit bringen, 
„auch wenn wir dadurch weniger Geschäfte machen." 

Wie weiter unten ausgeführt wird, handelt es sich hier nicht 
um Gewinne der Kunden, sondern um Gewinne der Bank, die an 
die Frauen M. Wüst und L. Wirz gutgeschrieben worden sind. 

IV. Ausser durch die Broschüre und den Ratgeber wurde 
auch noch durch besondere gedinickte Cirknlare, die teilweise als 
^.vertraulich''^ bezeichnet wurden, durch Eilberichte und dergleichen 
zur Spekulation aufgemuntert. Die Union lud darin zum Verkauf 
oder Kauf bestimmter Papiere nach dem Sicherheitssystem ein und 
gab sich den Anschein, sie verfüge über ausgezeichnete Informationen 
und handle ausschliesslich im Interesse der Kunden. 

Im besonderen ist hervorzuheben: 

1) Mit Datum vom 6. August 1897 wurde unter dem Titel 
y, Eilbericht"' ein Cirkular lanciert, das „auf Grund besonderer In- 
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formationen" umfassende Käufe von Aktien des Schweiß. Bankvereins 
empfahl, da in allernäelister Zeit eine erhebliehe Kui'ssteigerung 
erwartet werde. Am Schlüsse wird bemerkt, dass weniger als 25 
und mehr als 1000 Aktien für einen einzelnen Auftraggeber nicht 
gekauft werden können. 

Durch die Experten ist konstatiert, dass bis Ende August 1897 
15,080 Stück Bankverein auf Hausse-Spekulation nach dem Sicher- 
heitssystem bei der Unionbank gekauft worden sind. Da Bank- 
vereinsaktien im August erheblich zurückgingen, so wurde in den 
meisten Fällen die Deckung von Fr. 10 per Stück verloren, und nur 
wenige Kunden, die schon vor dem Cirkular in Bankverein spekuliert 
hatten, erhielten einen kleinen Gewinn. Das Endresultat der 
Bankverein-Hausse-Spekulation per Ende August 1897 ergab für die 
Kunden Fr. 1075 Gewinn, Fr. 153,075 Verlust. 

Später, im Dezember 1897, wurde neuerdings Bankverein zum 
Kauf empfohlen ; die späteren Bankverein-Operationen, d.h. diejenigen 
vom September 1897 bis zum Schluss der Bank Ende Februar 1898, 
ergaben für die Kunden, die total 18,830 Stück kauften, einen 
Gewinn von Fr. 49,098. 50 und einen Verlust von Fr. 30,953. 50. 

2) Unter der Bezeichnung „vertraulich" und unter dem Titel 
„Eine seltene Gelegenheit" wurde Verkauf der 47o Ägyptischen 
unifizierten Fr. 500 Obligationen empfohlen. Es wurde darauf 
hingewiesen, dass schon in der Broschüre erwähnt sei, dass diese 
Papiere einen schwindelhaft hohen Kurs einnehmen. Des fernem 
wurde bemerkt, diese Obligationen nehmen zur Zeit einen derart 
hohen Kurs ein, dass eine weitere Kurserhöhung beinahe ausge- 
schlossen erscheine, während ein unter Umständen enormer Rück- 
gang leicht möglich sei, so dass man wieder auf die Kurse 
der früheren Jahre von Fr. 300 und sogar cirka Fr. 200 per 
Obligation bei der gcu'ingsten Eventualität zurückgehen könne. 
Auch hier wird am Schlüsse bemerkt, dass Aufträge unter 25 und 
über 2000 Stück nicht ausgeführt werden können; die Deckung 
betrage Fr. 10 per Stück, der Kurs sei gegenwilrtig Fr. 535 bis 
Fr. 540, mit Fr. 250 Deckung gewinne man deshalb bei einem 
Kui-srückgang auf cirka Fr. 300 cirka Fr. 5750. Wer 2000 Stück 
mit Fr. 20,000 Deckung verkaufe, gewinne cirka Fr. 460,000. 

Dieses Cirkular wurde gegen Ende des Jahres 1897 versandt. 
Es trägt kein Datum. Diese Spekulation ergab für die Kunden 
einen Verlust von Fr. 22,824. 20. 

3) Ebenfalls durch besonderes Cirkular wurde Kauf von 3^/q 
Deutsche Beichsanleihe und 4^lo Russische Staatsrenie empfohlen, 
indem eine baldige Kurserhöhung in diesen Papieren als sehr 
wahrscheinlich bezeichnet wurde. Infolgedessen erhielt die Bank 
Auftrag zum Kauf von 4^0 Russen zu nominal Fr. 3,500,000 
und 3 7o Deutsche Reichsanleihe zu nominal Mk. 3,452,500. 
Bei den Russen erzielten die Kunden einen Gewinn von ¥\\ 21,020 
und einen Verlust von Fr. 9510. Bei der Deutschen Reichsanlcihe 
einen Gewinn von Fr. 75 und einen Verlust von Fr. 28,808. 75. 



Entscheidungen in Strafsachen. 249 

Diese Operation wurde der HaujTtsache nach gegen Ende des Jahres 
1897 abgewickelt. 

4) Im Dezember 1897 versandte die Bank ein Cirkular mit 
dem Titel ^^Ein Warnruf an alle Besitzer von Schweizerischen 
Eisenbahn-, Bank- und Industrie-Aktien". Es wurde darin zunächst 
den Besitzern von schweizerischen Aktien empfohlen, die dermaligen 
hohen Kurse zur Realisation ihrer Titel zu benützen, da alle An- 
zeichen vorhanden seien, dass wir, wie im Jahre 1891, vor dem 
Krach stehen. 

Was neue Operationen anbelange, so seien zur Zeit nur solche 
auf das Fallen der Kurse Chance bietend. Als besonders günstig 
hierfür seien die Aktien der Österreichisch- Ungarischen Staatsbahn- 
gesellschaft (Franzosen). 

Die bei der Bank gemachten Baisse-Operationen hatten für die 
Kunden einen Gewinn von Fr. 10,382. 50 und einen Verlust von 
Fr. 58,379 zur Folge. 

5) Durch Cirkular vom 19. Januar 1898, in dem zunächst von 
den Bankvereinsaktien gesprochen wurde, wurde der Ankauf von 
Basler Schappeaktien auf Prämie dont 50 per Ende Februar zum 
Ankauf empfohlen. Es wurde behauptet, dass derartige Prämien- 
käufe sich besonders gut zu Spekulationszwecken eignen, da eine 
ganz bedeutende Kurssteigerung der Basler Schappeaktien leicht 
möglich sei. Der Ecart könne schon an einer einzigen günstigen 
Börse eingeholt werden, und sei unter Umständen mit solchen 
Prämienkäufen ein ganzes Vermögen zu verdienen, denn Schappe- 
aktien seien schon oft um mehrere Hundert Franken per Aktie im Laufe 
eines einzigen Monats gestiegen, während im schlimmsten Falle nur 
der kleine Prämienbetrag von Fr. 50 per Titel riskiert sei. 

Für die Bank ergab sich aus den Hausse-Spekulationen der 
Kunden in Schappeaktien ein Gewinn von Fr. 60,076, während 
der Verlust für sie nur Fr. 12,290 betrug. 

6) Ausser den vorerwähnten grossem Operationen, bei denen 
durch besondere Cirkulare zum Börsenspiel verlockt worden war, 
führte die Bank auch noch eine grosse Anzahl kleinerer Operationen 
in diversen andern Papieren aus, besonders solche, die in der 
Schrift „Der Weg zum Reichtum" erwähnt werden. 

V. Das Gesamtresultat sämtlicher Operationen ergiebt als 
Verlust der Auftraggeber Fr, 472,497, 37 

als Gewinn „ „ ........ 171,416, 70 

demnach Gewinn der Unionbank Fr, 301,080, 67 

Die Unkosten, die die Bank zu tragen hatte, belaufen sich bis 
zum Schluss der Bank Ende Februar 1898 auf netto Fr, 132,625, 

VI. Über die Geschäftsführung der Bank ist folgendos festge- 
stellt worden: 

a) Die erteilten Börsenaufträge wurden, ganz wenige Ausnahmen 
abgerechnet, faktisch nie ausgeführt, sondern es wurden den Kunden 
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jeweilen nach den Kursblättern die entsprechenden Tageskurse in 
Anrechnung gebracht. Die Kurse wurden dabei in den allermeisten 
Fällen so berechnet, dass bei Käufen den Kunden der allerhöchste, 
bei Verkäufen aber der allerniederste Kurs, der an dem betreffenden 
Tage erzielt worden war, berechnet wui'de. Dabei kamen etwa 
einmal kleinere Unrichtigkeiten vor. Da diese Fälle immerhin 
ziemlich selten sind, gegenüber der grossen Anzahl der erhaltenen 
Aufträge, und da ferner das ganze Verfahren bei Buchung der 
Aufträge und bei Berechnung der Kurse ein ziemlich primitives 
war, das teilweise dui'ch ungeübte und unerfahrene Angestellte 
besorgt wurde, so hält das Gerieht den Beweis nicht für geleistet, 
dass diesbezüglich absichtlich zum Nachteil der Kunden falsche 
Kursberechnungen aufgestellt worden seien. 

In einem Fall ist allerdings nachgewiesen, dass den Kunden, 
die fin courant kauften, nicht der an diesem Tage an der Börse 
kotierte ftn-courant-Kurs, sondern ein gleichzeitig erfolgter Comptant- 
Abschluss, weil dieser für die Kunden ungünstiger war, als fin- 
courant-Kurs berechnet worden war. Da jedoch nicht nachgewiesen 
ist, dass die Kursberechnung in diesem Falle mit Wissen und Willen 
eines der heutigen Angeklagten aufgestellt worden ist, so braucht 
dieser Fall hier nicht näher erörtert zu werden. 

b) Gemäss § 1 der in der Broschüre „Der Weg zum Reichtum" 
veröffentlichten Geschäftsbedingungen berechnete die Bank für An- 
und Verkauf von Wertpapieren keine Provision. Nach § 4 dieser 
Bedingungen w^urden alle am Ende eines Monats nicht abgewickelten 
Geschäfte auf Ende des nächstfolgenden Monats übertragen. Dafür 
wurden einerseits bei Kaufgeschäften die Zinsen für einen Monat 
zum Ankaufspreise geschlagen, dieser also um den Zinsbetrag er- 
höht (Report), während andererseits bei Verkaufsgeschäften Leih- 
gebühr für die Titel in Abzug gebracht, der Verkaufspreis also um 
diese Gebühr ermässigt wurde (Deport). 

Die Sätze für Report und Deport wurden von der Unionbank 
sehr hoch angesetzt. Speciell bei der Hausse-Spekulation in 4% 
Russischer Staatsrente ist festgestellt, dass der von der Bank den 
Kunden berechnete Reportsatz einem Zinsfusse von ll^o p. a. ent- 
spricht. 

Bei den Baisse-Operationen der Kunden wurde diesen überhaupt 
nur Leihgebühr in Abzug gebracht, während bei korrekter Geschäfts- 
führung ihnen gleichzeitig die auf den Titeln laufenden Zinsen für 
einen Monat hätten vergütet werden sollen (die hier in einer Er- 
höhung des Kurses ihren Ausdruck finden, in Deutschland extra 
berechnet werden), wodurch sich der Verkaufspreis per Ende des 
nächsten Monats im allgemeinen noch etwas erhöht statt erniedrigt 
hätte. 

c) In allen Fällen wurden die Börsengeschäfte nach den Grund- 
sätzen des Sicherheitssystems abgewandelt, mit Ausnahme des oben 
erwähnten Schappe-Prämien-Geschäfts. 
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d) Es ist nicht nachgewiesen, dass die von den Kunden erteilten 
Aufträge ignoriert worden seien. Wenn die Anklage behauptet, 
es seien telephonische Gespräche bestritten worden, so hat sich in 
dieser Hinsicht kein Beweis ergeben, dass die von den Kunden 
behaupteten Gespräche wirklich so geführt worden seien, und was 
den weitern Punkt der Anklage anbetriflPt, es seien Briefe unberück- 
sichtigt geblieben, so ist hierfür ein Beweis nur so weit geleistet, als 
es sich um Briefe, die von deutschen Behörden beschlagnahmt 
worden sind, handelt. 

e) In einzelnen Fällen wurde der Bank von Kunden, die bei 
derselben ihr Geld verloren hatten, mit Veröffentlichung des Ge- 
schäftsgebarens der Unionbank gedroht. In mehreren Fällen Hess 
sich dann die Bank herbei, durch Bezahlung beziehungsweise Ver- 
sprechung einer bestimmten Summe den Reklamanten zu beruhigen. 
In einem Falle ist nachgewiesen, dass Wüst zu diesem Zwecke in 
Zürich unterhandelte. 

f) Da auf den 1. Januar 1898 im Kanton Basel-Stadt ein neues 
Gesetz in Kraft getreten war, das für die Börse und die Banken 
eine staatliche Kontrolle aufstellte, so errichtete die Unionbank in 
unmittelbarer Nähe Basels, in Birsfelden (Kanton Baselland), eine 
Filiale, bei der die sämtlichen Geschäfte der Bank gebucht werden 
sollten, um so die hiesige staatliche Kontrolle zu umgehen, 

g) Die Bücher der ünionbank sind im grossen und ganzen ohne 
Fehler geführt, dagegen hätte die ganze Buchführung etwas klarer 
und übersichtlicher gestaltet werden sollen. Textliche Angaben in 
den Kassabüchern, die bei einem Geschäftsgang der vorliegenden 
Art entschieden nötig gewesen wären, fehlen z. B. vollständig. 

Die eingegangenen Deckungsbeträge sind über ein verwirrendes 
Effektenconto verbucht worden, während sie auf einem speciellen 
Conto hätten ersichtlich sein sollen. 

Über die erzielten Gewinne der Bank wurde willkürlich verfügt, 
indem in erster Linie in einer am 11. Dezember 1897 abgehaltenen 
^.Generalversammlung'''' , gestützt auf ein fingiertes Verlagsrecht an 
der Broschüre ^Der Weg sum Reichtum''^ , der Frau M. Wüst und 
der Firma L. Wirz je zur Hälfte für die Dauer von 27» Jahren, 
vom 1. Juli 1897 an gerechnet, diejenigen Gewinnüberschüsse pro 
1897, 1898, 1899 abgetreten wurden, welche allfällig verbleiben, 
nachdem die Reserven statutengemäss dotiert und die Eigentümer 
der Stammanteile der Unionbank eine Dividende von lö^o pro Jahr 
erhalten haben. 

In einem vom 27. Januar 1898 datierten Revers erklärte 
L. Wirz, dass bei Absterben von Frau Wüst deren Ehemann, 
Heinrich Wüst, in eigenem Namen, aber für Rechnung seiner ver- 
storbenen Ehefrau, berechtigt sei, die Hälfte des betreffenden Ge- 
winnanteils zu verlangen. 

Laut Gewinn- und Verlustrechnung wurde der Frau M. Wüst 
und der Firma L, Wim je zur Hafte per Ende 1898 die Summa 
von Fr, 120,000 gutgeschrieben. . 

Schweizerische Zeitschrift fUr Strafrecht. 12. Jahrg. 17 



252 Entscheidungren in Strafsachen. 

Diese Fr. 120,000 wurden zum kleinen Teil in bar bezogen. 
Ein Teil wurde in Titeln geliefert, die später mit anderen Papieren 
bei der Haussuchung bei den Frauen Wüst und Wirz beschlag- 
nahmt wurden im Werte von etwa Fr. 20,000. Des fernem wurden 
20 Schappeaktien im Wert von Fr. 74,000, die an Dr. S. ausgingen, 
der Firma L. Wirz belastet. Dadurch wurde diese Firma gegen- 
über der Unionbank Schuldnerin von Fr. 30,000, d. h. von dem über 
die Fr. 60,000 hinausgehenden Betrag. Wegen dieser Fr. 30,000 
hat Wüst später angeordnet, dass das Restguthaben von Frau Wüst 
an die Bank im Betrage von etwa Fr. 23,900 (da eben Frau Wüst 
nicht die oben erwähnten Fr. 60,000 bezogen hatte) daran solle 
verrechnet werden, so dass dann die Firma L. Wirz nur noch cirka 
Fr. 6000 schuldig blieb. 

Der Grund, weshalb diese zwanzig Schappeaktien, deren Gegen- 
wert der Firma L. Wirz belastet wurde, an Dr. S. ausgingen, konnte 
in der Verhandlung nicht aufgeklärt werden. 

Direktor S. nahm bei seinem Austritt Fr. 5500 angeblich 
als Jahresgehalt mit, und am Tage der Schliessung der Bank ent- 
nahm S. B. der Kasse Fr. 11,000 und verbrachte sie zu G. & Cie., 
offenbar zum Zwecke von Privatspekulationen. Dieser Betrag wurde 
aber einige Tage später durch G. & Cie. an die Unionbank zurück- 
bezahlt. 

Mit Brief vom 24. Januar 1898, den S. an Wüst richtet, be- 
schwert er sich darüber, dass S. B. das Recht eingeräumt sei, mit 
dem Gelde der Bank für seine Privatinteressen zu spekulieren. 

VII. Das Geschäftsgebaren der Unionbank zog schliesslich die 
Aufmerksamkeit der Behörden auf sich. 

Mit Note vom 2. Februar d. J. wandte sich das Königlich 
Württembergische Staatsministerium des Innern an das Königlich 
Württembergische Justizministerium, betreffend das durch die Union- 
bank in Basel vorkommende unerlaubte Anbieten von La Masa-Losen 
in Württemberg. — Gleichzeitig wurde in der Note betont, dass 
in Württemberg die umfangreiche Verbreitung einer Broschüre, 
betitelt: ^Der Weg 3um Reichtum^, stattfinde, in welcher dazu ein- 
geladen werde, mit der „UnioHbank in Basel"^ zum Zwecke von 
Börsenspekulationen auf Grund eines sogenannten Sicherheitssystems 
in Verbindung zu treten, welchem viele unerfahrene Leute zum 
Opfer fallen dürften, da es sich offenbar um ein gemeingefährliches 
Unternehmen handle. Es wurde deshalb im Staatsanzeiger eine 
Warnung an das Publikum erlassen. 

Durch die Königlich Württembergische Staatsanwaltschaft in 
Ulm wurde die Kaiserliche Staatsanwaltschaft in Mülhausen um die 
Vornahme der notwendigen Amtshandlungen angegangen. 

Die Nachforschungen ergaben, dass vom 19. Januar bis 10. Fe- 
bruar d. J. von St. Ludwig aus etwa 250,000 Stück Broschüren 
^^Der Weg snm Reichtum^ und etwa 200 — 300 ,^ Ratgeber'"'' wöchent- 
lich nach Deutschland verschickt wurden. 
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Die Staatsanwaltschaft Mtllhausen schritt Mitte Februar ein, 
«istierte den ganzen Verkehr in St. Ludwig und beschlagnahmte 
<iie Korrespondenz. 

Alsdann erliess die Unionbank Basel ein Cirkular: „Wichtige 
Änseige''^, worin sie mitteilt, dass sie sich genötigt sehe, ihre Post- 
ablage in St. Ludwig. i./E. aufzuheben, da sich verschiedene schwer- 
wiegende Übelstände, wie namentlich auch verspätetes Eintreffen 
und sogar Verluste von Postsachen etc., ergeben haben. Aus diesem 
Orunde hole sie von jetzt ab keine Postsendungen mehr in St. Ludwig 
Ab, und bitte deshalb dringend, künftighin alle Postsendungen, also 
Briefe, Wertschriften, Geldsendungen, sowie auch Telegramme nur 
noch an die Adresse: „Unionbank Basel^, senden zu wollen. 

Im Januar und Februar dieses Jahres erhielt die Unionbank 
Ton St. Ludwig aus 113 Wertbriefe, 67 Einschreibebriefe, 162 Post- 
anweisungen und zwar in Postanweisungen und Wertbriefen eine 
Summe von 137,012 Mark 45 Pfennig. 

Ganz bedeutende Summen und eine grosse Anzahl von Briefen 
wurden tlberdies noch beschlagnahmt. 

Mittlerweile waren auch in Basel Klagen eingelaufen«; die 
öffentlichen Blätter beschäftigten sich mit der Sache, die am 21. Fe- 
bruar stattgehabte Flucht des verantwortlichen Direktors S. war 
bekannt geworden und infolge aller dieser Umstände wurden Wüst 
und Wir 3 am 26. Februar verhaftet und die Bank geschlossen — 
8. B. konnte flüchtig werden, Wirz wurde am 21. Mai gegen Kaution 
Äuf freien Fuss gesetzt. 

VIII. Laut Mitteilung der Kreispostdirektion hier erhielt die 
Unionbank vom 1. Januar bis 7. Februar dieses Jahres in Basel 
folgendes ausgeliefert : 

5 Wertbriefe für total Fr. 3,125.— 

79 Einschreibbriefe (mit Banknoten, Cou- 
pons etc. in grossem Werte) 

51 Mandate für total „ 13,586. — 

51 Wertsendungen (Fahrpost) für total '„ 67,155. — 

Vom 7. Februar d. J. an wurden alle Wertsendungen und 
Gelder der Unionbank nach Birsfelden umspediert. 

Von der Postfiliale in Birsfelden erhielt die Unionbank vom 
1. Januar bis 26. Februar d. J.: 

5 Wertbriefe für total Fn 2,540. — 

57 Einschreibbriefe, ebenfalls mit Bank- 
noten etc. 

12 Mandate für „ 3,945.56 

10 Wertsendungen (Fahrpost) für . . „ 17,500. — 

Vom Untersuchungsrichter wurden beschlagnahmt und retour- 
niert: cirka Fr. 15,000. — in Wertbriefen und cirka Fr. 1600. — 
In Postmandaten, ferner eine grosse Anzahl Korrespondenzen. 
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Die beschlagnahmten !Mefe enthielten teilweise Börsenaufträge, 
teilweise Anfragen über die Ausführung solcher. 

Die eingesandten Gelder waren meistens zu Deckungen be- 
stimmt, ebenso die ganz bedeutenden Summen, die in den Wert- 
briefen enthalten waren. 

IX. Bald nach Gründung der Unionbank wurde zur Gründung 
einer weitern Bank, der Schweizerischen Hypothekenbank in Bern, 
geschritten. 

Laut Statuten der Schweizerischen Hypothekenbank in Bern ist 
das Betriebskapital auf 20 Millionen Franken limitiert. 

Die Bank bezweckt die Durchführung von Hypotheken- und 
Bankgeschäften aller Art, insbesondere Förderung des Hypothekar- 
kredites. 

Als Direktor wurde in Frankfurt von Wüst und Wirz M. St. 
engagiert. Er figuriert in den Statuten als Herr M. St. in Basel. 

Neben dem Direktor St. haben die Statuten unterzeichnet: 
der Comniis A. W., der Postbeamte B., der Courtier G., der Commis 
B., E. L. und J. B. 

Ein Protokoll bezüglich dieser Gründung ist nicht vorhanden. 

Einbezahlt wurde nichts. 

An Stelle des Direktors St., der bald seine Stelle niederlegte, 
da er Konflikte mit den Behörden befürchtete, wurde W. gewählt. 

Die beiden Institute — Unionbank Basel und Schweizerische 
Hypothekenbank Bern — sollten einander in die Hand arbeiten. 
Da jedoch gegen letzteres Institut seitens der Schweizerischen 
Hypothekenbank Solothurn Klage wegen Führung der Finna erhoben 
worden war, so konnte diese neue Gründung keine Thätigkeit ent- 
falten und es braucht deshalb hier auch ni,cht näher darauf ein- 
getreten zu werden. 

X. In dem vorstehend dargestellten Thatbestand erblickt das 
Gericht folgende strafbare Handlungen: 

A. Betrug. 

1) Durch die in der Broschüre „Der Weg zum Reichtum" auf- 
gestellte Behauptung: 

Das Kapital der Unionbank sei vorerst auf den Betrag von 
Fr. 12,650,000 „limitiert", und 

Die ausgegebenen Stammanteile befinden sich im Besitze in- 
und ausländischer Finanzleute, 

Durch die in den Cirkularen angeführten Beispiele, z. B. wer 
mit Fr. 20,000 Deckung Ägypter verkaufe, könne cirka Fr. 460,000 
gewinnen, 

und überhaupt durch den ganzen Tenor, sowohl der Broschüre 
als des Ratgeber und der Cirkulare, 

wurde dem Publikum die falsche Thatsache vorgespiegelt, als ob 
es sich um eine gut fundierte Bank handle. Wenn auch die Be- 
hauptung der Angeklagten, durch den Passus, das Kapital sei auf 
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Fr. 12,650,000 limitiert, sei nicht angegeben, dass das Kapital in 
diesem Betrage vorhanden sei, vollständig richtig ist, so muss eben 
doch andererseits daran festgehalten werden, dass vernünftigerweise 
die Aufnahme dieses Passus in die Broschtlre keinen andern Zweck 
haben konnte, als den, im Zusammenhang mit dem übrigen Inhalt 
des Schriftstückes den Glauben zu erwecken, es handle sich um 
eine gut fundierte Bank, d. h. eine solche, die jedenfalls das zum 
Betriebe eines solchen Geschäftes absolut nötige Kapital besitze. 

2) Eine weitere Vorspiegelung falscher Thatsachen erblickt das 
Gericht darin, dass die Unionbank in ihren sämtlichen Publikationen 
jeweilen das Publikum glauben machte, sie, die Bank, werde die 
Interessen des Kunden wahren, und für ihn zu seinen Gunsten 
arbeiten. Diese Behauptung ist unwahr und steht im Widerspruch 
mit der Thatsache, dass die Bank in sozusagen fast allen Fällen 
die alleinige Gegenpartie gegenüber den Kunden bildete, also im 
Gegenteil gegen die Interessen des Kunden arbeiten musste, falls 
sie überhaupt einen Gewinn erzielen wollte. 

Es handelt sich in beiden Fällen um die Behauptung einer 
falschen „Thatsache" ; denn unter dem Begriff der Thatsache sind 
alle thatsächlichen Verhältnisse oder Ereignisse zu verstehen, und 
zwar nicht nur äussere Thatsachen, d. h. Vorgänge der sinnlich 
wahrnehmbaren Aussenwelt, sondern auch innere Thatsachen, d. h. 
Vorgänge, die sich im Innern eines Menschen abspielen, wie Motive, 
Ansichten und Absichten eines Menschen, vorausgesetzt nur, dass 
ihnen nicht die erforderliche Bestimmtheit mangelt. Die „Thatsache" 
muss konkreter Natur sein und sich objektiv feststellen lassen. Dies 
trifft im vorliegenden Falle zu; es handelt sich hier nicht etwa um 
Kundgebungen, die lediglich als eine subjektive Auffassung sich 
darstellen, sondern um solche, die nach allgemeinen Überlegungen 
als natürliche Folge dazu führen mussten, dass der Getäuschte — 
gemäss der Absicht des Behauptenden — aus den falschen objektiven 
Behauptungen einen unrichtigen Schluss in Bezug auf BLreditfähig- 
keit der Bank und Wahrung der Interessen der Kunden zog. 

Durch diese beiden falschen Vorspiegelungen haben die Klienten 
der Bank eine Vermögensschädigung erlitten, und zwar in folgender 
Hinsicht: 

a) Bei Einzahlung der Deckungen seitens der Kunden wurden 
diese, insbesondere bei Anfang der Bank, als dieselbe nur über 
ganz geringe Mittel verfügte, dadurch geschädigt, dass die Gegen- 
leistung der Bank nicht dem Werte der von den Kunden geleisteten 
Einzahlungen entsprach. Durch Einzahlung der Deckung verschaffte 
sich der Kunde einen Anspruch auf denjenigen Gewinn, der sich 
aus veränderter Kursgestaltung für ihn ergeben würde. Darin be- 
stand die finanzielle Gegenleistung der Bank, dass sie sich bei 
entsprechender Kursgestaltung verpflichtete, den entsprechenden 
Gewinn dem Kunden auszubezahlen. Nur unter dieser Voraus- 
setzung hat der Kunde seinerseits die Einzahlungen gemacht. Die 
finanzielle Lage der Bank war aber nicht derart, dass sie die dem 
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Kunden versprochene Gegenleistung erfüllen konnte. Sie hat also 
weniger geleistet, als der Kunde zu fordern berechtigt war, diesen 
also geschädigt. Der Umstand, dass durch die spätere Kursgestal tung- 
die Gegenleistung der Bank später dahinfiel, ist dabei irrelevant- 
Denn der Betrug ist mit der Einzahlung des Kunden ohne die ent- 
sprechende Gegenleistung vollendet und kann nicht durch die^ 
spätere für die Bank günstige Kursgestaltung wieder rückgängig- 
gemacht werden. Dieser Erfolg war ein unsicherer, der nicht von 
der Bank bei Abschluss des Geschäftes als sicher in Berechnung 
gezogen werden konnte. 

b) Durch die falsche Vorspiegelung, die Bank sei gut informiert 
und werde streng das Interesse der Kunden wahren und durch 
genaue Überwachung der Börsenlage die Kunden vor Schaden zu 
bewahren suchen, sind diejenigen, die auf Grund hiervon der Bank 
Beträge als Deckung für Spekulation einsandten, dadurch finanziell 
geschädigt worden, dass die Behauptungen der Bank unrichtige 
waren und dementsprechend die Gegenleistung der Bank nicht dem 
entsprach, was der Kunde durch Bezahlung seiner Deckung zu 
erwerben glaubte. 

Da für beide Fälle die Vermögefisschädigung in dem Minder- 
werte der Leistung der Bank beruht und dieser Minderwert nicht 
genau in Zahlen ausgedrückt werden kann, so kann auch kein 
genauer Betrag für die Vermögensschädigung angegeben werden. 
Der Minderwert liegt eben in der DiflTerenz des Wertes der angeb- 
lichen Leistung der Bank (einerseits Fähigkeit der Zahlung der 
Differenz bei günstiger Kursgestaltung und anderseits Spekulation 
auf Kursschwankung unter Wahrung der Interessen der Kunden) 
und der wirklichen Leistung der Bank (einerseits blosses Versprechen 
ohne die Fähigkeit der Zahlung der Differenz bei auch nur geringer 
günstiger Kursgestaltung und anderseits Spekulation gegen da» 
Interesse der Kunden). 

Entsprechend der Vermögensschädigung der Kunden entstand 
für die Unionbank durch die Hingabe der Deckungsbeträge ein 
Vermögensvorteil. Der Vermögensvorteil besteht darin, dass die 
Bank von den Kunden Geldbeträge erhielt, mit dem Recht, je nach 
der Kursgestaltung diese Beträge für sich zu behalten. Dieser Vor- 
teil ist ein rechtswidriger, denn die Bank hatte darauf keinen 
rechtlichen Anspruch, da sie ihrerseits die Leistung, die ihr diesen 
Anspruch gegeben hätte, nicht erfüllte. 

Ausser in dem bisher Angeführten hält das Gericht den Beweis 
für eine betrügerische Handlung seitens der Bank nicht für geleistete 
Es betrifft dies insbesondere folgende von der Anklage als Betrug 
dargestellte Punkte: 

1) Hinsichtlich der Prolongationen * 

Die Anklage behauptet, die Bank sei überhaupt nicht berechtigt 
gewesen, bei Verlängerung einer Operation dem Kunden Report- 
zinsen zu belasten, da ja die Operation faktisch nicht von der Bank 
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an der Börse ausgeführt worden sei, die Bank also kein Geld vor- 
gestreckt habe und deshalb auch keine Zinsen verlangen dürfe. 
Dem ist folgendes entgegenzuhalten: 

Es ist irrelevant bei Festsetzung von Reportzinsen, ob die Bank 
faktisch Geld vorstrecke oder nicht. Das Wesentliche ist, dass bei 
Verlängerung einer Operation k la hausse, wobei der Kunde ver- 
pflichtet wäre, auf Ende des Monats eine bestimmte Summe zu 
bezahlen und dafür die Papiere zu beziehen, diese Zahlungspflicht 
des Kimden um einen Monat hinausgeschoben wird. In diesem 
Hinausschieben der Zahlungspflicht um einen Monat liegt ein Ver- 
mögensvorteil des Kunden beziehungsweise ein Vermögensnachteil 
der Bank, der oben durch Anrechnung von Reportzinsen soll aus- 
geglichen werden. 

Bei denjenigen Börsen, wie z. B. der hiesigen und den fran- 
zösischen Börsen, bei denen in der Kursberechnung der Aktien die 
laufenden Zinsen mitgerechnet werden, unterliegt es demnach keinem 
Zweifel, dass regelmässig Reportzinsen, unbekümmert darum, ob 
faktisch Auslagen vorhanden sind oder nicht, können angerechnet 
werden. 

Etwas anderes gilt, wie bereits erwähnt, hinsichtlich der 
deutschen Börse, bei der die laufenden Zinsen nicht zum Kurse 
geschlagen, sondern extra berechnet werden. 

liier sind, je nach dem Geldstand, entweder nur ganz geringe 
Reportzinsen zu zahlen, oder der Kunde erhält im Gegenteil eine 
Vergütung (Deport), oder das Geschäft wird glatt, d. h. ohne Be- 
rechnung von Reports oder Deports abgewickelt. 

Es ist nun allerdings konstatiert, dass bei Prolongationen die 
Repoitzinsen teilweise sehr hoch berechnet wurden und dass die 
auf den Titeln laufenden Zinsen nicht berücksichtigt wurden* 

Da jedoch nicht nachgewiesen ist, dass dies absichtlich unter 
genauer Kenntnis der Sachlage geschehen sei, so kann in der aller- 
dings zu hohen Berechnung der Reportzinsen und der Nichtberück- 
sichtigung der laufenden Zinsen an sich noch kein Betrug erblickt 
werden. Übrigens war ja der Kunde vollständig frei, eine zu hohe 
Berechnung nicht anzunehmen beziehungsweise überhaupt keine Re- 
port! erung vornehmen zu lassen, wenn ihm die Bedingungen der 
Bank nicht konvenierten. 

2) Hinsichtlich der Kursdifferenzen, 

Wie bereits oben erwähnt, ist der Beweis nicht erbracht worden, 
dass den Kunden unrichtige Kurse seien berechnet worden. Das 
Vorgehen der Bank, dass sie jeweilen zu ihren Gunsten die aller- 
höchsten beziehungsweise die allerniedrigsten Tageskurse dem Kunden 
zur Anrechnung brachte, ist zwar nicht als sehr reell aufzufassen ^ 
kann jedoch an sich nicht als unerlaubt und deshalb auch nicht 
als strafbar angesehen werden. 

3) Hinsichlich des Selbsteintrittes, 

Auch der Umstand, dass die Bank in der Regel die Aufträge 
nicht an der Börse ausführte, sondern als Selbstkontrahent auftrat, 
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ist an sich nicht strafbar. Ein derartiger Selbsteintritt ist erlaubt, 
denn die Bank als Kommissionär war berechtigt, die Wertpapiere 
nach dem jeweiligen Börsenpreis selbst als Verkäufer zu liefern 
oder als Käufer zu übernehmen, da ja der Kommittent nichts anderes 
bestimmt hatte. (Art. 444 0. R.) 

Bei allen diesen als nicht strafbar erklärten Vorgängen gilt 
selbstverständlich die Einschränkung, dass, sofern sie mit einer der 
Thatsachen, wie sie oben als Betrug dargestellt worden sind, im 
Zusammenhang stehen, damit auch unter diesen Thatbestand fallen 
tmd somit bestraft werden. 

Bei dieser Sachlage hielt es das Gericht bei der strafrechtlichen 
Beurteilung für unnötig, den Verkehr der Bank mit den Kunden 
im einzelnen genau festzustellen. Da die Kunden zum weitaus 
grössten Teil sich auswärts aufhielten und die Verhältnisse der 
Bank und ihrer Leiter gar nicht genau kannten, so waren sie auch 
nicht in der Lage, sich richtig über die Frage auszusprechen, ob 
sie betrogen worden seien oder nicht. Soweit den Kunden diese 
Frage vorgelegt wurde, haben sie dieselbe im grossen und ganzen 
von dem Gesichtspunkte aus beantwortet, ob sie bei ihren Opera- 
tionen zu Verlust geraten sind oder nicht. Da das Gericht jedoch 
nicht auf diesen Erfolg abstellt, so sind die Behauptungen der Kunden, 
sie seien betrogen oder nicht betrogen worden, für das Strafgericht 
ohne Bedeutung, 

B. Übertretung des Börsengesetses. 

Es sind folgende strafbare Handlungen im Verkehr mit Wert- 
papieren (§ 152, e, Str.-Ges.) konstatiert worden: 

1) Es wurden in gewinnsüchtiger Absicht andere unter Be- 
nützung ihres Leichtsinns oder ihrer Unerfahrenheit 3um Abschluss 
von Spekulationsgeschäften, die nicht zu ihrem Gewerbebetrieb ge- 
hören, verleitet. 

Aus den stattgehabten Einvernahmen einer grossen Anzahl von 
Kunden der Bank hat sich ergeben, dass, eine verschwindend kleine 
Zahl von Kunden ausgenommen, die übrigen noch nie spekuliert 
hatten und von Spekulationsgeschäften überhaupt nichts verstanden. 

Dem Beruf nach handelt es sich um Geistliche, Ärzte, Lehrer, 
Wirte, Handelsleute, Handwerker u. s. w. , also nicht um solche 
Personen, bei denen der Abschluss von Spekulationsgeschäften zum 
Gewerbebetrieb gehört. 

Die Kunden wurden durch die grosse Propaganda zum Ein- 
gehen dieser Spekulationsgeschäfte verleitet. Dass hierbei ein Erfolg 
in so grossem Massstab möglich war, ist dem Leichtsinn beziehungs- 
weise der Unerfahrenheit der Betreffenden zuzuschreiben. Dass 
das Vorgehen der Bank in gewinnsüchtiger Absicht geschah, braucht 
nach dem früher Ausgesagten nicht mehr erörtert zu werden. 

2) Bei Offerten von Wertpapieren in den verschiedenen Bekannt- 
machungen der Bank wurde wissentlich fälschlich behauptet, dass 
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die Bank gut informiert sei und bei Offerten von Papieren .im In- 
teresse der Kunden handeln werde, beides Behauptungen, die ge- 
eignet waren, zur Geschäftsverbindung mit der Bank zu veranlassen, 
und die im direkten Widerspruch zu den thatsächlichen Verhält- 
nissen standen. 

Da das Gesetz betreffend die Effektenbörse und den Verkehr 
in Wertpapieren erst auf den 1. Januar 1898 in Kraft getreten ist, 
so darf eine Bestrafung wegen Zuwiderhandlung gegen die Straf- 
bestimmungen dieses Gesetzes bloss für die seit dem 1. Januar 1898 
begangenen Handlungen erfolgen. 

Die Staatsanwaltschaft hat die Anklage auf Polizeiübertretung 
hinsichtlich § 129, lemma 1 und 2, des Gesetzes betreffend die Effekten- 
börse in der Verhandlung fallen lassen. Das Gericht braucht daher 
nicht näher auf diese Frage einzutreten. 

XL Hinsichtlich der Verantwortlichkeit der einseinen Angeklagten 
in Bezug auf die bisher erörterten strafbaren Handlungen ist fol- 
gendes zu sagen: 

Wüst war der eigentliche Leiter der Bank. Er hat mit B. und 
Wirz die Gründung der Bank beschlossen. Er hat die Schrift „Der 
Weg zum Reichtum^ verfasst. Er besorgte die Redaktion des „Rat- 
geber" und ebenso die wichtigeren und schwierigeren Geschäfte. 
Er erteilte auch öfters den Kunden persönlich Auskunft. Dass Wüst 
nicht, wie er behauptet, bei dem ganzen Unternehmen eine unter- 
geordnete Rolle spielte, sondern dass er füglich als Leiter kann 
aufgefasst werden, ergiebt sich schon aus dem Umstände, dass der 
grösste Teil des Geschäftsgewinnes durch die Zahlung der oben 
erwähnten Fr. 120,000 an Wüst und Wirz gelangte; und dass 
ersterer dem letzteren gegenüber eine hervorragende Stelle einnahm, 
ergiebt sich aus dem Specialvertrag zu gunsten des Wüst vom 
27. Januar 1898. 

Wenn auch selbstverständlich Wüst bei der Abwandlung der 
Geschäfte der Unionbank im einzelnen, wie er behauptet, nur wenig 
mitgewirkt hat und seine Thätigkeit mehr auf die Publikationen 
der Bank konzentriert hat, so ist er doch nach dem obeu Gesagten 
für die sämtlichen Handlungen der Bank auch strafrechtlich ver- 
antwortlich, da die Handlungen, als Ganzes aufgefasst, abgesehen 
von einzelnen Detailpunkten, so von ihm gewollt waren, wie sie 
von der Bank ausgeführt worden sind. 

Wüst hat sich deshalb des Betrugs und der Übertretung der 
Bestimmungen betreffend den Verkehr in Wertpapieren schuldig 
gemacht. 

2) Wirs besorgte teilweise die Korrespondenzen und erledigte 
auch teilweise Reklamationen. Im grossen und ganzen aber spielte 
er bei der engeren Geschäftsführung eine ziemlich untergeordnete 
Rolle. Trotzdem ist er als Mitschuldiger des Wüst hinsichtlich des 
Betruges aufzufassen, da er bei der Gründung der Bank in hervor- 
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ragender Weise, besonders auch durch BeschaflPiing der Geldmittel, 
beteiligt war, und da er mit der ganzen Haltung der Bank, dem 
Inhalt der Broschüre und der verschiedenen Prospekte einverstanden 
war und denselben seine Zustimmung erteilte. 

Minder wichtig dagegen war die Thätigkeit des Wirz hinsicht- 
lich der Übertretung des Börsengesetzes. Es ist nicht nachgewiesen, 
dass er irgendwie bestimmend mitgewirkt hat. Dagegen ist er der 
Beihülfe schuldig zu erklären, indem er das Vorgehen des Wüst 
dadurch unterstützte, dass er sich bei Verschaffung der Adressen 
beziehungsweise der Verbreitung der Broschüre beteiligte. 

3) K. trat am 18. Dezember 1897 als Prokurist bei der Union- 
bank ein. Er wurde nach dem Austritt S. zum Direktor ernannt 
und versah dieses Amt vom 24. Februar bis 5. März 1898. 

IF. war Verwaltungsrat der Schweizerischen Hypothekenbank 
in Bern und später verantwortlicher Direktor daselbst. Da jedoch 
diese Bank nicht dazu kam, nach aussen irgend eine Thätigkeit 
zu entfalten und in dieser Hinsicht auch keinerlei strafbare Hand- 
lungen nachgewiesen sind, so hat sich demnach W. hinsichtlich 
seiner Thätigkeit bei der Hypothekenbank in Bern keiner strafbaren 
Handlung schuldig gemacht. 

Bei der Unionbank in Basel spielten sowohl W. wie K. eine 
untergeordnete Rolle. Sie waren lediglich Geschäftsangestellte, welche 
die ihnen übergebenen Aufträge auszuführen hatten. K. beschäftigte 
sich speciell mit der Buchführung. W. hatte insbesondere die Rech- 
nungen bei Realisationen von Spekulations-Geschäften zu besorgen. 

Da beide keine selbständige Thätigkeit entfalten konnten, und 
da nicht nachgewiesen ist, dass die beiden einen Einblick in den 
Gang der Geschäfte hatten, dass sie Natur und Umfang der straf- 
baren Handlungen von Wüst und Wirz erkennen konnten, so sind 
die beiden von der Anklage freizusprechen. Immerhin war ihre 
Stellung eine derartige, dass sie das ganze Geschäftsgebaren als 
höchstverdächtiges erkennen mussten, und dass sie deshalb allen 
Anlass gehabt hätten, ihre Mitwirkung bei der dubiosen Geschäfts- 
führung einzustellen. Sie sind deshalb mit Recht bei der Unter- 
suchung miteingezogen worden, und es rechtfertigt sich, denselben 
einen Teil der Kosten aufzuerlegen. 

XII. Der Hauptsitz der Unionbank Basel war laut Eintrag im 
Handelsregister hier in BaseL Nach Eintritt des Börsengesetzes, 
d. h. im Laufe des Januar 1898, wurde in Birsfelden offiziell eine 
Filiale errichtet. In St. Ludwig, wohin sich die Unionbank bis Mitte 
Februar 1898 ihre Sendungen aus Deutschland adressieren Hess, 
bestand keine Filiale, sondern die Bank hatte dort lediglich eine 
Postablage. 

Aus dem Gesagten ergiebt sich, dass für die sämtlichen durch 
die Unionbank begangenen strafbaren Handlungen das hiesige Ge- 
richt zuständig ist, da ausschliesslich in Basel der Hauptsitz der 
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Bank war, von wo die Ordres ausgingen, und in deren Namen 
gehandelt wurde. 

Dass dabei die Sendungen nach Deutschland des Portos wegen 
von St. Ludwig aus spediert wurden und dass die Registrierung 
der Börsenspekulationen von Ende Januar an in Birsfelden statt- 
fand, ändert an dieser Sachlage nichts. 

XIII. Bei der Strafausmessung ist mildernd zu berücksichtigen, 
dass der direkt durch die strafbaren Handlungen herbeigeführte 
Schaden teilweise wieder hinfällig gew^orden ist. Trotz des anfäng- 
lich sehr schwachen finanziellen Standes der Bank war diese in 
allen Fällen in der Lage, die mit ihr abgeschlossenen Geschäfte 
nach ihren statutarischen Bestimmungen abzuwickeln. Soweit also 
die betrügerische Schädigung in der schlechten Ünanziellen Lage 
der Bank erblickt worden ist, so weit ist dieser Schaden nachträglich 
wieder gutgemacht worden. 

Erschwerend dagegen sind die Vorstrafen von Wüst und Wirz 
in Betracht zu ziehen. Wüst hat folgende Vorstrafen erlitten: 

1881 vom Obergericht Luzern wegen Betrugs 6 Monate Zuchthaus. 
1884 vom hiesigen Appellations-Gericht wegen Betrugs 6 Wochen 
Gefängnis. 

1884 vom hiesigen Appellations-Gericht wegen Übertretung des 
Lotterieverbotes 3 Wochen Haft. - 

1885 vom hiesigen Appellations-Gericht wegen Beschimpfung Be- 
diensteter eine Woche Haft. 

1893 vom hiesigen Appellations-Gericht wegen Betrugs, Unter- 
schlagung, Gehülfenschaft zum versuchten Betrug 5 Jahre 
Zuchthaus und 10jährige Einstellung im Aktiv bürgerrech t. 

Wirz wurde im Jahre 1894 vom hiesigen Appellations-Gericht 
wegen Betrugs und leichtsinnigen Bankerotts zu iV» Jahren Ge- 
fängnis verurteilt. 

Sowohl wiegen der viel intensiveren Thätigkeit als auch im 
Hinblick auf die Vorstrafen ist Wüst bedeutend strenger wie Wirz 
zu bestrafen. 

XIV. Von einer grossen Anzahl von Kunden sind Entschädigungs- 
ansprüche geltend gemacht worden, und zwar stützen sich dieselben 
fast ausnahmslos auf den Betrag der durch die Spekulationen ent- 
standenen Verluste. Nur in einzelnen Ausnahmefällen beziehen sich 
dieselben auf unrichtige Berechnung und dadurch entgangenen 
Gewinn. Einzelne erachten sich auch durch das Schliessen der Bank 
und das damit verbundene Realisieren eines Geschäftes, das für 
sie gewinnbringend gewesen wäre, geschädigt. 

Da, wie aus den Motiven des Urteils hervorgeht, das Gericht 
als durch Betrug herbeigeführten Schadensbetrag keineswegs etwa 
den Verlust bei Realisation eines Geschäftes angenommen hat, da 
ferner durch die Verhandlung gar nicht festgestellt wurde, wie hoch 
sich im einzelnen Falle die Schädigung beläuft, und da zudem in 
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dem Strafprozesse nicht die sämtlichen zu Verlust geratenen Per- 
sonen einvernommen worden sind, so ist das Gericht nicht in der 
Lage, über einzelne Schadenersatzansprüche jetzt schon zu urteilen. 
Es ist deshalb richtiger, die sämtlichen Schadenersatzansprüche auf 
•den Civilweg zu verweisen. 

Damit die Geschädigten ihre allfälligen Ansprüche auf die 
beschlagnahmten Vermögensstücke sowohl der ünionbank als der 
Frau Wüst und der Firma L. Wirz geltend machen können, bleibt 
der strafrechtlich auf diese Vermögensstücke gelegte Arrest bis auf 
die Dauer von einem Monat nach Rechtskraft des Urteils aufrecht 
erhalten. 

Das Gericht hat demnach erkannt: 
Es werden schuldig erklärt: 

Heinrich Wüst des Betrugs in unbestimmtem, Fr. 300 über- 
steigendem Betrage, sowie strafbarer Handlungen im Verkehr mit 
Wertpapieren, 

Eduard Wirz des Betrugs in unbestimmtem, Fr. 300 über- 
steigendem Betrage und der Gehülfenschaft bei strafbaren Hand- 
lungen im Verkehr mit Wertpapieren 

und in Anwendung 

bei Wüst der §§ 150—152, l38^ 152 litt, e, Ziff. 3 und 4, 
45, des Strafgesetzes. 

bei Wirz der §§ 150 — 152, 138^ 152 litt, e, Ziff. 3 und 4, 
29, 45, des Strafgesetzes, 

Heinrich Wüst zu 3 Jahren Zuchthaus, abzüglich 6 Monate 
erstandene Untersuchungshaft, 

Eduard Wirz zu 1 Jahr Zuchthaus, und beide zur Einstellung 
im Aktivbürgerrecht auf die Dauer von 10 Jahren nach Erstehung 
der Strafzeit, verurteilt. 

R. K. und 

A. W. werden freigesprochen. 

An die Kosten des Verfahrens mit Einschluss einer Urteils- 
gebühr von Fr. 200 haben zu bezahlen: 

Heinrich Wüst V«, Eduard Wirz 7^, K. und W. je Ys, jeweilen 
unter solidarischer Haftbarkeit für das Ganze. 

Die Entschädigungsfrage wird auf den Civilweg verwiesen. 

Der vom Untersuchungsrichter auf die Vermögensstücke der 
Unionbank und der Angeklagten angeordnete Arrest wird nach 
Verfluss eines Monats nach Rechtskraft des Urteils aufgehoben. 
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Urteü 

der 

PflizeikaHHer des Appellati«is- uid Kasgatmshffes des Kaiteis Ben 

Yom 25. Januar 1899 
in Sachen 

Fritz Kocher und MKhafte wegen Fischfrevel. 

Mitgeteilt von Fürsprech W. Ern$t, Polizeirichter in Bern. 



I. Den Akten ist zu entnehmen : 

1. Unterm 18. Oktober 1898 verurteilte der Polizeirichter von 
Nidau die angeschuldigten Fritz Kocher, Jacques Nobs und Jules 
Bütschi, welche zugestandenermassen Sonntags den 21. August, be- 
ziehungsweise Sonntags den 11. September 1898 während des Qrottes- 
dienstes im Bielersee gefischt haben, gestützt auf Art. 2, erster Ab- 
satz, and litt, a des Gesetzes über die Ausübung der Fischerei, vom 
26, Februar 1833, und 368 der Staatsverfassung polizeilich zu je 
Fr. 2 Busse und Kosten und verfügte überdies die Konfiskation der 
von Bütschi gebrauchten, beschlagnahmten Fischereigerätsehaften. 

2. Gegen dieses Urteil erheben die Staatsanwaltschaft (gemäss 
Art. 473, ZiflT. 3, der Staatsverfassung) und der verurteilte Bütschi 
(gemäss Art. 471, Zifl". 4, der Staatsverfassung) die Nichtigkeitsklage. 

II. In rechtlicher Beziehung fallt in Betracht: 

1. Sowohl die Staatsanwaltschaft als Bütschi gründen ihre 
Nichtigkeitsklage auf die Behauptung, auf den eingeklagten That- 
bestand — das Fischen an Sonntagen während des Gottesdienstes 
— sei nicht, wie der Instanzrichter angenommen hat, die Straf- 
sanktion des (nicht mehr zu Recht bestehenden) § 2, AI. 1, litt, a 
des kantonalen Fischereigesetzes, sondern gemäss Art. 22 der 
regierungsrätlichen Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz be- 
treffend die Fischerei, vom 28. Juni 1892, diejenige des Art. 20 
der citierten Vollziehungsverordnung anwendbar. 

Da sich hieraus in der That ergeben würde, dass die drei ge- 
nannten Angeschuldigten zu einer niedrigeren als der gesetzlichen 
Busse venirteilt worden sind (indem das in Art. 20 1. c. vorge- 
sehene Bussminimum Fr. 5 n. W. beträgt) und dass andrerseits 
gegenüber Bütschi die gesetzlich — in Art« 22, bezw. 20 1. c. — 
nicht angedrohte Konfiskation der gebrauchten Fischereigerät- 
schaften ausgesprochen worden ist, so hängt die Begründetheit der 
erhobenen Nichtigkeitsklage lediglich von der Beurteilung der Frage 
ab, ob die vom Instanzrichter angewendete Strafbestimmung der- 
malen noch zu Recht besteht, oder ob sie durch die Art. 22, bezw. 
20 1. c. ersetzt worden ist. 
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Das Nebeneinanderbestehen von Bundes- und kantonalen Vor- 
schriften auf dem Gebiete des Fischereiwesens bedingt eine Prüfung 
dieser Frage sowohl mit Rücksicht auf die einschlägige Bundes- 
ais auf die einschlägige Kantonalgesetzgebung. 

Die erstere bezieht sich, wie aus Art. 25 der Bundesverfassung 
und Art. 1 des Bundesgesetzes über die Fischerei hervorgeht, ledig- 
lich auf die FisGhereipoli^ei (vergleiche auch Urteil der Polizei- 
kammer in Sachen Jakob Dubler und Ernst Gutmann, vom 30. Ja- 
nuar 1897, Monatsblätter für bernische Rechtsprechung, Bd. XIV, 
Seite 60 ff.). Da nun die fragliche Bestimmung des kantonalen 
Fischereigesetzes, wonach bei einer Busse von höchstens Fr. 20 
und Konfiskation der zum Fischen gebrauchten Gerätschaften jedes 
Fischen in allen Gewässern während der Dauer des Gottesdienstes 
an den Sonn- und Feiertagen verboten ist, nicht sowohl fischerei- 
polizeilichen als knltuspoliseilichen Charakter hat, so ist eine Ein- 
wirkung der Bundesgesetzgebung im Gebiet des Fischereiwesens 
und der (als VoUziehungsmassnahme zu letzterer sich darstellenden) 
citierten Vollziehungsverordnung auf dieselbe schon aus diesem 
Grunde ausgeschlossen. 

Allein selbst unter der Annahme, die fragliche Bestimmung 
charakterisiere sich als eine /«cÄ^mpolizeiliche, wäre ihr Fort- 
bestand zu bejahen, wie sich aus folgendem ergiebt: 

Art. 27 des Bundesgesetzes betreffend die Fischerei, vom 
21. Dezember 1888, stellt es den Kantonen anheim, strengere Mass- 
regeln (als diejenigen des Bundesgesetzes) zum Schutz und zur 
Hebung des Fischbestandes anzuordnen. 

Dagegen dürfen die Strafbestimmungen, welche die Kantone 
zur wirksamen Handhabung solcher von ihnen, kraft Art. 27 des 
citierten Bundesgesetzes, zu erlassenden Vorschriften aufstellen, ge- 
mäss Art. 22 der bundesrätlichen Vollziehungsverordnung zum 
Bundesgesetz betreffend die Fischerei nicht einen in Art. 31 des 
Bundesgesetzes vorgesehenen Thatbestand betreffen. Abgesehen 
von dieser Einschränkung und der in Art. 27 des citierten Bundes- 
gesetzes enthaltenen Verpflichtung zur Einholung der bundesrät- 
lichen Genehmigung, welche aber lediglich den Zweck hat, eine 
Kontrolle über die allfällige Bundesgesetzwidrigkeit derartiger Vor- 
schriften zu ermöglichen, sind die Kantone bei der Aufstellung von 
Strafthatbeständen fischereipolizeilicher Natur (zu dem in Art. 27 
des citierten Bundesgesetzes angeführten Zwecke) souverän. 

Als ein solcher Thatbestand erscheint nun auch der in § 2, 
AI. 1, litt, a, des kantonalen Fischereigesetzes betreffend das Fischen 
während des Sonntagsgottesdienstes aufgestellte, indem er — in- 
soweit ihm überhaupt fischereipolizeilicher Charakter innewohnt — 
auf einen erhöhten Schutz des Fischbestandes, bezw. eine Äuffnung 
desselben abzielt, ohne dabei einen der in Art. 31 des citierten 
Bundesgesetzes aufgeführten Thatbestände zu betreffen. 

Er ist daher rucksichtlich der Bundesgesetzgebung auf dem 
Gebiete des Fischereiwesens als fortbestehend anzusehen, wie sich 
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dies ja auch aus der Thatsache seiner Genehmigung durch den 
Bundesrat ergiebt. 

Sein Fortbestand wird demzufolge auch nicht etwa durch den 
§ 1 des Vollziehungsdekrets über die Fischerei, vom 28. November 
1877 (welcher nur solche kantonale Bestimmungen als aufgehoben 
erklärt, die mit den bundesgesetzlichen Vorschriften im Widerspruch 
stehen), in Frage gestellt. 

Dass nach dem Ausgeführten der Regierungsrat die fragliche 
Bestimmung des kantonalen Fischereigesetzes nicht auf dem Wege 
der Vollziehung der bundesgesetzlichen Vorschriften über die 
Fischerei aufheben, bezw. modifizieren durfte, liegt auf der Hand. 

Der Regierungsrat scheint übrigens selbst angenommen zu 
haben, die fragliche Bestimmung bestehe neben den bundesgesetz- 
lichen Vorschriften noch in Kraft, da er in Art. 22 der citierten 
Vollziehungsverordnung den § 2 des kantonalen Gesetzes citiert, 
was (in einer Vollziehungsverordnung zum Bundesgesetz betreffend 
die Fischerei) nicht angängig gewesen wäre, wenn derselbe durch 
die Bundesgesetzgebung aufgehoben wäre. Ebensowenig aber als 
auf dem Boden der Bundesgesetzgebung war der Regierungsrat zur 
Aufhebung, bezw. Abänderung des fraglichen Strafthatbestands nach 
kantonalem Recht befugt, indem derselbe als OeseteeshQ&iimmxm^ 
nicht durch eine blosse regierungsrätliche Vollziehungsverordnung 
beseitigt, bezw. abgeändert werden durfte. Dass im femern der 
Art. 8 des kantonalen Fischereigesetzes den Regierungsrat mit der 
Revision und Erneuerung der Fischerordnungen über die Bieler-, 
Thuner- und Brienzerseen, sowie der daherigen Übungen beauftragt 
hat, begründet die Kompetenz des Regierungsrates zur Revision 
oder Aufhebung einer allgemeinen Bestimmung des Gesetzes, wie 
diejenige des § 2, AI, 1, litt, a, betreffend die Bestrafung des 
Fischens während des Sonn- und Feiertagsgottesdienstes, offenbar 
in keiner Weise. 

Unstichhaltig wäre es endlich, selbstverständlicherweise zu be- 
haupten, die bundesrätliche Genehmigung der citierten reg^erungs- 
rätlichen Vollziehungsverordnung verleihe der in dieser letzteren 
enthaltenen Abänderung des § 1, Abs. 1, litt, a, des kantonalen 
Fischereigesetzes auch für das kantonale Recht Rechtskraft. 

2. Ist demnach vom Instanzrichter der § 2, Abs. 1, litt, a, des 
kantonalen Gesetzes über die Ausübung der Fischerei richtigerweise 
als (gegenüber Art. 20 und 22 der citierten Vollziehungsverordnung) 
allein zu Recht bestehend in Anwendung gebracht worden, so ist 
sowohl die Nichtigkeitsklage der Staatsanwaltschaft als diejenige 
Bütschis abzuweisen. 

Aus diesen Gründen wird 

erJcannt: 

Die Nichtigkeitsklage der Staatsanwaltschaft, sowie diejenige 
des Jules Bütschi werden abgewiesen. Die Rekurskosten des Staates, 
bestimmt auf Fr. 22, werden je zur Hälfte dem Staate und dem 
Jules Bütschi auferlegt. 
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Entscheidungen 
des 

Kassationsgerichtes des Kantons Zürich. 

Mitgeteilt von Prof. Emü Zürcher in Zflricb. 



1. Beschluss vom 5. April 1899 

in Sachen des Johannes Hug, von Weilhaus-Grüningen, und des 
Johannes Bauert, Dachdecker in der Langwies-Egg, Kassations- 
kläger, gegen die Staatsanwaltschaft, Kassationsbeklagte. 

Die Dauer der Verjährungsfrist richtet sich nach der Maximal^ 
strajandrohung des Gesetzes. — Anstiftung zu falschem Zeugnis, 
begangen dadurch, dass jemand zur Ausstellung einer schriftlichen 
Bescheinigung zu Händen des Richters bewogen wird — Mit- 
Wirkung eines übelhörigen Oeschwornen — Mängel der Rechts- 
belehrung. 

1. In den Jahren 1886/87 war vor Bezirksgericht Hinweil ein 
Civilprozess anhängig, in welchem Erben Muschg, als Kläger, von 
Joh. Hug, dem heutigen ersten Kassationskläger, als Beklagten, 
die Herausgabe eines Kaufschuldbriefes im Betrage von 800 Fr. 
verlangten. Schuldner dieses Briefes war Joh. Bauert, der heutige 
zweite Kassationskläger. Bauert war vom Beklagten als Zeuge 
bezeichnet worden und wurde als solcher am 3. März 1887 vom 
Bezirksgericht Hinweil einvernommen. Seine Aussage ging im 
wesentlichen dahin, dass der Erblasser Muschg ihm schon im Jahre 
1881 eröffnet habe, er schenke den Kaufbrief dem Joh. Hug. 
Dennoch wurde die Klage der Erben Muschg erstinstanzlich gut- 
geheissen, von der Appellationskammer dagegen mit Urteil vom 
24. Mai 1887 abgewiesen. 

2. Am 23. Juli 1898 erschien Bauert bei einem der Mit- 
erben Muschg, Heinrich Muschg im Pfarrhof Ütikon, und erklärte 
ihm, er sei damals als Zeuge einvernommen worden und wolle jetzt 
mit ihm abmachen um 500 Fr. Heinrich Muschg nahm infolge- 
dessen zu Händen der Erben von Bauert eine Volksbankobligatiou 
in diesem Betrage entgegen. Die Erben beschlossen indessen, 
gestützt auf diese Thatsache bei der Appellationskammer des Ober- 
gerichts Wiederherstellung gegen das Urteil vom 24. Mai 1887 zu 
verlangen. Die Appellationskammer beschloss, nachdem sie eine 
persönliche Einvernahme der Parteien und die Einvernahme des 
Bauert als Zeugen vorgenommen, die Akten der Staatsanwaltschaft 
zu überweisen behufs Einleitung einer Strafuntersuchung gegen 
Bauert und Hug. 
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3. Die Staatsanwaltschaft beauftragte das Statthalteramt Hin- 
weil mit der Untersuchung und erhob, nach Durchführung derselben, 
schwurgerichtliche Anklage gegen Bauert und Hug. Das Schwur- 
gericht erklärte unterm 7. Februar 1899 den Angeklagten Bauert 
des falschen Zeugnisses, den Angeklagten Hug der Anstiftung zu 
falschem Zeugnisse schuldig und verurteilte den erstem zu 2 Monaten 
Gefängnis, den letztem zu 6 Monaten Gefängnis, 50 Fr. Busse und 
nachheriger 5 jähriger Einstellung im Aktivbürgerrecht. 

Inhalt der Anklage gegenüber Bauert war die Zeugenaussage 
vom 3. März 1887 gewesen ; gegenüber Hug war der eingeklagte 
Thatbestand wörtlich folgender: 

„Hug hat den Bauert zur Abgabe dieses falschen Zeugnisses 
angestiftet, indem er heftig in ihn drang und nicht von ihm abliess, 
bis ihm Bauert zur Vorlage beim Friedensrichteramt ein schrift- 
liches Zeugnis unterschrieb, in welchem er bezeugte, dass Muschg 
ihm erklärt habe, er habe den Schuldbrief von 800 Fr. dem Hug 
geschenkt, durch welches schriftliche Attest sich Bauert, als er 
Zeugnis abzulegen hatte, gebunden fühlte." 

4. Gegen das schwurgerichtliche Urteil erhebt Advokat Dr. 
A. Meili namens des Joh. Hug Nichtigkeitsbeschwerde, gestützt 
auf § 1091, Ziffer 2—6, des G. ü. d. Rpf. Advokat Ad. Manz 
schliesst sich dieser Beschwerde namens des Joh. Bauert in allen 
Teilen an und nimmt insbesondere die Begründung der ersten 
Beschwerde auf, alles soweit nicht die Frage der Anstiftung allein 
davon betroffen ist. 

5. Eine Verletzung materieller Oesetzesvorschriften soll einmal 
darin liegen, dass entgegen den Bestimmungen der §§ 108 und 52 
des Strafgesetzbuches der Nichtigkeitskläger Hug nach Ablauf der 
Verjährungsfrist strafrechtlich verfolgt worden sei. 

§ 108 des Strafgesetzbuches enthält gegen falsches Zeugnis 
im Civilprozesse dreierlei Strafandrohungen, für gewöhnliche Fälle 
Arbeitshaus, für geringere Fälle Gefängnis mit Busse, für schwerere 
Fälle auch Zuchthaus. Da nun hier offenbar kein schwererer Fall 
im Sinne des Gesetzes vorliege, so sei die Maximalandrohung des 
Gesetzes Arbeitshaus und es komme somit die 10jährige Verjährungs- 
frist des § 52, c, in Anwendung. 

Diese Ausführung ist aber unrichtig, massgebend ist nach § 52 
des Strafgesetzbuches nicht das einem vorliegenden Thatbestande 
angemessenste Strafmass, sondern die Maximalandrohung des Ge- 
setzes, und die ist bei falschem Zeugnis im Civilprozesse eben 
Zuchthausstrafe. Wenn das Gesetz in .§ 108 von leichtem und 
schwerem Fällen spricht, so stellt es damit nicht besondere Ver- 
brechensbegriffe auf, wie z. B. der § 107, falsches Zeugnis zum Nach- 
teile des Angeschuldigten, und § 106, falsches Zeugnis zu gunsten 
eines Angeschuldigten, sondern es will dem Richter, der das Straf- 
mass auszufällen hat, eine Anleitung dahin gegeben werden, dass 
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er nur aus besonderen Gründen auf weniger als 6 Monate Arbeits- 
haus erkennen solle und auch nur aus wichtigen Gründen zur 
Zuchthausstrafe greifen dürfe. Würden wirklich verschiedene Ver- 
brechensbegriffe in diesen Straf abstufungen liegen, so müssten 
darüber Fragen an die Geschwornen gestellt werden, was gerade 
hier ohne Einspruch der Parteianwälte unterlassen worden ist und 
wohl auch, wenn ein Antrag gestellt worden wäre, hätte unter- 
lassen werden müssen. Es ist zuzugeben, dass in dem bei Bens, 
Kommentar, § 52, Anmerkung 3, angeführten Urteile der Appel- 
lationskammer vom 13. Juli 1878 nicht die ganze Folgenstrenge 
aus dem Grundsatze gezogen wurde, indem die Strafandrohung des 
Gesetzes für Unterschlagungsfälle im Betrage von mehr als 500 Fr. 
ausser Betracht gelassen wurde, bei Ausmittlung der Verjährungs- 
frist. Allein diese Frage war dort nicht zu entscheiden, streitig 
war nur, ob die Unterschlagung als gelinderer Fall nicht schon 
nach fünf Jahren verjährt gewesen sei, und zudem liegt in der 
Ausscheidung der Fälle nach dem Streitwert ein Thatbestands- 
moment, worüber die Geschwornen angefragt werden können, ein 
Moment also, das dem freien Ermessen des Gerichtshofes entzogen 
ist. Eine solche Ausscheidung hat der Gesetzgeber hier in § 108 
nicht vorgenommen, und wenn daselbst gesagt ist „in schwereren 
Fällen kann auf Zuchthaus (d. h. nach § 5 des Strafgesetzbuches 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren!) erkannt werden und zwar, wenn der 
Wert des Streitgegenstandes mehr als 5000 Fr. beträgt, bis zu 10 
Jahren", so kann das vernünftigerweise nur dahin ausgelegt werden, 
es solle bei so hohem Streitwert bis an 10 Jahre herangegangen 
werden, und nicht, es soll Zuchthaus überhaupt erst bei diesem 
Betrage in Frage kommen. 

6. Unbegründet ist auch der Kassationsgrund, dass der gegen 
Hag eingeklagte Thatbestand vom Strafgesetzbuch nirgends mit Strafe 
bedroht sei, Hug habe den Bauert nämlich nur zu dem rechtlich 
unerheblichen schriftlichen Zeugnisse veranlasst, nicht aber zur 
mündlichen falschen Zeugenaussage vor Bezirksgericht verleitet. 
Wenn aber Bauert aus andern Gründen, weil er z. B. an das 
geschriebene Zeugnis sich gebunden erachtete, falsches Zeugnis 
abgelegt, so sei das nicht mehr auf seine Beeinflussung zui*ück- 
zufilhren^ ,jedenfalls nicht strafrechtlich in der Form der Anstiftung". 
Nun hat im vorliegenden Falle Hug sich von Bauert ein schrift- 
liches Zeugnis über einen bestimmten Fall zu Händen des Friedens- 
richters ausstellen lassen und nachher denselben Mann durch gericht- 
liche Vorladung auffordern lassen, über denselben Vorfall vor 
Gericht mündliches Zeugnis abzulegen. Natürlich musste da die 
frühere Beeinflussung auf den Inhalt des Zeugnisses fortwirken; 
aber auch Hug war seiner Sache sehr sicher, des Kausalzusammen- 
hanges sehr wohl bewusst, sonst hätte er Bauert nicht als Zeugen 
angerufen und ihm nicht gerade die betreffenden Fragen vorlegen 
lassen. 
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7. Ungehörige Besetzung des Oerichtes und Mitwirkung einer 
unfähigen Oerichtsperson liegt auch dann nicht vor, wenn ein sehr 
schwerhörender Geschwomer auf der Geschwomenbank sass. § 126 
des G. ü. d. Rpf., der eine Aufzählung der Unfähigkeitsgründe 
der Geschwornen enthält, spricht nicht von einem gewissen, not- 
wendigen Grad der Gehörschärfe. § 43 daselbst, der von der 
Besetzung des Schwurgerichtes spricht, verlangt einen Gerichtshof 
und 12 Geschworne. Übrigens sind die thatsächliehen Ausführungen 
des Kassationsklägers nach dem Berichte des Schwurgerichts- 
präsidenten teils unrichtig, teils weit übertrieben. 

8. Beeinträchtigung der Rechte der Verteidigung und Verletzung 
gesetzlicher Proeessformen, Die beiden Kassationsgrtinde sind aus- 
einanderzuhalten, weil im einzelnen Falle entweder ein Verstoss 
^egen gesetzlich garantierte Rechte der Verteidigung nachzuweisen 
ist — oder dann erstens ein Verstoss gegen irgend eine Prozess- 
vorschrift und ferner ursächlicher Zusammenhang des Inhaltes des 
Urteils, beziehungsweise des Wahrspruchs mit jenem Mangel. 

Nun wird behauptet, dass der Schwurgerichtspräsident seine 
gesetzlichen Rechte anlässlich der Rechtsbelehrung in einer Art 
und Weise überschritten habe, so dass jeder Unbeteiligte sich 
darüber entsetzen musste; dass er die Argumentationen der Ver- 
teidigung mit einigen abschätzigen Bemerkungen abgethan und die 
diesbezüglichen Fragen selber für die Geschwornen entschieden habe, 
wodurch die Vorschrift des § 970 des Gesetzes über die Rechts- 
pflege verletzt worden sei. Diesem Beschwerdepunkt mangelt es aber 
an der in § 1092 geforderten Genauigkeit der Bezeichnung. Das 
Kassationsgericht ist dem Schwurgerichtspräsidium gegenüber nicht 
in der Stellung einer Aufsichtsbehörde, welche auf erhobene Be- 
schwerde hin oder auch sonst von Amtes wegen eine Untersuchung 
führen und die entscheidenden Thatsachen erheben kann; das 
Gericht hat sich vielmehr darauf zu beschränken, das von der 
Partei ihm vorgelegte Thatsachen- und Beweismaterial zu beurteilen. 

9. Bestimmter lautet nun allerdings die Beschwerde, die dahin- 
geht, es habe das Präsidium die Frage des Obmanns, ob der Civil- 
anspruch abhängig sei vom Wahrspruch der Geschwornen, bejaht. 
Nun findet sich im Gesetze keine Vorschrift, welche es dem Vor- 
sitzenden verboten hätte, eine Antwort hierauf zu geben. Dass die 
Antwort falsch gewesen, kann der Vertreter des ersten Nichtig- 
keitsklägers um so weniger behaupten, als er selber in der Beant- 
wortung des Revisionsgesuches ausgeführt, dass die Verjährung der 
Strafklage auch die Verjährung des Revisionsanspruchs nach sich 
ziehe. Zudem hatte das Revisionsgericht den Entscheid des Straf- 
richters veranlasst und das eigene Verfahren inzwischen eingestellt, 
was doch kaum anders auszulegen war, als dass dem Revisions- 
richter das Urteil des Strafgerichtes von präjudizieller Bedeutung 
schien. Vom Proteste des Kassationsklägers wurde am Protokoll 
Vormerk genommen ; dass aber ein Recht der Verteidigung verletzt 
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worden sei, dadurch, dass der Vorsitzende die Ansicht der Ver- 
teidigung nicht zur seinigen gemacht, ist eine grundlose Behaup- 
tung. Die Verteidigung hätte übrigens volle Klarheit dadurch 
schaffen können, dass sie die Rückgabe des Schuldbriefes aner- 
boten hätte. 

10. Die Nichtigkeitsbeschwerde des ersten Kassationsklägers 
ist somit in allen Teilen unbegründet und daher zu verwerfen. 
Aus denselben Gründen ist auch die Beschwerde des zweiten 
Kassationsklägers, die nur als eine Abschrift des ersteren zu 
betrachten ist, unbegründet. 

Das Kassationsgericht hat aus diesen Gründen 

gefunden : 

Die beiden eingelegten Nichtigkeitsbeschwerden sind unbe- 
gründet und 

erkannt: 

1. Die Nichtigkeitsbeschwerden werden abgewiesen. 

2. Die Kosten des Kassationsverfahrens werden dem ersten 
Kassationskläger zu V»» dem zweiten zu ^/s aufgelegt. 



2. Urteil vom 12. Juni 1899 

in Sachen der Josephine Reinbold, geb. Schärer, von Mussbach, 
Amt Emmendingen, Grossherzogtum Baden, geb. 1857, bis dahin 
wohnhaft gewesen im Kreuz-Stäfa, zur Zeit im Sbafverhaft in der 
kantonalen Strafanstalt, Kassationsklägerin, gegen die Staatsanwatt- 

schaff, Kassationsbeklagte. 

Fälschung des Familienstandes. — Die Eintragung von Kindern, 
die im Ehebruche erzetigt worden^ als ehelicJie ist keine Fälschung, 
deren Strafbarkeit etwa durch die Durchführung der Anfechtungs- 
klage bedingt wäre. — Irrtum über die Strafbarkeit einer Hand- 
lung. — Die Bedeutung der Anerkennung einer Anklage. 

1. Die Kassationsklägerin, Frau Reinbold, ist die Ehefrau des 
Andreas Reinbold, Bahnarbeiters in Mussbach, Amt Emmendingen, 
Grossherzogtum Baden. Aus dieser Ehe entsprang zunächst ein Knabe, 
Johann Georg, geb. 17. Dezember 1885. Im Jahre 1886 oder 1887 
entfernte sich die Ehefrau von ihrem Manne, nach ihren Angaben 
wegen schwerer Misshandlung und Nachstellung nach dem Leben. 
Sie wurde begleitet von Desiderato Inama, geb. 1859, von Dermullo, 
Tirol, mit dem sie seither zusammenlebte. Aus diesem Konkubinate 
entsprossen vier Kinder, nämlich Caroline, geb. 17. Dezember 1888 
in Horgen, Louise, geb. 25. September 1892 in Stäfa, Joseph, geb. 
26. August 1896 in Männedorf, und zuletzt, während der Unter* 
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suchung im vorliegenden Prozesse, Karl August, geb. 1. März 1899 
in Zürich. Auch diese vier Kinder sind auf die Anmeldung der 
Reinbold und des Inama hin als eheliche Kinder des Andreas 
Reinbold eingetragen. Am 14. September 1889 waren die beiden, 
Fi*au Reinbold und Inama, vom Bezirksgerichte Borgen wegen 
Ungehorsams gegen eine amtliche Verfügung, durch welche sie 
zur Auflösung ihres Konkubinatsverhältnisses aufgefordert worden 
waren, zu je 10 Tagen Gefängnis und 35 Fr. Busse verurteilt 
worden. Im Verlaufe gelang es, von der Heimatgemeinde der Frau 
Reinbold einen Heimatschein für Andreas Reinbold und Familie, 
sowie ein Leumundszeugnis der deutschen Gesandtschaft zu erwirken, 
und Inama gab sich fortan für Reinbold aus. Da die Leute bis- 
weilen unterstützungsbediLrftig waren, wandte sich das Pfarramt 
Stäfa an das badische Bezirksamt Emmendingen, das dann den 
wahren Sachverhalt feststellte und an das Statthalteramt Meilen 
einberichtete. 

2. Daraufhin leitete das Statthalteramt Meilen eine Strafunter- 
suchung gegen Reinbold und Inama ein und die Staatsanwaltschaft 
erhob unterm 23. März 1899 Anklage gegen beide Angeklagten 
wegen wiederholter Fälschung des Familienstandes im Sinne von 
§ 199 Str. G. B., „da die Angeklagten gemeinsam, in rechts- 
widriger Absicht, ihren nachbezeichneten unehelichen Kindern 
einen falschen Familienstand verschafft hätten, indem sie dieselben 
als eheliche Kinder des Andreas Reinbold in die Geburtsregister 
eintragen Hessen . . . ." Die Anklage wurde durch Beschluss der 
Anklagekammer vom 10. April 1899 zugelassen und den Ange- 
klagten in Abwesenheit ihres Verteidigers eröffnet, worauf sich die 
Angeklagten schuldig erklärten. In der Hauptverhandlung, welche 
am 27. April stattfand, beantragte der Verteidiger dem Gerichte 
lediglich milde Bestrafung. In der Beratung des Gerichtes wurde 
ein Antrag auf Rückweisung an die Anklagekammer gestellt. Dieser 
Antrag blieb in Minderheit und es wurde hierauf beschlossen, auf 
Grundlage der Akten und des Geständnisses ein Urteil zu fällen. 
Demgemäss wurden die Angeklagten des wiederholten Versuches 
von Fälschung des Familienstandes schuldig erklärt und insbesondere 
Frau Reinbold zu 6 Monaten Arbeitshaus, abzüglich 5 Wochen 
erstandenen Untersuchungs- und Sicherheitsverhaftes, und zu Landes- 
verweisung für die Dauer von 10 Jahren verurteilt. 

3. Mit Zuschrift vom 1. Mai 1899 erhob Frau Reinbold Be- 
schwerde über dieses Urteil beim Kassationsgericht und verlangte 
bessere Untersuchung der Anklage. Sie führte dabei aus, dass sie 
immer noch Frau Reinbold sei und ihre Kinder, bis diese Ehe 
durch Tod oder Scheidung getrennt sei, als eheliche Kinder des 
Andreas Reinbold betrachtet werden müssen. Die Akten und das 
Urteil gelangten am 24. Mai an das Präsidium des Kassations- 
gerichtes. 
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4. Über das angefochtene Urteil liess sich die Appeliations- 
kammer des Obergerichts folgendermassen vernehmen: Sie habe 
nicht einfach die Angeklagten bei ihren Geständnissen behaftet, 
sondern sei in eine einlässliche Beratung über die rechtliche Beur- 
teilung des vorliegenden Thatbestandes eingetreten. Dabei sei die 
Anwendbarkeit des Strafgesetzes auf denselben festgestellt worden, 
weil die falschen Angaben der Angeklagten, die sie jeweilen bei 
der Geburt ihres Kindes den Civilstandsbeamten machte, im Zu- 
sammenhange stehen mit dem strafbaren Gebrauch eines Heimat- 
scheins des Badensers Reinbold durch den Welschtiroler Inama. 
Man hätte nun allerdings den Strafprozess einstellen können bis 
nach Erledigung der Einsprache des Reinbold, aber ein selbständiges 
Vorgehen sei um so eher zulässig gewesen, als überhaupt nur ein 
Versuch von Familienstandsfälschung in Frage stehe. 

5. In der mündlichen Verhandlung beantragt der Vertreter 
der Kassationsklägerin Gutheissung der Nichtigkeitsbeschwerde im 
Sinne der Aufhebung des erstinstanzlichen Urteils und Freisprechung 
der Angeklagten. Der Staatsanwalt beantragte Abweisung der 
Kassationsbeschwerde und Bestätigung des Urteils der Appellations- 
kammer. 

6. Die Kassationsbeschwerde ist unzweifelhaft beginindet. Ge- 
mäss Art. 32 und 8 des Bundesgesetzes über die civilrechtlichen 
Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter vom 25. Juni 
1891 ist der Civilstand eines Ausländers nach dem Rechte seiner 
Heimat zu beurteilen, womit übrigens auch Satz 1 des badischen 
Landrechts übereinstimmt. Nach Satz 312 dieses Gesetzbuches hat 
ein Kind, das während der Ehe empfangen worden, den Ehemann 
zum Vater. Allerdings steht dem Ehemanne die Anfechtung dieses 
Civilstandes zu, allein da eine solche bisher nicht erfolgt ist, durfte 
die Angeklagte die Kinder gar nicht anders eintragen lassen, die 
Veranlassung einer Eintragung als unehelich wäre vielmehr eine 
Fälschung des Civilstandes gewesen. Es wäre denn auch nicht 
möglich, dem obergerichtlichen Urteile dadurch Vollziehung zu ver- 
schaffen, dass, gestützt auf dasselbe, die Einträge in den Civil- 
standsregistern verändert würden; diese Richtigstellung kann nur 
gestützt auf ein von Reinbold erwirktes gerichtliches Urteil hin 
geschehen; weder das Gericht noch die Staatsanwaltschaft können 
hier Rechte wahren, die einzig dem Reinbold zustehen. 

7. Wenn sodann die Appellationskammer anzunehmen schien, 
es trete mit dem Augenblicke, da Reinbold die Unehelicherklärung 
der Kinder erwirkt, die Vollendung des Verbrechens der Civilstands- 
fälschung ein, während bis dahin Versuch angenommen werden 
dürfe, so ist auch diese Annahme eine rechtsirrtümliche. Die Klage 
des Reinbold richtet sich ja nicht auf die Beseitigung betrüglich 
erschlichener Civilstandseinträge, seine Klage ist nicht der not- 
wendige Strafantrag zur Strafverfolgung gegen die Angeklagte, 
sondern eine Klage aus Satz 312 des badischen Landrechts; er 
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klagt nicht gegen die Ehefrau, dass sie ihren Kindern einen 
falschen Familienstand beigelegt habe, sondern gegen die Kinder 
auf Aberkennung der durch die gesetzliche Vermutung von Satz 
312 des badischen Landrechts erworbenen Rechte. Der aberkannte 
Clvilstand war den Kindern nicht durch den Eintrag, sondern dmxh 
die Geburt erworben. Es war daher auch durchaus ohne Belang, 
dass Inama sich mit Beihülfe der Kassationsklägerin als Reinbold 
ausgab; der Eintrag hätte auch ohnedies so gemacht werden müssen, 
wie er gemacht wurde. Endlich kann man auch die Beschwerde- 
führerin nicht dabei behaften, dass sie im Bewusstsein der Rechts- 
widrigkeit und der Strafbarkeit gehandelt habe. Der strafbare Ver- 
such setzt voraus, dass der Thäter gehandelt habe in der (irrigen) 
Vorstellung von Thatumständen .und Erfolgsaussichten, die unter 
das Strafgesetz fallen würden. Im vorliegenden Falle dagegen lag 
kein Irrtum über Thatsachen vor; was sich die Angeklagte vor- 
gesetzt, das vollführte sie auch, und was sie vollführte, war vom 
Gesetze erlaubt. Was aber das Gesetz erlaubt, das bleibt auch 
dann noch erlaubt, wenn der Thäter glaubt, es sei verboten. Somit 
liegt in dem eingeklagten Thatbestande das Verbrechen des § 190 
Str. G. B. nicht vor und auch kein anderes Verbrechen, da die 
von den Angeklagten begangenen Verbrechen des Ehebruchs und, 
was Inama betrifft, des Gebrauchs falscher Ausweispapiere einen 
ganz andern, in der Klage nicht genannten Thatbestand betreffen. 

8. Dass die Schuldigerklärung der Angeklagten bei der Anklage- 
eröffnung den Richter nicht entbinden konnte von der Verpflichtung, 
das Geständnis auf seine thatsächliche Richtigkeit nachzuprüfen, 
als auch den Thatbestand rechtlich zu würdigen, braucht um so 
weniger hier des nähern ausgeführt zu werden, als die Appellations- 
kammer erklärt, diese Nachprüfung und Würdigung vorgenommen 
zu haben. Somit ist in Gutheissung der Beschwerde die Kassations- 
klägerin freizusprechen. 

9. Was die Entschädigung an die Freigesprochene anbetrifft, 
so fällt allerdings in Betracht, dass die Kassationsklägerin nicht 
ohne Schuld an der Einleitung des Verfahrens ist. Immerhin kommen 
dabei Strafthatbestände, wie Ehebruch und Beihülfe beim Gebrauche 
falscher Ausweisschriften, in Frage, die immer noch strafrechtlich 
verfolgt werden können. Es rechtfertigt sich daher, dieselbe 
wenigstens für den Straf verhaft seit 27. April mit 50 Fr. zu ent- 
schädigen. 

Aus diesen Gründen hat das Kassationsgericht 

gefunden: 
Die Kassationsbeschwerde sei begründet und 

erkannt: 

1. Das Urteil der Appellationskammer vom 27. August 1899 
wird aufgehoben und die Angeklagte freigesprochen ; dieselbe 
ist sofort auf freien Fuss zu setzen. 
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2. Die Staatsgebühr fällt ausser Ansatz. 

3. Die sämtlichen Kosten werden durch die Gerichtskasse über- 
nommen. 

4. Der Angeklagten wird für unverschuldet erstandenen Straf- 
verhaft eine Entschädigung von 50 Fr. aus der Gerichtskasse 
zugesprochen. 

5. Mitteilung an die Appellationskammer und an die Staats- 
anwaltschaft. 



Gntsclieicluiig' des Beziirksg-ericlites A.slt'slxjl 

betreffend 
Ehrverletzung, begangen durch die Druckerpresse. 

Mitgeteilt von Prof. Emil Zürcher in Zürich. 



Yorbemerknngeii. 

1. Zum Verständnis des nachfolgenden Urteils ist es vor allem 
notwendig, den Wortlaut des eingeklagten Zeitungsartikels zu kennen, 
den wir hier wiedergeben: 

^jSolothurn^ Niederamt. (Korr.) Schon wiederholt haben wir 
Klagen gehört über die lieblose Behandlung, die gewisse römisch- 
katholische Erziehungsanstalten ihren Pfleglingen, welches meistens 
arme, verlassene Waisenkinder sind, angedeihen lassen. Jüngstens 
ist nun sogar der Fall passiert, dass Mädchen aus Furcht vor 
Misshandlung wiederholt aus der Anstalt in Däniken entflohen sind. 
Nach der ersten Flucht hat es der Herr Pfarrer durch seine be- 
kannte Liebenswürdigkeit fertig gebracht, dass ihm das eine 
Mädchen, welches sich in seine Heimatgemeinde geflüchtet hatte, 
wieder ausgeliefert wurde. Das zweite Mal hätte dasselbe Mädchen 
bei seinen Verwandten durch den Landjäger wieder zurückgebracht 
werden sollen, was aber von den letztern glücklicherweise nicht 
zugegeben wurde. Bei dieser Geschichte ist natürlich manches 
an die Öffentlichkeit gekommen, was gerne verschwiegen worden 
wäre. So besteht z. B. die Züchtigungsweise der „barmherzigen 
Schwestern^ der Anstalt darin, dass das Opfer von zwei derselben 
gegen einen Tisch festgehalten wird, währenddem die dritte mit 
der Lederpeitsche darauf losschlägt. Ein lahmes Knäblein wurde 
ähnlich traktiert. Wir hätten der Geschichte keinen Glauben ge- 
schenkt, wenn uns nicht früher einmal durch Augenzeugen be- 
richtet worden wäre, wie diese annen, unschuldigen Kinder der 
Roheit dieser trägen, deutschen „Betschwestern^ ausgesetzt sind. 
Der Fall, wo zwei vaterlose Knaben von ihrer Mutter, welche 
diesem Treiben auf die Spur gekommen war, aus der Anstalt in 
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R. entfernt wurden, ist uns noch zu frisch in Erinnerung. Trotz 
der gerühmten musterhaften Ordnung hatte damals die betrelBPende 
Mutter die höchst unangenehme Pflicht, die Kinder von dem 
ekelhaften Ungeziefer zu reinigen, von welchem dieselben in der 
Anstalt befallen wurden. 

Der Herr Pfarrer, welcher, nebenbei bemerkt, Präsident der 
Anstalt ist, hatte natürlich von dem Vorfalle Wind bekommen. 
Statt dass er aber die Entfernung der betreflFenden Schwestern an- 
geordnet hätte, wie es seine Pflicht gewesen wäre, beschränkte er 
sich hauptsächlich darauf, dafür zu sorgen, dass der Fall nicht 
an die Öffentlichkeit gebracht werde. 

Es ist uns mit der Veröffentlichung von obigem weniger 
darum zu thun, gewissen Personen nahe zu treten, dagegen ist 
es gewiss am Platze, dass solche Vorkommnisse öffentlich gerügt 
werden, um dem Publikum die heuchlerische Frömmigkeit dieser 
Sippe so recht vor Augen zu führen und es davor zu warnen. 

Im übrigen ist zu hoffen, dass sich der hohe Regierungsrat 
inskünftig die Sache etwas näher beim Lichte betrachten werde, 
bevor wieder Konzessionen zu solchen klösterlichen Institutionen 
gegeben werden; die Klöster sind nun einmal aufgehoben, und 
dabei soll es bleiben." 

2. Der rechtlichen Beurteilung liegt nachfolgender Text des 
aargauischen Kriminalgesetzbuches zu Grunde: 

„§ 130. Die Veröffentlichung und Verbreitung einer wahren 
Thatsache, wenn sie auch der Ehre des Betreffenden nachteilig ist, 
jedoch nicht in böswilliger Weise geschah, ist nicht strafbar. 

Wenn jedoch aus der Art der Erzählung oder ihrer Verbreitung 
hervorgeht, dass dieselbe den Zweck hatte, dem Angegriffenen 
Schaden zuzufügen oder ihn dem Spott und der Missachtung aus- 
zusetzen, so wird die Äusserung nach § 133 als Beschimpfung 
bestraft." 

Aus der Fassung des Artikels ergiebt sich, dass der Angriff 
aus humanen, noch mehr aber aus konfessionellen Beweggründen 
hervorgegangen ist. Wenn das Gericht auf Grund des Wahrheits- 
beweises (der Nachweis des guten Glaubens scheint nicht hinrei- 
chend zu sein) zur Freisprechung gelangte, so liegt darin die An- 
nahme, dass humanitäre und konfessionelle Interessen einen solchen 
Angriff rechtfertigen, ihn nicht als in „böswilliger Weise" unter- 
nommen ansehen lassen, und ferner, dass die Presse zur Wahrung 
solcher Interessen berechtigt ist. Diese für die Auslegung des Be- 
griffs der Pressfreiheit so wichtigen Sätze hat das Gericht leider 
nicht ausdrücklich aufgestellt. 

3. Das Urteil, bezw. der ihm zu Grunde liegende Thatbestand 
hat aber noch in einer andern Richtung seine Bedeutung. Es be- 
trifft das die neuerdings vielfach betonte Notwendigkeit eines er- 
höhten Schutzes der Kinder gegen Misshandlung. Das veranlasst 
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uns, hier auch noch mitzuteilen, welche Massnahmen dieses Urteil 
hervorgerufen. 

In Sachen der 8t Josephsansialt in Däniken und ihrer Filialen 
in Rickenbaeh und Nunningen hat der Regierungsrat des Kantons 
Solothurn in seiner Sitzung vom 21. September 1899 beschlossen, 
dass sie, als Armenanstalten, der staatlichen Aufsicht unterstellt 
seien. Die Oberämter der betreffenden Amteien haben die Anstalten 
wenigstens zweimal jährlich zu besuchen und über ihren Befund 
dem Regierungsrate einen schriftlichen Bericht einzusenden. Die 
Schwester Cäciliana in Däniken sei sofort aus der Anstalt zu ent- 
lassen. Alle in den verschiedenen Anstalten sich aufhaltenden 
Schwestern seien zur Abgabe der gesetzlichen Ausweisschriften an- 
zuhalten. In die Anstaltsschule der St. Josephsanstalt in Däniken 
dürfen nur verwahrloste Kinder aufgenommen werden, die wegen 
ihrer Verwahrlosung von der öffentlichen Schule ausgeschlossen 
werden müssen. Alle anderen Anstaltskinder haben die öffentlichen 
Schulen von Däniken zu besuchen, worüber die Schulkommission 
von Däniken zu wachen hat. Die körperliche Züchtigung der Kinder 
ist verboten. 

Urteil vom 27. Mai 1899 ') 

in Sachen 

Pfarrer Widmer in Gretzenbach und Mithafte, Kläger, gegen Dr, 
M, Widmann, Redaktor in Aarau, Beklagten. 

I. Die Kläger bringen an: 

In Nr. 233 der „Aargauer Nachrichten" vom 27. August 1898 
hat der Beklagte einen auf die Kläger bezüglichen, injuriösen 
Artikel veröffentlicht. 

Derselbe enthält einen kolossalen Vorwurf gegen die Leiter 
und Schwestern der Anstalt, die heutigen Kläger, da er ihnen 
Lieblosigkeit, Roheit, heuchlerische Frömmigkeit und Unreinlichkeit 
vorwirft. Dafür, dass die heutigen Kläger zur Zeit der Veröffent- 
lichung des eingeklagten Artikels in der Anstalt waren, berufen 
sie sich, für den eventuellen Fall, auf den Amtsbericht des Gemeinde- 
ammanns von Däniken. Da der Redaktor die Verantwortlichkeit 
füi- den Artikel übernommen, ist er auch als Beklagter zu behandeln. 
Indem sich die Kläger für die schwerwiegende Injurie, welche in 
dem betreffenden Artikel liegt, des femern auf die Akten des 
frühem Prozesses und auf das in den dortigen Verhandlungen 
Vorgebrachte berufen, stellen sie die 

Begehren : 

1. Der Beklagte habe sich den Klagparteien gegenüber der 
Ehrverletzung schuldig gemacht. 

2. Er sei hierfür angemessen zu bestrafen. 



^) Durch unbenutzten Ablauf der Appellationsfrist in Rechtskraft erwachsen. 
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3. Die gefallenen ehrenrührigen Äusserungen seien von Richter- 
amts wegen aufzuheben und die Ehre der Klagparteien zu 
Protokoll bestens zu wahren. 

4. Der Beklagte habe das Urteil im Dispositiv in den „Aargauer 
Nachrichten", und zwar im Textteil und in den gleichen 
Lettern, welche der inkriminierte Artikel enthielt, auf eigene 
Kosten zu veröflfentlichen. 

5. Die Klagparteien seien befugt, zu erklären, das Dispositiv des 
Urteils in je einem von ihnen beliebig auszuwählenden Zeitungs- 
blatte des Kantons Aargau und Solothum auf Kosten des 
Beklagten zu verölBPentlichen. 

6. Den Klagparteien seien alle Entschädigungsansprüche zu wahren. 

Alles unter Kostenfolge. 

II. Der Beklagte verlangt Abweisung der klägerischen Begehren 
unter Kostenfolge. Er bestreitet, dass die Kläger verletzt seien und 
dass die Absicht, zu beleidigen, vorlag. Die Tendenz des Artikels 
sei nur eine erlaubte Kritik der Anstalt, die sich übrigens gegen 
Däniken und Rickenbach, nicht gegen erstere Anstalt allein richte. 
Der Artikel müsse in seiner Totalität betrachtet werden. Die Anstalt 
könne nicht an der Ehre verletzt werden, die einzelnen Persönlich- 
keiten aber seien in ihrer menschlichen Würde nicht herabgesetzt. 
Eventuell beantragt der Beklagte, durch Zeugen den Wahrheits- 
beweis für folgende Thatsachen zu erbringen: 

1. Zwei Knaben der Witwe Hunziker in Gretzenbach hatten 
nach cirka iV« Jahren Gewandläuse. 

2. Berta Huber vom Eppenberg wurde in folgender Weise 
gezüchtigt: Zwei Schwestern hielten das Kind am Tisch fest, 
während eine dritte sein nacktes Gesäss mit einer Rute bearbeitete. 
Sichtbare Spuren hiervon blieben zurück. Das Kind entfloh zu 
seiner Schwester, wurde aber wieder zurückgeholt. Es entfloh zum 
zweitenmal, diesmal zu Franz Keller-Huber in Ölten. Der erneuten 
polizeilichen Abholung widersetzten sich seine Verwandten in Rück- 
sicht auf die Behandlung in der Anstalt. 

3. Ein lahmes Knäblein wurde von den Anstaltsschwestem 
geschlagen. 

4. Ein Knäblein, das wegen geringfügiger Vergehen in den 
Keller gesperrt worden, hat sich ein Flobertkügelchen in den Kopf 
gejagt. Die Schwestern konnten das Kügelchen wieder entfernen. 

5. Ein Knäblein, das im Verdacht stand, Unfug getrieben zu 
haben, wurde so lange gepeitscht, bis es sagte: „Ja, ich habe es 
gemacht", worauf es weitergeprügelt wurde. Ein anderer Knabe, 
der die That wirklich begangen und diese Züchtigung gesehen 
hatte, kam dazu und gestand die That ein. Er wurde dann eben- 
falls gepeitscht. 

6. Wenn sich Kinder nur leichter Vergehen schuldig machen, 
so giebt's 30 Stockstreiche oder werden sie in den Keller gesperrt. 
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oder beides. Zudem bekommen sie nur minderwertiges schwarzes 
Brot. 

7. Ein Knäblein wurde wegen Bettnässen zur Strafe an die 
Landstrasse gestellt, wo es längere Zeit das Leintuch mit den 
Bettnässespuren mit den Armen ausgebreitet halten musste, so dass 
alle Vorbeigehenden es sehen konnten. 

8. Einem Mädchen wurde wegen Bettnässen ein Nächtgeschirr 
mittelst einer Schnur um den Hals gehängt. Damit musste es 
herumgehen. 

9. Überhaupt ist die Behandlung der Anstaltskinder eine rohe 
und lieblose, wie in Däniken allgemein bekannt ist. Echt römisch- 
katholische Leute sagten schon, sie könnten deswegen einen Beitrag 
an die Anstalt nicht geben. 

Nur ganz eventuell bestreitet der Beklagte das gegnerische 
Begehren um Publikation des Urteils in den andern Blättern und 
verneint, dass dem Zeugnis von Inspektor Muth Bedeutung beige- 
messen werden dürfe, da er nicht die Anstaltsschule, sondern die 
Pflegeanstalt als solche angegriffen habe. 

IIL In ihrer Replik erklären sich die Kläger damit einver- 
standen, dass auf den Wahrheitsbeweis erkannt werde ; im übrigen 
werden replikantisch und duplikantisch die gegnerischen Behaup- 
tungen bestritten und an den Klag- resp. Antwortbehauptungen 
festgehalten. 

IV. Unterm 11. März 1899 hat das Gericht nun in Erwägung: 

a) dass der Beklagte die Aktivlegitimation der heutigen Kläger 
nicht bestreitet; 

b) dass, wenn der Beklagte für die von ihm angeführten Vor- 
gänge den Wahrheitsbeweis nicht erbringen kann, das Mass 
erlaubter Kritik überschritten und die Kläger in Person 
iiyuriert sind, 

beschlossen, 

es seien vor Fällung eines Endurteils die vom Beklagten angerufenen 
Zeugen einzuvemehmen. 

Aus der Durchftihning des Beweisverfahrens hat sieh folgendes 
ergeben : 

Ad 1 der vom Beklagten unter Beweis gestellten Thatsachen; \ 

Nachdem die Zeugin Frau Marie Hunziker aussagt, dass sie 
an ihren beiden Knaben am Tage nach deren Heimkunft von 
Rickenbach Gewandläuse entdeckt habe, muss dieser Beweis als 
gelungen betrachtet werden, indem ein Grund nicht vorliegt, der 
Zeugin keinen Glauben zu schenken. Zugleich hat sich aus diesen 
Zeugenaussagen auch ergeben, dass andere Kinder der Anstalt 
Kopfläuse hatten. Auch Berta Huber hatte solche, als sie direkt 
aus der Anstalt kam; dies geht aus ihrer eigenen Aussage und 
derjenigen des Zeugen Neeser hervor. 
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Ad 2: Hierüber sagt die Zeugin Berta Huber folgendes aus: 
„Im Juni 1898, am Dienstag vor dem Peterstag, morgens um 8 
Uhr, hat mich die Lehrerin in ein Zimmer geholt. In demselben 
waren nicht zwei Schwestern, sondern nur die Schwester Cäcilia. 
Hier wurde ich auf eine Bank gelegt und erhielt mit einer Rute 
20 Streiche. Man hat mir dann eine Suppe gebracht, worauf mich 
die Lehrerin Mina Saner in den Keller sperrte bis cirka 9 Uhr abends. 
Nachher bin ich ins Bett. Am andern Tag ging ich in die Kirche. 
Nach meiner Rückkehr aus derselben wurde ich in die Stiege, 
welche abgeschlossen werden kann, gesperrt. All dies geschah, 
weil ich am Montag Morgen fortgelaufen bin. Im August bin ich 
zum zweitenmal fortgelaufen, erst zu Raubers in Egerkingen, dann 
zu meinem Götti Franz Keller in Ölten. Ich kann hierzu stehen. 

Die Schwester hat mir die Streiche aufgemessen, die Lehrerin 
dieselben nachgezählt." 

Und auf Befragen des Beklagten sagt sie femer: „Man hat 
mir den Rock aufgehoben und mich aufs nackte Gesäss gehauen." 
Nach ihrer Aussage wurde auch noch ein anderes Kind, Rosa 
Schläfli, einmal auf die Bank gelegt und erhielt Streiche auf das 
nackte Gesäss. Dass Berta Huber zum zweitenmal aus der Anstalt 
entfloh und nachher nicht wieder in dieselbe zurückkehrte, ist 
durch verschiedene Zeugen nachgewiesen, von den Klägern übrigens 
auch nicht bestritten. Was die Glaubwürdigkeit der Zeugin, welche 
als Hauptzeugin im vorwürfigen Prozesse auftritt, anbetrilBt, so hat 
ihr deren früherer Lehrer Saladin das glänzendste Zeugnis ausge- 
stellt. Die Zeugin hat aber auch dem Gericht im Verlaufe der 
Verhandlungen einen höchst günstigen Eindruck gemacht und trotz 
ihres lange dauernden Verhörs sich nicht in den geringsten Wider- 
spruch verwickelt. Es konnte ihr auch nicht nachgewiesen werden, 
dass sie vor der Verhandlung von irgend welcher Seite zu gunsten 
des Beklagten beeinflusst worden wäre. 

Nach diesen Ausführungen muss auch dieser Beweis als dem 
Beklagten gelungen angenommen werden. 

Ad 3 : Für diese Behauptungen hat der Beklagte einen Beweis 
nicht erbringen können. • 

Ad 4: Die hierfür angerufenen Zeugen Saladin und Ramel 
kennen den Vorgang nur vom Hörensagen, nicht aber aus eigener 
Wahrnehmung ; der Beweis ist daher als misslungen zu betrachten. 

Ad 5: Auch dieser Vorgang ist dem Zeugen Ramel nur vom 
Hörensagen bekannt, ein Beweis dafür also nicht erbracht. 

Ad 6: Hierüber sagt die Zeugin Berta Huber folgendes aus: 
„Sieben Knaben wurden nacheinander ausgeschmiert. Ich habe es 
selbst gesehen, weil ich mit Gottfried Soland durchs Fenster hinein- 
schaute. Übrigens haben es die Knaben uns selbst gesagt. Es 
waren: Karl Scheidegger, Alphons Bader, Jakob Brunschw^rler, 
Emil Kubier, Josef Moll; die Namen der andern zwei weiss ich 
nicht mehr. Alphons Bader sagte uns, er habe 50 Streiche erhalten, 
weil er die Hosen nicht heninter lassen wollte. Sie wurden des- 
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halb dui'chgewixt, weil sie von der Lehrerin eine Anzahl schlechte 
Noten erhalten hatten; dies wurde immer so gehandhabt. Die 
genannten Knaben waren im Alter von 12 und 14 Jahren. Als 
ich eingesperrt war, bekam ich nichts anderes zu essen als warme 
Suppe." 

Und femer sagt sie aus: „Mehrere Kinder wurden in den 
Keller gesperrt, z. B. Arthur Halbenleib. Sie erhielten nur sogenanntes 
Steinmetzbrot, das in der Anstalt übrigens immer verabreicht wird. 
Am Sonntag erhielten wir hie und da besseres Brot. Im Keller 
ist es dunkel und leer." 

Nach diesen Aussagen kann der zweite Beweissatz, sub 6, nicht 
als gelungen betrachtet werden, indem so viel erstellt ist, dass die 
Kinder, welche in den Keller gesperrt werden, kein schlechteres 
Brot erhalten als die übrigen. Ob das Brot an und für sich minder- 
wertig sei, wäre Sache einer Untersuchung durch Sachverständige, 
ist jedoch überhaupt von untergeordneter Bedeutung. Dagegen darf 
nach den gemachten Zeugendepositionen der erste Satz, sub 6, 
füglich als erwiesen angenommen werden. 

Ad 7: Dieser Vorgang wird von den beiden Zeugen Saladin 
und Berta Huber vollauf und ganz detailliert bestätigt, der Beweis 
ist dem Beklagten also gelungen. 

Ad 8: Auch diese Behauptung wird von zwei Zeugen, Berta 
Huber und Frau Marie Hunziker, genau bestätigt. Erstere sagt 
überdies noch aus, dass im Jahr 1895 oder 1896 andere Kinder 
auf Befehl der Schwester Montana als Strafe das Essen in der 
Saalecke auf einem Nachtgeschirr einnehmen mussten. Der Beweis 
muss also ebenfalls als gelungen betrachtet werden mit der einzigen 
Modifikation, dass die Mädchen mit dem angehängten Nachtgeschirr 
nicht herumspazieren, sondern im Hof, in welchen man von aussen 
hineinsehen konnte, herumstehen mussten. 

Ad 9: Mit Rücksicht auf die oben erwähnten Resultate der 
Beweisverhandlung und die weiteren Vorgänge, die von den Zeugen 
in der Verhandlung erwähnt wurden, z. B. dass Kinder wegen 
Schwatzens einmal barfuss und im Unterrock abends nach 8 Uhr 
eine Stunde auf dem Steinboden der Kapelle stehen mussten, femer 
xnit Rücksicht darauf, dass aus den Aussagen der Zeugen Saladin 
und Berta Huber hervorgeht, dass die Kinder, welche in diese 
Anstalt kommen, nicht derart verwahrlost sind, dass es hier 
besonderer Zuchtmittel bedarf, kann sich das Gericht des Ein- 
drucks nicht erwehren, dass die Behandlung der Anstaltskinder 
eine rohe und lieblose sei. Dass dies in Däniken allgemein bekannt 
ist, und dass echt römisch-katholische Leute sagten, sie könnten 
deswegen einen Beitrag an die Anstalt nicht geben, konnte der 
Beklagte durch die angerufenen Zeugen nicht beweisen ; immerhin 
ist ihm die Behauptung 9 in der Hauptsache gelungen. J 
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V. 1. Der Vertreter der Kläger hat in der Verhandlung Franz 
Keller in Ölten als Zeugen angerufen, damit derselbe über den 
Charakter der Hauptzeugin Berta Huber einvernommen werde. 
Das Gericht findet dies nach dem oben über die Glaubwürdigkeit 
der Zeugin Berta Huber Gesagten nicht für nötig. Es wäre nach 
dem bisherigen Verhalten dieses angerufenen Zeugen Keller, welcher 
der Pate von Berta Huber ist, auch im höchsten Grade unwahr- 
scheinlich, dass ein anderes Resultat zu Tage käme. 

2. Mit dem Einwand, der Beklagte dürfe nur mit den auf die 
Anstalt Däniken bezüglichen Behauptungen gehört werden, müssen 
die Kläger ebenfalls abgewiesen werden, indem in dem eingeklagten 
Artikel am Eingang von Erziehungsanstalten gesprochen wird, über- 
dies Däniken und Rickenbach im Verlauf des Artikels ausdrücklich 
erwähnt sind. 

3. Vergleicht man das Resultat der Beweisverhandlung mit 
den im inkriminierten Artikel aufgestellten Behauptungen, so hat 
sich bezüglich der Züchtigung sicher ergeben, dass dieselbe an 
zwei Mädchen vollzogen wurde, freilich nicht mit einer Lederpeitsche, 
sondern mit einer Rute. Dass ein lahmes Knäblein ähnlich traktiert 
wurde, konnte der Beklagte nicht beweisen. Dagegen hat der 
Beklagte die übrigen im Artikel erwähnten, sowie eine ganze Reihe 
von Vorgängen nachgewiesen, aus denen hervorgeht, dass die 
Behandlung eine rohe und lieblose ist, und dass die Reinlichkeit 
der Anstalt zu wünschen übrig lässt. Die Durchführung des Beweis- 
verfahrens hat zu Tage gefördert, dass die Art der Züchtigung, 
wie sie in der Anstalt betrieben wird, das Mass des Erlaubten 
überschreitet, dass einzelne nachgewiesene Vorfälle geradezu nicht 
anständig und vor allem geeignet sind, nachteilig auf das Ehr- 
und Schamgefühl der Kinder einzuwirken. Eine solche Zuchtweise 
steht einer frommen Anstalt um so weniger an, als nicht bloss 
verwahrloste Kinder derselben übergeben werden (gerade die Haupt- 
zeugin Berta Huber macht gar nicht den Eindruck einer Verwahr- 
losten), eine besondere Erziehungsmethode daher nicht nötig ist. 
Aber auch wenn sie nötig wäre, so könnte darunter keine solche 
gemeint sein, wie sie in der Anstalt der Kläger praktiziert wird. 
Die Ausdrücke des Beklagten qualifizieren sich daher als eine 
berechtigte Kritik gegenüber Zuständen, die einer Abhülfe bedürfen. 

Und wenn nun auch der eine im eingeklagten Artikel behauptete 
Vorgang (Züchtigung des lahmen Knäbleins) nicht bewiesen werden 
konnte, so wurde dafür in der Verhandlung so viel neues Material 
aufgedeckt, welches die ganze in den Anstalten der Kläger 
herrschende Erziehungsmethode als eine unhaltbare hinstellt, dass 
es unbillig wäre, den Beklagten strafbar zu erklären, weil er unter 
einer Anzahl behaupteter Thatsachen eine nicht nachweisen konnte, 
wiewohl er andererseits für eine bedeutende Anzahl ebenso gravieren- 
der Vorfälle den Beweis erbrachte. Im ganzen hat also der ein- 
geklagte Artikel die Erziehungsmethode der Kläger absolut nicht 
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ungünstiger hingestellt, als sie wirklich ist, und es muss daher die 
Klage als eine unbegründete abgewiesen werden. 

Demgemäss hat das Gericht einstimmig 

erkannt: 

1. Die Klage wird als eine unbegründete abgewiesen, 

2. Die Kläger haben eine Spruchgebühr von Fr. 30 zu bezahlen. 

3. Femer haben sie dem Beklagten die ihm dieses Rechtsstreites 
wegen ergangenen Kosten im richterlich festgesetzten Betrage 
von Fr. 117.20 zu ersetzen. 

Verfügung : 

1. Urteil ad acta. 

2. Urteil an die Parteien mit Einräumung der gesetzlichen Be» 
denkzeit, 

3. Urteil an das Erziehungsdepartement des Kantons Solothum, 
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Entscheidungen des Hanseatischen Oberlandesgerichts in Strafsachen^ 
aus den Jahren 1879 — 1897. Geordnet und herausgegeben von 
Dr. Paul Vogt, Landrichter in Hamburg. Hamburgy Hermann 
Seijppely 1899. 

Die Rechtsprechung des Reichsgerichtes umfasst weder das 
Landesstrafrecht noch auch nur das ganze Gebiet des Reichsstraf- 
rechtes. Da nur die erstinstanzlichen Urteile der Strafkammern 
und die Urteile der Schwurgerichte der Revision durch den obersten 
Gerichtshof unterliegen, so ist z. B. alles, was zur Zuständigkeit 
der Schöffengerichte gehört, ausgeschlossen. 

In allen diesen andern Sachen sind die Oberlandesgerichte 
Revisionsinstanz, die Sammlung ihrer Rechtsprechung bildet daher 
eine wertvolle Ergänzung der reichsgerichtlichen „Entscheidungen 
in Strafsachen". Besonders wertvoll ist eine Sammlung, welche, 
wie die vorliegende, einen längern Zeitraum und daher ein reicheres 
Material umfasst. Die einzelnen Entscheidungen enthalten den fest- 
gestellten Grundsatz in knapper Fassung an der Spitze und dann 
die ausführlichere Mitteilung der Urteilsmotive und wo nötig eine 
Darstellung des Falles ebenfalls in treflflicher Kürze. Die Anordnung des 
Ganzen ist übersichtlich und ein einlässliches Sachregister erleichtert 
die Auffindung des Gesuchten. Z, 



Della efficacia e nessitä delle pene ed altri scritti di Tommaso Natale 
con uno studio critico di Francesco Guardione ed introduzione del 
Prof. G, B, Impallomeni. Palermo, Alberto Reber. Libreria Carlo 
Clausen, 1896. LX VI, 100 pp. 

Erst recht spät und nach langer Mühwaltung kam ich in den 
Besitz dieser interessanten Schrift, die uns mit einem vornehmen, 
edlen Sizilianer bekannt macht, dem fortan neben Beccaria ein 
ruhmvoller Platz in der Geschichte der Strafrechtswissenschaft ge- 
bührt. In älteren Werken (wie z. B. Brissot de Warville, Bibliothfeque 

Schweizerische Zeitachrift fflr Strafrecht. 12. Jahrg. 19 
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philosophique ^) und sizilianischen Druckschriften ist von ihm die 
Rede, ohne dass bisher das Verdienst dieses Mannes weder in Italien 
noch im Auslande in weiteren Kreisen Anerkennung gefunden hätte. 
In neueren, allen leicht zugänglichen Arbeiten findet sich z. B. bei 
Gantü, Beccaria e il diritto penale, Firenze 1862, p. 18G, die trockene 
und unrichtige Notiz: „Di quel tempo usciva pure un librctto del 
marchese Natali siciliano Sulf efficacia delle pene, che pretende averlo 
scritto avanti il nostro." Denn es ist erwiesen, dass schon 1752 
diese Schrift Natales vei'fasst war, dann allerdings erst 1772 zu- 
sammen mit einem über Beccaria handelnden Briefe an den Adres- 
saten der Schrift D. Gaetano Sarri und Erörterungen über die erste 
Dekade des Titus Livius in Palermo, nella stamperia de* SS. Apost. 
in Piazza Bologni per D. Gaetano M. Bentivegna herausgegeben, 
in die „Opuscoli di Autori Siciliani", tomo XIII, Palermo, Benti- 
vegna, ebenso in die „Miscellanee di varia letteratura", tomo VIII, 
Lucca, Giuseppe Rocchi, 1772, aufgenommen wurde. 

Tommaso Natale, marchese di Monterosato, wurde am 3. Juni 
1733 in Palermo in vornehmer Familie geboren, erhielt eine aus- 
gezeichnete Erziehung, so dass er schon 1757 eine wichtige Schrift, 
„La filosofla Lcibniziana", in Gedichtform als schärfsten Protest 
gegen die Machenschaften der Jesuitenpartei veröffentlichte, die 
natürlich mit Censur belegt wurde (p. XXI obigen Werkes) und 
leicht ihm hätte gefährlich werden können. Bald darauf verfasste 
er obige Schrift, worin er — ebenso wie in der Arbeit über die 
erste Dekade des T. Livius — höchst wertvolle Ausführungen über 
die Notwendigkeit einer besseren juristischen Erziehung des Volkes 
brachte, während Beccaria nur vom politischen Standpunkte aus- 
ging. Als grosser Kenner des Altertums erwies er sich ferner in 
der Übersetzung der Ilias (1779 und 1807) und als Freund der 
Leidenden und Unterdrückten in Vorschlägen für Steuerpflichtig- 
keit der Domänen, was zu Veränderungen in der Gesetzgebung 
führte, wofür er, staatsmännischen weiten Blickes, lebhaft sich 
bemühte. 

Nach Schriftstellerruhm nicht geizend und nur schwer zu Ver- 
öffentlichung seiner auf reichsten Erfahrungen und scharfem Nach- 
denken beruhenden Anschauungen geneigt, hat er selbst es ver- 
schuldet, dass man ihn nicht hinreichend damals würdigte. Heute 
aber können wir dies gerecht thun, nachdem sein im zweiten Drucke 
(1819) ganz selten gewordenes Werk (zwei Exemplare in Palermo) 
wiedergedruckt vorliegt. Trotz aller sonstigen hohen geistigen Vor- 
züge hat er sich nicht überall dem Zeitgeist zu entziehen vermocht. 
Er verwirft die Todesstrafe nicht völlig, indem er sie namentlich 
für das schwerste politische Verbrechen und ganz enorme Unthaten 



^) In den Inhaltsangaben dieses zehnbändigen Werkes von Böhmer, 
Handbuch der Litteratur des Kriminalrechts, Göttingen 1819, S. 231 ff., und 
Nypels, bibliothöque choisie, Bruxelles 1864, n« 613, finde ich die Schrift 
nicht namentlich aufgeführt. 
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als einzig adäquate Strafe erklärt; er spricht für Verstümmelungs- 
ßtrafen bei sonstigen schweren Verbrechen, daneben für infamierende, 
damit die Schande offenbar und allen sichtbar werde; er ist für 
verschiedene Bestrafung je nach dem Stande des Verbrechers in 
Anknüpfung an römische Ideen, und er verwirft die Tortur nur 
als üntersuchungsmitteL Trotz alledem weiss er doch so human 
über viele Verhältnisse zu reden, dass der Leser ihn lieb gewinnen 
muss. Ja — was besonders hervorzuheben ist — er ist im Gegen- 
satz zu Beccaria im Sinne der heutigen Positivisten von Ergründung 
des Wesens des Verbrechers in seiner Beeinflussung durch die 
gesellschaftlichen Zustände und ftianche Mängel wie Härten der 
Gesetzgebung ausgehend. Neben Licht ist also auch bei ihm, wie 
ja übrigens auch bei Beccaria, mancher Schatten. Dies ist jedoch 
wohl nur die Folge der grenzenlos traurigen Zustände seines Heimat- 
landes, wie sie uns von Ouardione geschildert werden. 

Den Herausgebern der Schrift schulden wir Dank für diese 
durch grosse Genauigkeit in Verwertung litterarischen Materials 
ausgezeichnete Arbeit. Wir werden jetzt eines Natale neben Beccaria 
gedenken ! Es ist dies ja auch schon geschehen — merkwürdiger- 
weise von den Herausgebern übersehen. Eine Biographie Natales 
(t 28. September 1819) mit Würdigung obiger Schrift steht ja (nebst 
Bild) in den „Actes du congr^s p6nitentiaire international de Rome, 
novembre 1885", tome III, 2« partie, Rome 1889, p. 419 — 422! 

A. Teichmann, 



F. von MartitZ; Internationale Rechtshilfe in Strafsachen, Beiträge 
zur Theorie des positiven Völkerrechts der Gegenwart, Erste 
Abtheilung. Leipzig, Verlag von H, Haessel, 1888 (XI und 468 Sei- 
ten). Zweite Abtheilung, 1897 (XVI und 896 Seiten). 

Es hat lange gedauert, bis die deutsche Litteratur eine mit 
entsprechenden Werken des Auslandes in Tüchtigkeit rivalisierende 
Arbeit über Auslieferung und Fremdenrecht aufweisen konnte. Es 
war dies das Werk des Österreichers Lammasch (1887), der auch 
seitdem fortdauernd weitere wichtige Beiträge zu dieser Materie 
lieferte. Bald darauf erschien der erste Band obigen Werkes, das 
jetzt nach weiterer fast zehnjähriger Arbeit abgeschlossen vorliegt 
und nunmehr den ersten Platz auf diesem Gebiete einnimmt. Der 
erste Teil behandelt die allgemeinen Voraussetzungen, Motive und 
Anforderungen, w^elche heutzutage für den Rechtshülfeverkehr der 
Regierungen anerkanntermassen bestehen. Einen w^ichtigen Ab- 
schnitt bilden hier die Erörterungen über die Strafgerichtsbarkeit 
rücksichtlich der im Auslande begangenen Verbrechen (36 — 135), 
wobei namentlich gezeigt wird, dass es nicht ein kriminalistischer, 
sondern ein völkerrechtlicher Grund ist, der bei Verfolgung extra- 
territorialer Delikte die Strafgerichtsbarkeit über Ausländer nur als 
eine ergänzende Funktion handhaben lässt (133). Ganz besonders 
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anziehend ist sodann die Auseinandersetzung über die Bedeutung- 
der Staatsangehörigkeit im internationalen Strafrecht. Eine genaue 
Schilderung der geschichtlichen Entwicklungsstadien der Landes- 
hoheit erklärt die mannigfachen Schwankungen der Ansichten über 
den Vorzug des einen forum vor den andern, des Nebeneinander- 
bestehens mehrerer fora oder der Anerkennung nur eines forum. 
Ganz neues Licht bringt die Erörterung des von England und den 
Vereinigten Staaten von Amerika in der Frage der Auslieferung 
von Nationalen bisher eingenommenen Standpunktes. Es wird nach- 
gewiesen — was man in der Schweiz in dem berüchtigten Prozesse 
R. V. Wilson 1877 nur zu deutlich erfuhr — dass die englische 
Regierung (wenige Ausnahmefälle abgerechnet) durch Konventionen 
mit fast allen europäischen und einigen amerikanischen Staaten 
gebunden ist, flüchtig gewordenen British subjects, die im Auslande 
sich eine verbrecherische Handlung zu schulden kommen Hessen^ 
Asyl zu gewähren, aber unter keinen Umständen, selbst nicht mit 
deren Einwilligung, sie vor englische Richter zur Aburteilung stellen 
darf. Gewiss ist diese Haltung mit dem bestehenden Völkerrecht 
nicht in Einklang zu bringen. Namentlich aber hat man auf dem 
Kontinente bisher viel zu wenig erkannt, dass die englische Rechts- 
ungleichheit zu labten britischer Unterthanen in Wahrheit nur eine 
wesentliche Entlastung zu gunsten der englischen Rechtspflege be- 
deutet! Nicht minder lehrreich ist die ausführliche Besprechung 
des Prinzips der Nichtauslieferung von Staatsangehörigen, gegen 
dessen Preisgebung Verfasser sich sehr entschieden erklärt (305 bis 
336). — Der ganze umfangreiche zweite Band ist dem politischen 
Delikt gewidmet, wobei namentlich die Kammerverhandlungen Frank- 
reichs, Belgiens, Deutschlands und Italiens in weitem Umfange zur 
Auslegung der betrefl'enden , schliesslich angenommenen Gesetz- 
entwürfe herangezogen werden. Die Darstellung ist von minutiösester 
Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit, durchgeführt an dem aus den 
verschiedensten Ländern in dieser Vollständigkeit noch nie vor- 
geführten Materiale staunenswerter Dimension ! Eine Anlage I ent- 
hält die Sammlung der betreffenden Auslieferungs- und Fremden- 
gesetze (76f) — 818), Anlage II ein Repertorium der modernen Aus- 
lieferungsverträge (820 — 891). Nur durch die Mitwirkung der hohen 
und höchsten Behörden verschiedener Länder, sowie der Vorstände 
der grossen Bibliotheken des In- und Auslandes war es möglich, 
dieses Material zur Verwendung herbeizuschaffen. Für das Ge- 
leistete sind wir dem Verfasser zu innigem Dank verpflichtet und 
geben gern der Freude Ausdruck, dass nunmehr die deutsche 
Litteratur in diesen Fragen der des Auslandes sich völlig gewachsen 
gezeigt hat. Zugleich aber können wir unser Bedauern nicht unter- 
drücken, dass der Verfasser — allerdings durch ehrenvolle Berufung 
in das Oberverwaltungsgericht in Berlin — weiterer wissenschaft- 
licher Arbeit als vielbeschäftigter Praktiker wohl ziemlich entzogen 
sein wird. — Für die Schweiz interessieren die Ausführungen nament- 
lich in Bd. II, 50C— 539, 865—868. 
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Bei dieser Gelegenheit sei auf die verdienstliche Neuansgabe 
des Lehrbuches des Völkerrechts von Alphonse lavier durch L, von 
Bar (2. Auflage, Stuttgart, Ferdinand Enke, 1899) und speciell § 28 
daselbst aufmerksam gemacht — nicht minder auf eine wichtige 
Abhandlung von AlMric Bolin, Le Statut personnel en matifere de 
droit pönal, in der „Revue de droit international", tome XXXI 
(2* sörie), pp. 43 — 78. Ä. Teichmann. 

Erzählungen zur Einführung in die Strafgesetzkunde. Für die 
Jugend und für das Volk unter Mitunrkung juridischer Kräße 
bearbeitet von AI. Frietinger, Lehrer an der Wörthschule in München. 
München 1898, Verlagsbuchhandlung Seitz & Schauer. 222 S. 

Es ist schon oft davon geschrieben und geredet worden, dass 
man mehr für Verbreitung von Rechtskenntnissen unter dem Volke 
thun sollte, um dieses vor Gesetzesübertretungen zu bewahren. 
Namentlich sollte schon die Schule der Jugend neben religiöser 
Erziehung auch auf diesem Gebiete führend und lehrend gegenüber- 
treten, zumal heute das jugendliche Verbrechertum uns ernsteste 
Sorgen bereitet. Die Ausführung dieses guten Wunsches ist aber 
nicht so ganz leicht. Zu nahe liegt hier Verquickung des moralischen 
oder religiösen Standpunktes mit dem juristischen. Dieser Versuchung 
unterlag der Verfasser eines sehr gut gemeinten Werkchens — 
eines der wenigen, die mir bekannt geworden sind — ein Civil- 
richter L, Cceuret in Nantes, der nach den betreffenden Lehrplänen 
es mit einer Schrift: „Le Code pönal enseignö aux enfants", Paris 
1868, versuchte. Es müssten schon recht erwachsene „enfants'* 
sein, die aus diesen, übrigens nicht immer unanfechtbaren, juristisch- 
religiösen Erörterungen, mit eingehender Heranziehung der heiligen 
Schrift Alten und Neuen Testamentes, Belehrung schöpfen könnten ! 
Praktischer hat obiger Verfasser die Sache angefasst, und als erster 
Versuch, die Jugend wie das Volk mit den vielen schwierigen 
Fragen des Strafgesetzes bekannt zu machen, verdient die Arbeit 
volle Anerkennung. In gut gewählten, nicht zu komplizierten Bei- 
spielen werden, von den Übertretungen ausgehend, die häufigsten 
Fälle des Verstosses gegen das positive Gesetz mit seinen oft 
ernsten Satzungen erörtert. Es dürfte anzunehmen sein, dass in 
der That mancher Lehrer aus dem Werk für sich und für andere 
reiche Belehrung schöpfen kann. Bei weiteren Auflagen wird die 
Diktion (oft bayerisch) etwas zu verbessern sein. Die Ausstattung 
ist sehr gut. Der Preis sehr massig (geb. 2 Mark). A, Teichmann, 

Hermann Ferdinand Hibig, Injuria. Beiträge zur Geschichte der 
injuria im griechischen und römischen Recht. München, Theodor 
Ackermann, 1899. 89 Seiten. 

Dem Verfasser verdanken wir schon manchen schönen Beitrag 
zu tieferer Kenntnis des griechischen Rechts. Jetzt behandelt er 
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in dieser seinem Kollegen Gustav Vogt gewidmeten Festschrift eine 
der schwierigsten und dunkelsten Materien gi'iechischen und römischen 
Rechts. Dort kommt fast nur das attische Recht in Betracht, 
während sonstige andere Quellen keine oder aber überaus spärliche 
Ausbeute gewähren. Das attische Recht hat drei Klagen aus- 
gebildet, deren Anwendungsgebiet nicht ganz leicht sich abgrenzen 
lässt, die <J/xij alxiag^ die St^xr/ xaxrjyoQiag und die yQ€C€prj vßQ€0)g, 

Getrennt von der ausschliesslich für Verwundung durch Schläge 
in tödlicher Absicht bestehenden öffentlichen Klage wegen xQav(.ia 
ix TtQOvoCag betrifft die dixif alxiag (= d-€(x€ia^ Unbill, Ungehörig- 
keit) vorsätzliche Misshandlung, wogegen bei fahrlässiger Körper- 
verletzung nur die dixrj ßXäßrjg gegeben ist. Aus dem urspiüng- 
lichen Vergeltungsprinzip entwickelt sich allmählich der Gedanke 
des Notwehrrechts gegenüber dem, der zuerst geschlagen hat (rJQ^€ 
XfiQo>v ddixcav), für den allein klagberechtigten Verletzten, der bei 
dieser durchaus demokratischen Klage (beurteilt durch das Kolle- 
gium der Phyle des Beklagten) keine Gerichtsgebühren zu zahlen 
hatte, anderseits einer Prozessstrafe (enwßekia) unterlag, wenn sich 
für Gutheissung der Klage weniger als ein Fünftel der Richter 
aussprachen. Vermutlich binnen vier Tagen nach dem Vorfall an- 
zustellen, geht die Klage auf Zahlung einer Geldstrafe, die vom 
Kläger ihrer Höhe nach vorzuschlagen ist, dann aber erst von den 
Richtern definitiv abgemessen wird. 

Die J/Jrtj xaxrjOQtag ist in der solonischen Gesetzgebung ganz 
zweckmässig auf einzelne wenige Fälle beschränkt, weil man sich 
nach dem Möglichen richtete und mit Strafe lieber wenige mit Erfolg, 
als viele ohne Erfolg bedrohen wollte. Hier gilt auch das Gemein- 
wesen als angegriffen. Die nachsolonische Gesetzgebung bestimmt 
genau, was als verbotene Schmähung gelten soll {dno^Qr^xov), und 
führt sonstige Veränderungen ein je nach der Örtlichkeit oder der 
Persönlichkeit des Geschmähten. Als Fälle verbotener Schmähung 
werden Mannestötung, Schlagen des Vaters oder der Mutter, Schild- 
wegwerfen genannt. Besteht die Schmähung in Vorwerfen einer 
bestimmten Handlung, so wird der Angeklagte zum Wahrheits- 
beweise zugelassen. Animus injuriandi wird nirgends besonders 
gefordert, doch auf momentane Erregung u. s. w. Rücksicht ge- 
nommen. Die Klage ist gerichtet auf Zahlung des festen Betz'ages 
von fünfhundert Drachmen, der dem Kläger zufiel. 

Die YQaffrj vßqawg ist gegeben in Fällen der Überhebung, Ge- 
ringachtung in beleidigender Absicht, deren Beweis freilich Schwierig- 
keiten bietet. Der Ausgangspunkt mag physische Vergewaltigung 
gewesen sein, wenn wir angesichts des Schwankens der Sprach- 
forscher etwa uns Bagge (in Beszenbergers Beiträgen, XIV, 62 ff.) 
anschliessen, der das Wort so zerlegt: v = Sanskritprsefix ud (hin- 
auf); ßQf= Stamm von ßgiagog^ stark. Jedenfalls ist die Scheidung 
von dem Begriff der aixta nicht ganz leicht. Schliesslich mag jeder 
über die blosse Verbalinjurie hinausgehende Angriff gegen eine 
Person, der eine Beschimpfung {dtind^eiv) eines andern enthält, die 
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jedermann zustehende Klage begründet haben, indem hauptsächlich 
in Betracht fällt, dass jenumd über seine eigene Rechtssphäre hin- 
ausgegriffen hat. Der Ankläger schätzt, was der Angeklagte leiden 
oder zahlen soll. Die Geldstrafe verfällt dem Staate. 

In römischer Jurisprudenz verweist Labeo bei der Begriffs- 
bestimmung der injuria auf die vßQn; der Griechen, doch glaubt 
der Verfasser nicht an Entlehnung, vielmehr nur, dass beide Be- 
griffe dieselbe Entwicklung durchgemacht haben (S. 55). Klar ist 
jedenfalls die frühzeitige Überwindung der Talion und frühzeitiges 
Auftreten öffentlicher Strafverfolgung im attischen Recht. Im römi- 
schen Recht verdrängt später die öffentliche Verfolgung die Privat- 
klage, im griechischen dagegen erliegt die yQcc(frj vßgeiog der Sfxt] 
atxiag. Sehr ansprechend behandelt Verfasser die Ähnlichkeiten 
dieser letzten Klage mit der actio in^juriarum sestimatoria, die wohl 
aus ersterer herzuleiten sein dürfte (S. 71). — Die xaxrjYogfa des 
griechischen Rechts zeigt in der rechtlichen Behandlung wenig Ver- 
wandtschaft mit der Verbalinjurie des römischen Rechts, erinnert 
vielmehr an deutsches Recht. Zum Schluss erörtert Verfasser die 
Haftung des Herrn für Injurien des Sklaven. — Die Schrift bietet 
uns also reiche Belehrung. A, Teichmann, 



A. Taylor Innes, advocate. The Trial of Jesus Christ. A Legal 
Monograph with two UlustraUons : 1, ^^Finding of the Saviour 
in the Temple'\ from Mr. Holman Hunfs famous picture made 
in 1860 ^)j and 2. Tiberius as Pontifex Maximus, found at 
Capri^). Edinburgh, T. & T. ClarJc, 38 George Street, 1899. 
128 pp. 

Seit der einigermassen juristischen Arbeit über diesen denk- 
würdigsten Doppelprozcss der AVeltgeschichte seitens des Abbe Hoff- 
mann, Le proc^s de Notre-Seigneur devant le Sanhödrin et Ponce- 
Pilate (2), Paris 1881, war mir eine ähnliche Arbeit nicht bekannt 
geworden. Die neue Arbeit, verfasst von einem auch durch kirchen- 
rechtliche Werke bekannten schottischen Rechtsgelehrten, dürfte in 
juristischer Beziehung die wertvollste bisher erschienene sein. Auf 
Grundlage der in vielen Beziehungen nicht aufzuklärenden Über- 
lieferungen behandelt der Verfasser, überall seine Vertrautheit mit 
den Quellen bekundend, zuerst das jüdische Verfahren in allen 
seinen Gesetzwidrigkeiten, Wir können das heute so sagen, nach- 
dem wir wohl abschliessend dm'ch das Buch von Philipp Berger 
Benny, The criminal code of the Jews, London 1880, und Rabbi- 



^) Das ganze Gemälde ist mitgeteilt in Bobert de la Siseranne, zeitge- 
nössische englische Malerei, deutsch von Else Fürst, München 1899, zu 
Seite 116. 

*) Rücksiehtlich dieser Benennung vgl. Bernonlli, röm. Ikonographie, 
II. Teil (1886), p. 153. 
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nowics, Legislation criminelle du Talmud, Paris 1876, über jüdisches 
Recht und Strafverfahren zu jener Zeit unterrichtet worden sind *). 
80 sagt also der Verfasser mit Recht, „ein solcher Prozess hatte 
weder die Form noch die Ehrlichkeit eines gerichtlichen Verfahrens. 
Aber wenn er auch dieser Ehrlichkeit und Form in rechtlicher Be- 
ziehung ermangelte, mag er nichtsdestoweniger eine thatsächliche, 
wichtige Verhandlung gewesen sein. Man hat keinen Grund zur 
Annahme, dass die Richter keinem thatsächlich von Jesus erhobenen 
Anspruch, ihr König zu sein, gegenüberstanden, wenn sie auch die 
Natur seines Königtums gründlich missverstanden. Und man hat 
Grund, zu glauben, dass ihre Verurteilung getreu die Verwerfung 
seines Anspruches durch das Volk selbst ausdrückte." — Für die 
Beurteilung des ebenso auf Grund der zur Vergleichung mitge- 
teilten Stellen der vier Evangelien dargestellten römischen Ver- 
fahrens fällt in Betracht, dass das Verhalten des vor Gericht Ge- 
stellten als Auflehnung gegen die Ma^jestät des römischen Volkes 
und der damals geltenden Staatsraison aufgefasst werden konnte, 
wobei die sehr prekäre Stellung des kaiserlichen Prokurators in 
ihrem Träger Besorgnisse wachrief, die nach ftrüheren Massregeln 
ärgerlichster Art wohl ganz begründet waren. Der Konflikt römischer 
Staatsraison in Sachen religiöser Verbände mit der Gnindidee des 
Christentums war aber unausbleiblich und hätte auch in Rom ver- 
mutlich keine andere Lösung gefunden. — Das gründliche Werk sei 
hiermit aufs wärmste zum Studium empfohlen. Vgl. übrigens jetzt 
Th. Mommsen, römisches Strafrecht, Lpz. 1899, S. 240«. 

A. Teichmann. 

Adolphe Prins, Science pönale et droit positify Bruxelles, Emüe 
Bruylant, et Paris, Chevalier- Mar escq, 1899. 

Le critique press6 qui croirait pouvoir juger cet ouvrage aprös 
en avoir rapidement parcouni la table des matiöres, dirait peut- 
6tre: A quoi bon ce titre prötentieux? N'est-ce pas d'un simple 
exposö du droit penal en vigueur en Belgique qu'il s'agit ici? 
Pourquoi donc ne pas dire tout simplement: Manuel da droit p4nal 
beige? Mais quiconque lira ce livre comme il doit ötre lu, verra 
bien vite k quel point ce reproche serait injuste et combien le 
contenu (ce n'est pas toujours le cas) justifie ici les promesses de 
la couverture. 



*) Mit den Ausführungen von Benny und denen des Verfassers stimmt 
völlig überein die Schilderung des jüdischen Prozesses seitens Dr. L. Frcenkel 
in der «Nordisk Tidsskrift for faengselsvsesen og praktisk strafferet», Aar- 
gang XXII, Nr. 2, 1899, p. 179—200. Dieses Heft der trefflichen Zeitschrift 
bringt einen schönen Nachruf von Harald Smedal über den früheren Her- 
ausgeber Fre4erik Henrik Stuckenberg (mit Bild) und einen grossen Aufsatz 
über «Portrait parl6» nach Älphonse Bertillon, mit sehr zahlreichen Zeich- 
nungen, die in Deutsehland und der Schweiz aus dem verdienstlichen Werke 
von Prof. U. von Sury, Das anthropometrische Signalement, Bern und Leipzig, 
Verlag von A. Siebert, bekannt sind. 
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Non, ceci n'est pas an simple commentaire k ajouter ä une 
liste d^jä bien longue. Ce n'est pas non plus le panögyrique de la 
lögislation beige. On sait que trop souvent les 6crivains de langue 
frangaise s'inclinent devant le fait accompll de la loi en vigueur; 
ils ont des tr^sors d'admiration en r^serve pour le code et trouvent 
des raisons aux dispositions les moins raisonnables. Prins n'est point 
de cette 6cole. L'essai qu'il a tent6 (et je suis d^autant plus heureux 
de signaler cette tentative, qu'elle se produit pour la premi^re fois 
en notre langue, au moins avec cette ampleur et cette clart6 de 
m6thode), c'est la comparaison entre la loi pönale existante et la 
loi pönale dösirable. Aprös avoir expos6 le droit positif, il le met 
en regard des conqu^tes de la science contemporaine. On roit 
ainsi du premier coup d'oBÜ ce qui manque ä Tun pour ötre ä la 
hauteur de l'autre et la critique du code se fait de la fa9on la 
plus frappante. 

Mais si l'auteur n'est point un admirateur de parti-pris de la 
loi du jour, ce n'est pas non plus un critique döcouragö. Les dis- 
cordances parfois attristantes qu'il rel^ve entre ce qui est et ce 
qui devrait 6tre, ne Temp^chent point de cbercher et de proposer 
dans chaque cas le remöde au mal pr6sent. Esprit pratique, ennemi 
des utopies et des panac6es, les moyens de röforme qu'il preffere 
sont ceux qu'on a mis d6jä ou qu'on peut mettre ä l'öpreuve. 
Esprit pondörö, il ne s'inföode ä aucune 6cole; s*il repousse la 
Chimäre classique de Thomme souverain ä, volonte autonome, il 
relfegue aussi k son rang, au rang des pures hypoth^ses, le type 
anatomique du criminel nö; il n'admet pas non plus l'expllcation 
par trop simpliste des tendances criminelles par la seule h6rödit6. 

Je ne puis donner, en ces quelques lignes, qu*une idöe tr^s 
incomplöte de cette oeuvre sainement röformatrice. La pröface est 
consacr6e k tracer dans ses grandes lignes la täche du 16gislateur 
moderne. Prins repousse nettement lo systfeme r^pressif des codes 
actuels, le dosage du chätiment correspondant au dosage approxi- 
matif de la volonte perverse chez l'homme pr6tendu normal. Cette 
volonte, ce n'est pas sa quantitö qui Importe, c'est sa nature. C'est 
donc au point de vue qualitatif qu'il faut la scruter et cet examen 
conduira k choisir dans chaque cas le moyen de röpression le 
mieux appropri^ k la defense sociale. 

Le plan de l'ouvrage est des plus simples: une courte intro- 
duction historique, puis une s6rie de livres consacr6s k l'ötude de 
la loi pönale, de Tinfraction et de la peine, d'aprös la m6thode 
ci-dessus döcrite. Parmi les parties qui m'ont pani le mieux traitöes, 
Celles oü öclate surtout la tendance k moderniser, k socialiser la 
loi pönale, je note les chapitres relatifs k la tentative, ä la röci- 
dive, k la participation. k la röparation du prejudice causö par 
rinfraction et surtout ceux qui ont trait k l'enfance coupable et 
aux criminels aliönös ou anormaux. 

Pour les jeunes dSlinqaants, Prins montre combien est arbi- 
traire le systöme des codes qui veulent classer ces enfants en bons 
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ou mauvais d'apres le simple accident du d61it commis, combien 
est vicicuse la möthode qui fait tout reposer sur la question du 
discernement, alors que, meme intelligents, ces enfants sont le plus 
souvent victimes de leur milieu et n'ont pas la capacite de vouloir 
le bien. Ce qu'il faudralt avant tout Studier, c'est le döveloppement, 
surtout physiologique, et suivant qu'il apparait ou non eomme 
normal, les mesures d'i^ducation et de preservation devraient va- 
rier. On voit que les idees du criminaliste beige sur ce point 
essentiel se rapprochent beaucoup de Celles adopt^es par Stooss 
dans soll Projet de Code p6nal suisse. 

Prins döplore aussi que les codes pöiiaux se soient mis en 
desaccord avec la rc^alite des choses en s'obstinant k ne reconnaitre 
(lue deux 6tats intellectuels (sant6 parfalte et ali6nation mentale 
absoluc), auxquels correspondent deux Solutions juridiques precises 
(condamnation k la peine ordinaire et acquittement). Cette mäthode 
vieillie ignore ainsi les (Hats transitoires et les mesures intermö- 
diaires qu'ils necessitent. Pour ces delinquants si nombreux qui 
sont k mi-chemin entre la santö et la demence, le calcul de la 
peine d'apr^s le dosage de la responsabilite apparait comnie plus 
fächeux encore que partout ailleurs. Cette responsabilite 6tant 6vi- 
demraent restreinte chez eux, on arrive par ce proced6 k punir 
de peines derisoires des coupables chez lesquels la döfectuosit^ 
mentale n'exclut point le caract^re dangereux pour la societ6. 
L'exemple des alcooliques suffit k le montrer. 

Tout ce qui tient aux mesures präventives et aux peines est 
magistralement expose. Prins n'est point un fanatique de la cellule; 
il ne meconnait pas le caractfere artiftciel de l'existence qu'elle 
eree et ne la croit pas apte k resoudre k eile seule le probl^me 
penitentiaire. Au contraire, il plaide chaleureusement en faveur 
d'une repression sp^cialis^e d'aprös la classe dans laquelle le cri- 
minel peut ^tre rang^. Voici le plan d'ensemble qu'il trace: 

A. Delinquants normaux. 

1° Pour les jeunes gens, les seuls delinquants qu'on puisse 
raisonnablement tenter d'amender, remplacer autant que possible 
et le plus longteraps possible la prison par lecole de bienfaisance, 
inoralisatrice et professionnelle, qui fonctionne depuis quelques 
aniiees en Belgique avec succ^s. 

2® Pour les adnltes, le regime doit diff^rer suivant qu'il s'agit : 
a) de delinquants non dangereux (c'est-A-dire essentiellement les 
primaires). Quand on n'a pas reussi k leur öpargner la prison par 
i'einploi d'un substitutif (condamnation conditionnelle, etc.), la cellule 
parait le niode de chÄtiment le plus indique. b) De delinquants 
dangereux, tantöt par leurs antecedents, tantöt par les circonstances 
meine de Tinfraetion commisc. Pour ceux d'entre eux dont on peut 
encore esperer une readaptation, c'est le Systeme penitentiaire 
progressif qui s'inipose. Pour les autres, c'est la detention k long 
terme, sans vains essais de reforme, mais temperee par la übe- 
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ration conditionnelle ; bref, uii regime coraparable h Vinternement 
du Projet suisse. 

B. D^linquants anormaux. 

Pour ceux-lä, la peine ordinaire, avec sa doröe pr^ftxe, n'a 
plus de raison d'etre; les tribunaux ne peuvent d'avance rögler 
leur sort par les Solutions absolues de Tacquittement ou de la 
condanination. Le mieux sera donc pour les juges de mettre ces 
anormaux, pour une dur^e inä^termfn^e, ä la disposition du gouver- 
neraent qui prendra les mesures ci-apr^s: 

1® Les criminels aliön^s seront places dans un (Etablissement 
special. 

2® Les döfedueux (alcooliques, öpileptiques, d6g6n6r6s, etc.), 
trouveront dans une maison de pröservation, luoitiö prison (travail 
industriel ou agricole), moiti6 hospice (soins medicaux), le regime 
qui eonvient le mieux ä leur ('^tat. 

Notons enfln que le dernier chapitre est consacre k une 6tude 
du Vagabundage et de la mendicM et k Texpose du remarquable 
systfeme de defense cr66 contre ces sources du crime par la loi 
beige de 1891. 

C'est plaisir de signaler aux lecteurs une oeuvre de ra6rite, 
c'est plaisir surtout lorsqu*on sc trouve d'accord avec son auteur 
sur les points essentiels. Sans doute ce n'est pas Tunisson parfait; 
je ne puis par exemple souscrire A la theorie de Prins sur les 
personnes juridiques comme sujets possibles de dölit; je regrette 
aussi de voir un esprit aussi net partager la croyance de Binding 
en Texistence de grands prineipes juridiques supörieurs k la loi 
penale, mais d^pourvus de sanction. II m'a toujours paru que les 
normes ötaient de simples pröceptes de morale. Par exemple, le 
commandement du D6calogue: Tu ne convoiteras point la femme 
de ton prochain ! ne devient r^gle de droit qu'ä partir du jour oü 
il y a contrainte possible, oü il est admis que les coupables d'a- 
dultere seront lapid^s. Mais aussi, d^s ce jour-lA, il n'y a plus do 
diflF6rence entre la norme et la loi pönale. 

Mais je pense trop de bien de ce livre pour terminer par 
une critique. Je rccommande chaudement k quiconque s'int6resse 
{\ la röforme de la lögislation criminelle, la lecture do. Science pö- 
nale et droit positif, A, 0, 



Dr. Heinrich Krausse, Gerichtsassessor. Die Prügelstrafe, Eine Jcri- 
minalpolitische Studie. Berlin, Struppe & Wirikler, 1899. 3 Mark. 

Dr. Krausse ist erklärter Anhänger des Indeterminismus und 
zugleich der Zweckstrafe nach von Liszt. In den Vordergrund stellt 
er freilich als den einzig konstanten Zweck der Strafe die Ab- 
schreckung. Er zeigt an Hand statistischen Materials die Unzuläng- 
lichkeit der bisherigen Strafmittel, die übergrosse Milde des Richters 
und den verfehlten Strafvollzug. 
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Wertvoller ist die Übersicht über die Geschichte und das 
heutige Geltungsgebiet der Prügelstrafe, sowie die umfassende Kritik 
der Gründe für und gegen die Prügelstrafe. 

Krausse spricht sich für die Wiedereinführung der Prügel- 
strafe aus und empfiehlt ihre Anwendung bei jugendlichen Ver- 
brechern und dann überhaupt bei Verbrechen, die von besonderer 
Roheit zeugen. Gegenüber solchen Verbrechern wirke eben nur der 
physische Sehmerz. Z, 
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Strafrechtszeitung. — Nouvelles pönales. 



Strafvollzug. 

Redigiert yon Strafanstaltsdiroktor J. V. Hürhin in Lenzbarg. 

Die Strafanstalt Lenzbarir zählte im Jahre 1898 zu Anfang 197, am 
£nde 225 und im ganzen 470 Gefangene : 430 männliche und 40 weibliche ; 
141 Kriminelle, 245 Korrektionelle, 61 Zwangsarbeiter, 18 Pensionäre und 
5 Untersuchungsgefangene. 

Eintritt, Eingetreten sind 268: 248 Männer und 20 Weiber. 

Anstritt. Ausgetreten sind 245, und zwar 10 (4,09 7o) infolge definitiver 
Begnadigung, 24 (9,80 7o) infolge provisorischer Freilassung, 4 (1,63 7©) 
infolge Tod und 207 (84,48 7o) infolge Ablauf der Strafzeit. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 198 (73,88 7«) Aargauer, 43 
(16,04 7o) Schweizer aus andern Kantonen und 27 (10,08 7o) Ausländer. 

Älter. 34 (12,69 7o) zählten unter 20 Jahren, 100 (37,32 7o) 20—30, 54 
(20,14 7o) 30—40, 38 (14,18 7o) 40—50, 30 (11,19 7o) 50—60 und 12 (4,48 7o) 
über 60 Jahre. 

Civilstand. 180 (67,18 7o) waren ledig, 66 (24,62 7o verehelicht, 14 (5,22 7o) 
verwitwet und 8 (2,98 7©) geschieden. 

Konfession. 146 (54,49 7o) waren reformiert, 113 (42,16 7o) römisch- 
katholisch und 9 (3,35 7o) christ-katholisch. 

Schulbildung. 4 (1,49 7o) besassen keine (Ausländer), 92 (34,33 7o) geringe, 
152 (56,71 7o) ziemlich gute und 20 (7,46 7ü) gute Schulbildung. 

Ersiehung. 11 (28,74 7o) hatten eine ungenügende und 191 (71,26 7o) 
eine ziemlich gute bis gute Erziehung genossen. 

Leumund. 36 (13,44 7o) besassen vorher einen schlechten, 59 (22,017©) 
einen getrübten und 173 (64,55 7©) einen guten Leumund. 

Vermögen. 29 (10,82 7o) besitzen Vermögen, 46 (17,16 7o) haben solches 
zu erwarten und 193 (72,02 7©) sind arm. 

Beruf. Handwerker befanden sich darunter 127 (47,39 7©)» Land- und 
Erdarbeiter und Taglöhner 63 (23,51 7©), Fabrikarbeiter 20 (7,46 7©), Dienst- 
boten 24 (8,95 7o), Beamte und Angestellte 13 (4,85 7o), Geschäftsleute 8 
(2,99 7o) und Berufslose 13 (4,85 7o). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 185 (69,03 7o), rückfäUig 83 
(30,97 7o). 

Art des Verbrechens. Vergehen gegen Gesundheit und Leben 36 (13,407©), 
gegen die Sittlichkeit 23 (8,60 7o), gegen die Sicherheit 8 (3,00 7o), gegen 
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Treue und Glauben 32 (12,00 Vo), gegen das Eigentum 74 (27,60 Vo) und 
Polizeivergehen 95 (35,40 7o). 

Strafdauer, Die niedrigste Strafdauer der im Jahre 1898 eingetretenen 
Sträflinge betrug einen Monat, die höchste war lebenslänglich, gleich wie 
im Vorjahre; 15 Urteile betrugen je 1 Monat, 36 1 — 2 Monate, 42 3 Monate, 
8 4 Monate, 7 5 Monate, 37 6 Monate, 61 7—12 Monate, 24 13—24 Monate, 
30 2—5 Jahre, 2 57» Jahr, 1 8 Jahre, 2 lauteten auf lebenslänglich; un- 
bestimmt ist die Strafzeit für 4 Zwangsarbeiter (Pensionäre). 

Disciplin, Die Disciplin der Sträflinge hat sich gegen früher wesent- 
lich gebessert, denn von 470 Individuen mussten nur 58 (12,34 %) discipli- 
narisch verwarnt oder bestraft werden. 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 17,732. Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich cirka 43 Rp. 
Es wurden im ganzen verwendet: Brot 53,809 Kilo, Rindfleisch 2378, Schweine- 
fleisch und Speck 132, ganze Milch 23,555, Magermilch 29,120, Kartoffeln 
16,560, Fett 1938, Mehl 644, Gries 826, Reis 1774, Bohnen 3523, Erbsen 1463, 
Hafergrütze 1638, Gerste 1011, Öl 24 Liter, Maccaroni 642 Kilo, Leguminose 
923, Magerkäse 605, Kaffee 320 Kilo, verschiedene Gemüse für Fr. 609. 60 
und Obst für Fr. 163. 

Berechnet man den Nährgehalt dieser verbrauchten Nahrungsmittel, 
so ergeben sich durchschnittlich per Kopf und Tag: 

an Eiweiss 132 Gramm 

an Fett 54 

an Kohlehydraten 543 » 

Oesundheitssusfand. Auf 470 Gefangene kamen 72 Erkrankungen oder 
15,32%. Einmal erkrankten 67, zweimal 1 und dreimal 1, zusammen 72. 

Gestorben sind in der Strafanstalt 4 Gefangene: Seh. G. von S. an 
Gehirnschlagfluss, H. L. von K. infolge Riss der Lunge mit Blutungen, 
A. V. E. von D. infolge Lungenentzündung und J. A. von K. an Blasen- 
krankheit. 

Korrespondenz und Besuche der Gefangenen. Briefe wurden abgeschickt 
908 und wohl ein Viertel mehr in Empfang genommen. Besuche 535. 

Verdienstrechnung. Von den 12 Gewerben wurden bei auswärtigen 
Bestellern in 46,363 Arbeitstagen brutto Fr. 57,662. 99 verdient, also per 
Kopf und Arbeitstag 124,38 Rp., mit Hinzurechnung der Arbeiten für den 
Hausbedarf (Hausdienst, Garten und Landbau: 9896 Arbeitstage) 120,05 Rp. 

Nach Abzug der Pekulien und Unkosten und mit Zuzug des Gewinnes 
auf den Materialien betrug der Netto- Verdienst von den auswärtigen Bo- 
atellern Fr. 64,542. 50 oder pro Tag und Kopf 139,21 Rp. und inklusive der 
2 Gewerbe, Hausdienst und Garten- und Landbau Fr. 71,088. 05 oder 
126,35 Rp. pro Tag und Kopf. 

Der Verdienstanteil der Gefangenen belief sich auf Fr. 6957. 14 oder 
auf 12,36 Rp. pro Arbeitstag (1897 12,70 Rp.). 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 83,025. 06; Ausgaben Fr. 110,224. 60. 
Den Ausfall von Fr. 27,199. 54 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungs- 
tag berechnet, betrug der Staatszuschuss cirka 38 Rp. 

Im Jahr 1897 belief sich der Staatszuschuss auf Fr. 25,660. 49, im Jahr 
1896 auf Fr. 29,091. Ol und im Jahr 1895 auf Fr. 32,863. 80. 
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Yereinsiiachrichteii. Der schweizerische Verein für Straf- und Gefängnis- 
wesen und die Vereinigung* der Schweiz. Schutzauf sichts vereine versammehi 
sich am 9., 10. und 11. Oktober in Beltimona und Lugano. Haupttrak- 
tanden sind; 

1. Die Bundessubvention für Verbesseningen im Straf Vollzüge und 
für den Schutz verwahrloster Kinder: 

a) Unter welchen Bedingungen sollen den Kantonen zur Errichtung 
von Straf-, Arbeits- und Besserungsanstalten vom Bunde Beiträge 
gewährt werden? 

b) Unter welchen Bedingungen sollen den Kantonen für Verbesse- 
rungen im Strafvollzug, abgesehen von litt, a, Beiträge gewährt 
werden ? 

c) In welcher Weise und unter welchen Bedingungen soll sich der 
Bund an Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder be- 
teiligen ? 

Referenten: Herr Straf anstalts direkt or Dr. F. Curti in Zürich und 
Herr Advokat Dr. SL Gabussi in Bellinzona. 

2. Welchen Einfluss hat der Alkoholismus auf das Verbrechertum 
und wie soll demselben entgegengewirkt werden? 

Referenten: Herr Anstaltsdirektor ,/. G. Schaffroth in Bern und 
Herr Pfarrer H. Rwhrich in Genf. 



Kriminalstatistik, 

Gewaltsame Tötnng durch Menschenhand« — In der Zeitschrift für 
schweizerische Statistik, Jahrgang 1899, fünfte Lieferung (Seite 201-^-230), 
findet sich eine Arbeit, betitelt: « Contribution ä l'^tude de la statistique 
criminelle dans la Conf6d6ration suisse. De la mortalitö par homicide de 
1892 ä 1896, par le D' George Röhring, m6decin -Chirurgien, Montreux.» 
Der Kriminalbeamte beschäftigt sich in erster Linie mit dem Thäter, der 
Arat mit dem Opfer. So auch hier. Aber gerade diese Statistik der Getö- 
teten hat auch für den Kriminalisten viel Interessantes und Belehrendes. 
Allerdings dienen die Zahlen nicht direkt der Kriminalstatistik; denn sie 
umfassen alle gewaltsam durch Menschenhand Getöteten, ob die Tötung 
durch entschuldbare oder unentschuldbare Unvorsichtigkeit, in Notwehr 
oder mit strafbarem Vorsatz geschehen sei. 

In dieser Weise ist es aufzufassen, wenn uns mitgeteilt wird, dass in 
der Zeit von 5 Jahren, nämlich in den Jahren 1892 bis 1896, auf dem ganzen 
Gebiete der Schweiz 448 Personen durch Tötung umgekommen seien, so- 
mit auf 100,000 Einwohner 14,9 Personen. Es musste uns dennoch reizen, 
an Hand der gegebenen Daten nachzuprüfen, ob das Bestehen der Todes- 
strafe die Sicherheit des Lebens wesentlich erhöht. In den 10 Kantonen 
und Halbkantonen mit Todesstrafe wohnen 758,365 Einwohner (1894), unter 
welchen 102 getötet wurden, somit 13,5 auf 100,000, in den 15 Kantonen 
und Halbkantonen ohne Todesstrafe 2,248,521 Einwohner, wovon 346 Opfer 
einer Tötung waren, also 15,3 auf 100,000 Einwohner. Der Unterschied ist 
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alBO ein recht geringer und wird dadurch ausgeglichen , dass die Ran tone 
mit grösseren Städten und dichterer Bevölkerung, welche Umstände die 
Gefahr von Konflikten erhöhen, eben unter den Kantonen ohne Todesstrafe 
sich befinden. 

Interessant ist auch das Verhältnis der Geschlechter. Von den Ge- 
töteten sind 70,5 % männlich, 29,5 7o weiblich. 

Der Verfasser scheidet sodann die Kindestötungen (an Kindern unter 
2 Monaten) aus und untersucht bei den übrigen die Verhältnisse des Ge- 
schlechtes, des Civilstandes, der Heimat, des Alters. Wir ersehen hier über- 
all, dass — im ganzen und grossen — die Bevölkerungskategorien, welche 
mehr zum Verbrechen (insbesondere gegen die Person) neigen, auch mehr 
der Gefahr der Tötung ausgesetzt sind. 

Über die Art der Tötung sind folgende Zahlen gegeben: 131 mit 
stechenden oder schneidenden Waffen oder Werkzeugen, 118 mit stumpfen, 
41 mit SchuBswaffen, 3 durch Erwürgen, 2 durch Gift, 2 unbestimmt. Als 
Anlass ist genannt in 144 Fällen Streithändel^ 16 Familienzwist, 6 Raub, 
4 Rache und Eifersucht, 1 Zweikampf, daneben 126 Fälle mit unermittelten 
Ursachen. 

Dass die Verteilung der Todesfälle auf die Jahreszeiten und Monate 
so ziemlich dem Bilde entspricht, das wir der eigentlichen Kriminalstatistik 
entnehmen können, ist ja selbstverständlich. 

Endlich werden die Kindestötungen (Infanticides) ähnlichen Unter- 
suchungen unterstellt. Die Geschlechter (73 Knaben, 78 Mädchen) gleichen 
sich hier natürlich ziemlich aus. Im übrigen sind die Zahlen zu klein, um 
auch nur die Verteilung auf die Kantone mit oder ohne Vaterschaftsklage 
vornehmen zu können. Doch eines ist noch von Interesse. Unter den Ge- 
töteten sind 18 eheliche und 133 uneheliche Kinder. Über die Tötung ehe- 
licher Kinder sind folgende nähern Umstände ermittelt worden : In 6 Fällen 
hatte sich die Mutter mit dem Kinde umgebracht, in 3 Fällen war die 
Mutter geisteskrank geworden, in 2 Fällen der Melancholie infolge Kind- 
bettfieber verdächtig, in 2 Fällen war der Vater der Mörder, über 5 Fälle 
fehlte nähere Auskunft. Der schweizerische Vorentwurf hat bekanntlich 
infolge der Kommissionsbeschlüsse die Tötung des ehelichen Neugebomen 
durch seine Mutter mit derjenigen des Unehelichen unter dieselbe Straf- 
bestimmung gestellt. Die gegebenen Zahlen sind sehr lehrreich, indem sich 
aus ihnen ergiebt, dass diese gesetzgeberische Neuerung praktisch keine 
grosse Bedeutung hat und kaum geboten war. Z, 
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Le d^bat criminel et les essais actuels de räforme. 

Par 

Alfred Gatitier, professeur ä Gen^ve. 



Longtemps rel^guees ä l'arri^re-plan, les questions de 
proc^dure ont, dans ces derniferes ann^es, retrouv6 comme un 
regain de faveur non seulement auprös des th^oriciens du 
droit p6nal, mais aussi chez les 16gislateurs eux-m^mes. C*est 
d'abord sur la Periode pröparatoire que s'est surtout port6 cet 
int^rßt, ce dösir de r^forme. On s'est insurg^ contre les pou- 
voirs despotiques attribu^s au juge d'instruction. Poussant la 
suspicion jusqu*ä Tinjustice, on reprösente trop volontiers ce 
magistrat comme un chat fourrö jouant avec la souris inno- 
cente; on l'accuse d'avoir profit^ de ce que Tacc^s de son 
cabinet 6tait interdit ä tous, pour y r^tablir une sorte de tor- 
ture morale. M6me imm^rit^e, la d^fiance envers la justice est 
un malheur et tout Systeme de proc6dure devient condamnable 
par le seul fait qu'il la fait nattre. Le secret absolu est mauvais 
moins parce qu'il favorise Tabus, que parce quMl permet de le 
supposer. Aussi, et sans s'exag6rer les m^rites du regime 
contradictoire, est-il permis d*6prouver quelque satisfaction en 
le voyant en train de conquörir droit de cit6 un peu partout. 
En France mßme, la loi du 8 d6cembre 1897, bien qu'elle 
n'ait point, ainsi qu'on se plait souvent ä le proclamer, cr66 
Instruction contradictoire, a fait p6n6trer dans les t^n^bres 
d'autrefois quelques trop faibles clart^s. 

Mais, ce progr^s r6alis6, il ne faudrait pas s'imaginer 
qu*il n*y en ait plus d'autre ä faire et que tout soit pour le 
mieux dans la meilleure des proc^dures. Plus on s'est. eflforc6 

Schweizerische Zeitschrift fllr Strafrecht. 12. Jahrg. ^ 
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pendant la phase pr^paratoire de multiplier les garanties en 
faveur du pf^venu, plus il serait irrationnel de Tabandonner 
pendant le d^bat d'oü son sort va d^pendre. C*est ä ce moment 
surtout, c'est pour la lutte däcisive qu'il importerait d'^galiser 
les armes des deux antagonistes. Est-ce possible ? On sait trop 
bien que non. A Taccusateur public, au magistrat assis aussi 
haut que le juge, disposant par sa fonction möme de moyens 
formidables et pouvant tout mettre en oeuvre pour le triomphe 
de ce qu*il croit 6tre la v6rit6, c'est un clich6 d6jä vieux que 
d'opposer Taccus^ ch6tif et captif, Taccus^ sans ressources et 
comme vaincu d'avance. Sans vouloir forcer le contraste, sans 
m^connaitre tout ce qui a 6t6 fait pour la defense, il est certain 
que cette införiorit^ existe et qu*ä moins de supprimer le 
ministfere public, le l^gislateur perdrait son latin ä vouloir la 
faire disparaitre. Tout ce qu'on peut ^quitablement demander 
ä la loi, c'est de ne pas accentuer ä plaisir ce d^faut d'^qui- 
libre, c'est de tout faire pour que le combat soit sinon 6gal, 
au moins loyal. Nos proc^dures modernes, Celles du moins 
qui se sont inspir^es du code de 1808, satisfont-elles ä cette 
modeste exigence? Plusieurs ^crivains contemporains, frangais 
et beiges^), Tont mis en doute dans des ouvrages röcents. Us 
se plaignent d'entendre d^s le döbut de Taudience la voix do- 
minatrice du minist^re public, ä laquelle le döfenseur ne peut 
Ä ce moment opposer la sienne. Ils d^noncent le röle impos^ 
par la loi, ou plutöt par la pratique, au pr^sident des assises 
qui vient ä la rescousse, non pas pour soutenir la partie la 
moins favorisee, mais pour se faire Tauxiliaire d'une accusa- 
tion d^jä trop puissante. Ils bläment la fac^on dont les t^moi- 
gnages sont recueillis ä Taudience et r^partis en cat^gories 
par le l^gislateur (audition ä titre de renseignements). Ils cri- 
tiquent enfin la Situation faite au jury et soutiennent que la 
m^thode employ^e pour consulter ces juges lai'ques n'est point 
favorable ä la manifestation de la v6ritä. Qu*y a-t-il de fond6 
dans ces reproches? en quelle mesure nos l^gislations romandes 



*) Voir Speyer, Les vices de notre prociUiure en cour d* assises, 
Bruxelles et Paris 1898; Crtippi, La cour d' assises, Paris 1898. Voir 
aussi Lailler et Vonoven, Les erreurs judiciaires et leurs causes, Paris 
1897. Dans son ouvrage sur VAffH^lioratiori de la loi criminelle (Paris 
1855), Bonneville de Marsangy avait d^jä formul^ plusieurs de ces 
critiques. 
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les encourent-elles? comment modifier leur texte pour am^liorer 
r^tat actuel des choses? Voilä ce que je voudrais examiner 
en quelques mots. 

I. L'acte d'aocusation. 

Dans les proc^dures calqu^es sur la loi fran^aise ^), ce do- 
cument, oeuvre du procureur g^n^ral ou d'un Substitut, doit 
ätre r6dig6 apr^s le prononc6 de Tarrfit de renvoi, signifi^ ä 
raccus6 avant Touverture du d^bat, lu par le greffier d6s le 
d^but de Taudience et remis au jury au moment oü il se retire 
pour d61ib6rer. L'origine de ces prescriptions remonte au droit 
interm^diaire *). L'^poque r^volutionnaire fut, on le sait, une 
6poque d'anglomanie ä outrance. En transplantant sur le con- 
tinent le jury d'accusation et le jury de jugement, on voulut 
pousser Timitation jusqu*au bout et cr^er dans la procödure 
frangaise T^quivalent du bill ä* indictment sur lequel en Angle- 
terre vote le grand jury. L*acte d'accusation, tel que l'institua 
la loi de 1791 et que le maintint le code de Tan IV®), 6tait 
dress^ par le directeur du jury de concert avec le plaignant, 
vis6 par le parquet et soumis au jury d'accusation qui Taccep- 
tait ou le rejetait. En cas d'admission, c'est sur la base de 
cet acte que Taccusateur public poursuivait Tinculp^ devant 
le tribunal criminel. Ce qui revient ä dire que dans cette pro- 
c^dure, Tacte d'accusation repr^sentait T^quivalent de notre 
arröt de renvoi actueP). 

En supprimant le jury d'accusation, en däpouillant le jury 
du pouvoir de renvoyer l'inculp^ devant la juridiction de juge- 
ment, en confiant cette mission ä la chambre d'accusation, la 
l^gislation imperiale a toutefois laiss6 subsister ä cöt6, au 
dessous plutöt, de l'arröt de renvoi rendu par cette chambre, 



*) Voir code d'inst. crim. fran9ais, art 241, 242, 313, 341; code de 
proc^dure pönale de Vaud, art. 274, 275, 347, 388; code de proc^dure 
pönale de Fribourg, art. 240-242, 435; code d'instruction pönale de Genive, 
art. 189, 192, 193, 277, 310. 

*) Voir F, Hälie, Trait^ d4nst. crim., VI, p. 411, et Bonneville de 
Marsangy, loc. cit. p. 390 et suiv. 

») Voir code du 3 Brumaire an IV, art. 223, 226, 227, 229, 232, 
235, 278, 344, 373, 379. 

*) On sait qu'il en est de m^me dans le code de proc^dure pönale 
du Tessin, art. 164-176, 192, 218. 
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ün acte d'accusation qui n*est plus que le päle reflet du do- 
cument autrefois d6sign6 sous ce nom. En effet, la seule base 
actuelle de la procödure aux assises c'est Tarrfit de renvoi; 
c'est lui qui saisit la cour, c*est d'apr^s ses termes que sont 
rödig^es les questions au Jury*). L'acte d*accusation n'a plus 
d^s lors qu^une importance tr^s restreinte. II ne m6rite meme 
plus son nom, car, dress6 apr^s le renvoi aux assises, ce n'est 
plus Taccusation mais bien le jugement qu*il präpare. Simple 
expos6 des faits de Taffaire pr6sent6 par le minist^re public, 
c'est aux juges du fond qu*il s'adresse. Aucun recours en 
Cassation n*est institu^ contre ce document d'ordre secondaire; 
son irr6gularit6 ne vicie pas la proc6dure'). 

Puisqu'il a donc cess6 d'etre une des pi^ces essentielles 
de la charpente, puisqu*on pourrait le supprimer sans ^branler 
r^difice (la proc6dure neuchäteloise nous en fournira tout ä 
rheure la preuve), on en vient tout naturellement ä se de- 
mander: Y a-t-il avantage ä conserver Tacte d^accusation ? 

Le däbat oral, le d^bat contradictoire, s'est-on assez complu, 
depuis pr^s d*un si^cle, ä c61(^brer sur le mode lyrique cette 
double conquete sur Tarbitraire de Tancien regime. Mieux eüt 
valu moins d'enthousiasme et plus de logique. Car, quelle fla- 
grante entorse ä ces deux dogmes tant vant^s, que d'inaugurer 
le däbat par la lecture d'un document 6crit que la defense 
öcoute bouche close. Et, si Ton tenait ä donner ici Tavantage 
ä Tun des adversaires, le choix n'est pas heureux, tombant 
sur la partie d6jä la plus favorisäe. Ce monologue est donc 
en principe assez malais^ment justifiable. 

II a d'autres inconv^nients. Cette parole accusatrice, tom- 
bant dans une terre trop bien pr^par^e, peut y faire lever des 
germes diflSciles ä d6raciner. On pröne volontiers, pour Topposer 
ä la s^cheresse d'äme du juge juriste, la fraicheur d'impres- 
sions du jury. On parle moins de sa capacit(§ d'attention, parce 



*) L^art. 337 code d'inst. crim. dit, il est vrai : « La question r^sul- 
tant de Vacte d'accusation ...» Mais la doctrine et la jurisprudence sont 
unaniraes en sens contraire. Voir F, Hälie, VI, pp. 413, 421, 428 et suiv. 

') On peut, il est vrai, recourir en Cassation lorsque le prösident 
ayant ä tort r^dig^ les questions au jury d'aprfes Tacte d'accusation, il 
est constat^ que ce dernier n*est pas conforme ä TarrSt de renvoi. Mais 
ce n'est pas le vice de Pacte d'accusation, c'est uniquement la position 
vicieuse des questions qui ouvre le pourvoi. Voir F. Hdlie/V\^ pp. 429 et suiv. 
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que ce n*est pas par cette qualit6 qu'il se recommande. Savoir 
6couter est un art oü le jury se montre aussi novice que dans 
celui de juger. L*attention, nous apprennent les philosophes, 
est un 6tat anormal et diflScile ä prolonger. Les codes, eux 
aussi, Tenseignent ä leur raanifere, puisquUls enjoignent au Pre- 
sident des assises de r^veiller par des avertissements p6rio- 
diques les esprits du principal int6ress6 lui-m6me, de Taccus^ ^). 
Certes, je ne mets pas en doute la bonne volonte du jur6. 11 
6coute au d^but de toutes ses oreilles, mais cette application 
märitoire est trop intense pour durer. Car le d^bat est long, 
le Code Ta surcharg^ de formalit6s ennuyeuses; des incidents 
surgissent, parfois interminables, et la fatigue se fait sentir. 
II faudrait n'avoir jamais assistä ä un procfes d'assises, pour 
n*avoir pas observ^ cette lassitude progressive, cet aflfaissement 
parfois, chez ceux qui vont tout ä Theure statuer sur le sort 
de Taccusä. Dans cet etat d'esprit, les 6v6nements qui se gra- 
veront le plus profondement dans la memoire du jur6 seront 
tout naturellement ceux qui se rapprochent le plus du moment 
oü il pouvait ecouter sans trop d'efforts, c'est-ä-dire ceux qui 
se sont produits au commencement de cette sempiternelle 
audience. II est donc fächeux qu'ä Theure oü la faculte d*en- 
tendre et d'absorber est encore intacte chez le juge. ce soit 
Taccusateur tout seul qui parle. Les t6moins ä d^charge, venus 
trop tard solliciter une attention d6jä lass^e, pourront ßtre 
impuissants ä effacer Timpression premiöre. 

Ce danger n*existe pas, a-t-on pr^tendu, parce que les 
greffiers, auxquels en revient le soin, ont coutume de debiter 
Tacte d'accusation d'un organe si parfaitement indistinct que 
pas un mot n'arrive au banc du jury. D'abord, il n*en est pas 
ainsi partout. II n*est pas defendu ä un greffier d'avoir la 
voix timbräe et ä Genfeve, par exemple, le temps n'est plus 
oü le jur6 consciencieux se penchait avec angoisse, faisant de 
sa main un cornet acoustique ä son oreille pour tächer de 
saisir au vol quelques bribes dans un murmure confus. Cette 
impossibilite d'entendre füt-elle d'ailleurs constante et constat^e, 
ce serait une fa(;on assez impr^vue de defendre une formalite 
de procedure que d'alieguer qu'elle n'a pas d'eflfet possible. 



M Code d'inst. crim., pp. 313, 314. 
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Si la lecture de Tacte d*accusation ä Taudience est d6jä 
critiquable par son influenae possible sur le jury, eile devient 
d^sastieuse lorsqu'elle est faite en pr6sence des t^moins. C'est 
pourtant ainsi que les choses se passent ä teneur du code 
d'instruction criminelle^). C*est apr^s que le greffier a donn^ 
connaissance de l'arröt de renvoi et de Tacte d'accusation, 
c'est alors seulement que le pr^sident proc^de ä Tappel des 
t^moins et les invite ä se retirer dans le local qui leur est 
destinö'). C'est un peu tard! Le l^gislateur aurait pu s'aviser 
qu'il y avait lä dans l'audience un certain nombre de paires 
d'oreilles dans lesquelles ne doivent pas tomber des paroles 
accusatrices. Ainsi, dans une proc^dure oü la preuve entifere 
reposant sur le t^moignage, tous les efforts devraient tendre ä 
le rendre aussi personnel, aussi primesautier que possible, 
c'est le r^cit du ministfere public qu'entendent ä la derni^re 
minute ceux qui vont d^poser. Ils se retirent ensuite et en 
leur d^fendant de s'entretenir entre eux du dölit et de Taccus^, 
on se flatte d'avoir fait assez pour sauvegarder leur ind^pen- 
dance. A ce moment, le t^moin consciencieux se recueille, il 
cherche ä raviver ses Souvenirs, mais comment ne serait-il 
pas troubl6 dans cette reconstitution tardive par Texpos^ de 
tout ä l'heure? II est ä craindre qu*au lieu de faire appel k 
sa seule memoire, il ne soit amen6 ä comparer les constata- 
tions par lui faites avec la Version du parquet. II est ä craindre 
que Toriginalit^ de sa d^position n'en souffre. Bref, cette sorte 
de legon faite par Taccusation aux t^moins, ä Tinstant critique 
oü il faudrait les pr^server de toute influence ^trangfere, est 
impossible ä justifier. Aussi, les seuls codes romands®) qui 
traitent de la lecture ä Taudience de Tacte d^accusation ont-ils 



M Art. 313, 315, 316. II en est de mörae au Tessin (art. 192, 193), 
mais dans ce canton le contenu de Tacte d'accusation equivaut ä peu 
pr^s h celui de notre arrßt de renvoi. 

*) Notez que si Part. 315 du code fran(;ais n'6tait pas tomb^ en d^- 
su^tude en ce qui conceme Vexpos(^ oral du minist^re public, les t^moins 
devraient, avant de quitter l'audience, entendre encore cette paraphrase 
de Tacte d'accusation. 

') Vaiid (347) et GenOve (277). Le code de Fribourg n'indique pas 
ä quel moment cette lecture doit avoir lieu. En pratique (je dois ce ren- 
seignement ä Tobligeance de M. le procureur-g^n^ral Perrier), les pr^- 
sidents y fönt procöder tantöt avant, tantöt apr^s Pappel des t^moins. 
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eu soin d'intervertir Tordre 6tabli par la loi frangaise. La 
parole n*est donn^e au grefiier qu^apres que les t^moins ont 
quitt^ la salle. 

VoilÄ donc Tacte d*accusation port6 par cette lecture k 
la connaissance du public, des jur^s et parfois aussi des tömoins 
qui n'en devraient pas entendre une syllabe. Ce n^est pas 
tout. Les 16gislateurs paraissent avoir pens6 qu*une simple 
audition ne pourrait pas exercer sur les juges du fond unc 
influence assez marqu6e. La plupart d'entre eux prescrivent 
qu*ä la clöture du d^bat Tacte d'accusation sera remis au jury 
avec le reste de la proc^dure 6crite^). II parait möme que 
dans la pratique beige *) ce document est imprim6 ä Tavance et 
qu'au d^but de Taudience, chaque jur6 s*en voit distribuer un 
exemplaire! Möme dans les pays oü Tabus ne va pas jusque 
lä, le jury, nanti d*une piöce qui lui paraft importante, est en 
quelque sorte, au moment de la d61ib6ration supr6me, incit6 k 
en mettre le contenu en balance avec les tömoignages. Scripta 
manent. Et Tinfluence d6jä assur^e ä T^criture par son carac- 
tfere de permanence est renforc6e dans le cas particulier par 
Tautorit^ que le document tire de son origine möme. Ce n'est 
pas le premier venu qui raconte ä sa fagon les faits de la 
cause; ce n'est pas un de ces t6moins h6sitants, pleins d'em- 
barras ou de gaucherie, suspects parfois, que tout ä l'heure 
Taccusation k trait^s de haut et que le präsident lui-m^me 
s'est peut ötre laiss6 aller ä houspiller quelque peu. Non, c'est 
un magistrat, c'est celui dans la personne duquel chacun s'est 
habitu6 ä incarner les int^rßts de tous. Or, les jur^s ne sont 
pas grands clercs en matiäre de procädure; la quereile des 
systämes leur est 6trang6re; ils n'ont point consacr6 leurs 
veilles k m^diter sur les bienfaits de la procedure orale. En 
gens pratiques, ils sont fond^s k se dire : Si M. le pr6sident a 
remis entre les mains de notre chef l'^crit dans lequel M. le 
procureur-g^n^ral explique Taffaire, c'est apparemment pour 
que nous en fassions usage. Cruppi®) affirme, il est vrai, que 



') France (341), Vaud (388), Fribourg (435), Gen^ve (310). Cette 
derniere le^islation prcscrit mßme la remise au jury des procfes-verbaux 
des d^positions re<;ues ä Pinstruction, ce qui est la n^gation absolue de 
Toralit^. 

*) Voir Speyer, loc. cit. pp. 5, 14, 16, 288. 

«) Loc. cit. p. 98. 
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les jur6s ont d'ordinaire le bon sens de ne pas accroitre leurs 
incertitudes en se livrant ä T^tude des piöces. Puisque nul ne 
p6n6tre dans le sanctuaire oü d^libferent ces distributeurs de 
justice, il est assez difficile de savoir ce quMl y a de vrai 
dans cette assertion. QuMls ne s*astreignent pas ä d^chiffrer 
le fatras des rapports et des proc^s-verbaux, c'est ce que je 
croirais volontiers. Mais, si quelque lacune se produit dans 
leurs Souvenirs, si sur quelque point les tömoignages leur pa- 
raissent insuffisants ou obscurs, quoi de plus naturel pour eux 
que de recourir ä la Version officielle selon le ministfere public? 
D*ailleurs, la raret6 de cette consultation des pifeces füt-elle 
d^montr^e, c'est d6jä trop qu'elle puisse avoir Heu. La remise 
de Tacte d'accusation, c'est la possibilit6 donn^e au jury de 
statuer non d'apr^s le d^bat, mais d*apr6s Tinstruction präpa- 
ratoire; c'est une revanche de T^criture sur Toralit^. 

Mais laissons lä les formalit^s extrins^ques qui Taccom- 
pagnent et parlons un peu de Tacte lui-möme. Est-il rest6 ce 
qu'il devrait etre? R6pond-il dans sa forme actuelle au but 
que la l^gislation imperiale s'est propos6 en le maintenant 
dans la proc^dure? On sait qu'ä Genäve comme en France et 
un peu partout, Tacte d'accusation a pris aujourd*hui la torme 
d'un r^cit d^taill^ des circonstances de fait, d'un expos6 com- 
plet des indices et des charges. Certains auteurs voient dans 
cette pratique un abus n€ de Tinterprätation inexacte de 
Tart. 241 du code d'instruction criminelle^). Ce texte d^crit 
comme suit le contenu de Tacte: 1® La nature du d^lit. 2** Le 
fait et toutes les circonstances qui peuvent aggraver ou dimi- 
nuer la peine. 3** La d^signation du pr^venu. S'ensuit-il que 
le parquet soit autoris^ ä faire un historique complet de Tafifaire 
et qu'il puisse relater möme les circonstances qui n'influent 
en rien sur la quotit6 de la peine? Speyer*) soutient 6nergi- 
quement la negative. II ne s'agit pas, dit-il, d'^tablir par Tacte 
le bien-fond6 de Taccusation. C'est le faity c'est-ä-dire le d^lit 
avec sa qualification legale, et non les faits au complet dont 
le l^gislateur demande Tindication. Les circonstances seules 



M Reproduit ä peu pr^s textuellement par Fribourg (241) et Geti&ve 
(192). hc coäe de Brumaire an /Fdisait au contraire que l'acte d'accu- 
sation doit exposer le fait avec toutes ses circonstances (229). 

*) Loc. cit. p. 6 et suiv. 
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qui peuvent modilier cette qualification et par contre-coup 
modifier la peine, les circonstances aggravantes, les faits jus- 
tificatifs, les excuses, voilä ce qu'il faut ins^rer dans Tacte. 
Cette interpr^tation de Tart. 241 est conlirm^e par la compa- 
raison avec d'autres textes. Lisez surtout Tart. 314. Le Presi- 
dent, y est-il dit, doit, aprfes la lecture de Tacte d'accusation, 
räsumer ä Taccus^ le contenu de ce document et ajouter : 
« Voilä de quoi vous etes accus^ ; vous alles entendre les 
charges qui seront produites contre vous ...» Pour que ce 
magistrat puisse parier ainsi, 11 faut que les charges n*aient 
pas encore 6t6 dävoil^es; il ne faut donc pas que Tacte lu 
tout k rheure en contienne r^num^ration. L'art. 315 parle 
dans le möme sens. L*expos6 quMl pr^voit devient une vaine 
redite, si Tacte a d6jä d6taill6 les faits. Et c'est pr^cis^ment 
l'ampleur abusive prise dans la pratique par le document 
^crit, qui a fait tomber en d^su^tude cet expos6 oral de 
l'art. 315 1). 

Ces raisons ont quelque poids, mais il y en a de plus 
d^cisives en sens contraire. D*abord un argument tir6 du 
texte: Si le fait dont parle Tarticle 241 n*6tait que la quali- 
fication legale de Tacte, T^nonciation du fait ferait double em- 
ploi avec Findication de la nature du d^lit. Ensuite un argu- 
ment tir6 du fond : En conservant ä tort ou ä raison Tacte 
d'accusation dans la proc6dure actuelle, le l^gislateur a du lui 
reconnaitre quelque utilit6. Or, si vous admettez Topinion du 
juriste beige, si vous räduisez le contenu de Tacte d'accusation 
ä la seule mention du fait l^galement qualifi^ avec les moda- 
lit^s pouvant influer sur la peine, alors cet acte n'a plus de 
sens, puisquMl se confond avec Tarröt de renvoi. Ce dernier 
devant enoncer le fait et les circonstances aggravantes, Tacte 
d'accusation n'en serait que la reproduction textuelle. Dans 
une seule hypothäse on pourrait trouver dans l'acte ainsi res- 
treint des renseignements non contenus dans Tarrßt de ren- 
voi, c'est lorsqu*une excuse legale ou un fait justificatif vien- 
drait ä etre invoqu6 avant le d^bat. Mais c*est lä un cas 
exceptionnel. Dans la r^gle, le ministäre public en serait r^- 
duit ä se faire T^cho affaibli et inutile de la chambre d'accu- 



*) L'art. 315 du code d'inst. crim. n'a ^te reproduit ni par le code de 
Fribourg, ni par celui de Geneve. 
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de nos cours pönales, combien il avait 6t6 surpris et charmä d'en- 
tendre ä plus d'une reprise le repräsentant du parquet aban- 
donner spontan^ment une accusation qu'il jugeait 6branl6e. Et 
je pus lui affirmer que ce trait de loyaut6 professionnelle est 
fr^quent ä Geneve. Ce tribut d'^loge pay6 et pour en revenir 
au point special qui nous concerne, je ne voudrais pas jurer 
que la r^daction des actes d'accusation soit chez nous ä Tabri 
de tout reproche. Comme partout ailleurs, le ministäre public 
y soutient parfois son point de vue avec quelque äpret^. II 
lui arrive aussi de proc6der par affirmations tranchantes de 
dire: «II est stabil... il est d6montr6», alors que la preuve 
tout entiöre est encore ä faire. Mais en d^pit de ces petits 
travers, il faut reconnaitre que jamais abus s^rieux ne s'est 
produit, que jamais plainte ne s'est fait entendre. 

Mais je vais plus loin. Je suppose le si^ge du minist^re 
public occup6 par un magistrat modele, s'61evant au-dessus de 
tout es nos petitesses, d6cid6 ä rester strictement neutre et 
personnellement capable, en rompant avec toutes ses habitudes 
d'esprit, de mener ä bien cette entreprise. Bref, je suppose que 
les faits ä Charge et ä d^charge soient expos^s par lui avec 
un ^gal scrupule. Tout danger de partialit^ et d'inexactitude 
est-il ainsi 6cart6? Non certes. Oü ce magistrat exemplaire 
est-il all6 puiser les faits qu'il raconte? Dans le dossier de 
Tinstruction, qui est pour lui la seule source accessible. Or 
d'une part cette instruction n'est pas toujours exemple de 
parti-pris. Le juge qui Ta conduite a parfois (c'est un reproche 
qu'on lui adresse couramment) mis trop de complaisance ä 
faire ressortir tout ce qui peut compromettre Taccus^. II se 
peut donc que, malgrä toute sa bonne volonte, le r^dacteur 
de l'acte d^accusation ne soit pas ä mßme de tracer un tableau 
fidöle, parce que certaines couleurs lui manquent. D'autre 
part, et c'est lä le point capital, l'instruction ^crite ne fixe 
pas les faits d'une fac^on definitive. Möme en Tabsence d*<§v6ne- 
ments impr^vus, de ces surprises d'audience qui renvcrsent 
tout r^chafaudage, il arrive qu'au d^bat les t^moins varient 
et les points de vue changent. Tel fait, qui d'aprfes les procäs 
verbaux d'enquöte pouvait sembler hors de doute, est parfois 
impossible ä reconstituer devant le Jury. « Neuf fois sur dix, 
dit Speyer ^), tout le d^bat devant la Cour d'assises aura pr^- 



*) Loc. cit., p. 24. 
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cis^ment pour but de d^terminer si Texistence de certains faits 
signal6s par Tinstruction äcrite est v^ritablement constat^e ou 
non. » Connaissant le caract^re pr^caire des dorniges qui lui 
sont fournies, le procureur g6n6ral consciencieux dont je par- 
lais toute ä Theure devrait donc se garder de präsenter aux 
jur6s comrae faits acquis ce qui doit pr6cis6ment faire Tobjet 
de leur examen. II devrait appuyer avec soin sur la nature 
provisoire des constatations faites, les traiter en simples pr6- 
somptions et non en certitudes, et, comme le conseille Faustin 
H^lie, les präsenter sous une forme dubitative. Mais alors ä 
quoi bon prendre la peine de raconter, devant des juges qui 
n*en doivent pas tenir compte, des faits de Texistence möme 
desquels on n*est point assurä? 

Rädiger Tacte d'accusation n'est pas seulement une be- 
sogne ingrate et stärile, c'est un travail qui, pour le ministäre 
public lui-mäme, peut avoir ses dangers ^). Forcä d'ächafauder 
des arguments et de conclure sur la base de Tinstruction 
äcrite, le magistrat qui soutient Taccusation est entrainä ä se 
forger prämaturäment un systäme ; il a son siöge fait avant le 
däbat. Arrivä ä Taudience, il n'y a plus les coudäes franches; 
il lui devient difficile d'abandonner Topinion qu'il a däfendue 
dans un äcrit rendu public et qui est devenue comme la Ver- 
sion officielle de Taffaire. Se croyant \i€ vis-ä-vis de lui-m6me 
et vis-ä-vis du jury, il risque de s'ancrer ainsi sans trop s'en 
douter dans ce röle d*accusateur ä tous crins, qui n'a rien de 
commun avec la mission du ministäre public sainement com- 
prise. 

Ainsi, Tinfluence präpondärante qu'il peut exercer sur le 
jury das le debut de l'audience, le röle pärilleux ä tous ägards 
que sa rädaction loyale impose au ministäre public, les abus 
auxquels il pröte en pratique, le caractäre fragile des consta- 
tations äcrites sur la base desquelles il est dressä, voilä une 
longue et särieuse liste de griefs contre Tacte d*accusation. II 
est difficile de trouver en lui les märites qui pourraient ra- 
cheter tant d'inconvänients. Au däbat, son utilitä est räduite ä 
zäro depuis quMl n'est plus que la doublure de Tarrät de renvoi. 
Le seul argument särieux invoquä en sa faveur est celui-ci: 



Cette Observation, que je crois tr^s fondäe, m'a 6tä suggäräe par 
M, l'avocat D' Eugene Borel, ancien procareur gänäral ä Neuchätel. 
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Port^ ä la connaissance de Taccus^ quelques jours avant le 
d^bat par la signification requise par la loi, Tacte d^accusation 
peut 6tre utile ä la defense. Elle y trouve expos6 le Systeme 
de son adversaire, en note le fort et le faible; eile peut pr€- 
voir comment on raisonnera contre eile au d^bat et prendre 
ses pr^cautions d'avance. — Je remarque d'abord que, comme tout 
orateur soigneux de ses effets, le procureur g^n^ral r6servera 
ses meilleurs arguments pour Taudience, sans les döflorer par 
une publication pr^matur^e. Ensuite, ce qui importe ä Taccusä, 
c*est bien plutöt de connaitre exactement les faits relev^s 
contre lui par Tinstruction, que d*apprendre la fagon dont le 
ministöre public appr^cie ou groupe ces charges. La meilleure 
garantie de la defense, ce n*est pas la signification de Tacte 
d'accusation, c*est la communication de la procödure pr^para- 
toire donn^e en tenips utile au mandataire de l'accus^. D'ail- 
leurs, dans les proc^dures qui, comme la nötre, admettent le 
d^bat contradictoire devant la chambre d'instruction, le däfen- 
seur est par surcroit pleinement 6difi6 sur la tactique de 
combat admise par son adversaire. 

Faut-il donc rayer de nos codes toute mention de Tacte 
d'accusation? Beaucoup le pensent ou Tont pens6. Faustin 
H61ie lui-möme, qui n'a rien d'un novateur dangereux, laisse 
entendre quMl verrait cette disparition sans regret*). D'autres 
plus hardis en proposent carr^ment la suppression et quelques 
lägislations räcentes Tont r6alis6e. Une seule question divise 
ces r^formateurs : Convient-il de remplacer cette Institution 
condamn^e par une formalit^ nouvelle? Ceux qui optent pour 
Taffirmative fönt valoir la n^cessit^ de conserver au d^bat une 
relation des faits pouvant servir de fil conducteur au jur3^ 
Sans cette orientation g^n^rale, on risquerait, pensent-ils, de 
voir les tämoignages peu ou mal compris. Or, le ministöre 
public ne pouvant pas demeurer chargö de cette mission, deux 
möthodes s^offrent pour remödier aux inconvönients actuels: 
Ou bien rendre cet expos^ des faits objectif en chargeant le 
President de le präsenter ; ou bien le rendre contradictoire en 
donnant la parole aux deux parties pour tracer briövement le 
plan de leur systöme. 



*) Trait^, VI, p. 412 et suiv. 
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Bonneville de Marsangy opte pour la premifere de ces 
alternatives. Voilä pr6s de cinquante ans qu^il proposait d6jä*) 
de remplacer l'acte 6cnt par une courte exposition et d'en 
charger le magistrat qui dirige Taudience. Seul le präsident 
peut remplir cette täche, affirmait-il, parce que seul il est im- 
partial. H^las ! il ne Test möme pas toujours. Les auteurs fran- 
cais (nous y reviendrons au paragraphe suivant) critiquent sans 
m6nagements le parti-pris avec lequel certains conseillers de 
cour conduisent les d^bats. Et möme k supposer qu*un pr6sident 
scrupuleux, comme j'en connais, poss^dät au plus haut degr^ 
cette vertu fragile, ne risquerait-on pas de compromettre son 
impartialit^ en Tobligeant ä faire Thistorique de la cause? Une 
exp^rience d'hier enseigne ä quel point il est malaisö de prä- 
senter, füt-ce un simple et sec abr6g^, sans laisser trans- 
paraitre sa conviction intime. On connait Thistoire du r^sumd 
en France. Aux termes du code de 1808, cette formalit^ trou- 
vait place aprös la clöture du d^bat et 4a Cour de Cassation 
la consid^rait comme si essentielle, que son Omission entrai- 
nait nullit^ radicale. Eh bien! ce r6sum6 a donn6 lieu ä de 
telles manifestations de partialit^ pr^sidentielle , qu'une loi 
r^cente a du Tinterdire ä peine de nullit^*)! Si, comme le 
demande Bonneville, on se bornait ä le d6placer; si, au lieu 
du resum^ des d^bats, on chargeait le President de faire au 
d^but de Taudience le r6sum6 de Tinstruction, je ne vois pas 
bien ce qu'on y aurait gagn6. Au surplus, je pense que le 
President doit ötre autant que possible mönager de ses inter- 
ventions. Moins on Tobligera ä se mettre en avant, et plus il 
lui sera facile de conserver sa position dominante. Et le däbat 
gagnera en dignitö avec celui qui le dirige. 

Le Systeme du double expos6 contradictoire est soutenu 
par Speyer^). Le procureur g^n^ral d*abord, le d6fenseur 
apr^s lui, feront, chacun ä son point de vue, connattre au jury 
le suiet du procte. Ils Töclaireront ainsi en d^blayant Taffaire 
de tous d^tails oiseux, en concentrant Tattention sur les ques- 
tions vitales. Ces expos^s, pr^par^s d'avance, rendront les 



*) Loc. cit., p. 395. 

') Voir Code d*instr. crim. 336 ancien et 336 nouveau (loi du 19 juin 
1881). Le rösum^ a 6t6 supprim^ ä Gen&ve par le Code d'instruction pö- 
nale. Fribourg est le seul canton romand qui Tait conserv^ (254, 426). 

") Loc cit., p. 51 et suiv., 68. 
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mömes Services que les conclusions dans le proc^s civil. — Une 
objection vient imm^diatement ä la pens^e: les r^sum^s vom 
d^g^n^rer en d6bat, en plaidoiries anticip^es. Entendant dis- 
cuter sur des faits qu'il ignore encore, le jury perdra d'embWe 
le fil pour ne plus le retrouver. Speyer pr6voit le reproche 
et s'efforce de le r^futer. Les parties, croit-il, se garderont 
d'engager une discussion contraire ä leurs int^rfits. II serait 
trop dangereux pour elles de lahcer des affirmations que les 
t^moins contrediront peut-ötre tout ä Theure. D'ailleurs, la loi 
est lä et le pr^sident aussi pour les arröter sur la pente. Soit ! 
mais on sait combien la pratique en prend ä son aise avec 
la loi. D*autre part, entre un simple r^cit et une appr^ciation 
des faits, la distinction n'est pas facile ä maintenir. Dans la 
proc^dure actuelle, lorsqu'un avocat pose certaines questions 
ou cherche ä r^sumer la d^position d'un t^moin, combien sou- 
vent n*entend-on pas le pr^sident lui adresser cet avertissement 
aigre-doux: Mais M* un tel, c'est de la discussion! Et le d6- 
fenseur de protester. Je crois donc qu'en tous cas la mäthode 
propos^e multiplierait entre le pr^sident et les parties les oc- 
casions de conflit. J'accorde qu'elle aurait un avantage sur 
le Systeme actuel: eile tendrait ä r^tablir T^galit^ entre les 
adversaires. Le procureur g^n^ral n^exposerait plus TafFaire 
en magistrat. II parlerait non plus comme un oracle auquel 
nul n'ose contredire, mais comme un simple mortel, comme 
une partie au procfes et sans pr6tendre ä une chim6rique im- 
partialitä. 

Mais est-il donc n^cessaire quMl parle et que son contra- 
dicteur parle apr^s lui? Ce double expos^, qui fera forc^ement 
longueur, est-il indispensable? J'en doute. La meilleure, la 
seule mani^re d*6clairer le jury, c'est Taudition des t^moins. 
Et s'il 6tait vrai quMnstruits d^jä des 6l6ments de Taccusation 
par Tarröt de renvoi, les jur^s ne soient pas mßme en 6tat de 
comprendre les d^positions qui se succ^dent dans un ordre 
logique et fönt revivre les faits sous leurs yeux, alors ces 
magistrats-citoyens devraient c^der la place ä une juridiction 
plus ^clair^e. Mais il n'en est pas ainsi, et pour prouver com- 
bien peu se fait sentir ce pr^tendu besoin d^une explication 
pr^liminaire, je puis tirer de notre proc^dure correctionnelle 
un argument topique. A Gen^ve, le jury connalt des d6lits 
aussi bien que des crimes. Et pourtant aiuun acte d'accu- 
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sation n*est produit par äevant notre cour correcttonnelle, L'ar- 
ticle 189, Code d'instruction pönale, n'ordonne la r^daction de 
ce document que si le fait est qualifii crime, Cette disposition 
est, je pense, un ressouvenir de la loi frangaise qui, n'admet- 
tant le jury qu'au crüninel, cherche par un luxe de formalit6s 
pas toujours heureusement inspir^es, ä donner plus de solennit^ 
ä la proc6dure d'assises. Mais, quelle que soit son origine ou sa 
valeur, cet article 189 existe, il est appliqu6. Au correctionnel, 
les jur6s genevois ne connaissent TafFaire que par Tordonnance 
de renvoi et par les t^moignages. En r6sulte-t-il pour eux quelque 
incertitude? Ont-ils jamais r6clam6 plus de clart6? A-t-on remarqu6 
que leur justice füt införieure ä la justice criminelle ? En aucune 
fagon. Un jury en vaut un autre et Ton comprend mal pourquoi 
ce qui est sufiisamment intelligible ä six citoyens si^geant au 
correctionnel cesserait brusquement de Tötre pour douze ci- 
toyens si6geant aux assises. Dira-t-on peut-etre que les procfes 
criminels sont plus longs et plus charg^s de faits et qu*il y 
Importe donc davantage que le jury soit mis au clair avant 
d'entendre les t^moins? Ce n'est pas toujours vrai. II y a 
de grosses affaires correctionnelles ; il y a des d6bats criminels 
fort lestement exp^di^s. On sait d'ailleurs, combien la frontifere 
est incertaine entre crimes et d^lits, combien par contre-coup 
les limites de la comp^tence des deux juridictions sont arbi- 
traires. En matiäre d'infractions contre la propri6t6 par 
exemple, c'est-ä-dire dans les proc^s les plus fr^quents, est-ce 
la nature, est-ce la complication des faits qui va d^cider du 
tribunal nanti? Point du tout, c'est la seule importance de la 
somme. Qui dira qu*une escroquerie soit forc^ment plus facile 
ä appr^cier par ce que le pr6judice n*y atteint pas le chiffre 
de cinq mille francs? Qui soutiendra qu*un vol domestique, 
par le seul fait que son importance d^passe deux cents francs, 
se härisse brusquement de difficultäs telles qu'un document 
special devienne indispensable pour en relater les circons- 
tances*)? 

Je suis donc fondä ä conclure, en me basant sur les r6- 
sultats de notre justice pönale, que Tacte d'accusation peut 
etre supprim6 sans qu*il soit nöcessaire de le remplacer par 



*) Voir dans le Code p&ncd genevois Fart. 322 et les art. 329, 361 
et 364 modifi^s par la loi du 25 septembre 1895. 

Schweizerische Zeitschrift ffir Straf recht. 12. Jahrg. 21 
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un expos^ quelconque. J*ajouterai que tout r6sum6 pr^liminaire 
a ses dangers. Le jur6 peut s'en faire un oreiller de paresse 
et se croire dispens6, une fois cette instruction re<;:ue, d*6couter 
les tämoignages avec Tattention que m^rite la vraie, la seule 
preuve. 

Citons pour memoire le proc6d6 imaginä par la Com- 
mission parlementaire beige ^). Pour suppiger ä Tacte d*accu- 
sation dont la suppression lui parait sMmposer, eile propose 
de faire entendre dfes le d^but de Taudience le juge d'instruc- 
tion ä titre de premier t^moin. Speyer*) s'616ve trfes vivement 
contre cette Innovation, d6jä consacräe, parait-il, par la pra- 
tique beige. Ce juge a connu de TafFaire en sa qualitö de ma- 
gistrat; il a rendu des däcisions au cours de son enquöte. 
Trop souvent il s'^rige en adversaire de la defense. En tous 
cas il n*a rien vu, rien constatä, il ne sait rien par lui-möme 
et ne peut que r^p^ter de memoire (ou m^me en rafraichissant 
ses Souvenirs par une lecture opportune des proc^s-verbaux, 
ce qui dans une proc6dure pr^tendue orale est därision pure) 
les d^clarations ä lui faites par autrui. C'est dire que les con- 
ditions requises pour etre t^moin ne se r^alisent pas en sa 
personne. 

Tous les succ6dan6s propos^s pour tenir lieu de Tacte 
d'accusation sont donc les uns dangereux, les autres inutiles. 
Ce qui conduit ä conclure ä la suppression pure et simple. 
J*ai monträ tout ä Theure par Texemple de notre cour correc- 
tionnelle qu'elle n'^tait point incompatible avec le jury. L*exp^- 
rience d*un autre canton romand vient ä Tappui de la nötre. 
L'acte d'accusation, mdme en matifere criminelle, est inconnu 
dans la proc^dure neuchäteloise"). II ne figurait pas dans le 



*) Cette commission a d^pos^ son rapport d^s 1890. Mais la Chambre 
des döput^s ne s'est plus dfes lors occup^e de la r^forme du Code d4ns- 
truction criminelle. Voir Speyer, loc. cit., p. II et aussi p. 38 et suiv. 

') Loc. cit., p. 172 et suiv. 

*) Parmi les proc^dures qui ne connaissent pas Tacte d'accusation, 
je pourrais citer le code du Valais. Mais il y a bien d'autres choses plus 
essentielles que cette l^gislation fossile ignore et, ä Tappui d'une th^se 
que je d^fends, il me d^plairait d^invoquer Pexemple d*un code qui a con- 
serv6 la preuve legale et le jugement sur pifeces sans d^bat. II est vrai 
que le code valaisan remonte ä 1848, mais ce serait une raison de plus 
pour le changer! 
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Code de 1875; il ne figure pas davantage dans le code actuel, 
et ce qui montre qu'on n'a jamais song6 ä Tinstituer, c'est que 
l'expos6 des motifs, oeuvre du regrett^ Comaz, n'en fait pas 
une fois mention. Et je puis affirmer, parce que je le sais de 
bonne source, que Tabsence de ce document, traditionnel chez 
nous, n'est point ressentie dans ce canton comme une lacune 
dans la proc6dure^). 

On peut d6s lors se demander avec Cruppi*): «Pourquoi 
maintenir ces longs morceaux de prose qui, s'ils ne servent 
pas la justice, ne sont pas non plus träs utiles aux lettres » ? 
Je suis loin d*exag6rer Timportance de cette r^forme, pour les 
pays surtout dans lesquels le ministöre public n'est pas enclin 
ä abuser de ses avantages. Je crois pourtant que par leur 
suppression le jury serait d6barrass6 d'une influence dange- 
reuse et le ministfere public d^chargä d*un röle qui n*est pas 
le sien. L'accus6 enfin n'y perdrait rien, puisqu'il verrait dis- 
paraitre une des causes qui dans le d^bat criminel cr^ent et 
accentuent Tin^galitö ä son d^triment. 

II. L'interrogatoire de raocusö. 

L'usage s*en est introduit un peu partout. Tantöt avant, 
tantöt aprfes la räception des t^moignages, le prösident, aprös 
avoir invit6 Taccus^ ä se lever, le questionne en long et en 
large sur les faits de TafiFaire, sur ses moyens d'existence, sur 
sa vie pass^e, brel de omni re scibilu Cette pratique est-elle 
partout conforme ä la loi ? Les r6sultats en sont-ils assez heu- 
reux pour qu'on la maintienne? Dans Taffirmative, ä quelle 
phase du d^bat cet interrogatoire doit-il trouver place et par 
qui doit-il ötre conduit? Teiles sont les principales questions 
qui se posent ä son sujet. 

La 16galit6 de Tinterrogatoire pr^sidentiel ne saurait etre 
mise en doute dans les cantons de Vaud et Neuchätel, ni dans 



*) D^sireux d*6tre document^ sur ce point, je me suis adress^ ä 
M. Eug. Borel, docteur en droit et avocat. M. Borel a rempli les fonc- 
tions de procureur g^n^ral ä Neuchätel avant d'y pratiquer le barreau. 
II a fait ses d^buts ä la harre de Gen^ve. II poss^de donc Texperience 
des deux syst^mes. Dans Tinstructive r^ponse quHl m'a fait parvenir, il 
n'h^site pas ä se prononcer pour la suppression. Pour lui comme pour 
moi Tacte d*accusation n*a gufere que des inconv^nients. 

') Loc cit., p. 57. 
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celui de Fribourg. Dans les deux premiers, la loi Tinstitue en 
termes exprös; dans le troisi^me, eile Tautorise d*une fa^on 
sufiisamment explicite^). La question se pose tout autrement 
pour la France et pour le canton de Genfeve. II est difl&cile 
d'expliquer sur quoi se fonde, chez nos voisins et chez nous, 
cette formalit6 que la loi frangaise ignore et que la nötre 
semble möme proscrire, mais que la jurisprudence a consacräe. 

L'interrogatoire n'est mentionn^ ni dans le code d'instruc- 
tion criminelle, ni dans les travaux qui l'ont pr6par6. On a 
affirm^, mais ä tort, que les articles 405 et 319 de ce code 
lui 6taient applicables. L'article 405 parle il est vrai d'un 
examen de Taccus^. Mais ce mot examen (qui se retrouve 
dans la rubrique du chapitre IV) a (5t6 pris par le l^gislateur 
comme synonyme du däbat dans son ensemble et non pour 
d^signer un questionnaire special. II y a accord des auteurs 
sur ce point*). Quant ä Tarticle 319, il autorise le pr6sident ä 
demander des ^claircissements ä Taccus^ au cours des ddpo- 
sitions et voilä tout. II ne cr6e pas un interrogatoire en forme. 
A Genfeve, les textes s'interpr^tent plus nettement encore 
contre une pareille Institution. L'art. 292 du code d'instruction 
pönale, qui fait pendant ä Tart. 319 du code d*instruction cri- 
minelle, peut bien moins encore que son modele servir ä jus- 
tifier Tusage ätabli. Ce texte autorise non le pr^sident seul, 
mais les membres de la cour et les jur^s eux-mömes, ä ques- 
tionner Taccus^ pendant les t^moignages. Si donc la 16galit^ 
d'un interrogatoire pr^sidentiel pouvait en ötre d^duite, il 
faudrait ^galement admettre que les deux juges assesseurs et 
les douze jur^s peuvent jusqu'au dernier faire de par la loi 
subir ä l'accus^ le supplice de quatorze interminables ques- 
tionnaires! Lisez aussi Tarticle 301 denotrecode. Vousy verrez 
que «les enqußtes achev^es», les parties prennent successive- 
ment la parole pour leurs plaidoyers. II est donc purement 
abusif d*intercaler entre les temoignages et la discussion des 
preuves un dialogue que la loi n*a pas pr6vu. Dans une ma- 
tifere stricti juris comme la proc6dure pönale, il est inadmis- 



*) Vaud, ^0; Neuchätel, 413 et suiv.; Fribourg^ 419. Valais ne 
connait ni d^bat, ni interrogatoire. 

*) Voir Speyer, loc. cit., p. 70. 
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sible qu'une formalit6, surtout de cette importance, repose sur 
la coutume seule. 

Mais le pouvoir discr^tionnaire ? dira-t-on. Ne permet-il 
pas au President de proc^der comme bon lui semble pour la 
d^couverte de la v6rit6? En interrogeant Taccus^, ce magistrat 
ne fait donc qu*user de sa pr^rogative legale. Certains arröts 
ont Statut dans ce sens et c'est ä cette Solution que semble 
conduire le texte du code de Fribourg^). Je la crois fausse. Le 
pouvoir exorbitant qu'avec force circonlocutions*) la loi confie 
au President des assises, ne va pas jusqu'ä corriger ou com- 
pl6ter cette loi. Parer aux n^cessit^s impr^vues de Theure 
präsente, d6cr6ter dans un cas donn^ des mesures d*instruc- 
tion auxquelles le lägislateur n'a pu songer d'avance, teile 
est sa raison d'etre et sa justification®). Mais pas plus que la 
coutume, la pr^rogative pr^sidentielle ne peut introduire dans 
la proc6dure une forme permanente. La loi seule en a le pou- 
voir. D'oü je conclus que si Tinterrogatoire doit 6tre conservö, 
il faut, ä Gen^ve comme en France, insärer dans le code une 
disposition qui le vise en termes formeis. 

Mais y a-t-il int^röt ä le maintenir? Avant de r^pondre, 
il convient d'en studier de plus pr^s le caractfere et tout d*abord 
de rechercher ä laquelle des parties au procfes il est favorable. 
L'id^al serait que cet interrogatoire servft ä Taccusation pour 
confondre le coupable et ä Tinnocent pour faire tomber une 
accusation mal fond6e. Mais la perfection n'est pas du monde 
de la proc^dure et en pratique les choses ne se passent pas 
tout ä fait ainsi. Pour Taccusation, däjä si riche en ressources, 
Tinterrogatoire est une arme de plus. II arrive que Thabilet^ 
pr6sidentielle arrache ä Taccusö quelque d^claration compro- 
mettante ou möme un aveu ä la onzifeme heure. Quant ä Tin- 
nocent, on se plait ä dire que ce questionnaire est en sa fa- 
veur une pr^cieuse garantie. J'ai peur que ceux qui räpötent 
cette phrase ne se soient pas donn6 la peine d'en v^rifier le 



*) Fribourg, 419 : « II est abandonn^ ä sa discr^tion le droit (sie) de 
diriger et quant au fond et quant ä la forme les questions ä adresser 
soit au pr^venu, soit aux t^moins. » 

*) Voir France, 268, Gen^^e, 239. 

^) Dans ce sens F:Hdie, TraM, VIII, p. 451. Ce pouvoir, dit-il, ne 
doit ötre exerc^ que si des circonstances inattendues, des modifications 
survenues dans le d6bat rendent n^cessaire Pintervention pr^sidentielle. 
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contenu. Innocent lors du d^bat, cet homme ne Tätait pas 
moins, je suppose, au moment oü les poursuites ont commenc^ 
contre lui ! Or, ä peine arr6t^, au däbut meme de l'instruction 
judiciaire, le preraier soin du magistrat qui la dirige a 6t€ 
d'entendre son inculp6, ainsi que la loi lui en fait uii devoir. Si 
Tinterrogatoire est, comme on raflSrme, un moyen infaillible 
pour dissiper les soupgons injustes, comment expliquer que le 
magistrat informateur, qui ä ce moment iä surtout est sans 
parti-pris, soit restä sceptique? Malgr^ ses protestations, Tin- 
nocent n'a convaincu personne. La meilleure preuve c'est que 
le voilä devant le jury. Chaque interrogatoire devait lui per- 
mettre de se disculper victorieusement et pourtant le juge 
d'instruction ne Ta point relaxt, le procureur g6n6ral a re- 
quis contre lui, et la Chambre Ta traduit devant ses juges. Le 
cri d'innocence alors vainement pouss^, pourquoi serait-il 
mieux entendu aujourd'hui, ä ce d^bat oü Taccus^ sent peser 
sur lui, avec tous les mat^riaux amass^s par Tinstruction, le 
pr6jug6 fächeux cr66 par Tarrfit de renvoi? Tant de charges 
nouvelles, jug^es särieuses par tant d'autorit^s judiciaires, en 
diminuant le degr^ de creance que paraissent m^riter les as- 
sertions de Taccus^, rendent presque d6sesp6r6 tout essai de 
justilication tardive. 

Mais, insiste-t-on, Taccus^ n'est-il pas le meilleur et le 
mieux renseign6 des t^moins? Renoncer ä Tentendre ne serait- 
ce pas se priver d'informations pr^cieuses et voller la v6rit6? 
Encore une phrase. L'accusä n'est pas un t^moin. II se sait 
innocent, mais ceux qui Töcoutent doutent d*une parole qui 
ne leur semble pas d6sint6ress6e. D*ailleurs, sMl est faussement 
accus6 pour autrui, quels ^claircissements veut-on qu'il four- 
nisse sur un fait qu'il ignore? 

Cette trop naturelle deliance envers Taccus^ m'amfene ä 
la comparaison du präsent avec le pass6. L'interrogatoire est 
un h^ritage de T^poque inquisitoriale, mais sa nature s*est 
profond^ment modifi^e avec les moyens d'investigation mis en 
usage. Sous l'ancien regime, c'^tait un mode de preuve, c*6tait 
mßme la procedura probatoire par excellence. L'accus^ d'alors, 
on le consid^rait un peu comme une matifere compressible, 
qu'il s'agissait de pressurer pour en faire jaillir des d^clara- 
tions qu'on admettait comme veridiques. De lä les proc6d6s 
^nergiques employes pour lui dälier la langue. On tenait son 
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aveu pour bon, mais ses d^n^gations pareillement, s'il restait 
inäbranlable et ne laissait pas 6chapper dans les tortures une 
parole compromettante. II avait achet6 assez eher le droit d'^tre 
cru. L'accusatioQ (lorsque du moins la question n'^tait pas 
donn6e avec r^serve de preuves) 6tait purg^e et la liberte 
reconquise. On croyait ä la possibilit6 d*extraire la v6rit6 de 
Taccusö et, ce point de d^part admis, le systäme 6tait logique. 
Je ne songe pas ä le d^fendre. Pour ceux m^me qui refusent 
d'admettre avec Lombroso que le criminel soit moins acces- 
sible ä la souflFrance que Thomme normal, le proc6d6 qui con- 
siste ä identifier l'innocence avec l'endurance physique reste 
incompr^hensible. J'ai toujours pens^ que les juges d'alors, 
les juges intelligents du moins et qui ne r^ussissaient pas ä 
s'aveugler volontairement, avaient du passer bien des nuits 
blanches. Sans doute ils 6taient couverts par les ordonnances, 
Sans doute ils avaient fait leur devoir de magistrats, mais 
cela rassurait-il leur conscience inquiäte de la valeur d'aveux 
ainsi extorqu6s? Quoiqu'il en soit, la justice d'autrefois croyait 
en Taccusö, soit qu'il avouät, soit qu'il döniät les faits. 

Aujourd'hui, devenus plus m^nagers de Töpiderme d'autrui 
et aussi plus difficiles ä convaincre, nous tiendrions ä bon 
droit pour suspectes les confessions arrach^es par la contrainte 
physique. Aussi avons-nous d^sarmö le juge, r6duit ä se con- 
tenter des r^ponses qu*on voudra bien lui faire. Aussi, les 
d6clarations du principal int6ress6 ayant cess6 d*avoir la va- 
leur d'un t^moignage, Tinterrogatoire a-t-il perdu le caractäre 
d'une procädure probatoire proprement dite. Ce n'est plus 
qu*une sorte d'appel supröme ä la bonne foi. Je ne sais trop 
si, en dehors de leur int^gritö corporelle pr6serv6e, les accu- 
s6s ont beaucoup gagnä au change. Je ne crois pas que leur 
Position au proc^s en soit devenue meilleure. LorsquMl tient 
l'accusö sur la sellette, le prösident des assises ne lui dit 
plus : Reconnaissez-vous coupable ou proclamez-vous innocent. 
II lui dit, ce qui est fort difKrent : Reconnaissez-vous coupable 
ou prouvez votre innocence. On voit de suite que Tun de ces 
conseils est infiniment plus facile h suivre que Tautre. S'accuser 
est ais(^, se blanchir est une rüde täche pour qui a toutes les 
apparences contre soi. Un mot suffit pour cr^er Taveu et de 
la sincärit^ de ce mot Ik qui songe ä douter? Quelle appa- 
rence qu'ä ce moment supröme Taccus^ $e perde ä plaisir? 
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A peine sorti de ses lövres, Taveu est acquis et d6finitif. Une 
d^n^gation, au contraire, ne vaut qu'appuy^e d'une d6monstra- 
tion qui puisse convaincre le juge. Et le juge se d^fie. Aux 
assertions de Taccus^, il oppose le faisceau des charges et des 
d^clarations accusatrices. Si donc la torture a disparu de 
Tinterrogatoire moderne, la preuve y est toujours r6serv6e et 
raccns6 n*y est cru sur parole que pour ce qui lui est d6fa- 
vorable. C'est pr6cis6ment Toppos^ de ce qui se passe dans 
les proc^dures civiles qui admettent le serment d6cisoire. La 
nous sommes trop cr^dules, ou nous feignons de Tötre, et nous 
permettons au d^biteur de se lib^rer en levant la main. Le 
serment donne trop beau jeu au plaideur de mauvaise foi. Pour 
Taccus^ digne d*int6r6t, Tinterrogatoire n^offre que d^savantage. 

II y a plus. Dans certains pays, cette formalit^, m^me 
d6pouill6e des anciens moyens de coercition, est, sMl faut en 
croire les ^crivains les plus r^cents, devenue un danger non 
pour Taccus^ seulement, mais pour la justice, qui avec son 
impartialit^ y compromet son prestige. Ecoutons ces dol^ances^) 
et voyons si chez nous aussi il y a lieu de pousser un cri 
d'alarme. En France et en Belgique, une fois Texpos^ pr^li- 
minaire des faits pr^sent^s par Tinterm^diaire du greffier, le 
ministäre public garde le silence et semble se däsint^resser 
du d^bat. Mais voici que pour le remplacer surgit ä l'impro- 
viste un autre accusateur et le plus redoutable de tous. La 
voix du President s'^l^ve pour interroger Taccusö. II parle, 
il parle longtemps. Dans certaines causes c6l6bres (affaire 
Joniaux, affaire de Nayve) on a vu ce dialogue dont le Pre- 
sident fait presque tous les frais remplir quatre longues jour- 
n6es! Et pour le dire en passant, la suppression du r6sum6 
par la loi de 1881 a, para!t-il, contribu^ ä d^velopper Tin- 
terrogatoire au delä de toute mesure. 

Au debut d'ailleurs, tout se passe ä souhait. Les interlo- 
cuteurs, tr^s corrects, s*observent et se tätent. Les questions 
sont prudentes, mesur^es et le pr^sident a grand soin de ne 
pas parier en son propre nom. « L'accusation vous reprochera » 
dit-il. Mais voici que les r^pliques se pressent, voici que Tac- 
cus^,. mis en demeure d'expliquer son attitude, s'anime et 



Voir Speyer, loc. cit., p. 71 et suiv. et surtout Criippij loc. cit., 
p. 76 et suiv., 132 et suiv. Ce qui va suivre est emprunt^ presque textuel- 
1 einen t ii ces deux auteurs. 
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conteste les faits avec Energie. Voici le pr6sident qui s'öchauffe 
ä son tour et le coUoque qui tourne au duel. Plus de pr^cau- 
tions de langagel C'est en son nom ihaintenant, c'est avec 
äpret6 que le pr6sident aflSrme ou dement. Le ton prend une 
allure agressive qui s'^tendra d^sormais au d^bat tout entier 
et voilä la guerre allum^e par celui que ses fonctions appe- 
laient ä ötre le pacificateur par excellence. L'accus6 semble 
presque 6tre devenu son ennemi personnel. C'est sur les d€- 
positions defavorables que le magistrat se plaft ä insister; il 
semble avoir pris ä täche de mettre en pi^ces le « systfeme » de 
la defense; il croit remplir son devoir en cherchant de son 
mieux ä former l'opinion du jury. II ne se contente pas des 
ant6c6dents fournis par le casier, il fouüle dans la vie de Tac- 
cus6, dans celle des siens niöme, et, jaloux de la colfere Celeste, 
recherche jusqu*ä la quatriäme g^n^ration des mäfaits probl6- 
matiques, en tous cas sans lien s^rieux avec Taffaire actuelle. 
L*accus6 Proteste; le d^fenseur, ä qui le silence p6se, inter- 
vient et fulmine. Bref, le duel d6g6n6re en möl6e. Le Presi- 
dent, ainsi descendu au rang de partie, saura-t-il ensuite rede- 
venir un juge? 

On voit que les auteurs dont je r^sume les griefs ont cru 
constater chez leurs pr^sidents d'assises une v^ritable par- 
tialitä contre Taccus^. C'est si vrai, qu'ils en ont ouvertement 
recherche la cause et pensent Tavoir decouverte. Le directeur 
des debats criminels, disent-ils, n'est point, comme il Test en 
Angleterre, un ancien avocat eiev6 par ses mörites ä la dignite 
de juge. Magistrat de carri^re, il a passe par tous les degres 
de ,1a hierarchie, sans appartenir jamais au barreau. En re- 
vanche, il a generalement exerce des fonctions dans quelque 
parquet. En tous cas, il s'est trouve, ä tous les Echelons de 
son ascension vers les sommets professionnels, en contact 
constant, en relation etroite et amicale avec les membres du 
rainistere public. On comprend que l'instinct r^pressif se soit 
developpe chez lui avec prädominance. On comprend qu'il soit 
enclin ä meconnaitre le röle et les necessites de la defense, ä 
traiter en adversaires accuse et avocat. 

A cette fa<;:on de penser qu'explique son origine, se Joint 
chez ce magistrat le desir d'avancer en grade. Cruppi^) de- 



*) Loc. cit., p. 109 et suiv., 123 et suiv. 
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clare crüment que la fonction de pr^sident d'assises est envi- 
sagäe comme une corv^e, une 6tape ennuyeuse qu'il s'agit 
d*abr6ger par des Services exceptionnels. Les conseillers, 
aflfirme-t-il, n'ont guäre souci du droit criminel et professent 
m6me quelque d^dain ä son endroit. Sortis du civil, toute leur 
ambition est d'y rentrer, si possible dans quelque poste plus 
en vue. «Le r^ve est la premifere chambre civile, oü les 
grands avocats plaident les grands proc^s.» C'est donc au 
moment oü Texp^rience leur en vient, qu'ils quittent, et sans 
regret, leurs fonctions pönales. Pour revenir plus vite et en 
bonne posture de cette sorte d*exil, il faut se mettre hors 
pairs. Or, ce n'est gu^re qu'aux döpens de l'accus^ que les 
pr^sidents peuvent briller. C'est ainsi que leur vient la ten- 
tation de räussir lä oü le juge d*instruction a t^chou^ et d'af- 
firmer ainsi leur perspicacit6 et leur connaissance des hommes. 
Cest ainsi quMls en viennent ä concevoir l'interrogatoire comme 
un moyen de convaincre le jury en confondant celui qui doit 
etre un coupable. C*est ainsi qu'ils travaillent avant tout ä 
lui arracher Taveu, cette reine des preuves. Ironie, passion, 
questions captieuses, bonhomie trompeuse ä laquelle succfede 
brusquement Tapostrophe cinglante, toutes les armes leur sont 
bonnes pour mettre en contradiction avec lui-m^me Tinfortune 
qui se d^bat entre leurs griffes. Vraiment, ä lire Cruppi, 
rimage vous vient du pr^sident se faisant, pour monter plus 
haut, un niarchepied du corps de Taccusi^. 

Si j'ajoute que, d'apr^s le möme äcrivain ^), le ministfere 
public exerce sur la nomination des pr^sidents une influence 
pr6pond6rante, si j'ajoute que l'opinion du parquet n'est point 
indifferente, lorsqu'il s'agit d'appeler un conseiller ä de nou- 
veaux honneurs, on pourra conclure de tout cela que le Presi- 
dent ne possede pas toutes les qualit^s qu'il faudrait et que, 
pour conduire un interrogatoire impartial, il lui en manque 
une, l'impartialite. 

Ainsi deposent (car je me suis garde d'ajouter une touche 
sombre au tableau) sur ce qu*ils ont constate chez eux, des 
temoins autoris^s et forts de leur exp^rience de praticiens. Les 
abus sont-ils vraiment aussi flagrants, aussi constants quMls les 
depeignent? Je n'ai aucune raison d'en douter et n'ai d'ailleurs 



') Loc. cit., p. 110, 112, 117 et suiv. 
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pas voix au chapitre. Je sais mieux ce qui se passe dans nos 
cantons, ä Gen^ve surtout, et je sais que les choses y vont 
tout autrement. Le röle moins en dehors, moins th^atral si Ton 
veut, qu'y joue le pr^sident des assises, s*explique tant par la 
diflf^rence des tempöraments nationaux, que par Tabsence totale 
chez nos magistrats d'un int^r^t personnel. Moins brillants, 
moins spirituels que nos voisins de France, nous poussons 
beaucoup moins loin qu'eux Tamour de la forme et en disant 
cela je ne crois point faire notre 6loge. Ternes, calmes, telles 
sont les 6pith6tes que nous prodiguent les Chansonniers du crü 
et ils s'y connaissent. En tous cas les eftets oratoires, les mots 
sensationnels ne sont point ce que nous recherchons. Nous 
n'estimons pas volontiers qu'un homme soit un grand homme 
parce qu*il est Tauteur d'une Epigramme qu'on aime k redire. 
Encore une fois, cette fagon de juger n'a en soi rien de m6ri- 
toire. Peut-etre sommes-nous au-dessous des raisins dor^s de 
r^loquence dans la posture piteuse du renard de la fable, car 
c*est un fait d'exp^rience que nous parlons mal et sans gräce. 
Mais cette simplicitä, qui d^guise peut-6tre Tindigence oratoire, 
aura du moins produit un effet salutaire, si c'est gräce ä eile 
qu'ä notre Cour d'assises Tinterrogatoire n'est pas devenu V^v€- 
nement attendu, le clou du procfes. II Test si peu, que je sais 
des pr6sidents qui le r^duisent ä sa plus simple expression. 

D'ailleurs, que gagneraient nos magistrats ä la recherche 
m^me fructueuse d*un succ^s personnel ? Celui qui conduit les 
d6bats, c'est le President de la Cour de justice civile et cri- 
minelle. Pour lui, la direction des assises n*est pas un stage 
dont on souhaite le terme, c'est une partie des hautes fonctions 
qu*il exerce. II sait donc qu'il aura cette pr^sidence k garder 
tant qu*il demeurera en Charge. Pour lui, Tavancement n'existe 
pas, puisque, parvenu au fatte de la hi^rarchie judiciaire, il 
n*a plus rien au-dessus de lui. On comprend d^sormais pour- 
quoi rinterrogatoire est rest6 chez nous une simple demande 
d'^claircissements, au lieu de devenir comme ailleurs une ma- 
chine de guerre. 

Tous les inconv6nients signal^s chez nos voisins s'incarnent, 
on Ta vu, dans la personne, dans la fonction de celui qui fait 
rinterrogatoire. Lä-m6me oü ces abus ne se sont pas produits, 
il est k peu präs impossible au pr^sident (j'ai däjä signal^ ce 
fait k propos de Texpos^ pr^sidentiel par lequel certains veulent 
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remplacer l'acte d'accusation) de questionner sans laisser de- 
viner sa fa<pon de penser. Et il est ä craindre que cette con- 
viction entrevue n^influe sur le jur3^ II 6tait donc tout naturel 
de se demander sMl ne conviendrait pas de confier ä quelque 
autre une mission qui fait sortir le pr^sident de ses attributions 
naturelles. Au XVI* sifecle d6jä, le vieil Ayrault^) ^crivait: 
« Interroger Taccus^, c'est plus tost advocacer que juger ! » 
Pourquoi donc ne pas charger Tavocat g^n^ral de cette besogne? 
Cest la Solution que propose Spe3"er^). Obtiendrait-on par lä 
Tinterrogatoire impartial, il serait chim^rique de le croire, mais 
mieux vaut hostilit^ d^clar^e que bienveillance hypocrite. L*ac- 
cus6 d*abord se tiendra sur ses gardes, sachant avoir affaire 
iX son antagoniste. Si d'autre part le procureur g^n^ral montre 
clairement sa conviction de la culpabilit6, le mal ne sera pas 
grand. Le jury s*y attend de la part de Taccusateur et ne se 
laissera pas influencer. Le pr^sident enfin, d4charg6 d*un devoir 
p6rilleux, sera rendu ä son röle naturel d'arbitre supr^me. 

Ainsi raisonne le criminaliste beige. Son voeu, le lögis- 
lateur Ta exauc6 d^jä dans un de nos cantons suisses, dans 
celui du Tessin. L'interrogatoire sV fait par le procureur 
public *) et je me souviens d'avoir ici mßme *) salu6 comme un 
progr^s notable cette restriction des attributions pr^sidentielles. 
A la reflexion, un peu d'eau froide est tomb6 sur mon enthou- 
siasme et ä cet interrogatoire d'une partie par Tautre partie, 
j'ai cru d^couvrir certains inconv^nients. A la forme d'abord, 
ce pouvoir donn6 ä Tun des adversaires sans r^ciprocit^ pos- 
sible est une anomalie. Ce n'est point ]ä vaine critique de 
tWoricien formaliste. Je crains que cette pr^rogative nouvelle 
ne mette Taccusateur plus haut encore au-dessus de Taccus^. 
Quant au pr^sident, il serait t^m^raire de penser que, dispens^ 
de poser les questions, il puisse se d^sint^resser du dialogue. 
Je signalais plus haut, ä propos de cet expos^ contradictoire 
qu'on a propos6 de faire figurer au dt^but de Taudience, le 
danger d'une intervention forcee du president. Ici je le redoute 
plus encore. II est invraisemblable en efFet qu'entre adversaires 



*' Cito par Crupfyi, loc. oit., p. VX\ 

" Loc. cit., p. ^X\ 

" Trs</fi, an. V>2 et ^uiv. 
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la conversation reste calme et courtoise. Des contestations vont 
se produire, des altercations möme s*6lever. Le pr6sident res- 
ponsable de Tordre ne peut rester impassible. II cherche ä 
calmer d'abord, puis il r^primande. Mais les esprits sont 
^chauflKs, les paroles ne se mesurent plus exactement et plac6 
entre le marteau et Tenclume le President, qui a m6content6 
Tune au moins des parties, risque fort de recevoir quelque 
atteinte dans la quereile. Sans doute c'est comme autoritä su- 
pröme qu'il intervient ; il peut Commander, frapper möme ; mais 
la fa<?on dont il distribuera ses rigueurs ne permettra-t-elle pas 
de deviner de quel c6t6 vont ses sympathies ? En tous cas, dans 
les incidents aigus qui surgiront, la s6r^nit6 präsidentielle est 
expos^e ä laisser quelques plumes. 

Qu'on confie Tinterrogatoire ä teile autorit6 plutöt qu'ä 
teile autre, ce n'est apr^s tout pas le point capital. La ques- 
tion de la date a plus d*importance. II devrait 6tre de rägle 
absolue que cette formalit^ se place apr^s et non avant Tau- 
dition des t^moins. Et cela pour deux raisons imp^rieuses. 
D'abord toute notre procedure est bas6e sur la reconstitution 
du fait par le t^moignage; on veut que la conviction du jury 
se forme d*apr6s ce qui sera prouv^ sous ses yeux ä l'audience, 
et d'apr^s cela seulement. Or, si Texamen de Taccus^ a lieu 
avant les d^positions, c'est dans le dossier du juge informateur 
seulement que les questions peuvent etre puis6es, c'est sur 
les constatations pr^caires de Instruction que tout va rouler. 
Non seulement cette fagon de proc6der permet une nouvelle 
Invasion de Tt^l^ment 6crit dans le d^bat, mais encore eile est 
essentiellement de nature ä iroubler le jury, qui assiste ainsi 
ä une discussion portant sur des charges qu'il ignore. Sans 
compter, et c'est lä le grief le plus s^rieux, que ce proc6d6 ne 
me parait pas loyal. La justice ne doit pas tendre des pi^ges; il 
faut que celui qui va r^pondre soit au courant de tout ce qui a 
pu 6tre relev6 contre lui. Or, dans les pays surtout oü Instruc- 
tion n'est pas contradictoire, ou ne Test, comme ä Gen^ve, que 
par intermittences, Taccus^ en connait mal les r6sultats. II a 
regu copie des pi^ces, c*est vrai, mais les a-t-il lues, les a-t-il 
comprises, s'est-il rendu compte de la gravit^ des d6clarations 
port^es contre lui? Sans doute son avocat est mieux instruit, 
mais ce n'est pas le däfenseur qu*on interroge et m^me s41 a 
cherche ä en^octriner son dient, A lui souffler d'avance les 
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r^ponses ä faire, l'impr^vu du questionnaire va presque ä coup 
sUr d^concerter et mettre hors de garde un homme peu habitu^ 
ä la discussJon, Bref, mis sur la sellette avant que les t^moins 
aient d6fil6 ä la barre, Taccus^ est en quelque sorte incit6 ä 
se compromettre par des assertions hasard^es que les d^posi- 
tions dömentiront tout ä Theure. Cet interrogatoire pr6matur6 
prend ainsi une fächeuse apparence d'embuscade. Au contraire, 
une fois la preuve faite en sa pr^sence, il est logique, il est 
^quitable aussi de demander ä Taccus^, d^sormais exactement 
renseignä sur sa position, comment il concilie son attitude avec 
les d6clarations qui viennent d'etre recueillies. A ce moment-lä, 
c'est affaire ä lui d'6tre circonspect ; il en sait autant que celui 
qui Taccuse et que ceux qui vont le juger. Tant pis pour lui 
s'il s'obstine ä contredire un t^moin digne de foi, s'il s'embar- 
rasse dans des röponses contradictoires, ou ne sait quelle ex- 
plication fournir de sa conduite. Voilä pourquoi je pr^ftre, et 
de beaucoup, Tusage suivi ä Genäve ä la coutume frangaise 
de Tinterrogatoire pr^liminaire. Voilä pourquoi les codes de 
Vaud et de Neuchätel me paraissent avoir fait fausse route, 
puisqu'eux aussi placent cette formalit^ avant les t6moignages*). 

Voilä notre 6tude achev^e. Elle doit nous avoir mis ä möme 
de conclure pour la suppression ou pour le maintien, ou tout 
au moins nous avoir fait trouver une Solution interm^diaire qui 
satisfasse. L*interrogatoire actuel, qu*il soit conduit par le Pre- 
sident ou par le procureur g^nöral, prßte manifestement ä l'abus. 
D'autre part, tenir Taccus^ bouche cousue, comme le fait la pro* 
c^dure anglaise, lui interdire presque la parole, c'est un Sys- 
teme bien absolu. Puisqu'on a lä sous la main Tauteur pr6sum6 
de rinfraction, il ne nous paraitrait gufere raisonnable, ä nous 
autres continentaux, de refuser de Täcouter s'il avoue de son 
plein gr6, ou s'il demande ä fournir ä ses risques quelques 
explications. En Angleterre m^me, cette rfegle du silence forc6 
est vivement attaquöe *). 

Mais pourquoi ^riger cette audition de l'accus^ en une 
formalite ind^pendante et presque solennelle? Cet interrogatoire 



\) Vaud, 350, Neuchätel, 413 et suiv, Dans le mfime sens, Tessin, 195 
et suiv. Fribourg n'indique pas d'une fa9on nette ä quel moment Pinter- 
rogatoire doit avoir lieu. 

*) Notamment par Stephen. Voir Speyer, loc. cit., p* 84. 
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unique, portant sur Tensemble des faits, prend trop facilement 
une importance exag^r^e, un caract^re appröt^ et presque 
th^Ätral. Sa longueur, sa minutie aigrit les interlocuteurs. Je 
me demande avec Speyer *) s*il ne conviendrait pas de briser 
en plusieurs morceaux ce dialogue trop prolong6. Bref, le re- 
ra^de, pour Genfeve et pour la France tout au moins, ne serait-il 
pas tout simplement dans le retour ä la loi ? Ne suflSrait-il pas 
amplement d*examiner Taccus^ aprfes chaque d^position et ä 
propos seulement de ce qui vient d'etre dit par le t^moin? 
Plus d'interrogatoire en forme, mais des interrogatoires frag- 
ment^s, röit^r^s et pr^cis. A cette r^forme, le d^bat perdrait 
peut-etre quelque chose de son int^röt dramatique. II gagnerait 
en calme et en clart^. Apräs tout, les audiences d'assises ne 
sont pas destin^es ä procurer des jouissances aux amateurs 
d'^motions fortes. 



*) Voir ses propositions, loc. cit., p. 88 et suiv., %. 
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Von 
Carl Stooss. 



In meiner Schrift: „Chirurgische Operation und ärztliche 
Behandlung" habe ich S. 3 behauptet: „In Notwehr, im Not- 
stand, in Ausübung der Strafpflicht und anderer staatlicher 
Pflicht, in Ausübung der Selbsthülfe wird überall in ein Gut, 
z. B. in die Gesundheit und die körperliche Integrität eines 
Menschen eingegriflfen, um die Güter anderer zu schützen,^ Der 
Chirurg dagegen „verletze" den Körper und die Gesundheit 
derjenigen Person, deren Körper und Gesundheit geschützt 
werden soll. Und zwar solle die Gesundheit des Patienten 
gerade durch die „ Verletzung'-^ geschützt werden. Es liege also 
eine Identität sowohl in der Person des Verletzten und des 
Geschützten vor, als eine Identität in dem Gut^ das verletzt und 
geschützt \vird. Diese Identität der Person und des Objektes, 
erklärte ich, sei in den sog. Fällen ausgeschlossener Rechts- 
widrigkeit nicht vorhanden. In diesen Fällen fehle inabeson- 
dere auch die Identität des angegriff'enen und geschützten Gutes. 

Ich schloss mit der Erklärung : Während in den Fällen sog. 
ausgeschlossener Rechtswidrigkeit die Schädigung des einen 
Gutes das Mittel ist, um andere Güter zu schützen, und die 
Schädigung daher durch den Zweck dieses Güterschutzes be- 
stimmt wird, ist die operative „Körperverletzung" das Mittel, 
um den Körper und die Gesundheit der Person, die verletzt 
wird, zu schützen. 

Pinger *) vermisst Klarheit darüber, ob ich die Identität der 
verletzten und geschützten Person oder die Identität des ver- 



*) Dr. Augustin Finger, Professor der Rechte in Prag, Chirurgische 
Operation und ärztliche Behandlung. Zeitschrift für die gesamte Strafrechts- 
wissenschaft, 20. Band, S. 13 ff. 



Znr Abgrenzung des Notstandes. 331 

letzten und geschützten Gutes als ausschlaggebend erachte ; er 
erblickt in dem, was ich ausführe, eine üngenauigkeit des Aus- 
drucks, die er ganz allgemein als einen Mangel meiner Schrift 
bezeichnet. Allein wie sich aus meinen Ausführungen ergiebt, 
unterscheidet sich die operative Behandlung von den sog. Fällen 
ausgeschlossener Rechtswidrigkeit sowohl durch die Identität 
der angegritfenen und geschützten Person, als durch die Iden- 
tität des angegriffenen und geschützten Outes. Ich behaupte 
in der That, in den Fällen ausgeschlossener Rechtswidrigkeit 
werde weder die nämliche Person noch das nämliche Gut gleich- 
zeitig angegriffen und geschützt. In den Fällen, die ich in meiner 
Schrift erörterte, fallen die beiden Momente regelmässig zu- 
sammen : denn mit der Identität der Person ist bei höchstpersön- 
lichen Gütern auch die Identität des Gutes gegeben. Wenn 
ich einen Menschen durch Operation verwunde, weil dies sein 
körperlicher Zustand erfordert, so verwunde ich die nämliche 
Person, die ich behandle, und wenn ich sie dadurch an der 
Gesundheit schädige, so verletze ich das nämliche Gut, das 
ich durch die Verletzung schützen will. Das wird von der Kritik 
unter Hinweis darauf bestritten, dass eine operative Körper- 
verletzung vielleicht nicht den Körper und die Gesundheit, 
sondern das Leben schütze und erhalte. Allein das ist meines 
Erachtens eine zu subtile Unterscheidung. Man kann zwar ge- 
wiss Angriffe auf das Leben und auf die Gesundheit unter- 
scheiden, aber man kann das Leben eines kranken Menschen 
nur schützen, indem man den Organismus des Menschen 
und seine wichtigsten Funktionen schützt. Der Tod tritt ein, 
wenn dem Organismus die Bedingungen des Lebens fehlen. 
Wenn der Arzt daher einem Menschen das Leben erhalten will, 
so muss er ihm die Organe und die Funktionen erhalten, ohne 
die das Leben unmöglich ist. Der Hirtenknabe, dem in einer 
Berghütte beide Beine erfroren waren, konnte nur durch die 
Amputation der Beine gerettet werden, er zog es vor, zu sterben; 
aber wenn er die Amputation zugegeben hätte, so wäre ihm 
das Leben nur erhalten worden, wenn ihm die Organe erhalten 
werden konnten, die zum Leben nötig sind. Die Amputation 
hätte also nicht nur sein Leben, sondern auch seine Gesund- 
heit geschützt. Die lebensrettende Behandlung eines Kranken 
ist daher nichts anderes, als ein ausgezeichneter Gesundheits- 
schutz. 

Schweiserisolie Zeilsehrift fflr Strsfreeht 18. Jftbrg. 22 
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Wenn ich von der Identität des verletzten und geschtitzten 
Gutes spreche, so meine ich damit selbstverständlich, dass ein 
und dasselbe individuelle Gut verletzt und geschützt werde, und 
nicht, wie Finger annimmt, dass das verletzte Gut zu der näm- 
lichen Art von Gütern gehöre, wie das geschützte. Da jeder 
Mensch nur ein Leben und eine Gesundheit hat, die an seine 
Person gebunden sind, so tritt hier der Unterschied nicht her- 
vor, aber wenn es sich um den Schutz des Vermögens handelt, 
so liegt eine Identität des geschützten und des angegriffenen 
Gutes nur dann vor, wenn der nämliche Gegenstand (ein und 
dasselbe Pferd, Haus, Bild) angegrift'en und geschützt wird und 
dieser Schutz durch die Verletzung bewirkt ist. 

von Lilienthal und Finger wenden ein, es gebe Fälle des 
Notstandes, die eine Identität der verletzten und geschützten 
Person und eine Identität des verletzten und geschützten Gutes 
oder eine der beiden Identitäten aufweisen. Wenn das richtig 
wäre, so ist zwar die absolute Geltung meines Satzes hinfällig, 
es würde aber die Thatsäche bestehen bleiben, dass in den 
Fällen sog. ausgeschlossener Rechtswidrigkeit, auch im Not- 
stande, regelmässig ein Gut der einen Person geschützt wird, 
um ein (damit nicht identisches) Gut einer andern Person zu 
schützen, während die operative Behandlung sich dadurch 
charakterisiert, dass ein Mensch angeblich an seiner Gesund- 
heit verletzt und derselbe Mensch an eben dieser Gesundheit 
dadurch geschützt wird. 

Nach dieser Auseinandersetzung gehe ich auf die Prüfung 
der Fälle ein, die von Lilienthal und Finger mir vorgehalten 
haben. 

von Lilienthal ^) führt folgenden Fall an : Wenn ein Bruder 
dem andern den von einer Maschine ergriff'enen Arm abhaut, 
um ihn vor dem sicheren Tode zu retten, so liegt eine straf- 
lose Notstandshandlung vor. Wohl absichtlich lässt von Lilien- 
thal die rettende Handlung durch den Bruder des Gefährdeten 
vornehmen. Denn wenn es nicht der Bruder wäre, so läge 
nach dem geltenden deutschen Strafrecht keine Notstandshand- 
lung vor. Wie würde von Lilienthal die offenbar allein gerechte 
Straflosigkeit des Thäters in diesem Falle begründen, wenn 



*) Jl. V, Lilienthal, Die pf licht massige ärztliche Handlung und das Straf - 
. Sonderabdruck axis der 
kiütät für E. J. Bekker. 1899. 



recht. Sonderabdruck axis der Festgabe der Heidelberger Juristischen Fa- 
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dieser kein Angehöriger des ^Verletzten" ist? Er würde 
sich wahrscheinlich auf die Einwilligung des Verletzten berufen, 
deren Bedeutung aber sehr bestritten ist. Was aber, wenn der 
Gefährdete erklärt hat: „Lass mich, ich will lieber sterben"? 
von Lilien thal kann einwenden, der Fehler liege am Gesetz , der 
Notstand sei nach deutschem Recht ungehörig eingeengt. Aber es 
wäre doch traurig, wenn der mutige Helferwegen schwerer Körper- 
verletzung zu Zuchthaus (§ 224) oder im günstigsten Fall zu Ge- 
fängnis nicht unter 2 Monaten (§ 223 a) verurteilt werden müsste. 

Der Natur der Sache nach nimmt der Retter spontan eine 
Amputation vor, die durch den Zustand des Gefährdeten geboten 
ist. Es ist eine Amputation in roher Form, aber wenn ein Arzt 
zur Stelle wäre, vermöchte er nichts anderes zu thun. Die Am- 
putation wird in diesem Falle mit Rücksicht auf eine Sachlage 
vorgenommen, die nicht in dem organischen Zustand des 
Verletzten liegt, sondern in der Gefahr, die dem Leib und 
damit dem Leben des von der Maschine Ergriffenen droht. 
Wird der Arm nicht abgehauen, so wird der Körper des Men- 
schen von der Maschine zermalmt. So viel ist aber sicher, der 
Arm ist in dem Augenblicke, in dem der Retter eingreift, schon 
verloren. Dieser zerstört nicht den Arm, wohl aber rettet er 
dem Gefährdeten Leib und Leben. Der rettende Hieb oder Schnitt 
wirkt ausschliesslich günstig; er zerstört nichts, er erhält nur. 

Der Arm ist durch die Maschine, nicht durch den Helfer 
zerstört worden, daher hat der Helfer keine vorsätzliche Körper- 
verletzung begangen, denn er hat den Menschen, dem er das 
Leben gerettet hat, nicht an der Gesundheit beschädigt. 

Die Gründe, aus denen sich ergiebt, dass die chirurgische Be- 
handlung eines Patienten keine (vorsätzliche) Körperverletzung 
ist, treffen auch hier zu, dagegen versagen hier die Versuche, 
die Rechtmässigkeit dieser angeblichen Körperverletzung nach- 
zuweisen. Selbst die Auffassung der Handlung als Notstands- 
handlung begründet nur die Straflosigkeit des Thäters, aber 
nicht die Rechtmässigkeit der That. Wer wird aber zweifeln, 
dass die entschlossene Lebensrettung vor dem Recht nicht nur 
Entschuldigung, sondern vorbehaltlose Billigung, ja eine Bürger- 
krone verdient^)? 



*) Der Soldat, der mit Todesverachtung auf den Feind eindringt 
und ihn vernichtet, wird auch als Held gefeiert und mit Recht, aber der 
bravste Soldat und gerade dieser denkt mit Grausen an seine Opfer. 
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Das eben, meine ich, charakterisiert die Notstandshand- 
lung, dass sie die Rettung, die sie bringt, mit Opfern erkauft, 
die den Thatbestand einer strafbaren, also einer schädigenden 
oder gefährdenden Handlung herstellen. Hier fehlt dieses 
destruktive Moment, es ist nur äusserlich vorhanden, dem 
Wesen nach aber nicht. Die Behauptung, ich übersehe, dass 
die Verletzung, hier das Abhauen des Arms, ein Zwischen- 
erfolg sei, lässt sich in diesem Fall selbst von den Vertretern 
dieser Auffassung kaum festhalten. Denn der Erfolg besteht 
eben darin, dass der Zusammenhang des Körpers des Menschen 
mit der Maschine aufgehoben ist. Das Beispiel von Lilienthatt 
widerlegt meine Ansicht nicht ; es bestätigt sie. Eben weil die 
angebliche Körperbeschädigung die Person und das Gut, die 
angeblich geschädigt werden, thatsächlich schützt, liegt weder 
der Thatbestand der Körperverletzung, noch eine Notstands- 
handlung vor. 

Wenn ich einer Person, die vergiftet ist, ein Gegengift 
eingebe, so vergifte ich sie nicht etwa befugterweise, sondern 
ich vergifte sie überhaupt nicht ; denn das, was für einen nicht 
vergifteten Menschen Gift ist, hebt bei einem vergifteten Men- 
schen die Wirkung des ersten Giftes auf. Die im allgemeinen 
zerstörende Wirkung des Giftes auf den menschlichen Organis- 
mus verkehrt sich hier in das Gegenteil. Das Gift wird Heil- 
mittel. Die Parallele, die sich hieraus für die operative Ver- 
wundung eines Kranken ergiebt, ist augenfällig. Die Verletzung, 
die der operative Eingriff verursacht, zerstört den Organismus 
nicht, sondern sie erhält ihn, soweit es noch möglich ist. 

Pinger proponiert S. 14: „Ich rette meinen Bruder (es ist 
wieder der Bruder), der ein wertvolles ihm gehöriges Vollblut- 
pferd reitet, von demselben abgeworfen wurde und geschleift 
wird, durch Tötung des Pferdes." Hier liegt Identität der Person, 
nicht Identität des Gutes vor; aber auch dieser Fall ist kein 
Notstandsfall. Denn wenn ich das Pferd töte, das seinen Eigen- 
tümer zu Tode zu schleifen droht, so darf ich doch gewiss vor- 
aussetzen, der Eigentümer sei mit der Tötung des Pferdes ein- 
verstanden, und diese Einwilligung wird auch regelmässig vor- 
handen sein. Ich habe also keine Sachbeschädigung begangen. 
Selbst wenn ich die Einwilligung des Eigentümers irrtümlich 
annehmen würde, schliesst der Irrtum den Vorsatz der Sach- 
beschädigung aus, sollte dieser auch so farblos gestaltet sein 
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wie im deutschen Strafrecht. Es fehlt daher die erste Voraus- 
setzung des Notstandes^ eine an sich strafbare Handlung. 

Dasselbe gilt, wenn ich den Hund erschiesse, der seinen 
Herrn in gefährlicher Weise angefallen hat (von Lilienthal, 
S. 18). 

„Wenn ich in einem Hotel das Feuer einer zufällig zur 
Explosion gelangten Petroleumlampe mit Hülfe der rasch herab- 
gerissenen kostbaren Fenster\^orhänge ersticke" *), so besteht 
Identität der angeblich verletzten mit der geschützten Person, 
aber nicht Identität des verletzten und geschützten Gutes. Ich 
darf jedoch annehmen, der Eigentümer sei mit der Verwendung 
der kostbaren Vorhänge zur Erstickung des Feuers einver- 
standen. Denn diese Verwendung der Vorhänge liegt im wohl- 
verstandenen Interesse des Wirtes. Eine Kollision der Interessen 
fehlt. Wenn die Petroleumlampe im Zimmer des Wirtes explo- 
dieren würde, so würde er genau so handeln; ich darf mich 
also sogar als negotorium gestor betrachten. Meine Handlung 
ist nicht Sachbeschädigung und daher nicht Notstandshandlung. 

Gleich zu entscheiden sind die übrigen Fälle, die Finger 
anführt: „Wenn ich in einer am Fluss gelegenen Villa bei 
steigendem Wasserstande eine in der Mauer befindliche Öff- 
nung, durch die das Wasser einzudringen beginnt, verschliessen 
will und hierzu unter anderm das teure Bettzeug des Villen- 
eigentümers benutze; wenn die Feuerwehr meine Gartenmauer 
niederreisst, Blumenbeete und Obstkulturen vernichtet, um 
leichter zu meinem brennenden Hause zu gelangen." 

Nun aber ruft Finger mich selbst als Zeugen gegen meine 
Behauptung auf. In der That steht auf Seite 30 meiner Schrift 
der Satz: 

„Ich finde sogar, der Arzt, der ein Kind durch einen ope- 
rativen Eingriff aus unmittelbarer und nicht anders abwend- 
barer Lebens- oder Gesundheitsgefahr errettet, nehme dem 
Wesen nach eine Notstandshandlung vor." Finger löst diesen 
Satz aus dem Zusammenhang, in dem er steht, und legt ihm 
infolgedessen einen Sinn bei, den er bei Berücksichtigung der 
Sätze, die vorausgehen und die nachfolgen, nicht haben kann 
und nicht hat. Der Satz steht in dem Abschnitte, der „/)i« 
Einmlligung des Patienten zur Behandlung'^ erörtert. Ich er- 



») Finger. S. 14. 
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örtere auf Seite 30 den bekannten Fall des Hamburger Arztes, 
der ein Kind gegen den Walen des Vaters operierte und es 
heilte. In unmittelbarem Anschluss au diesen FaU folgt der dtierte 
Satz. Dann füge ich bei: ^Es lassen sich allerdings Fälle 
eigenmächtiger Behandlung denken, die schwere und straf- 
würdige Eingriffe in die persönliche Freiheit enthalten, so 
namentlich ^ Aus dem vorangehenden und aus dem nach- 
folgenden Satz und aus dem Zusammenhang ergiebt sich also, 
dass überall eigenmächtige Behandlung in Erage steht. 

Wenn ich daher sage, der Arzt, der ein Kind durch Ope- 
ration rette, nehme dem Wesen nach eine Notstandshandlung 
vor, so kann doch kein Zweifel möglich sein, dass dieses Urteil 
sich auf den Arzt bezieht, der ein Kind gegen den Willen des 
Vaters operiert. Deshalb spreche ich auch von der Operation 
eines Kindes, was sonst keinen Sinn hätte. Dass ein glücklicher 
operativer Eingriff keine Körperverletzung und daher abge- 
sehen von diesem Fall keine Notstandshandlung ist, bildet ja 
gerade den Gegenstand meiner Schrift. 

Der Arzt, der ein Kind wider den Wülen des Vaters ope- 
riert, übt, weim die sonstigen Voraussetzungen zutreffen, eine 
Notstandshandlung aus, weil er die Gesundheit und das Leben 
des Kindes schützt, indem er in die Rechte der väterlichen 
Gewalt eingreift. Die Notlage des Kindes entschuldigt den Ein- 
griff in die Verfügungsgewalt des Vaters. Der Angriff richtet 
sich gegen die Freiheit des Vaters, geschützt wird die Gesund- 
heit des Kindes. Dass hier weder die Person des Verletzten 
und Geschützten noch das angegriffene und das geschützte 
Gut identisch sind, bedarf keines Nachweises. 

Finger erinnert noch daran, dass ich die Fälle der Trans- 
plantation und Transfusion und die Vernichtung des Embryo 
anders behandle, als andere chirurgische Operationen. Aber 
hier fehlt eben die Identität der verletzten und geschützten 
Person und die Identität des verletzten und geschützten Gutes. 
Ein Gut des einen wird für ein Gut des andern aufgeopfert. 
Dieser Unterschied ist strafrechtlich bedeutsam. 

Die Beurteilung der Fälle, die hier erörtert wurden, kann 
nur dem gelingen, der auf die Natur des Verbrechens zurück- 
geht. Da das Strafrecht Güterschutz ist, so können nur Hand- 
lungen Verbrechen sein, die ein Gut schädigen oder gefährden, 
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oder die wenigstens ein Gut in der Regel in Gefahr bringen. 
Da die Heilkunst in Handlungen besteht^ die erfahrungsgemäss 
die Gesundheit des Behandelten wiederherzustellen oder zu 
bessern geeignet sind, und dies auch für operative Eingriffe 
gilt, so weisen diese Handlungen nicht den Typus des Ver- 
brechens auf. Sie sind nicht typische Gesundheitsschädigungen, 
sondern typischer Gesundheitsschutz. Nur eine äusserliche 
Betrachtung, die die Kausalität verkennt, kann die operativen 
Wunden schlechthin als eine Gesundheitsschädigung ansehen. 
Nur dann ist der operative Eingriff Gesundheitsschädigung, 
wenn er eine ungünstige Wirkung auf den Organismus ausübt. 
Dabei ist jedoch der Organismus als eine Einheit anzusehen. 
Wenn ein Glied anscheinend geschädigt wird, aber diese 
Schädigung dem Organismus zuträglich ist, so hat das Straf- 
recht keine Veranlassung, das einzelne Glied gegen den ge- 
samten Organismus des Menschen in Schutz zu nehmen. Jeder Ver- 
nünftige erachtet seine Gesundheit nur dann als geschädigt, wenn 
der Organismus im ganzen eine ungünstige Veränderung erlitten hat. 

Eine falsche Behandlung kann den Patienten allerdings 
schädigen, und dann ist, wie man sich ausdrückt, der objektive 
Thatbestand der Körperverletzung vorhanden. Wenn damit 
lediglich festgestellt wird, dass der Erfolg, den die Körper- 
verletzung voraussetzt, auch durch falsche Behandlung verur- 
sacht werden kann, so ist das selbstverständlich. Dagegen ist 
zu beachten, dass die operative Behandlung keine typische 
Begehungsform der vorsätzlichen Körperverletzung ist, wie etwa 
Stossen, Schlagen, Stechen, Hauen. Das operative Schneiden ist 
eine Kunst, die ihrer objektiven Gestaltung nach dem subjektiven 
Thatbestande vorsätzlicher Körperverletzung widerstrebt. Wenn 
eine Gesundheitsschädigung durch falsche Behandlung verur- 
sacht worden ist, so deutet schon die Gestalt der verursachenden 
Thätigkeit darauf hin, dass der Behandelnde nicht vorsätzlich 
geschädigt hat. Mit andern Worten, die Behandlung Kranker 
ist keine Thätigkeit, durch die erfahrungsgemäss vorsätzliche 
Geeundheitsschädigungen begangen werden. Die operative Be- 
handlung ist nicht ein Typus vorsätzlicher Körperverletzung. 
Dass jedoch ein Mensch durch falsche Behandlung fahrlässig 
geschädigt werden kann, versteht sich von selbst. 

Wenn ich einen Menschen in Notwehr, im Notstand, im 
Kriege oder zur Strafe töte, verletze, ihm die Freiheit entziehe 
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oder ihm seine Sache zerstöre, so schädige ich überall ein Gut 
dieser Person vorsätzlich. Die Wunden, die in diesen Fällen 
geschlagen werden, sind dem Organismus des Verletzten nach- 
teilig, ich führe eine Veränderung an einem Gute herbei, die 
sich als Schädigung des Gutes darstellt. 

Wenn das Gesetz solche Schädigungen im allgemeinen als 
strafbar erklärt, die in Notwehr, Notstand, im Krieg oder durch 
Strafvollzug verursachte Schädigung aber nicht bestraft, so 
kann der Grund nur darin gefunden werden, dass die Schädi- 
gung in diesen Fällen sog. ausgeschlossener Rechtswidrigkeit 
•notwendig ist zum Schutze der Güter anderer, die dem Staate 
wichtiger oder doch nicht minder wichtig erscheinen, als das 
geschädigte Gut. Es liegt darin ein sociales Prinzip, das an 
Darwin erinnert. 

Diese Verhältnisse setzen voraus, dass Güter verschiedener 
Inhaber in Frage stehen. Das Verhältnis liegt auch nicht vor, 
wenn eine Person eines ihrer Güter nur durch Preisgabe eines 
andern ihrer Güter erhalten kann. 

Finger behauptet, der ganze Unterschied, den ich zwischen 
den Fällen sog. ausgeschlossener Rechtswidrigkeit und der 
operativen Behandlung aufgedeckt zu haben glaube, verflüch- 
tige sich in ein Nichts. Sein Beweis ist misslungen. Doch wird 
das Problem endgültig erst gelöst sein, wenn der sociale That- 
bestand des Verbrechens aufgeklärt ist, wenn festgestellt ist, 
welche Merkmale die Strafwürdigkeit eines Verhaltens be- 
gründen. Das ist Aufgabe der Kriminalpolitik, einer Wissen- 
schaft, die erst noch zu begründen ist. 
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Fahrlässige Ehrverletzung 

Ein Reohtsfall 

erörtert von 

O. Pfisev in Uhu. 



Bei einem Geistlichen einer deutschen Stadt erscheint ein 
gut gekleideter Fremder mit auffallenden, scharf geschnittenen 
Zügen, der sich in gebrochenem Deutsch als mittellosen fran- 
zösischen Sprachlehrer vorstellt und um eine Reiseunterstützung 
bittet, die er auch erhält. Am andern Tag erblickt der Geist- 
liche auf der Strasse wieder die scharf geschnittenen Züge, 
ihr Träger unterhält sich in fliessendem Deutsch mit zwei 
andern Herren, der Geistliche grüsst ihn im Vorbeigehen 
ironisch mit den Worten: „Ah vous parlez bien allemand, 
Monsieur le professeur!" Der Fremde erwidert den Gruss, ohne 
etwas zu sprechen, und trennt sich nach einigen Schritten von 
seinen Begleitern. Der Geistliche, der dies sieht, kehrt um 
und fragt die Begleiter, was dieser Herr sei, indem er die Be- 
gegnung vom vorigen Tag erzählt. Die Begleiter, zwei Schau- 
spieler, antworten: das sei der Heldentenor des Stadttheaters, 
der Streich sehe ihm ganz gleich, sie werden die Sache sogleich 
dem Theaterdirektor mitteilen. Dies geschieht; der Direktor 
stellt den Heldentenor zur Rede, dieser protestiert heftig 
dagegen, dass er als Steifbettler ^) aufgetreten sei, und begiebt 
sich mit dem Direktor zu dem Geistlichen, wo er seine Be- 
teuerung mit vielem Pathos wiederholt, auch einigermassen 
glaubhaft macht, dass sich in der Stadt ein Doppelgänger von 



*) Steifbettler ist der Bettler, der durch seine steife Haltung zu erkennen 
giebt, dass man ihm kein Almosen von ein paar Pfennigen, sondern ein 
Ehrengeschenk von mindestens einer Mark zu geben habe. 
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ihm aufhalte oder während der letzten Tage aufgehalten habe. 
Der Geistliche erklärt: die Züge und die Figur des Helden- 
tenors seien vollkommen die des Steif bettlers, die Kleidung sei 
eine andere, beschwören kann er die Identität nicht, er sei 
— da die Sache inzwischen bekannt geworden war — bereit, 
zu gunsten des Heldentenors eine Erklärung in den öffentlichen 
Blättern der Stadt zu veröffentlichen. Dies geschah auch, allein 
der Heldentenor wollte sich damit nicht begnügen, er ver- 
langte unter der Drohung, den Vorfall in einem Skandalblatte 
des Landes zu veröffentlichen, eine Entschädigung für die 
Schädigung seines Rufs im Betrag von einigen Tausend Mark, 
und als er damit nichts erreichte, liess er durch einen Rechts- 
anwalt Strafantrag wegen Beleidigung im Sinne des § 186 des 
deutschen Strafgesetzbuchs stellen, womit die Forderung einer 
Busse von M. 1500 verbunden wurde. Zu einer gerichtlichen 
Entscheidung kam es jedoch nicht, da der Heldentenor, wohl 
im Gefühl, dass er, auch wenn er die Bestrafung seines Gegners 
erreiche, wegen versuchter Erpressung verfolgt werden könnte, 
den Strafantrag vor der Hauptverhandlung zurückzog. — Dem 
Richter war dies nicht unwillkommen; denn so sehr ihm die 
Verurteilung des Geistlichen, für den diese um seines Standes 
willen besonders peinlich gewesen wäre, wider das Gefühl 
ging, — dem Wortlaute des Gesetzes gegenüber wäre er schwer 
darüber weggekommen : der Geistliche hatte in Beziehung auf 
den Heldentenor dessen Begleitern gegenüber eine Thatsache 
behauptet, welche denselben verächtlich zu machen geeignet 
war, nämlich eine betrügerische oder doch betrugsähnliche 
Handlung, und diese Thatsache war nicht erweislich wahr — 
damit war der Thatbestand der strafbaren üblen Nachrede 
nach dem Buchstaben des § 186 erfüllt. 

Der schweizerische Richter wäre, wenn der Vorentwurf 
zu einem schweizerischen Strafgesetzbuch schon Gesetz wäre, 
in einem solchen Fall in günstigerer Lage, denn zweifellos 
wäre hier der fünfte Absatz des Art. 132 dieses Entwurfes aa- 
wendbar : „Hat der Thäter das, was er nachgeredet oder ver- 
breitet hat, aus verzeihlichem Irrtum für wahr gehalten und 
zieht er es vor dem Richter förmlich als unwahr zurück, so 
kann er von Strafe befreit werden." — VoUkonwuenen Schutz 
hätte aber auch diese Bestimmung dem Geistlichen in unserem 
Fall nicht gewährt, denn es stünde nach ihrem Wortlaut im 
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Ermessen des Richters, ob er Straflosigkeit eintreten lassen 
will, und wenn der Geistliche erklärt hätte, er habe dem Straf- 
kläger schon vor Erhebung der Klage eine völlig ausreichende 
Ehrenerklärung gegeben, halte sich daher zu einem aber- 
maligen Rückzug nicht für verpflichtet, so hätte ihn der Richter 
verurteilen müssen. 

Denken wir uns den Fall etwas anders: nachdem der 
(Tcistliche die Persönlichkeit des vermeintlichen Steifbettlers 
festgestellt hat, ohne gegen dessen Begleiter seines Erlebnisses 
Erwähnung zu thun, schreibt er an den Künstler: „Sie haben 
mich durch die Vorspiegelung, ein mittelloser französischer 
Sprachlehrer zu sein, zur Hingabe einer Unterstützung von 
Mk. 3 veranlasst. Nachdem ich erfahren habe, wer Sie sind, 
fordere ich Sie zur Rückzahlung des Geldes auf." — Eine üble 
Nachrede läge hier weder nach dem deutschen Strafgesetzbuch 
noch nach dem schweizerischen Entwürfe vor, denn die üble 
Nachrede setzt hier wie dort Mitteilung der betrefl'enden That- 
sache an Dritte oder einen Dritten voraus. Auf der andern 
Seite aber ist auch die Straflosigkeit des Schreibers eines der- 
artigen Briefes mindestens nicht selbstverständlich. Der deutsche 
Strafrichter wird sehr geneigt sein, ihn wegen einfacher Be- 
leidigung zu bestrafen, auch wenn er die objektiv zweifellos 
ehrenrührige Beschuldigung nicht wider besseres Wissen er- 
hoben hat; die Bestinunung des deutschen Strafgesetzbuches 
(§ 59) über den Irrtum schützt wenigstens den Schreiber nicht, 
denn es handelt sich hier um die Unkenntnis nicht eines 
„Thatumstands, der zum gesetzlichen Thatbestand gehört'', 
sondern nur eines solchen, „der die Strafbarkeit erhöht": der 
Schreiber, der wider besseres Wissen handelt, wird natürlich 
entsprechend härter bestraft. Im letztern Fall wird auch der 
schweizerische Richter nach dem Vorentwurf unbedenklich 
wegen „Beschimpfung" strafen; dagegen wird die allgemeiner 
gefasste Bestimmung des Vorentwurfs (Art. 15) über den Irr- 
tum zur Straflosigkeit des in gutem Glauben handelnden 
Schreibers führen, ohne Unterschied, ob sein Irrtum entschuld- 
bar oder unentschuldbar war ; darauf, ob die Straflosigkeit auch 
im letztern Falle gerechtfertigt ist, wird später noch kurz zu- 
rückzukommen sein. 

Zu der jedenfalls bei entschuldbarem Irrtum vom Rechts- 
gefühl geforderten Straflosigkeit gelangen wir — auch nach 
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deutschem Recht — in dem wirklichen wie in dem unterstellten 
Rechtsfalle unbedingt dadurch, dass wir das Vergehen des 
§ 186 des deutschen Strafgesetzbuches und des Art. 132 des 
schweizerische^ Vorentwurfs als Fahrlässigkeitsdelikt auffassen. 
Ist diese Auffassung möglich? Und ist sie nach dem Gesetz 
oder nach dem Entwurf statthaft? — Die Möglichkeil der 
Auffassung wird nicht zu bestreiten sein: so gut es neben der 
vorsätzlichen Körperverletzung eine fahrlässige und folgweise 
auch eine zufällige, d. h. eine zwar durch menschliches Handeln 
verursachte, aber dem Urheber nicht zur Schuld zuzurechnende 
Körperverletzung giebt, so ist begriflFlich auch die Möglich- 
keit einer fahrlässigen und einer zufälligen Ehrverletzung an- 
zuerkennen, bei der Realinjurie ebenso wie bei der Verbal- 
injurie, bei der Beschimpfung ebenso wie bei der üblen Nach- 
rede. Realinjurie: wer einem andern vorsätzlich ins Gesicht 
spuckt, macht sich einer schweren Realinjurie schuldig ; wenn 
aber jemand zum Fenster eines Eisenbahnwagens hinausspuckt 
und wenn das Sputum, vom Wind durch ein anderes Fenster 
des Wagens hereingeweht, einem andern Fahrgast an den 
Kopf fliegt, so wird dieser mit Recht sehr entrüstet sein, aber 
von einer vorsätzlichen Injurie ist keine Rede; an der Fahr- 
lässigkeit der Handlung wird jedoch kaum zu zweifeln sein. 
Ein anderer Fall (in einem Schulbuch erinnere ich mich, eine 
entsprechende Anekdote von Marschall Turenne und einem 
Pagen gelesen zu haben): ein junger Mann versetzt einem 
andern, der ihm den Rücken zukehrt und den er für seinen 
Kameraden hält, einen Schlag; hier ist der Schlag vorsätzlich 
geführt, und doch wird kein verständiger Richter eine vor- 
sätzliche Injurie annehmen. Auf den Fall, dass jemand den 
ihm gleichgültigen A erschiesst, weil er ihn für seinen Feind 
B hält, darf man sich fürs Gegenteil nicht berufen: auch den 
Freund darf man nicht ermorden, ihm im Scherz einen Schlag 
zu geben ist kein Unrecht; einem Fremden gegenüber, den 
man als solchen kennt, wäre der „Scherz" strafbar. Eine fahr- 
lässige Realinjurie liegt aber hier vor, denn der Thäter hätte 
sich vergewissern können und sollen, ob der Geschlagene 
wirklich sein Kamerad sei. — Die Realinjurie wird vermittelt 
durch Einwirkung auf den Tastsinn, die Verbalinjurie (Be- 
schimpfung) durch Einwirkung auf das Gehör (bei der ge- 
schriebenen oder gedruckten Injurie: auf das Auge) des Ver- 
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letzten. Es ist nicht notwendig, dass das verletzende Wort 
direkt vom Munde des Urhebers zum Ohr des Verletzten gehe, 
es kann diesem auch durch Zwischenpersonen übermittelt 
werden. Zur vorsätzlichen Injurie gentigt das Bewusstsein 
(man mag es dolus eventualis heissenlj des Redenden, dass 
seine Worte zur Kenntnis dessen, dem sie gelten, gelangen 
können oder werden; wo dieses Bewusstsein fehlt, da liegt, 
wenn der, dem das Wort gilt, davon hört, nur fahrlässige oder 
auch nur zufällige Beschimpfung vor. (Wenn deutsche Staats- 
anwälte und Richter wegen Majestätsbeleidigung klagen und 
verurteilen in Fällen, wo jemand in vertrautem Kreis ein 
Schimpfwort gegen den Landesherrn braucht und ein Denunziant 
dies anzeigt, so beweist dies nichts gegen unsem Satz, ein 
Vorwurf trifft nur die Rechtsprechung.) Ein dem Leben ent- 
nommenes Beispiel: am 31. Dezember 18 . . schreibt jemand 
an eine Erbtante einen Neujahrsglückwunsch, an einen Bruder 
einen Brief, worin er diesen fragt, ob er auch nicht versäumt 
habe, ^dem geizigen alten Drachen" zu gratulieren. Beim 
Couvertieren der beiden Schreiben vergreift er sich, die Erb- 
tante erhält den für den Bruder bestimmten Brief. Die ver- 
mögensrechtlichen Folgen für den Schreiber waren fatal, 
aber Klage wegen Beleidigung hat die Erbtante nicht er- 
hoben, bei einem verständigen Richter wäre sie damit auch 
nicht durchgedrungen, denn so gewiss eine Fahrlässigkeit des 
Neffen vorlag, so gewiss konnte er doch, wenn er die Briefe 
in die richtigen Umschläge legte, darauf rechnen, dass die 
Erbtante von der ungünstigen Schilderung ihres Charakters 
nichts erfahren werde ; und eine vorsätzliche Beleidigung ohne 
animus injuriandi ist ein Widersinn, mögen die Scholastiker den 
animus mit „Vorsatz" oder mit „Absicht" übersetzen. 

Die Beschimpfung richtet sich gegen die Menschenwtu'de, 
— die üble Nachrede gegen den guten Ruf eines andern. 
Darüber, dass durch die Nachrede eines bestimmten Inhalts 
der gute Ruf des andern geschädigt werde, wird der Redende 
kaum je im Zweifel sein können, von dieser Seite aus ist die 
Handlung eine mit Bewusstsein vorgenonMnene, eine vorsätz- 
liche, und eine fahrlässige Ehrverletzung kaum denkbar; die 
Berufung darauf, dass er die dem andern nachgesagte Handlung 
nicht für geeignet gehalten habe, diesen verächtlich zu machen^ 
wird den Urheber der Nachrede nicht schützen, da sie der 
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Berufung auf einen Rechtsirrtum gleichkommt. Auch die Mög- 
lichkeit oder Wahrscheinlichkeit, dass die Nachrede dem andern 
zu Ohren kommen werde, ist in dieser Beziehung unerheblich, 
denn die üble Nachrede setzt voraus, dass die Behauptung 
(sei es in Gegenwart oder in Abwesenheit des andern) Dritten 
gegenüber aufgestellt wird, der gute Ruf des andern ist schwerer 
gefährdet, wenn die Nachrede hinter seinem Rücken verbreitet 
wird. Die Fahrlässigkeit kann also nur auf der Seite des 
Wissens um die Unwahrheit der Nachrede liegen. Hier sind, 
wie bei der Körperverletzung, theoretisch dreierlei Ehrver- 
letzungen möglich: die dolose bei Kenntnis der Unwahrheit, 
die fahrlässige bei leichtfertiger Unkenntnis, die zufällige oder 
schuldlose bei gerechtfertigtem Glauben an die Wahrheit. Auch 
hier begegnet uns die berühmte Frage : was ist Wahrheit ? Für 
wahr gilt, was der Richter für wahr erklärt hat : dieser Satz des 
positiven Rechts hat jüngst in Frankreich eine grosse Rolle ge- 
spielt und sich hier als verhängnisvoll erwiesen. Auch in unserer 
Frage ist er von Bedeutung: w^enn jemand einem andern vorwirft 
oder nachsagt, dass er einmal gestohlen habe, so ist er des 
Beweises der Wahrheit überhoben, wenn er sich auf ein Urteil 
berufen kann, das den andern des Diebstahls schuldig erklärt. 
Auch wenn dieser den Beweis erbringt, dass er nicht gestohlen 
habe und mit Unrecht verurteilt worden sei, wird kein Richter 
eine Strafe wegen übler Nachrede verhängen : hier haben wir 
also eine objektiv unbegründete üble Nachrede ohne subjek- 
tives Verschulden des Nachredenden, d. h., juristisch ausge- 
drückt, die zufällige Ehrverletzung. (War dem Nachredenden 
bekannt, dass der andere mit Unrecht verurteilt worden ist, 
so schützt ihn die Berufung auf das Urteil nicht.) Liegt aber 
in diesem Falle eine nicht strafbare Ehrverletzung vor, so ist 
nicht zu verstehen, warum Straflosigkeit nicht auch in andern 
Fällen eintreten soll, wo jemand eine der Ehre eines andern 
abträgliche Thatsache in subjektiv durchaus begründeter Über- 
zeugung von deren Wahrheit behauptet. Ich glaube, der an 
die Spitze dieser Erörterung gestellte Rechtsfall beweist dies, 
und ähnliche Fälle lassen sich ohne ausschweifende Phantasie 
leicht denken. Man wende auch nicht ein: dem Verletzten 
könne doch nicht zugemutet werden, sich dabei zu beruhigen, 
dass der von ihm wegen übler Nachrede Verklagte den Be- 
weis führe, dass er infolge eines unvermeidlichen Irrtums 
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gehandelt habe. Dieser Einwand ist weniger juristischer, als 
moralischer Natur, und vor allem: wenn der Urheber der 
Nachrede sich weigert, dem Verletzten eine sachgemässe Er- 
klärung abzugeben, so wird diese Weigerung sehr geeignet 
sein, Zweifel an der Unvermeidlichkeit des Irrtums, an der 
Schuldlosigkeit, der vollkommenen bona fldes des Nachredenden 
zu erwecken; bei der Frage, ob ein Irrtum vermeidlich oder 
unvermeidlich war, ist ja dem Ermessen des Richters ein 
grosser Spielraum eröffnet. 

Steht hiernach der Auffassung der üblen Nachrede als eines* 
Fahrlässigkeitsdeliktes von Seiten der Theorie nichts im Wege, 
so fragt es sich, ob diese Auffassung nach dem positiven Recht, 
nach dem deutschen Strafgesetzbuch, bezw. nach dem schweize- 
rischen Vorentwurf, statthaft ist. 

Das deutsche Gesetzbuch und der schweizerische Entwurf 
verlangen zum Thatbestand der strafbaren üblen Nachrede: 
1. eine Nachrede, die den guten Ruf eines andern zu gefährden 
geeignet ist, 2. die Unwahrheit dieser Nachrede. Das deutsche 
Recht betont aber stärker das Moment der Unwahrheit, der 
schweizerische Entwurf — in Anlehnung an das französische 
Recht — das Moment der Gefährdung des guten Rufs. Das 
deutsche Recht thut dies in doppelter Beziehung: der Wahr- 
heitsbeweis muss immer zugelassen werden, auch da, wo trotz 
der Wahrheit der Nachrede wegen der Form u. s. w. nach 
§ 192 Bestrafung zu erfolgen hat; wird aber der Beweis der 
Wahrheit nicht erbracht, so muss nach dem Wortlaut des Ge- 
setzes stets Bestrafung erfolgen. Der Gedanke des Gesetzgebers 
wäre hiernach: eine objektiv unbegründete Nachrede beruht 
stets auf unentschuldbarem Irrtum, oder: wer einem andern 
etwas Übles nachsagt, hat stets das Bewusstsein, dass die 
Nachrede vielleicht unbegründet ist — eine üble Nachrede mit 
dolus eventualis oder eine „culpose Verleumdung": ersteres 
eine Fiktion, letzteres sprachlich eine contradictio in adjecto, 
da die deutsche Sprache unter Verleumdung nur die wider 
besseres Wissen geschehene üble Nachrede versteht. Ob der 
Gesetzgeber wirklich die eine oder die andere Auffassung ge- 
habt hat, dürfte immerhin bezweifelt werden. Auf der andern 
Seite ist nicht zu verkennen, dass sich der deutsche Richter, 
der in einem Falle, wie dem eingangs erzählten, den Be- 
schuldigten freispricht mit der Begründung : er habe unter dem 
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Einfluss eines nach menschlichen Verhältnissen unvermeidlichen 
und durchaus entschuldbaren Irrtums gehandelt, hart an der 
Grenze zwischen stätthafter Auslegung und unstatthafter Ver- 
besserung des Gesetzes bewegt. 

Der schweizerische Entwurf betont das Moment der Ehr- 
gefährdung stärker: er geht im Schutze des guten Rufs weiter 
als das deutsche Strafgesetzbuch, sofern er in manchen Fällen 
auch den unverdient guten Ruf schützt, indem er den Beweis 
der Wahrheit in manchen Fällen (b^i Vorgängen, die das ehe- 
liche oder das Famlienleben berühren) ausschliesst, in andern 
Fällen hinsichtlich der verwendbaren Beweismittel beschränkt. 
Auf der andern Seite ist der Vorentwurf milder als das deutsche 
Gesetz, indem er, wie oben bemerkt, unter Umständen auch 
die nicht erweislich wahre üble Nachrede straflos lässt. Streng 
genommen ist durch die Bestimmung des fünften Absatzes des 
Art. 132 die üble Nachrede nicht als Fahrlässigkeitsdelikt an- 
erkannt: die hier ausgesprochene Ermächtigung des Richters 
lässt die Straflosigkeit mehr wie eine Begnadigung erscheinen, 
die der Richter beim Vorliegen eines verzeihlichen, entschuld- 
baren Irrtums gewähren, aber auch versagen kann. So ist 
aber das „kann" des Art. 132 wohl nicht gemeint, es wird 
vielmehr dadurch zum Ausdruck gebracht werden sollen, dass 
der verzeihliche Irrtum für sich allein nicht in allen Fällen 
die Befreiung von Strafe rechtfertigt: es muss nicht nur der 
Irrtum, sondern auch das Nachreden entschuldbar sein. Wie 
nach Art. 132, Abs. 4, Bestrafung eintritt, wenn die Nachrede 
zwar wahr ist, der Thäter aber „ohne begründete Veranlas- 
sung" gehandelt hat, so soll im Falle des Abs. 5 die Straflosig- 
keit nur eintreten, wenn der Thäter „nicht ohne begründete 
Veranlassung" gehandelt hat. Der Geistliche in unserem Rechts- 
fall hat (subjektiv) begründete Veranlassung zu seinem Handeln 
gehabt; wenn dagegen einer der Kollegen des Künstlers^ 
denen jener die Mitteilung gemacht hat, sie in der Stadt weiter 
verbreitet hätte, statt sie an den Theaterdirektor gelangen zu 
lassen, so hätte er ohne begründete Veranlassung gehandelt 
— nach dem als Definition mangelhaften, aber praktisch sehr 
brauchbaren Satz des römischen Juristen : culpa est immiscere 
se rei ad se non pertinenti. Diese weitere Voraussetzung der 
Straflosigkeit ist allerdings im Gesetzesentwurf nicht ausdrück- 
lieh ausgesprochen, aber ihre Aufnahme in den Abs. 5 hätte 
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diesen schwerfällg gemacht, und da der Entwurf auf Anwen- 
dung des Gesetzes durch verständige Richter berechnet ist, so 
wird das „kann** nicht zu beanstanden sein. 

Eine Beschränkung des Wahrheitsbeweises wird in Deutsch- 
land, wenn es einmal zu einer Revision des Strafgesetzbuches 
kommt, schwerlich Anklang finden. Das eheliche und das 
Familienleben erscheinen durch die sehr nachahmungswerte 
Bestimmung des Art. 32, Abs. 4, des Vorentwurfs genügend 
geschützt, und wenn z. B. jemand einen Bekannten vor der 
beabsichtigten Eingehung der Ehe mit einer Witwe warnt 
unter Anführung der Thatsache, dass diese ihren ersten Ehe- 
mann betrogen hat, so erscheint, wenn der Heiratslustige die 
Warnung der Witwe mitteilt und diese Klage erhebt, die Ver- 
hängung einer Strafe wegen der wahrheitsgemässen üblen Nach- 
rede nicht gerechtfertigt. — Sehr zu wünschen wäre dagegen 
für ein künftiges deutsches Strafgesetzbuch die Aufnahme einer 
dem fünften Absatz des Art. 132 des Vorentwurfs entsprechenden 
Bestimmung, w^enn auch vielleicht in einer dem oben Ausge- 
führten entsprechend veränderten Fassung. Dadurch allein w^ürde 
auch eine sachgemässe Erledigung der vielumstrittenen Frage 
nach der Zulassung der nominatio auctoris ermöglicht. Seither 
bewegte sich das deutsche Recht in dieser Beziehung in 
p]xtremen: früher liess man allgemein Straflosigkeit eintreten, 
wenn jemand für die von ihm ausgehende, ausdrücklich auf 
Hörensagen gegründete Nachrede seinem Gewährsmann nach- 
weisen konnte; nach jetzigem Recht ist die Berufung auf 
Hörensagen und auf einen nachweisbaren Gewährsmann all- 
gemein ausgeschlossen. Weder das eine noch das andere ist 
zu billigen. Das eine Mal kann die Sache so liegen, dass 
zwar der Gewährsmann, nicht aber der, der sich auf ihn be- 
ruft, — das andere Mal so, dass nur der letztere, nicht auch 
der Gewährsmann, — das dritte Mal so, dass der eine wie der 
andere strafbar erscheint, endlich vielleicht auch so, dass bei 
beiden die Strafbarkeit ausgeschlossen ist, je nachdem bei 
dem einen und dem andern nach der besonderen Lage des 
Falles die Entschuldbarkeit (Unvermeidlichkeit) des Irrtums zu 
bejahen oder zu verneinen ist. Unser Rechtsfall ist geeignet, 
dies zu erhärten. Wenn der Geistliche durch eine ganz un- 
gewöhnliche Ähnlichkeit der Gesichtszüge auf die Meinung 
gebracht wurde, in dem Opernsänger den Betrüger vom vorigen 
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Tag vor sich zu haben, und wenn er sein Erlebnis den Be- 
gleitern des Sängers mitteilte, so wird man von einem Ver- 
schulden oder einer Fahrlässigkeit auf seiner Seite so wenig 
reden dürfen, wie wenn jemand durch eine mit grosser Ge- 
schicklichkeit ausgeführte Fälschung veranlasst wird, eine un- 
echte Urkunde für echt zu halten, und wenn er dem entspre- 
chend handelt. Haben sich die beiden Schauspieler darauf 
beschränkt, von der Mitteilung des Geistlichen den Theater- 
direktor zu verständigen, so wird wiederum niemand hierin eine 
strafbare üble Nachrede erblicken ; wenn sie dagegen, statt die 
Sache vor den Direktor zu bringen oder den Sänger direkt 
von der gegen ihn erhobenen Beschuldigung zu verständigen, 
diese beliebigen Dritten oder einem Zeitungsreporter mitteilten, 
so traf sie — auch abgesehen von dem schon gewürdigten 
Gesichtspunkt der Einmischung in eine Sache, die sie nichts 
anging — der Vorwurf einer fahrlässigen Ehrverletzung, denn 
sie hatten den Betrüger nicht gesehen, mussten sich also die 
Frage vorlegen, ob der Geistliche nicht vielleicht durch eine 
nur oberflächliche Ähnlichkeit bestimmt worden sei, den Opern- 
sänger für den Betrüger zu halten. Hätte der Geistliche selbst, 
als sich ihm der Sänger in Begleitung des Theaterdirektors 
vorstellte, anerkennen müssen, dass ihm jetzt, bei genauerer 
Betrachtung der Züge, eine Identität des Sängers mit dem 
Betrüger ausgeschlossen erscheine, dann wäre ihm eine fahr- 
lässige Ehrverletzung zur Last gefallen, während die Frage 
nach dem Verschulden der beiden Schauspieler wiederum von 
ihrem Verhalten abhing. — Auf eine derartige Kasuistik darf 
sich der Gesetzgeber nicht einlassen ; er bedarf ihrer aber auch 
nicht, für ihn genügt die Anerkennung des Grundsatzes, dass 
das Vergehen des § 186 des deutschen Strafgesetzbuches 
(Art. 132 des schweizerischen Vorentwurfs) ein Fahrlässigkeits- 
delikt sei, woraus sich das Recht und die Pflicht des Richters 
ergiebt, im einzelnen Fall zu prüfen, ob in dem Aussprechen 
oder Verbreiten der objektiv ehrvorletzenden Behauptung ein 
subjektives Verschulden gelegen sei: der Mannigfaltigkeit des 
Lebens müssen der Gesetzgeber und der Richter in verschie- 
dener Weise gerecht werden. 

Von dem über die nominatio auctoris Gesagten ist ins- 
besondere noch auf die mittelst der Presse verübten Ehrver- 
letzungen Anwendung zu machen. Nach dem deutschen Straf- 
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gesetzbuch und dem deutschen Pressgeöetz ist wegen einer 
solchen Ehrverletzung, insbesondere einer üblen Nachrede, der 
Redacteur der Zeitung als „Thäter" strafbar, wofern nicht „durch 
besondere Umstände die Annahme seiner Thäterschaft ausge- 
schlossen", also namentlich z. B. nachgewiesen wird, das» der 
verletzende Artikel ohne sein Wissen in das Blatt aufgenommen 
worden ist. (Diesen Nachweis muss er erbringen, denn dadurch, 
dass er als verantwortlicher Redacteur unterzeichnet, erklärt 
er, dass sämtliche Mitteilungen des Blattes von ihm ausgehen, 
mit seinem Willen und Wissen aufgenonmien seien.) Die Nen- 
nung seines Gewährsmannes macht ihn für sich allein nicht 
straffrei. Das Reichs-Pressgesetz (Art. 21) kennt neben der 
Strafe der Thäterschaft und im Gegensatz zu ihr eine Strafe 
wegen „Fahrlässigkeit", die aber, wie die Entstehungsgeschichte 
des Gesetzes ergiebt, nicht sowohl eine Strafe wegen fahr- 
lässiger Ehrverletzung, als vielmehr die Strafe wegen eines 
„eigentümlichen Pressdeliktes" sein soll. Eigentümlich ist nach 
dem Gesetz dieses Pressdelikt jedenfalls insofern gestaltet, als 
einerseits nicht gegen seinen Urheber eine Fahrlässigkeit, 
sondern von ihm die Abwesenheit einer solchen bewiesen 
werden muss und andererseits auch bei vorhandener Fahr- 
lässigkeit unter bestimmten Voraussetzungen Straflosigkeit ein- 
tritt. — Nach dem Vorentwurf (Art. 135) kann gleichfalls wegen 
einer mittelst der Presse begangenen Ehr Verletzung neben dem 
Verfasser auch der Herausgeber der Zeitung oder Zeitschrift 
bestraft werden: „nennt sich der Herausgeber oder nennt der 
Herausgeber den Verfasser, so werden beide nach ihrem Ver- 
schulden bestraft". Die Bestrafung des Herausgebers wird aber 
in diesem Fall, auch wenn er von dem Inhalte des Artikels 
Kenntnis gehabt hat, nicht immer eintreten müssen, vielmehr 
wird auch ihm, im Falle übler Nachrede, die Bestimmung des 
Art. 132, Abs. 5, über Straffreiheit bei verzeihlichem Irrtum 
zu gute kommen, und einen verzeihlichen Irrtum wii;d der 
Richter, der den Beruf der Presse richtig zu würdigen weiss, 
schon dann annehmen, wenn der Herausgeber als Verfasser 
eine (dem Richter erreichbare) Person namhaft macht, die er 
für vollkommen glaubwürdig halten durfte; und vollends er- 
scheint eine Bestrafung ausgeschlossen, wenn der Herausgeber 
aus irgend welchem Grunde von dem Inhalte des Artikels 
keine Kenntnis hatte. — Wie aber, wenn der Herausgeber die 
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Nennung des Verfassers verweigert? Hat er Kenntnis vom 
Inhalte des Artikels gehabt, so kann von Anwendung des 
Art. 132, Abs. 5, von vornherein keine Rede sein, denn seine 
Versicherung, dass der Verfasser, den er zu nennen sich wei- 
gert, ein glaubwürdiger Mann sei, kann auf Beachtung keinen 
Anspruch machen. Hat er von dem Inhalte keine Kenntnis, 
so kann trotzdem — nach dem ersten und dritten Satze des 
Art. 135 — nur er verfolgt werden; muss er auch bestraß 
werden ? Antwort : wenn der Gesetzgeber die Fiktion der 
Thäterschaft aufstellen will — ja; wenn er den Herausgeber 
auch hier „nach seinem Verschulden" bestraft wissen will — nein; 
denn in diesem Fall wäre höchstens eine Strafe wegen fahrlässiger 
Ehrverletzung — auch wegen fahrlässiger „Beschimpfung" — 
möglich, und jede Strafe müsste wegfallen, wenn der Heraus- 
geber ohne Verschulden von dem strafbaren Inhalte des Press- 
erzeugnisses keine Kenntnis erhalten hat. Diese Straflosigkeit 
wäre an und für sich nicht anstössig, sie wird es nur in Ver- 
bindung mit dem Rechte des Herausgebers, die Nennung des 
Verfassers zu verweigern; dies könnte zur völligen Straflosig- 
keit schwerer Ehrverletzungen führen, und dem wäre die 
Fiktion der Thäterschaft, so anstössig sie ist, immer noch 
vorzuziehen. Nach den Beratungen der Expertenkommission 
ist anzunehmen, dass der Art. 135 (erster Satz) im Sinne dieser 
Fiktion zu verstehen ist. 

Mit der Anerkennung des Begriffs der fahrlässigen Ehr- 
verletzung wäre die Möglichkeit gegeben, die Bestrafung der 
mittelst der Presse begangenen Beleidigungen (im weitern Sinn) 
sachgemäss zu regeln. Was insbesondere die üble Nach- 
rede angeht, so ergiebt sich aus dem bisher Ausgeführten, dass 
hier Fahrlässigkeit in doppelter Richtung möglich ist: den 
Herausgeber (verantwortlichen Redacteur) einer Zeitung oder 
Zeitschrift kann ein Verschulden treffen, sofern er einen inju- 
rösen Artikel, ohne von seinem Inhalt Kenntnis zu nehmen, 
aufgenommen hat oder durch einen Geschäftsgehülfen hat 
aufnehmen lassen, oder aber insofern, als er von der üblen 
Nachrede zwar Kenntnis genommen, aber unterlassen hat, sich, 
soweit es billigerweise verlangt werden kann, über deren Wahr- 
heit zu vergewissern. Wird die fahrlässige Ehrverletzung in 
dieser doppelten Richtung unter Strafe gestellt, so kann das 
sonderbare, eines Objekts entbehrende Delikt der Fahrlässig- 
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keit (§ 21 des deutschen Pressgesetzes) oder, wie es bei der 
Beratung des „Vorentwurfs" durch die Expertenkommission 
bezeichnet wurde, des „Missbrauchs der Presse ** (wozu?) in 
Wegfall kommen, man könnte in der Hauptsache mit den all- 
gemeinen Bestimmungen des Strafgesetzes auskommen, ent- 
behrlich wäre namentlich — vorausgesetzt, dass das Straf- 
maximum für die fahrlässige Ehrverletzung nicht zu niedrig 
angesetzt ist — die Bestimmung des deutschen Gesetzes, wo- 
nach der verantwortliche Redacteur als „Thäter" zu bestrafen 
ist, wenn nicht durch besondere Umstände die Annahme seiner 
Thäterschaft ausgeschlossen ist, und ebenso die vom Vorent- 
wurf für den Fall, dass der Herausgeber den Verfasser zu 
nennen verweigert, aufgestellte Fiktion der Thäterschaft des 
ersteren. Ganz zu vermeiden werden jedoch Ausnahmsbestim- 
mungen teils zu gunsten, teils zu Ungunsten der Presse nicht 
sein. Die Möglichkeit fahrlässiger Beschimpfung ist, wie wir 
oben gesehen haben, auch ohne Vermittlung der Presse ge- 
geben, eine solche Beschimpfung unter Strafe zu stellen, ist 
aber doch nur angezeigt, wenn sie mittelst der Presse verübt 
wird. Auf der andern Seite wird sich die Gesetzgebung kaum 
dem populären (wenn auch hinsichtlich seiner Berechtigung 
zweifelhaften) Verlangen entziehen können, dass dem Heraus- 
geber Cverantwortlichen Redacteur) einer Zeitung oder Zeit- 
schrift zu gestatten sei, die Verantwortlichkeit für einen inju- 
rösen Artikel, insbesondere für eine üble Nachrede, an der 
Stelle des ungenannten und unbekannten Verfassers zu über- 
nehmen, einem Verlangen, das im Vorentwurf erfüllt worden 
ist durch die Bestimmung: „Der Herausgeber ist nicht ver- 
pflichtet, den Namen des Verfassers zu nennen." Geht man 
davon aus, dass diese Bestimmung auf dem Gedanken der 
Stellvertretung beruht, so muss sie notwendig eine Einschrän- 
kung für den Fall erfahren, dass der Herausgeber seinerseits 
jedes Verschulden in Abrede zieht, z. B. geltend macht, dass 
er durch Krankheit an der Kenntnisnahme des injurösen Ar- 
tikels verhindert worden sei. Er ist mit einer solchen Ent- 
schuldigung unbedingt zu hören, aber ebenso unbedingt soll er 
dann bezüglich der Ermittlung des Verfassers dem allgemeinen 
Zeugniszwang unterliegen. — Bestimmungen über die Straf- 
losigkeit des Herausgebers, der im Fall einer üblen Nachrede 
den Verfasser nennt, wird das Gesetz nicht geben können: ob 
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dem Herausgeber ein Verschulden zur Last fällt, muss im ein- 
zelnen Fall der Richter entscheiden, auf seiten der Gesetz- 
gebung genügt es, wenn sie dem Richter die Möglichkeit ^) 
eröffnet, das Verschulden auch bei Kenntnis des Inhalts der 
Einsendung zu verneinen. 

Zum Schluss noch eine Bemerkung über die cdvilrecht- 
liche Verantwortlichkeit wegen übler Nachrede, wobei ich 
wieder an unseren Rechtsfall anknüpfe. Der Sänger hat seine 
Entschädigungsforderung hauptsächlich damit begründet, dass 
infolge der Verbreitung der Nachricht von seinem angeblichen 
Betrug seine Benefizvorstellung im Theater sehr schlecht be- 
sucht gewesen sei. Der Greistliche hatte sich auch bereit er- 
klärt, ihm jeden halbwegs erweislichen Schaden zu ersetzen. 
War er hierzu rechtlich verpflichtet? Wir werden sehr ge- 
neigt sein, diese Frage zu bejahen; wenn sie aber bejaht 
wird, ergiebt sich daraus nicht auch die Bejahung einer 
strafbaren üblen Nachrede? Ich glaube nicht. Strafbarkeit 
einer Handlung und civilrechtliche Verantwortlichkeit für eben 
diese Handlung müssen nicht notwendig gleichen Schritt halten^ 
und der Gesetzgeber regelt sie auch mehrfach verschieden ; es 
sei nur an die Sachbeschädigung und an die Kreditschädigung 
erinnert. Fahrlässige Sachbeschädigung ist wohl überall als 
ein Privatdelikt anerkannt, das den Thäter civilrechtlich ver- 
antwortlich macht, strafbar ist sie aber nach dem deutschen 
Strafgesetzbuch wie nach dem schweizerischen Vorentwurf 
nur ausnahmsweise; Kreditschädigung durch Verbreitung un- 



*) In Deutschland besteht diese Möglichkeit zur Zeit nicht. Unlängst 
war ich in der Lage, in eigener Sache einem hohen deutschen Richter 
schnöde Parteilichkeit vorzuwerfen. Die Thatsachen, aus denen sich dieser 
Vorwurf unzweifelhaft ergab, veröffentlichte ich in einer angesehenen 
Zeitung; die Redaktion sandte der Mitteilung die Bemerkung voraus, dass 
selbstverständlich die Verantwortlichkeit für die gegen den Beamten er- 
hobenen Vorwürfe mir allein überlassen bleibe. Diese Verwahrung hätte 
den Redacteur, wenn die von mir angeführten Thatsachen nicht «er- 
weislich wahr» waren, nicht geschützt: durch die Verwahrung hatte er 
ja zu erkennen gegeben, dass er von dem Inhalte meiner Einsendung 
genaue Kenntnis genommen habe. Trotzdem hätte wohl jedermann seine 
Verfolgung missbilligt. Praktisch wurde die Frage nicht, da der ange- 
griffene Beamte auch gegen mich keinen Strafantrag stellte, sondern es 
vorzog, den aus den Thatsachen sich ergebenden Vorwurf der Parteilich- 
keit auf sich sitzen zu lassen. 
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richtiger, aber nicht ehrenrühriger Nachrichten ist nach 
deutschem wie nach schweizerischem Recht nur strafbar, wenn 
sie wider besseres Wissen erfolgt, während civilrechtliche Ver- 
antwortlichkeit, wenigstens nach dem deutschen bürgerlichen 
Gesetzbuch, auch im Falle der Fahrlässigkeit eintritt. Es ist 
oder wäre also kein Verstoss gegen die juristische Logik, 
wenn eine aus entschuldbarem (unvermeidlichem) Irrtum ent- 
sprungene üble Nachrede straflos gelassen Avird, aber doch 
den Urheber civilrechtlich verantwortlich macht, mag man 
nun die verschiedene Behandlung damit begründen, dass man 
den Begriff der Fahrlässigkeit für das Strafrecht anders be- 
stimmt als für das bürgerliche Recht (ich erinnere an die culpa 
levissima, für die nach der lex Aquilia gehaftet wird), oder — 
besser — damit, dass man sagt : civilrechtlich könne eine Verant- 
wortlichkeit auch durch eine Handlung begründet w^erden, die 
dem Handelnden nicht zur Schuld zugerechnet werden könne. 
Die letztere Begründung wird allerdings vor den x\ugen der 
scholastischen Jurisprudenz keine Gnade finden, doch ist der 
Gedanke im deutschen bürgerlichen Gesetzbuch zu einer ge- 
wissen Anerkennung gelangt einerseits in der Bestimmung über 
die Schadloshaltung, die dem durch die That eines Unzurech- 
nungsfilhigen Verletzten aus dessen Vermögen zu gewähren ist 
(§ 829), anderseits namentlich durch die die Handlung eines 
Zurechnungsfähigen betreffende Vorschrift des § 904: „Der 
Eigentümer einer Sache ist nicht berechtigt, die Einwirkung 
eines andern auf die Sache zu verbieten, wenn die Einwirkung 
zur Abwendung einer gegen w^ärtigen Gefahr notwendig und 
der drohende Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung 
dem Eigentümer entstehenden Schaden un verhältnismässig gross 
ist. Der Eigentümer kann Ersatz des ihm entstehenden Scha- 
dens verlangen." Wer, um den rechtswidrigen Angriff eines 
andern von sich abzuwehren, das einem Dritten gehörige Glas 
dem Angreifer an den Kopf schlägt, so dass es zerbricht, der 
kann nicht wegen vorsätzlicher Sachbeschädigung, und könnte 
auch nicht, wenn sie strafbar wäre, wegen fahrlässiger Sach- 
beschädigung bestraft werden, sein Handeln ist subjektiv nicht 
rechtswidrig, aber es macht ihn trotzdem civilrechtlich verant- 
wortlich. 
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A propos d'une mäprise legislative. 

L^affaire Spftblei-. 

Par 

E, Picot, juge ä la Cour de justice de Gen^ve. 



Dans le dernier numäro de la präsente Revue*), M. le 
professeur Gautier a exposä la mäprise commise au Grand 
Conseil de Genfeve lors de la revision partielle de notre Code 
pänal en 1892. Par suite d'une simple erreur de r^daction, le 
vulgaire lapsus calami d'un copiste presse qui a äcrit et en- 
voy6 ä Timpression ces mots : « les art. 277 ä 280 du Code 
pänal sont abrog6s> au lieu de ceux-ci: «les art. 277, 278 ei 
280 sont abrog^s», Tart. 279 a 6t6 abrog6 dans le texte officiel 
et le crime de viol ray6 du Code p^nal genevois; alors que 
l'intention manifeste du l^gislateur 6tait de maintenir ce texte 
dans sa teneur primitive. Qu'il y ait eu lä une simple erreur 
materielle et quelle qu'en soit Torigine, aucun doute n'a jamais 
6te et n'a pu ^tre manifeste ä cet egard. 

Un moment est venu, cependant, oü un miserable, convaincu 
d'avoir commis un viol dans des circonstances particuliärement 
r^voltantes, a invoque Terreur commise lors de la Promulga- 
tion de la loi de 1892 et, se basant sur le principe nulla pcena 
sine lege, a demande l'annulation de la condamnation qui Tavait 
frappe d'une longue peine de r^clusion. 

Dans rinteressant et brillant article qu'il a publik ä ce 
sujet, M. le professeur Gautier a examine et publik tout au 
long les divers moyens invoquäs de part et d'autre dans ce 
debat et les diverses decisions judiciaires rendues par les 

^) Page 171. 
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iiistances sup6rieures du Canton et de la Conföd6ration, d^ci- 
sions qui ont abouti au maintien de la condamnation pro- 
nonc6e. 

M616 indirectement ä ce d^bat oü mon nom a 6t6 pro- 
nonc6 comme ayant €t€ celui de la personne qui avait signal6 
en Premier lieu Terreur commise dans la loi de 1892 *), je de- 
mande la permission d'exprimer mon opinion sur la Solution 
qui lui a €t€ donn^e et sur les diflfferents systfemes successive- 
ment 4chafaud6s pour arriver au maintien de la condamnation. 

S'il est un principe qui peut Ätre consid^4 comme une 
des pierres d'angle de T^difice du droit pänal, c'est bien celui 
qui s'^nonce sous Taphorisme : nulla pcena sine lege, on le voit 
figurer dans toutes les l^gislations modernes, et n'y fTQt-il pas 
inscrit en termes exprfes qu'on ne le consid^rerait pas moins 
comme r^sultant des principes g^n^raux du droit pönal, en 
tous cas il est inscrit en toutes lettres dans Tarticle premier 
du Code d'instruction pönale de Genöve. Comment peut-il 
donc se faire que, malgrö ce principe, le nommö Spühler ait 
ötö condamnö en janvier 1899 pour un acte qui ne figurait 
plus parmi les actes döfendus par la loi pönale depuis sept 
ans et qui n'a ötö proclamö ä nouveau criminel que plusieurs 
mois aprfes le jugement de condamnation? 

Cette condamnation a-t-elle pu ötre prononcöe sans viola- 
tion de ce principe de droit? 

Toutes les autoritös qui ont eu ä se prononcer sur ce 
point ont röpondu par la nögative et cependant les arguments 
qu'elles ont invoquös ä Tappui de leur thöse sont contradic- 
toires entre eux. II y a mieux, les arguments invoquös par 
une möme autoritö se contredisent les uns les autres et M. le 
professeur Gautier, dans son article, se voit obligö de critiquer 
la döcision de la Cour de Cassation, decision rendue avec son 
concours et son entier assentiment, et de chercher de nouveaux 
arguments pour la justifier. On m'a affirmö que lors de la 
discussion de cette affaire par le Tribunal födöral il y a eu 



^) Cnique suuni, Si j'ai Signale le premier l'erreur commise, ce 
n'est pas k moi que revient l'honneur de Favoir d^couverte, i) revient ä 
M. Roumieux, greffier de la Cour de justice de Geneve, qui, justement 
pr^occup^ de ses consöquences, m'avait demandc^ de la signaler ä qui de 
droit. 
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autant d'avis diffärents que de juges. N'y a-t-il pas lä la 
preuve que la Solution donnäe ne satisfait personne et n'est 
pas de nature ä satisfaire le sentiment du droit. 

Le minist^re public genevois lorsqu'il s'est döcidä ä tra- 
duire Spühler pour le crime de viol devant la Cour criminelle 
n'ignorait pas que la base juridique de la poursuite ätait essen- 
tiellement fragile, mais il Ta fait sachant sur quel terrain il 
s'aventurait et persuad^ que, dans un cas semblable, oü les 
faits 6taient patents, le crime avou6 et stabil de la mani^re 
la plus complfete, sa röpression serait n^anmoins prononc^e 
parce qu'elle ne pouvait pas ne pas Tötre malgrä les d6fec- 
tuosit^s de la l^gislation, et l'^v^nement lui a donn6 raison. 

Lors du recours form^ par Spühler devant la Cour de 
Cassation le Ministfere public soutint que Tart. 279 auquel 
Tart. 280 est indissolublement li6 n'avait jamais 6t6 valable- 
ment abrog^, la Cour de Cassation, sans le dire cependant 
explicitement, admit que Tart. 279 ^tait abrog^, mais ^carta 
le recours par le motif que la condamnation avait 6t6 pro- 
nonc6e en vertu de l'art. 280 ^galement vis6 dans Taccu- 
sation. 

Le Tribunal föderal d^molit le Systeme laborieusement 
^chafaud^ par la Cour de Cassation et d^cida dans ses consi- 
d^rants, avec raison selon moi, que les art. 279 et 280 for- 
ment un tout et que, du reste, la condamnation avait bien 6t6 
prononc^e en vertu de l'art. 279 abrog^, il ^carta cependant 
le recours par un argument contradictoire avec le pr6c6dent: 
Tart. 280 n'^tant pas abrog6 et Tart. 279 ne Tayant 6t6 que 
par erreur, les tribunaux genevois en les appliquant tous deux 
ont appliquö une disposition de loi existante, das lors la con- 
damnation ne porte pas atteinte au principe nulla pcena sine 
lege, 

11 s'est produit dans cette affaire un ph^nom^ne que j'ai 
d(5jä observ^ dans ma carri^re judiciaire, dans des cas oü 
r^quit^ am^ne le juge ä adopter une Solution qui n'est pas 
strictement conforme ä la lettre de la loi ou aux rfegles de la 
proc^dure. Le juge de I'*" instance, pour motiver sa d^cision, la 
justifie par des arguments critiquables en droit, les juges de 
2™* instance ou mßme de 3"® instance, qui partagent au fond 
Topinion du premier juge, d^molissent toute son argumentation 
dont ils sentent la faiblesse pour en substituer une autre qui, 
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g^n^ralement, vaut encöre moins. Le juge qui a Statut en 
Premier lieu, avait le choix entre plusieur^ systfemes, il a 
choisi le moins maüvais, ses successeurs sont oblig^, pour 
arriver au mfime but, de prendre ceux qui resteut. 

A notre avis et en se pla^ant au point 4e vue du droit 
strict, il n'y avait que deux Solutions röeUement franches: 

S'en tenir a l'observation . de la lettre de la loi, constater 
que Tart. 279 du Code p6nal genevois 6tait abrog^ par le 
texte r6guli6rement public de la loi, qu*au moment oü Spühler 
avait commis son acte, le viol n'^tait pas un acte punissable 
aux termes de la loi pönale et lib^rer Spühler de toute pour- 
suite. 

Ou bien räpondre ä son recours: une erreur materielle 
comme celle qui s'est produite lors de la publication de la loi 
de 1892 ne compte pas, jamais le l^gislateur n'a entendu 
abroger Tart. 279 et laisser impuni Tacte qualifi^ de viol, 
c'est donc ä bon droit que Spühler a 6t6 poursuivi et con- 
damn^ pour ce fait, et en vertu du dit article. 

II y eut eu ^videmment un sentiment de scandale dans 
les deux cas, dans le premier il aurait 6t6 tr^s violent, le 
sentiment intime de la justice aurait ^t^ froiss^ de la mani^re 
la plus intense, aussi les juges ont-ils tous recul6 devant cette 
Solution. Dans le second cas il y aurait eu non pas violation 
du sentiment de justice, mais le sentiment de la violation 
apparente d*un principe de droit destin6 ä prot^ger le justi- 
ciable contre les abus possibles des tribunaux, les juges ont 
6galement recul6 devant cette cons6quence. 

Je n'ai pas ^tä appel6 comme magistrat ä statuer dans ce 
litige et on croira sans peine que je ne le regrette pas» je ne 
m*en serais vraisemblablement pas mieux tir6 ou par quelque 
autre Solution prfitant ^galement, sinon plus, le flanc ä la cri- 
tique, je ne songe donc point h jeter la pierre aux magistrats 
qui ont fait leur possible pour concilier les principes 616men- 
taires de la justice avec ceux contradictoires de la loi 6crite 
et qui ont cru pouvoir y arriver par des chemins d^tourn^s 
et de subtiles interpr^tations de textes. 

Ce que j'ai voulu constater en reprenant sommairement 
Texamen de cette affaire, c'est qu*il y a des cas oü le droit 
tel qu'il räsulte du texte des lois ^crites est impuissant ä r^soudre 
certaines difficult^s, ä un principe aussi universellement admis 
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que celui de nulla poena sine lege s'en est trouv6 opposö un 
autre qui tient encore plus profondäment au sentiment inn6 
de justice que nous avons tous en nous, c'est celui-ci summum 
jus suinma injuria, dans le cas concrel qui nous occupe la 
lib^ration du criminel eüt constitu6 une summa injuria, devant 
laquelle le summum jus a du fl^chir, pour s'en convaincre il 
suffit de se demander si les juges auraient agi de möme dans 
le cas oü Spühler aurait 6t6 condamnö non pour un viol qua- 
lifiö, mais pour une infraction d'une autre nature, pour une 
contravention de douane ou un homicide par imprudence par 
exemple. Aucun juriste n*h6siterait ä r^pondre que dans ce 
cas la Solution eüt 6t6 diffärente. 

On ne saurait se faire aucune illusion, la Solution inter- 
venue n'a €i€ qu*un exp^dient, les diverses d^cisions judiciaires 
intervenues reposent toutes sur des arguments qui ne resistent 
pas ä un examen critique, un peu serr6, je crois quMl eüt 6t6 
plus franc de dire qu'une erreur materielle teile que celle qui 
a 6t6 commise lors de T^laboration de la loi, ne doit pas en- 
trer en ligne de compte, jamais le l^gislateur n*a entendu 
rayer le viol de r6num6ration des actes punissables, aucun 
doute quelconque ne peut s'älever ä ce sujet; que nous Im- 
porte que quelque copiste ou secr^taire ait commis une erreur 
de copie ou de pointage dans la r^daction d'un proc^s verbal, 
alors qu'il est clair comme le jour que Tautorit^ legislative, 
qui seule peut abroger un texte de loi, n'a jamais eu la plus 
lointaine id^e de modifier .ou d'abroger Tart. 279, et que le 
texte publik est le r^sultat d'une erreur. II vaudrait mieux, 
certainement, que des erreurs semblables fussent soigneusement 
6vit6es, que nos autorit^s tant legislatives qu*administratives 
ne permissent la publication que de textes soigneusement col- 
lationn6s, mais errare humanum est et lorsqu'il est indiscu- 
table que Terreur commise est purement materielle qu'elle n'a 
trompe, ni pu tromper personne, n'est-il pas plus simple, plus 
logique, plus juste de faire abstraction pure et simple de cette 
erreur, et de dire qu'erreur ne fait pas compte. 

Si Ton admet le Systeme contraire, on arrive, comme nous 
Tavons vu ä des Situation insolubles pour celui qui veut concilier 
le respect de la lettre et celui de Tesprit de la loi. Le precedent, 
dira-t-on, sera dangereux, ce n'est pas notre avis, un cas sem- 
blable ne se presentera, pour ainsi dire, jamais oü il sera de- 
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montr6 sans conteste qu'un texte abrog6 Ta 6t6 d'une manifere 
inconsciente et sans que la volonte du 16gislateur y soit pour 
une part quelconque, le pr6c6dent qu'on cr6e en faisant dire ä 
des textes ce qu'ils ne disent pas, avec des consid^rants qui, 
loin de se soutenir, se d6truisent mutuellement, est ä mon avis 
bien plus dangereux et plus de nature ä diminuer le respect du 
aux d^cisions judiciaires, qu*une däcision franche et nette d€- 
clarant sans valeur une disposition legislative entach^e de 
Terreur la plus flagrante et qui contient exactement le con- 
traire de ce que le l^gislateur a voulu y mettre. 



360 



Eine Frage des Auslieferungsrechtes. 

Aus den 

Verhandlungen des Zürcherischen Jarisfenvereins. 



Herr Professor Dr. Gustav Vogt sprach am 17. Dezember 
1897 im Zürcherischen Juristenverein „über eine Frage des 
Auslieferungsrechtes". 

Die folgenden Mitteilungen sind dem Protokoll des Zürche- 
rischen Juristenvereins, das Professor Dr. H. F, Hitzig verfasst 
hat, entnommen. 

Professor Dr. Gustav Vogt führte aus: 

Der Grundsatz non bis in idem wird im internationalen 
Strafrecht nicht allgemein durchgeführt ; nach dem italienischen 
Strafgesetzbuch können Italiener, die im Ausland deliuquiert 
haben und dort bestraft worden sind, in Italien zum zweiten- 
mal bestraft werden ; auch nach dem Reichsstrafgesetzbuch ist 
solche doppelte Verurteilung möglich (Art. 3), allerdings sieht 
Art. 7 dann eine Kompensation (Anrechnung der im Ausland 
erstandenen Strafe) vor. 

Die Schweiz hat gelegentlich versucht, das Prinzip non 
bis in idem in internationalen Verträgen aufzustellen: Vertrag 
mit Spanien, Serbien, Salvador; in andern Verträgen fehlen 
solche Garantien gegen Doppel Verurteilung. 

Der Grund liegt darin, dass mit dem Prinzip non bis in 
idem ein anderes Prinzip konkurriert, das Prinzip der Nicht- 
auslieferung eigener Staatsangehöriger; namentlich die Schweiz 
hält an diesem Prinzip fest; preisgegeben hat sie es nur im 
Vertrag mit den Vereinigten Staaten ; der Vertrag mit England 
sieht eine ungleiche Behandlung der Vertragsstaaten vor: Eng- 
länder werden von England ausgeliefert, die Schweiz liefert 
den Schweizer nicht aus, übernimmt aber die Bestrafung. 
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Durch das Prinzip der Nichtauslieferung der Nationalen 
wird ein Gerichtsstand des Patriotismus geschaffen, der Patrio- 
tismus ist hier nicht begründet ; die Interessen der Strafrechts- 
pflege fordern, dass der Verbrecher am forum delicti commissi, 
wo das Beweismaterial zu finden ist, abgeurteilt, also wenn er 
in den Heimatsstaat geflüchtet, von diesem an das Land des 
delictum commissum ausgeliefert werde. 

Ein Zusammenstoss dieser beiden Gerichtsstände kann so- 
wohl zu Doppelverurteilung, als auch zum Ausbleiben jeglicher 
Verurteilung führen. Einen Versuch, Kollisionen zu vermeiden, 
bedeutet das Bundesgesetz vom 22. Januar 1892. Das Gesetz 
sieht vor (Art. 2) : 1. kein Schweizerbürger darf an einen fremden 
Staat ausgeliefert werden ; 2. es wird aber dem requirierenden 
Staat die Zusicherung erteilt, dass der Verfolgte nach dem im 
Gebiete des zuständigen Gerichts geltenden Recht in der Schweiz 
abgeurteilt werde ; 3. diese Zusicherung wird aber nur gewährt, 
wenn der ersuchende Staat erklärt, dass er den Sehweizer- 
bürger auf seinem Gebiet nicht nochmaU nach Verbüssung der 
in der Schweiz verhängten Strafe verfolge. 

Die Schwierigkeit besteht nun darin, dass es fremde Staaten 
giebt, die die Erklärung sub 3 nicht erteilen können, weil ihre 
eigene Gesetzgebung schlechtweg Anwendung auf jedes im In- 
land begangene Delikt vorsieht, so Deutschland. Wird die Er- 
klärung verweigert, so geht hier der Thäter leer aus. 

Dör schweizerische Bundesrat hat sich in solchen Fällen 
namentlich gegenüber Deutschland weit engagiert, indem er 
die Zusicherung der Bestrafung von Schweizern auch in Fällen 
übernahm, wo das Versprechen des non bis in idem nicht vor- 
lag (Fälle Tierstein, Riche); in letzterem Fall wurden Ver- 
handlungen über die Frage als in Aussicht stehend bezeichnet. 
Ein dritter Fall (Gerber) führte zu bundesgerichtlicher Ent- 
scheidung. Die bernische Anklagekammer weigerte sich, die 
Bestrafung eines Berners anzuordnen, weil die Zusicherung des 
non bis in idem seitens der deutschen Regierung fehlte. Der 
Bundesrat erhob den Kompetenzkonflikt, das Bundesgericht trat 
der Auffassung der bernischen Gerichte bei und verwarf die 
Ansicht des Bundesrates, nach welcher bei Abschluss des Aus- 
lieferungsvertrages, wenn dies auch nicht ausdrücklich gesagt 
sei, die Absicht obgewaltet habe, unter allen Umständen die 
Bestrafung des requirierten Nationalen zu übernehmen. 
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Das Resultat, das sich ergiebt, ist bedenklich einmal des- 
wegen, weil der Bundesrat, dessen Auffassung das Bundes- 
gericht verwirft, sich diplomatisch bereits engagiert hat; be- 
denklich aber besonders wegen der Strafrechtspflege; es wird 
in solchen Fällen nicht möglich sein, dem Delinquenten seine 
Strafe zukommen zu lassen: er wird hier nicht bestraft und 
wird auch nicht ausgeliefert. 

Der Referent schlägt angesichts dieser Sachlage und der 
Bedeutung des Falles Gerber vor. Schritte zu thun bei den 
Bundesbehörden, diese sollen auf die Missstände aufmerksam 
gemacht und ersucht werden, für Hebung derselben besorgt 
zu sein ; man kann dabei an verschiedene Wege denken : Staats- 
vertrag, Änderung der eigenen Gesetzgebung und andere. 

In der Diskussion dankt zunächst der Vorsitzende Dr. Schürfer 
dem Vortragenden und macht auf ähnliche Missstände im Ge- 
biet des internationalen Ehescheidungsrechtes aufmerksam. — 
Professor Zürcher glaubt, eine Sanierung wäre am ehesten da- 
durch möglich, dass man auf die Zusicherung des non bis in 
idem dem requirierenden Staat gegenüber verzichtete; dem 
Schweizer, der im Ausland delinquiert hat und dafür hier be- 
straft wird, darf zugemutet werden, dass er das Land, wo er 
delinquiert hat, meide und sich nicht selbst der Gefahr erneuter 
Verurteilung aussetze. Auf das Prinzip der Nichtauslieferung 
der Nationalen sollte nicht leichthin verzichtet werden, man 
denke an Fälle, wo der requirierende Staat auf einer niedri- 
geren Kulturstufe steht, uns unbekannte Strafen kennt, oder 
etwa politische Vergehen unter dem Schein des nichtpolitischen 
Vergehens verfolgt. 

Staatsanwalt Dr. Schulthess tritt auch für das Prinzip der 
Nichtauslieferung der Nationalen ein ; die von Professor Zürcher 
zuletzt erwähnten Fälle seien nicht so selten, so neulich wieder 
ein Fall mit Russland. Das Heimatland soll auch für den Ver- 
brecher ein sicheres refugium sein; dafür, dass er im requi- 
rierenden Land objektiv behandelt werde, besitzen wir nicht 
immer genügende Garantien, dagegen kennen wir die Eigenart 
unserer Kompatrioten. Die Gründlichkeit der Untersuchmig 
kann allerdings darunter leiden, wenn sie fern vom Thatort 
vorgenommen wird; wo solche Interessen es verlangen, wird 
im interkantonalen Verkehr immer ausgeliefert. Bezüglich des 
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Prinzips non bis in idem (Gerber) sollte das Ausland, speciell 
Deutschland, Abhülfe schaffen, nicht wir; das Straf klagerecht 
des fremden Staates sollte endgültig konsumiert sein, wenn er 
bei uns Bestrafung unseres Landesangehörigen, der auswärts 
delinquiert hat, erwirkt. Deutschland sollte in solchen Fällen 
erklären : a) wir rechnen jedenfalls die in der Schweiz erstan- 
dene Strafe an ; b) Mir wenden Todesstrafe nicht an, wenn der 
Heimatkanton sie nicht kennt ; c) w^enn die in der Schweiz zu- 
erkannte Strafe nicht in flagrantem Widerspruch zu deutschem 
Recht steht, begnügen wir uns ganz mit der Bestrafung in der 
Schweiz. Übrigens zeigen sich bereits jetzt bedenkliche Folgen 
der Entscheidung in Sachen Gerber : im Falle Gentert (Deutscher^ 
der in der Schweiz delinquierte, ist nach Deutschland geflohen) 
verweigert Deutschland die Bestraf ung und verlangt vorerst eine 
Gegenrechtserklärung. Professor Schneider erwähnt, dass auch 
Rttttimann in seinen Vorlesungen für das Prinzip der Nicht- 
auslieferung der Nationalen eingetreten sei und betont habe, 
es handle sich nicht um Verbrecher, sondern nur um Ange- 
klagte. Dr. Bader: Für das Prinzip der Nichtauslieferung sei 
auch das Institut du droit international eingetreten; die Aus- 
lieferung könnte man beschränken a) auf schwere Fälle, b) auf 
Fälle, wo die Untersuchung nur am Thatort mit Erfolg be- 
trieben werden kann, in diesem Sinn wäre die eigene Gesetz- 
gebung abzuändern ; bereits sei eine Anregung zum Abschluss 
eines Weltauslieferungsvertrages gemacht worden (Liszt am 
deutschen Juristentag). Bezirksrichter Otto Lang: Es giebt für 
den Satz, dass Nationale nicht ausgeliefert werden sollen, nur 
eine psychologische Begründung: das Gefühl der Zusammen- 
gehörigkeit der Nationalen. Auslieferungen von Schweizern nach 
Amerika seien mit allgemeinem Widerwillen aufgenommen 
worden; denkbar wäre, wo die Interessen gründlicher Unter- 
suchung es verlangen, eine Auslieferung nur zum Zweck der 
Untersuchung, wobei Aburteilung dem Heimatstaat vorbehalten 
bliebe. Dr, Gubser: Gegen die Auslieferung der Nationalen 
sollte man kein Bedenken tragen, wenn der requirierende Staat 
auf der gleichen Kulturstufe steht. Für das ganze Gebiet des 
deutschen Reichs ist durch das Reichsstrafgesetzbuch der Weg 
gewiesen für die einschlägigen Fragen; in der Schw^eiz diffe- 
rieren die einzelnen kantonalen Rechte erheblich bezüglich des 
örtlichen Anwendungsgebietes ihrer Strafgesetze. In Sachen 

Schweizerische Zeitschrift ffir Strafrecht. 12. Jahrg. 24 



364 Eine Frage des Auelieferungrsreclitem 

Gerber hätte das Bundesgericht zunächst auf die Bestimmung 
des kantonalen Rechts (Bern) abstellen sollen. Der Bund hatte 
nicht das Recht, mit Art. 2 des Bundesgesetzes in kantonale 
Kompetenzen einzugreifen. Abhülfe ist nur von einem einheit- 
lichen Schweizerstrafrecht zu erhoffen, sorge man dafür, dass 
hier ein Schritt vorwärts gemacht wird. Dr. Oysler, Justiz- 
sekretär, bemerkt, dass im Fall Gerber das Bundesgericht die 
Frage der Anwendbarkeit bernischen Rechts wenigstens ge- 
sti^elft habe. Im Auslieferungsfall mit Russland (siehe Votum 
des Staatsanwaltes oben) erfolgte die Nichtauslieferung des- 
wegen, weil das im Auslieferungsvertrag vorgesehene Straf- 
minimum nicht gegeben war. Dr. Haiis Kunz: Das Bundes- 
gesetz wollte jedenfalls nicht die Strafverfolgung erschweren, 
es kann nicht die Meinung des Gesetzes sein, dass Kantone, 
die bisher die Erklärung des requirierenden Staates nicht ver- 
langten, sie jetzt verlangen müssen; für das zürcherische Recht 
ist keine Änderung eingetreten, in dem Entwurf der neuen 
Redaktion ist daher auch von einer solchen nichts gesagt. 
Bezirksrichter Welti betrachtet die Kompetenz des Bundes als 
gegeben ; das Prinzip der Nichtauslieferung der Nationalen darf 
die Schweiz um so eher preisgeben, als es in England und 
Nordamerika, wo der Schutz des Bürgers am weitesten reicht, 
nicht gilt. 

Der Referent, Professor Vogt, verkennt das GcAvicht der 
Gründe nicht, die für das Prinzip der Nichtauslieferung der 
Nationalen geltend gemacht werden. Sanierung der jetzigen 
Verhältnisse ist aber auch auf andern Wegen möglich; man 
möge den Bundesbehörden die Wahl des Weges überlassen. 
Entscheidend müssen die Interessen geordneter Strafrechtspflege 
sein. Der Vorschlag, bei der Frage, ob Nationale auszuliefern 
seien oder nicht, in concreto auf die Kulturstufe des requi- 
rierenden Staates abzustellen, ist schwer realisierbar. Welche 
Staaten stehen auf derselben Kulturstufe? Das Bundesgesetz 
hat die kantonalen Bestimmungen gebrochen. 

Im Anschluss an Vortrag und Diskussion wird beschlossen: 

Eine Eingabe an den Bundesrat zu richten ; in dieser soll, 
unter Berührung der in der Sitzung gefallenen Voten, die Un- 
haltbarkeit und Reformbedürftigkeit des jetzigen Zustandes 
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dargethan und betont werden, dass derzeit schwere Verbrechen 
ungestraft bleiben können, weil eine Bestrafung weder hier 
noch im auswärtigen Staat möglich ist. Der Bundesrat möge 
auf irgend einem Wege, dessen Auswahl man ihm überlassen 
wolle, für Remedur besorgt sein. 

Die Redaktion der Eingabe wird der Vorstand in Verbin- 
dung miit dem Referenten besorgen. 
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Die SelbstverstUmmetung eines Wehrpflichtigen/' 



Von 

Carl Stooss, 



Die Selbstverstümmelung eines Rekruten, die ein Divisions- 
gericht *) beurteilte, bietet Anlass zu einer Erörterung über die 
Bestimmung des Art. 156 des Bundesgesetzes über die Straf- 
rechtspflege für die eidgenössischen Truppen vom 27. August 
1851. 

Art. 156 bestimmt: 

Wer fälschlicherweise ein Oebrechen simuliert , oder sich absicht- 
lich selbst verstümmelt, um sich der Wehrpflicht su entziehen, wird mit 
Gefängnisstrafe von höchstens ßwei Jahren belegt. 

Das Gericht hat mit Recht zunächst in Frage gezogen, wer 
dieses Verbrechen begehen kann, ob nur eine Person, die noch 
nicht Militär ist, Thäter sein kann, oder auch eine Person, die 
dem Heere angehört. Ohne Zweifel hat der Gesetzgeber bei 
Aufstellung der Bestimmung den Fall ins Auge gefasst, dass 
eine Person, die zur Erfüllung der Wehrpflicht erst herange- 
zogen werden soll, sich verstümmelt, um dienstuntauglich zu 
werden. 

Von „sich der Wehrpflicht entziehen" spricht man zunächst 
nur dann, wenn die Erfüllung der Wehrpflicht noch nicht be- 
gonnen hat. Der Militär, der ein Gebrechen simuliert oder sich 



•) Vgl. Entscheidungen, S. 412. 

*) In dem Urteil bezeichnet sich das Gericht als «Militärgericht», allein 
ein Gericht, das diesen Namen führt, giebt es nicht, vielmehr führen die 
Militärgerichte die Bezeichnungen, die in der Militärstrafgerichtsverfassung 
bei m (Militärstrafgerichtsordnung, I. Teil) angegeben sind. Das erken- 
nende Strafgericht erster Instanz heisst Divisionsgericht. 
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dienstuntauglich macht, kann sich der Wehrpflicht nicht mehr 
entziehen, er kann nur eine Befreiung vom Dienste herbei- 
führen. Doch ist zuzugeben, dass dieser Unterschied nicht 
zwingend ist und dass die Herbeiführung einer Befreiung vom 
Dienste im weitern Sinne auch eine Entziehung von der Wehr- 
pflicht genannt werden kann. 

Dass jedoch die Bestimmung zunächst wenigstens auf Per- 
sonen Anwendung finden soll, die noch nicht Militär sind, er- 
giebt sich aus dem Einleitungstitel des Bundesgesetzes über die 
Strafrechtspflege für die eidgenössischen Truppen, Art. 1, i: 

T^Den Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzbuches sind unter- 
worfen : 

„ /. Personen, welche durch Simulation von Gebrechen oder 

Selbstverstümmelung sich der Wehrpflicht ßu entziehen suchen mit 

Beziehung auf Art, 156 und 157,^ 

Damit w^erden ausdrücklich Personen, die nicht Militär- 
personen sind, dem Militärstrafgesetze unterworfen^). Daraus 
ergiebt sich allerdings nur, dass auch Personen, die noch nicht 
Militärpersonen sind, nach Art. 156 zu bestrafen sind, aber 
nicht notwendig, dass sich Art. 156 auf Militärpersonen nicht 

bezieht. Die Fassung des Art. 156: „Wer simuliert 

oder sich verstümmelt, wird mit belegt", ist so allge- 
mein, dass eine Beschränkung des Thatbestandes auf Nicht- 
militärs daraus an sich nicht folgt. Doch ist wahrscheinlich, 
dass der Gesetzgeber an den Fall, dass Militärs sich dem Dienste 
durch Simulation oder Selbstverstümmelung nachträglich ent- 
ziehen könnten, kaum gedacht hat. Hätte er daran gedacht, 
so würde er diesen Fall wahrscheinlich durch eine strengere 
Strafe ausgezeichnet haben, wie es im deutschen Strafreeht 
wirklich geschieht^). 

So viel ist sicher, dass nur derjenige der Strafe des Art. 156 
verfällt, der ein Gebrechen simuliert oder sich absichtlich selbst 
verstümmelt, um sich der Wehrpflicht zu entziehen. Wird die 



*) Auffallend ist, dass die MilitÄrstrafgerichtsbarkeit für diese Personen 
nicht ausdrücklich begründet wird, vgl. Art. 1 der Militärstrafgerichts- 
ordnung. Doch kann vielleicht Z. 5 herangezogen werden, die militär- 
Btrafgerichtsbar erklärt : « militärpflichtige Personen ausserhalb des Dienstes 
mit Bezug auf ihre dienstlichen Pflichten;». 

') Vgl. R. St. G. B., § 142, und Militär-Strafgesetzbuch, § 81.- 
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Simulation oder die Selbstverstümmelung nicht in dieser Absicht 
verübt oder ist diese Absicht des Thäters nicht festgestellt, so 
liegt der Thatbestand des Art. 156 nicht vor. Für den Cha- 
rakter des Delikts ist die systematische Stellung des Art. 156 
von Bedeutung. Das Gesetz fasst den Thatbestand des Art. 156 
als Betrug auf und führt das Verbrechen unter den Fällen des 
Betruges auf. 

Im Sinne des schweizerischen Militärstrafgesetzbuches ist 
Betrug (Art. 153): „Jede zum Nachteil der Rechte eines An- 
dern absichtlich unternommene Täuschung". Das Recht, das 
nach Art. 156 in Frage steht, ist der Anspruch des Staates 
gegen den Wehrpflichtigen auf Erfüllung der Wehrpflicht. Eine 
Täuschung in Bezug auf dieses Recht soll bestraft werden. 

Nach deutschem Recht ist dagegen schlechthin strafbar, 
wer sich vorsätzlich selbst verstümmelt oder dienstuntauglich 
macht. 

Die Absicht^ sich der Wehrpflicht zu entziehen, ist in dem 
Fall, den das Divisionsgericht beurteilt hat, nicht erwiesen ; es 
ist vielmehr wahrscheinlich, jedenfalls aber möglich, dass der 
Rekrut sich am Zeigfinger der linken Hand verletzte, um der 
Strafe, die er wegen Überschreitung des Urlaubs zu gewär- 
tigen hatte, zu entgehen. 

Wenn das Gericht im Zweifel ist, ob der Thäter die Hand- 
lung beging, um sich der Wehrpflicht zu entziehen, so ist diese 
Absicht und damit ein Merkmal des Thatbestandes nicht fest- 
gestellt. 

Sehr merkwürdig ist folgende Stelle des Urteils: 

„Z>/V von der Doktrin rertretene weitere Konsequenz des Dolus 
eventualis darf im Fragefälle nicht herbeigezogen werden. Der Ange- 
klagte war in seiner bereits betonten, aufgeregten Oemütsverfassung 
auch ausser Stande, die allfällig aus seiner Handlung resultierende 
mögliche üntauglichkeit zum fernem Militärdienst in Betracht zu 
ziehen,^^ 

Der Rekrut verstümmelte sich vorsätzlich, aber nicht in 
der Absicht, sich der Wehrpflicht zu entziehen. Wenn aber 
diese Absicht zum subjektiven Thatbestand des Verbrechens 
gehört, so kann von dolus eventualis überhaupt nicht die Rede 
sein. Wenn der Rekrut die Eventualität, durch die Selbstver- 
letzung zum Militärdienst untauglich zu werden, auch voraus- 
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gesehen hätte, so begründet diese Vorausgeht in keinem Falle 
die Absicht f sich der Wehrpflicht zu entziehen. Indem das Ge- 
setz nur die Selbstverstümmelung mit Strafe bedroht, die be- 
gangen wird, U7n sich der Wehrpflicht zu entziehen^ ist eine Straf- 
barkeit des dolus eventualis zwingend ausgeschlossen. 

Was der Verfasser des Urteils mit der „von der Doktrin 
vertretenen weiteren Konsequenz^ des dolus eventualis sagen 
will, leuchtet nicht ein. Wenn aber damit behauptet werden 
sollte, nach schw^eizerischem Militärstrafgesetz sei der Thäter 
wegen vorsätzlichen Verbrechens zu bestrafen, der im stände 
gewesen sei^ den Erfolg, den er verursacht hat, als möglich in 
Betracht zu ziehen, so würde der Verfasser des Urteils damit 
behaupten, nach schweizerischem Militärstrafrecht sei die fahr- 
^{ü^Äegre Verursachung eines Erfolges als «?or«/^teZicAe Verursachung 
eines Erfolges zu bestrafen. Damit wäre die culpa dem dolus 
strafrechtlich gleichgestellt. 

Ich billige somit das Urteil, aber nicht die Begründung des 
Urteils. 
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Kriminalpolitische Diskussionen 

schweizerischer Vereine und Gesellschaften 

im Jahre ISOO. 

Bericht, erstattet von 
Professor Dr. Emil Zürcher in Zürich. 



1. 

Das kriminalpolitische Programm des Art. 64^** der Bundes- 
verfassung, durch welches der Bund die Befugnis erhalten hat, 
den Kantonen zur Errichtung von Straf-, Arbeits- und Besse- 
rungsanstalten und ^ur Verbesserung im Strafvollzuge Beiträge 
zu gewähren und sich an Einrichtungen zum Schutze verw^ahr- 
loster Kinder zu beteiligen, musste den Gesellschaften und 
Vereinen, w^elche schon bisher diesen Aufgaben sich gewidmet, 
Veranlassung geben, die Ausführung des Programms zum Gegen- 
stand ihrer Verhandlungen zu machen. 

Am nächsten lag diese Aufgabe dem Schweizerischen Verein 
für Straf- und Gefängniswesen, Derselbe hat dann auch in der 
That die Frage der Bundessubvention an Verbesserungen im 
Strafvollzug und in der Erziehung Verwahrloster für seine in 
Bellinzona vom 9. bis 11. Oktober stattfindende Jahresver- 
sammlung auf die Traktandenliste gebracht. Berichterstatter 
war Dr. Curti, Direktor der kantonalen Strafanstalt in Zürich. 
Wir haben die Schlüsse, zu welchen er in seiner Bericht- 
erstattung gelangte, im letzten Hefte dieser Zeitschrift mitge- 
teilt. Der Korreferent, Kantonsrat Gabuzzi in Bellinzona, 
stimmte dem Referat in allen Teilen bei und es wurden die 
erwähnten Schlüsse von der zahlreich besuchten Versammlung 
einstimmig angenommen. Die Verhandlungen sind ausführlich 
wiedergegeben im Novemberheft des liepertoHo di Giurispru- 
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denza patria und werden zudem in den Publikationen des 
Vereins erscheinen. 

Nicht weniger musste sich die Schweizerische gemeinnützige 
Gesellschaft für die Frage der Erziehung der verwahrlosten 
und verbrecherischen Jugend interessieren. Hatte sie doch 
schon grosse Verdienste auf dem Gebiete erworben durch 
Gründung und Unterstützung zahlreicher Armenerziehungs- 
anstalten, wie man vordem diese Anstalten nannte, und durch 
die Einsetzung von Kommissiotien für die Versorgung ver- 
wahrloster Kinder. 

Die Schweizerische gemeinnützige Gesellschaft beschloss 
daher, in ihrer Jahresversammlung, die diesmal in Bern, in 
den Tagen vom 19. und 20. September, stattfand, die Frage 
der Behandlung der jugendlichen Verbrecher zu besprechen. 
Als Referent war alt Oberrichter Kocher in Bern, als Kor- 
referent Gefängnisinspektor Schaffroth daselbst gewonnen. Im 
ersten Einladungscirkular war auch zu Händen der Zweigvereine 
ein kurzes, vom Referenten entworfenes Diskussionsprogramm 
enthalten, das nicht sehr glücklich mit den Worten begann: „Die 
Frage der Behandlung der jugendlichen Verbrecher ist vor 
allem eine Frage der Zurechnungsfähigkeit." Das war nicht 
gerade der Punkt, der die Gesellschaft interessieren konnte 
und über den ein sachverständiges Gutachten von den im 
Dienste der Humanität ergrauten Männern erwartet wurde. 
Indessen kam die Sache, wie wir sehen werden, doch noch 
in das richtige Geleise. 

Wie w^eit die Zweigvereine die angeregten Vorbespre- 
chungen abgehalten, entzieht sich unserer Kenntnis. Einzig 
über die Jahresversammlung der gemeinnützigen Gesellschaft 
d^s Kantons Zürich, die im Juli in Zürich stattgefunden, ver- 
mögen wir zu berichten, zumal uns die Ehre zu teil geworden, 
die Besprechung mit einem Referate einzuleiten. 

Die Versammlung stimmte folgenden Thesen des Referen- 
ten zu : 

1. Die sti'afrechtliche Behandlung der Kinder liat in erster 
Linie den Erziehungszweck im Auge zu belialten. 

2. Es ist wünschenswert, die Verfolgung jugendlicher Ver- 
brecher, insbesondere von Schulkindern, so zu gestalten, dass die 
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Gefahren der Untersuchungshaft und der öffentlichen Gerichtsver- 
handlung ausgeschlossen bleiben und anderseits die genauere 
Kenntnis der Lehrer und Schulbehörden von den persönlichen und 
Familienverhältnissen des Kindes ausgenützt werde. 

3. Mit Bezug auf den Vollzug der Strafen und auf erzieherische 
und sichernde Massnahmen ist zu wünschen : a) kantonaler und 
interkantonaler Ausbau der Fürsorge für die verwahrloste Jugend ; 
bj Schularrest für den Vollzug von Warnungsstrafen gegenüber 
Kindern, soweit nicht ein Verweis gentigt; cj für den Vollzug der 
Besserungsstrafen die Errichtung kantonaler oder interkantonaler 
Anstalten, auch für Mädchen ; dj Errichtung interkantonaler An- 
stalten nach dem Muster von Aarburg zum Vollzug der Sicherungs- 
strafen. 

4. Die gesetzliche Angliederung der Schutzaufsicht für ent- 
lassene Sti'äfliQge an den Strafvollzug ist sehr zu begrüssen. Sie 
ist mit Bezug auf Jugendliche möglichst fachmännisch auszugestalten. 

Der Referent war namentlich von den Herren Pfarrer 
Kupferschmid, Lehrer Bachmann in Winterthur, Obergerichts- 
präsident Kronauer und Dr. Custer unterstützt worden. Die 
Thesen wurden der Jahresversammlung der Schweizerischen 
gemeinnützigen Gesellschaft mitgeteilt. 

Das Referat und die Verhandlungen werden s. Z. im 
Zürcher Jahrbuch für Gemeinnützigkeit abgedruckt werden. 

An der Versammlung der schweizerischen Gesellschaft 
sodann entwickelte der Referent, alt Oberrichter Kocher, nach- 
folgende Thesen: 

Die Jahresversammlung der Schweizerischen gemeinnützigen 
Gesellschaft, im September 1899 in Bern tagend, spricht in Bezug 
auf die Grundlagen der Fürsorge für jugendliche Verbrecher und 
Verwahrloste den eidgenössischen Behörden im Sinne des Vorwortes 
des eidgenössischen Justizdepartements zum Vorentwurf eines schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches vom März 1896 den Wunsch aus, es 
möchte speciell geprüft werden: 

1. Ob nicht die Strafmündigkoit erst mit dem zurückgelegten 
15. Altersjahre (statt 14.) einzutreten habe (Art. 9 Entw., lemma 1): 

aj Ob nicht alle Strafunm und igen (unter 14 ev. 15. Jahren), 
die ein Verbrechen begangen haben, der Schul behörde zu überweisen 
seien und je nach der Individualität des Kindes und der Natur 
des begangenen Verbrechens überdies Versorgung durch die Ver- 
waltungsbehörde vorzusehen sei (Art. 9, lemma 2, Entw.). Ist im 
besondern nicht im Gesetz zu sagen, dass diese Versorgung nicht 
über das Alter erlangter Volljährigkeit hinausgehen darf? 
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Der Entwarf spricht sich nicht aus, wie es mit Kindern, welcho 
nicht mehr schulpflichtig sind, oder welche die Schule nicht besuchen 
und nicht „sittlich gefährdet, verw^ahrlost oder verdorben" sind, 
gehalten werden soll. 

2. Ob nicht für die richterliche Beurteilung strafmündiger 
Jugendlicher vom 14. (ev. 15.) bis 18. Altersjahre, welche ein Ver- 
brechen begangen haben, die in Art. 10, § 1, des Entwurfes vor- 
gesehene „Stufe eines Kindes unter 14 Jahren" fallen zu lassen 
und für die Beurteilung der „sittlichen und geistigen Reife" des 
Thäters, sowie des Bedürfnisses einer „andauernden strengen Zucht" 
die vorgängige Anhörung der Eltern, der Ortsbehörden, Sachverstän- 
diger, als Lehrer, Geistlicher, Arzt, ausdrücklich vorzuschreiben sei. 

q) Ob nicht alle Jugendlichen dieser Altersstufe (14. [ev. 15.] 
bis 18. Jahr), welche ein Verbrechen begangen haben, richterlich 
zu bestrafen und überdies im Falle des Bedürfnisses einer „andauern- 
den strengen Zucht" in eine Anstalt für jugendliche Verbrecher 
zu verweisen seien, wobei eine bestimmte Altersgrenze, über welche 
hinaus die Verweisung nicht gehen darf, zu ziehen ist (Entw. Art. 10, 

§ 1 flF.). 

Ist im besondern hier, wo es sich um ein begangenes Ver- 
brechen handelt, der Verweis als Strafe neben Einzelhaft nicht 
fallen zu lassen und nur letztere vorzusehen, anderseits, ebenfalls 
im Gegensatz zum Entwurf (Art. 10, § 3), die ordentliche gesetz- 
liche Strafe mit Einschluss von Zuchthaus auszuschliessen ? 

Es möchte ferner geprüft werden: 

3. Ob nicht für Jugendliche vom 14. (ev. 15.) bis 18. Alters- 
jahre, welche eine Übertretung begangen haben (Art. 213, lemma 2, 
Entw.), zu der richterlichen Strafe (Verweis, Busse, Einzelhaft) im 
Falle des Bedürfnisses „andauernder strenger Zucht" Versorgung 
dm'ch die Verwaltungsbehörde vorzusehen sei, gleich wie im Falle 
des Verbrechens nach Art. 10 des Entwurfes. 

4. Ob nicht eine bestimmte Abstufung des in Art. 9, 10 (event. 
auch 213) des Entwurfes vorgeschriebenen Anstaltswesens vorzu- 
sehen ist, in zwei Anstalten: eine Besserungs- (Rettungs-) und eine 
Zwangserziehungsanstalt, in welche Kinder und Jugendliche nach 
ihrer Individualität gesondert untergebracht werden. 

5. Ob nicht für geistig abnormale Jugendliche ein dem in 
Art. 11 ff. des Entwurfes für Erwachsene vorgesehenen analoges 
Verfahren zu statuieren sei (psychiatrische Expertise, Unterbringung 
in einer Heil- und Pflegeanstalt oder anderweitige Versorgung). 

Der Korreferent, Gefängnisinspektor SchafFroth, Hess die 
vom Referenten angeregten Fragen beiseite und beschränkte 
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sich auf die Frage der Erziehungsanstalten, wie es sich schon 
aus den von ihm aufgestellten Thesen ergiebt, die wir hier 
Aviedergeben : 

Die in Bern zu ihrer 75. Zusammenkunft versammelte Schweize- 
rische gemeinnützige Gesellschaft möchte ihren Einfluss bei den 
Bundesbehörden dahin geltend machen, dass nach Art. ()8**« B.-V. 
-die Bundeshtilfe sowohl der Fürsorge für die verwahrloste Jugend, 
als für die jugendlichen Verbrecher zu gute komme, nämlich: 

1. Für die Verwahrlosten: 

a) durch Beiträge zur Erweiterung und zu bessern Einrichtungen 
der bestehenden staatlichen und privaten Anstalten; 

b) durch Beiträge zur Errichtung neuer kantonaler, interkantonaler 
oder privater Anstalten; 

c) durch jährliche Subventionen für die Verpflegung Verwahr- 
loster in Familien und in Anstalten. 

2. Für die jugendlichen Verbrecher: 

a) durch Beiträge an die bestehenden Besserungs- oder Zwangs- 
erziehungsanstalten zum Zwecke der Erweiterung oder besserer 
Einrichtungen ; 

b) durch Beiträge zur Errichtung neuer kantonaler oder inter- 
kantonaler Anstalten; 

c) durch jährliche Subventionen an die Anstaltskosten ; 

d) durch Beiträge an die Errichtung von kantonalen oder inter- 
kantonalen Einzelhaftgefängnissen (Art. 10, § 2, Ent^v.); 

e) durch Beiträge an die Seh utzaufsichts vereine, namentlich zur 
Fürsorge für enthissene Jugendliche (Art. 10, § 4, Entw.). 

Das Korreferat schloss mit dem die ganze Wichtigkeit der 
Angelegenheit scharf zeichnenden Satze: „Rettet die verwahr- 
loste Jugend und ihr habt keine jugendlichen Verbrecher." 

Wenn man nun einmal dem Referenten auf seinen Wegen 
folgen wollte, so könnte man sich mit vielem einverstanden 
erklären, so z. B. mit der Erhöhung der Grenze des kindlichen 
Alters. Unbegründet war die Kritik Kochers am Vorentwurfe 
insow^eit, als er ausführte, gegen Kinder, die keine Schule be- 
suchen und weder verwahrlost noch sittlich gefährdet sind, 
mangle es an Straf massrege In. Diese Frage wird überhaupt 
erst von praktischer Bedeutung, wenn die Grenze des Kindes- 
alters über das 14. Lebensjahr hinaus verlegt wird. Bis dahin 
besuchen alle Kinder die Schule; es sei denn, dass ganz be- 
sondere Verhältnisse vorliegen, wie Vagantität der Eltern oder 
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psychische oder organische Mängel beim Kinde. Im erstem 
Falle wird eben die Fürsorge für Verwahrloste eintreten, im 
zweiten Falle wird das Vorkommnis ein Wink für den Er- 
zieher sein. Dagegen wollen wir zugeben, dass die längere 
Einweisung in eine Besserungs- und Verwahrungsanstalt für 
jugendliche Verbrecher bei Leuten, die an der Grenze der 
Volljährigkeit stehen, gewisse Schwierigkeiten in sich birgt, die 
einer weiteren Besprechung rufen. Vor allem aber hatten wir 
das Gefühl, dass die Versammlung kaum im Falle sei, die sehr 
ins Einzelne gehenden Thesen des Referenten gründlich zu 
prüfen, und dass sie aber auch nicht unbesehen als Meinungs- 
ausdruck der Gesellschaft behandelt werden dürften. Um der 
Beratung indessen einen praktischen Abschluss zu geben, 
stellten wir Anträge, die dann in folgender Form zum Beschlüsse 
erhoben wurden: 

1. Die Schweizerische gemeinnützige Gesellschaft erklärt ihre 
volle Zustimmung zu dem Bestreben des Entwurfes eines schwei- 
zerischen Strafgesetzbuches, gegen fehlbare Kinder und jugendliche 
Verbrecher diejenigen Massnahmen einzuführen, welche der Alters- 
stufe und der Individualität des Einzelnen angemessen sind und 
durchaus den Erziehungszweck im Auge haben. 

2. Sie übermittelt dem eidgenössischen Justiz- und Polizei- 
departement die Referate imd das Protokoll der heutigen Verhand- 
hmgen mit der Bitte um geeignete Berücksichtigung. 

fi, Sie ersucht den Central vorstand, zu prüfen, in welcher Weise 
die Gesellschaft an der Ausarbeitung und Durchführung der durch 
Art. ()4**'*, lemma 3, der B.-V. vorgesehenen Einrichtungen mit Bezug 
auf jugendliche Verbrecher und zum Schutze verwahrloster Kinder 
mitarbeiten könnte. 

Referate und Verhandlungen sind abgedruckt im dritten 
und vierten Heft der Schweizerischen Zeitschrift für Gemein- 
nützigkeit, XXXVIII. Jahrgang. 

3. 

In das Gebiet der Kriminalpolitik fällt auch das Thema, 
das die Eröffnungskonferenz zum InstruJctionskurs für innere 
Mission am 26. September in Basel verhandelt hat. Zu diesem 
Kurse hatten sich über 70 Teilnehmer aus allen Teilen der 
reformierten Schweiz eingefunden. Wir geben hier folgende 
Berichterstattung der ^Basier Nachrichten" wieder : 
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„Als i?r&Ufr Referent sprach Dr. med. Paul Barth aus Basel 
über das Thema : ^ Was können wir thun gegen die Verwahrlosang 
der Jagend, besonders in den Städten?" Der Redner schreibt dem 
Alkohol die Hauptschuld an der geistigen und körperlichen Dege- 
neration und Ver^'ahrlosung der Jugend zu. Hier habe wieder einmal 
die Wissenschaft die AVahrheit jenes Bibelwortes, dass Gott die Sünden 
der Eltern an ihren Kindern und Kindeskindem strafe, erwiesen. Und 
wo keine erbliche Belastung vorliege, da vergiften in vielen Fällen die 
Eltern ihre Kinder in leichtsinniger, unverantwortlicher Weise syste- 
matisch mit Alkohol. Trunksucht, Epilepsie, Geisteskrankheit und 
die sogenannte moralische Defektheit seien in gar vielen Fällen 
eine erbliche Belastung, die ihren Grund in der Trunksucht der 
Eltern habe. Der Alkohol lähme den Willen und die Energie und 
ihm sei zum grö88t<'n Teil auch die geschlechtliche Unsittlichkeit 
bei den Kindern und das schreckliche Umsichgreifen des Körper 
und Geist zerstörenden Lasters der Onanie zuzuschreiben. Dagegen 
gebe es nur ein Mittel, die Enthaltsamkeit vom Alkoholgenuss, und 
hier biete sich dem Pastor ein weites Feld segensreicher TJiätig- 
keit, auf alle Fälle müssen die Kinder zu vollständiger Abstinenz 
angehalten werden. 

Der Korreferent, Pfarrer Hirzel aus Zürich- Aussersi hl, stimmt 
mit dem Vorredner, was die schädlichen Wirkungen des Alkohols 
anbelangt, vollständig überein, dagegen macht er noch auf andere, 
nach seiner Ansicht weit häufigere Ursachen der Verwahrlosung 
von Kindern aufmerksam. Eine solche Ursache sei die mangelhafte 
Erziehung; in gar mancher Familie fehle die sorgliche Liebe, die 
sonnig<5 Freundlichkeit, wie die charakterfeste Leitung und die 
weise Zucht. Als eine weitere Ursache müsse die Verführung und 
<las schlechte Beispiel bezeichnet werden; die weitaus häufigste 
Ursache der Verwahrlosung aber bilden die socialen Verhältnisse 
und hier vor allem die Wohnungsnot und das Wohnungselend, 
welche ihren Grund wohl in den meisten Fällen in den allzu kleinen 
L(")lmcn haben. Eine gründliche und dauernde Besserung dieser 
Zustände könne einzig auf prophylaktischem Wege erzielt werden, 
und zwar müssen Staat und Gemeinde wie jeder einzelne das 
Ihrige dazu beitragen, und gerade der Pfarrer könne hier sehr viel 
thun. Die Gegenwart habe bereits grosse Fortschritte gemacht; 
R(;dner erwähnt hier besonders Zürich und Basel, Kindergärten, 
Lehrwerkstätten (Handfertigkeitskurse), Kinderkrippen, Kinderhorte, 
Jugendbibliothckeu wurden errichtet; aber immer noch bleibt gar 
vieles zu leisten übrig. Im Kanton Zürich werde z. Z. die Gründung 
caner Kinderschutzvereinigung, die sich später auch über die ganze 
vSchweiz ausdehnen soll, geplant. Eine Hauptaufgabe sei, den 
Kindern, die den Tag über ohne Heimat sind, d. h. deren Eltem 
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in Fabriken, Ateliers oder als Taglöhner dem Verdienst nachgehen 
müssen, vor und nach der Schule eine passende Beschäftigung oder 
Zerstreuung zu bieten. Freilich werden nie alle Fälle von Verwahr- 
losung vermieden werden können, aber auch da haben wir immer 
noch ein letztes Mittel, die Rettungsanstalten." 

4. 

Der Vorentwurf hat bekanntlich nach dem Vorgange der 
Strafgesetzgebung von Baselstadt und Neuenburg die Schul- 
strafen gegentiber Kindern aufgenommen. Die Männer der 
Schule w^aren daher notwendigerweise ins Interesse zu ziehen, 
sie mussten über die Absichten des Gesetzgebers a;uf geklärt 
und zu Meinungsäusserungen über die Sache und ihre gesetz- 
geberische Ausgestaltung veranlasst werden. Der Präsident 
des Schweizerischen Lehrervereins der am 1. Oktober in Bern 
zu einer Stiftungsfeier zusammentrat, forderte uns auf, in der 
Delegiertenversammlung eine kurze, diesbezügliche Mitteilung 
zu machen. Zu einer eingehenden Diskussion war der an Ver- 
handlungsgegenständen reiche Abend nicht geeignet; immerhin 
ergriff noch Herr Dr. Wetterwald (Basel) das Wort, um zu 
bestätigen, dass die Einrichtung sich durchaus bew^ährt habe. 
Auf den Antrag des Präsidenten wurden die nachfolgenden 
Resolutionen zum Beschlüsse erhoben. 

„Die Delegierten Versammlung des Schweizerischen Lehrervereins 
erklärt sich mit den Bestrebungen des Vorentwurfs eines eid- 
genössischen Strafgesetzbuches hinsichtlich der Bestrafung Jugend- 
licher prinzipiell einverstanden und überreicht die einzelnen Be- 
stimmungen desselben den Sektionen (Lehrervereinen in Kantonen 
und Bezirken) zu näherer Prüfung und Besprechung." 

Die „Pädagogische Zeitschrift" hat uns seither ihre Spalten 
zu einer einlässlicheren Darlegung des „Schulstraf rechts^ ge- 
öffnet. 

Nach einer andern Richtung bewegten sich die diesjährigen 
Verhandlungen des Schw^eizerischen Juristenvereins, welche die 
Behandlung der geisteskranken Verbrecher zum Gegenstande hatten. 
Wir müssen uns vorbehalten, auf diese Fragen in einem nächsten 
Hefte zurückzukommen. 
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Die Strafgesetzgebung des Bundes und der Kantone, 

Jahresbericht für das Jahr 1S98, 

Legislation föderale et cantonale. 

Rapport pour Vann4e 189S, 



Bund. Berichterstatter: Prof. Dr. Walter Burckhardt, in 
Lausanne. 

1. Zwischen der Schweiz und Österreich ist am 4. November 
1898 eine Übereinkunft betreffend die Regelung des Verfahrens bei 
der Übergabe und Übernahme von Verbrechern an der Grenze (A, S., 
Bd. XVI, S. 858) abgeschlossen worden. 

2. Vereinheitlichung des Strafrechts. Durch Bundesbeschluss 
vom 30. Juni 1898 hat die Bundesversammlung als Zusatz zur 
Bundesverfassung den Art. 04**^* folgenden Inhaltes angenommen : 

„Der Bund ist zur Gesetzgebung im Gebiete des Strafrechts 
befugt. 

„Die Organisation der Gerichte, das gerichtliche Verfahren 
und die Rechtsprechung verbleiben, wie bisanhin, den Kantonen. 

„Der Bund ist befugt, den Kantonen zur Errichtung von 
Straf-, Arbeits- und Besserungsanstalten und für Verbesserungen 
im Strafvollzuge Beiträge zu gewähren. Er ist auch befugt, sich 
an Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder zu beteiligen." 

Der Bundesbeschluss bestimmt des weitem, dass mit dem Zeit- 
punkt, in welchem das Strafgesetz in Kraft tritt, die Absätze 2 
und 3 des Art. 55 der Bundesverfassung dahinfallen. Es hätte 
diese Bestimmung korrekterweise der Bundesverfassung selber ein- 
verleibt werden sollen (vgl. B. V., Art. G, Ü. B.). Der Bundes- 
beschluss ist in der Volksabstimmung vom 13. November 1898 
durch das Volk mit 266,t>10 gegen 101,780 Stimmen und durch 
157« gegen 4®/« Stände angenommen worden (A. S. XVI, S. 888). 
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, Dem Bericht für das Jahr 1896 ist folgendes nachzutragen : 

Der am 10. November 1896 zwischen der Schweiz und 
Japan abgeschlossene Freundschafts-, Niederlassung»- und Handels- 
vertrag (A. S., Bd. XVI, S. 519, 520, 828), in Kraft getreten am 
17. Juli 1899, hebt die bis dahin in Japan von den schweizerischen 
Konsulargerichten ausgeübte Gerichtsbarkeit, somit auch die Straf- 
gerichtsbarkeit auf. Der Bundesrat hatte den 11. Juli 1882 die 
schweizerischen Konsularbeamten in Japan angewiesen, vorkommen- 
den Falles mangels eines einheitlichen schweizerischen Strafrechts 
das Lehrbuch des deutschen Strafrechts von Berner zur Anwendung 
zu bringen (Balis, Bundesrecht, I, Nr. 160). 



ZQrich, Berichterstatter: Professor Zürcher in Zürich. 

Verordnung betreffend die Feuerpolizei , erlassen vom Re- 
gierungsrat am 31. März 1898, genehmigt durch den Kantonsrat 
am 9. Mai. 

Die in Bd. X, S. 333, dieser Zeitschrift erwähnte Feuerpolizei- 
verordnung vom 1. Oktober 1896 erregte bei der landwirtschaft- 
lichen Bevölkerung durch einige ihrer Bestimmungen lebhaftes Miss- 
behagen , weshalb sich der Regierungsrat veranlasst sah , dem 
Kantonsrate eine neue Verordnung, an Stelle der angefochtenen, 
zur Genehmigung zu unterbreiten. 

Die Straf bestimmungen sind, folgende : 

§ 137. Nichtbefolgung der Vorschriften dieser Verordnung 
wird mit Ordnungsstrafe oder mit Polizeibusse von Fr. 3 bis 200 
bestraft, sofern es sich nicht um ein nach dem Strafgesetzbuch zu 
bestrafendes Verbrechen oder Vergehen handelt. 

§ 138. Für fehlerhafte Feuereinrichtungen trifft die Strafe den 
technischen Unternehmer oder Bauführer eines Baues, oder, wenn 
kein solcher vorhanden ist, den Handwerker, welcher die fehler- 
haften Feuereinrichtungen ausgeführt hat. 

Durch das Oesets betreffend die Ausübung des Rechtsanwalt' 
berufes, vom 3. Juli 1898, wurde das Strafprozessrecht insofern 
bereichert, als auch die berufsmässige Führung von Strafprozessen 
nur solchen gestattet wird, welche den Befähigungsausw^eis vom 
Obergericht erhalten haben. Nach § 5 des Gesetzes kann ein solcher 
Ausweis auch an Schweizerbürgerinnen erteilt werden. 

§ 11. Wer, ohne im Besitze eines gültigen Befähigungsausweises 
zu sein, den Rechtsanwaltberuf ausübt oder in hiesigen oder in 
andern Blättern oder in anderer Weise öffentlich sich den Titel 
eines Rechtsanwalts, Advokaten oder Fürsprechers beilegt, verfällt 
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in eine Polizeistrafe von Fr. 20 bis 100, im Wiederholungsfalle bjs 
auf Fr. 200. 

Ein Beschluss des Kantonsrates betreffend die Zusammensetzung 
des Bezirksgerichtes Zürich, vom 20. August 1898, hat den Mit- 
gliederbestand von 19 auf 25, die Zahl der Gerichtsschreiber auf 
5 erhöht. 

Die Verordnung betreffend den Verkehr mit MiUh und Milch- 
produkten, vom 5. Dezember 1898, verweist auf die Strafbestim- 
mungen des Gesetzes betreffend die öffentliche Gesundheitspflege 
und die Lebensmittelpolizei vom 10. Dezember 187G. Als weitere 
Massnahmen sind in Aussicht genommen : Ausschluss der Milch vom 
Verkauf ohne Straffolge für den Lieferanten (§ 25) und Veröffent- 
lichung der Namen fehlbarer Lieferanten bei schwerer oder fort- 
gesetzter Verletzung der Vorschriften dieser Verordnung. 

Zu der bundesrütlichen Verordnung vom 16. Oktober 1897 
betreffend Aufstellung und Betrieb von Dampfkesseln und Dampf- 
gefässen hat der Kegierungsrat eine Vollziehung sver Ordnung vom 
15. Dezember 1898 erlassen. Zu derselben wird die kantonale Ver- 
ordnung vom (). Oktober 1888 (Bd. II, S. 271, dieser Zeitschrift) 
aufgehoben erklärt. — C beitretungen der bundesrätlichen Ver- 
ordnung und dieser Vollziehungsverordnung unterliegen — sofern 
nicht die Bestimmungen des Strafgesetzes zur Anwendung kommen 
und abgesehen von den civilrechtlichen Folgen — einer Polizei- 
busse und haben eventuell Betriebseinstellung bis nach Erfüllung 
der bestehenden Vorschriften zur Folge (§ 7). 



Bern. Berichterstatter: W, Ernst, Polizeirichter in Bern. 

1. Am 12, Januar 1898 hat der Regierungsrat den § 6, Abs. 2, 
seiner Verordnung vom 14, April 1897 betreffend die Herstellung und 

Verwendung des Acetglengases ^) folgendermassen ergänzt : 

„Zulässig sind jedoch mit Fuhrwerk verbundene Lampen zum 
Gebrauch im Freien, vorausgesetzt, dass die einmalige Füllung der- 
selben mit Calciumcarbid 100 (rramm nicht übersteigt." 

2. Die regieriingsrätliche Verordnung betreffend die Aufstellung 
und den Betrieb von Dampfkesseln, vom 16, Februar 1898, unterstellt 
sämtliche Dampfkessel im Kantonsgebiet den Vorschriften der bundes- 
rätlichen Verordnung vom 10. Oktober 1897 betreffend Aufstellung 
und Betrieb von Dampfkesseln in Fabriken und andern haftpflichtigen 
Unternehmungen. (Art. 1.) 



*) Vgl. diese Zeitschrift, elfter Jahrgang, Seite 4.-J2 f. 
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Für alle Dampfkessel im Kanton ferner — mögen sie zu eigenem 
Gebrauclie oder zu gewerblichen Zwecken bestimmt sein — sind, 
soweit es nicht bereits geschehen ist, die gewerbegesetzlichen Be- 
willigungen (Bau- und Einrichtungsbewilligung und Gewerbeschein) 
einzuholen. Diese letzteren sollen (ausser der Bedingung der Beob- 
achtung der einschlägigen kantonalen Bau- und Feuerpolizei- 
vorschriften) die Bedingung der Beobachtung der Vorschriften der 
vorerwähnten eidgenössischen und der vorliegenden Verordnung 
enthalten. (Art. 2.) 

3. Nach § 2 des Gesetzes über die öjf entlich-rechtlichen Folgen 
(Ehrenfolgen) des Konkurses und der fruchtlosen Pfändung, vom 1, Mai 
1898, ist die Zeit, für welche nach § 1 des Gesetzes (mit dem Konkurs- 
erkenntnis bezw. mit der Ausstellung des Verlustscheins infolge 
fruchtloser Pfändung) der Verlust der bürgerlichen Ehrenfähigkeit 
eintritt, zu derjenigen hinzuzurechnen, für welche durch ein allfälliges 
Strafurteil gegen den Konkursiten oder fruchtlos Ausgepfändeten, auf 
Grund der §§ 47 bis 50 des Einführungsgesetzes zum Schuld- 
betreibungs- und Konkursgesetz, die Einstellung in der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit ausgesprochen wird. 

Gemäss § 12 des Gesetzes erstreckt sich das in § 6, AI. 3, des 
kantonalen Jagdgesetzes vom 29. Juni 1832 vorgesehene Verbot der 
Erteilung eines Jagdpatentes auch auf Konkursiten und fruchtlos 
Ausgepfändete für die Dauer ihrer Einstellung in der bürgerlichen 
Ehrenfähigkeit. 

4. Am 4. Mai 1898 hat der Regierungsrat ein Poliseireglement 
betreffend die Schiffahrt und Flösserei im Kanton Bern erlassen. 

Dasselbe tritt an die Stelle des Polizeireglementcs, die Dampf- 
schiffahrt betreffend, vom 20. April 1857, der Verordnung betreffend 
das F'ahren kleinerer Schiffe in der Nähe der Dampfschiffe, vom 
16. Juni 1897 *), des die Flösserci betreffenden § 17 der Polizei- 
vorschriften über die forstwirtschaftliche Behandlung der Waldungen, 
sowie über Waldausreutungen, Holzschläge und Flössungen vom 
2(5. Oktober 1853, sowie der Verordnung vom 12. Oktober 1864 
betreffend die Flösserei vom Brienzer- in den Thunersee. 

Der erste, auf die Schiffahrt sich beziehende Abschnitt enthält eine 
Aufstellung der Gewässer, die zur Schiffahrt benutzt werden dürfen 
(Art. 1), eine Fahrordnung (Art. 2), Vorschriften über die bei Nacht und 
bei Nebel zu treffenden Sicherheitsmassregeln (Art. 3), über die Trag- 
fähigkeit und Ausrüstung der Schiffe (Art. 5), über deren Bemannung 
(Art. 6), über die Schiffsstationen (Art. 7), über die An- und Abfahrt 
der Dampfschiffe und das Ein- und Aussteigen der Passagiere an 



*) Vgi. diese Zeitschrift, elfter Jahrgang, Seite 434. 
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den Stationen (Art. 8), über das Landen der Ruder- und kleineren 
Motorenschiffe (Art. 9), über das Freihalten der Reckwege (Art. 10), 
über die Schiffspolizei auf den Dampfschiffen (Art. 11), sowie über 
die Dampfschiffrestaurationen (Art. 12). 

Art. 4 sieht eine durch den Regierungsrat zu erlassende Lokal- 
verordnung vor, zur Sicherung der Schiffahrt in denjenigen Fluss- 
und Kanalstrecken, auf welchen das Kreuzen der Dampfschiffe oder 
das Anlegen anderer Fahrzeuge während der Fahrt eines Dampf- 
schiffes oder die Begegnung eines solchen mit Ruderschiffen ge- 
fährlich wäre. 

Der dritte, die /Yö^Ä^m betreffende Abschnitt enthält Vorschriften 
über die Betriebsbedingungen und die Bewilligung zum Flössen 
(Art. 15 und 16), über die Flösse für Langholz und das Flössen 
von Kleinholz (Art. 17 und 18), sowie über die Beschränkung, 
Aufhebung oder Verlängerung der Bewilligung zum Flössen (Art. 19). 

Art. 14 bestimmt, dass die Flösserei (abgesehen von den be- 
sonderen im Reglemente enthaltenen bezüglichen Vorschriften) nur 
nach Massgabe des Bundesgesetzes betreffend die Wasserpolizei im 
Hochgebirge vom 22. Juni 1897 und des kantonalen Wasserbaupolizei- 
gesetzes vom 3. April 1857 und ohne Beeinträchtigung der Dampf- 
schiffahrt betrieben werden darf. 

Die Schlussbestiramungen enthalten in Art. 20 und 21 Vor- 
schriften über die Schonung der Ufer und Kunstbauten beim Betrieb 
der Schiffahrt und Flösserei und über die Haftbarkeit der Schiffer 
und Flösser für entstandenen Schaden. 

Hinsichtlich , der Fähren wird auf die regierungsrätliche Ver- 
ordnung vom 31. Dezember 1895 verwiesen. 

Schiffe und Flösse haben den Fähren ihre Anfahrt rechtzeitig 
durch Glocken-, Pfeifen- oder Hornsignale anzukündigen. (Art. 13.) 

Widerhandlungen gegen die Bestimmungen des Reglements 
werden nach Massgabe des Dekrets vom 1. und 2. März 1858 be- 
treffend die Strafbestimmungen über Widerhandlungen gegen Ver- 
ordnungen, Reglemente und Beschlüsse des Regierungsrates mit 
Bussen bis auf Fr. 200 bestraft. Der Bestrafte kann (vorbehaltlich 
der Bestimmung in Art. 21, AI. 2, des Reglements) jederzeit auch 
zum vollständigen Ersatz des verursachten Schadens angehalten 
werden (Art. 23, AI. 1). 

Die Bestimmungen der bundesrätlichen Verordnung vom 
18. Februar 189(1 betreffend die Dampfschiffe und andere Motoren- 
schiffe werden vorbehalten (Art. 23, AI. 2j. 

5. Durch die regierungsrätliche Verordnung über die Einfuhr 
ausländischen Schlachtviehes in den Kanton Bern vom 11, Mai 1898 
wird die am 30. Mai 1894 über den gleichen Gegenstand erlassene 
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Verordnung \) in der Weise verschärft, dass die Einfuhr ausländischer 
Schlachttiere nur nach denjenigen an Eisenbahnstationen gelegenen 
Ortschaften stattfinden darf, welche öffentliche Schlachthäuser mit 
genügenden zudienenden Stallungen besitzen, und dass jede Unter- 
bringung solchen Viehs in nicht zu öffentlichen Schlachthäusern 
gehörenden Ställen untersagt ist. Die Bestimmung in § 3 der Ver- 
ordnung vom 30. Mai 1894, wonach in seuchefreien Zeiten für 
Schlachtvieh französischer Provenienz, welches in die an Frankreich 
grenzenden bemischen Distrikte eingeführt wurde, die kreistier- 
ärztliche Untersuchung am Bestimmungsorte dahinfiel, ist in die 
neue Verordnung nicht aufgenommen worden. 

Widerhandlungen gegen die Verordnung werden mit einer Busse 
von Fr. 10 bis Fr. 200 bestraft (§ 9). 

(). Die regierungsrätliche Verordnung betreffend Ausdehnung des 
eidgenössischen Forstgesetzes von 1876 auf den ganzen Kanton und 
Regelung der Holzschläge in Privatwaldungen vom 17. August 1898 
setzt bis zum Inkrafttreten eines durch die Volksabstimmung vom 
11. Juli 1897 notwendig gewordenen neuen eidgenössischen Forst- 
gesetzes und einer bezüglichen Vollziehungsverordnung das eid- 
genössische Forstgesetz vom 24. März 187(5 für diejenigen Amts- 
bezirke und Gemeinden, welche bisher der eidgenössischen forstlichen 
Oberaufsicht nicht unterstellt waren, in Vollziehung (Ziffer 1 der 
Verordnung). Ziffer 2 der Verordnung bestimmt, dass bis zum 
gleichen Zeitpunkt und in den gleichen Landesteilen in Privat- 
waldungen jeder Kahlschlug und jeder Holzschlag zum Verkauf 
ohne vorher erhaltene Bewilligung seitens der Forstdirektion bei 
der in Art. 27, Ziffer 3, des erwähnten Bundesgesetzes festgesetzten 
Busse von 1 bis 10 Franken für jeden Festmeter verboten ist, und 
dass n)is zum envähnt(»n Zeitpunkt) gemäss Art. 13, AI. 3, des gross- 
rätlichen Vollziehungsdekrets für das unter eidgenössische Ober- 
aufsicht gestellte Forstgebiet vom 20. November 1877 hinsichtlich 
der Privathülzschläge für Publikation, Einsprache, Untersuchung 
u. 8. w. die Bestimmungen des § 16 der Polizei Vorschriften über die 
forstwirtschaftliche Behandlung der Waldungen, sowie über Wald- 
ausreutungen, Holzschläge und Flössungen vom 20. Oktober 1853 
gelten. 

7. Das grossrätliche Dekret betreffend den Vollzug der Vorschriften 
über Niederlassung, Aufenthalt und Unterstätzungswohnsitz der Kantons- 
bürger vom SO, August 1898 enthält folgende Straf bestimmungen : 



*) Vgl. diese Zeitschrift, neunter Jahrgang, Seite 339. 
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Wer in einer Gemeinde des Kantons auf ungesetzliche Weise 
(Art. 11 und 14 des Dekrets) ^) sich aufhält, verfällt in eine Busse 
von Fr. 5 bis Fr. 20. (Art. 31.) 

Fortgesetzte Weigerung der Schrifteneinlage hat nach einer 
durch die Ortspolizeibehörde festzusetzenden Frist weitere Bestrafung 
zur Folge, wobei jeweilen die zuletzt ausgesprochene Busse ver- 
doppelt wird, in dem Sinne, dass das in Art. 31 festgesetzte Maximum 
überschritten werden kann. (Art. 14, AI. 2, zweiter Satz.) 

Wer einer Person oder Familie Platz giebt, ohne innerhalb der 
Frist von 40 Tagen von ihrem Einzug dem W^ohnsitzregisterführer 
Anzeige zu machen, verfällt in eine Busse von Fr. 5 bis Fr. 50 und 
ist zugleich für die Busse des ungesetzlichen Aufenthalters, im Falle 
seiner Insolvenz, haftbar. (Art. 32.) 

Ortspolizeibehörden oder Beamte, welche unterlassen, die in 
Art. 14 des Dekrets vorgeschriebene Aufforderung zur Schrifteneinlage 
innerhalb drei Monaten, vom Einzug der Person oder Familie an 
gerechnet, zu erlassen, verfallen auf Antrag der letzten Wohnsitz- 
gemeinde in eine Busse von Fr. 5 bis Fr. 50, es sei denn, es könne 
der Nachweis geleistet werden, dass sie von der Einwohnung keine 
Kenntnis hatten. (Art. 33.) 

Ebenso können Ortspolizei behörden oder Beamte, welche nach 
vollständiger Abgabe der Ausweisschriften die Einschreibung von 
Neueingezogenen mehr als 14 Tage hinausschieben, sowie Ortspolizei- 
behörden, welche den dazu Berechtigten nicht innerhalb 14 Tagen 
nach der ersten Aufforderung ihre Ausweisschriften übersenden, zu 
einer Busse von Fr. 5 bis Fr. 50 verurteilt und eventuell zu Er- 
setzung des dadurch dorn Betreffenden verursachten Schadens ange- 
halten werden. 

Vorbehalten bleiben diesbezüglich die Bestimmungen der bundes- 
rätlichcn Verordnung vom 23. Mai 1879 über die Führung der 
Militärkontrollen, §§ 28 und 29. (Art. 34.) 



') Art. 11. Die Ausweisschriften sind bei dem mit der Führung der 
Wohnsitzregister betrauten Beamten innerhalb zehn Tagen nach Ablauf 
der freien 30 Tage (§ 108 des Armen- und Niederlassungsgesetzes), vom 
Einzug in die Gemeinde an gerechnet, zu deponieren, und es ist zugleich 
die tarif massige Gebühr zu entrichten. 

Die gleiche Frist gilt für Personen, deren Familienstand dm-ch Ver- 
heiratung, Scheidung oder Tod eine Änderung erfährt. 

Art. 14. Wenn eine Person oder eine Familie die Ausweisschriften 
innerhalb 40 Tagen nicht deponiert hat, so ist sie durch die Ortspolizei- 
behörde schriftlich aufzufordern, innerhalb 20 Tagen dies zu'thun, unter 
Androhung von Bestrafung im Unterlassungsfälle. Diese Aufforderung ist 
in zwei Doppeln auszufertigen, wovon das eine dem Säumigen durch den 
Gemeindeweibel (oder Polizeibediensteten) zuzustellen ist; auf dem andern 
Doppel ist das Verriehtungszeugnis auszustellen. 

Verstreicht diese Frist fruchtlos, so verfällt der Säumige den Straf- 
bestimmungen der Art. 31 und 39 hiernach 
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Die Unterlassung der Einschreibungsanzeige und jede ungesetz- 
liche Eintragung in die Wohnsitzregister und Kontrollen hat für 
den Fehlbaren eine Busse von Fr. 5 bis Fr. 20 zur Folge. (Art. 35.) 

Für die Herausgabe der Ausweisschriften an Unberechtigte 
und föi' verloren gegangene Schriften haftet der Wohnsitzregister - 
führende dem Deponenten gegenüber für allen Schaden, soweit dem- 
selben dabei ein Verschulden nachgewiesen werden kann. (Art. 36.) 

Wer wissentlich einer Polizeibehörde oder deren Organen über 
Verhältnisse und Thatsachen, welche den Wohnsitzwechsel gesetzlich 
bedingen, mündlich oder schriftlich falsche Angaben macht, verfällt, 
wenn das Vergehen durch das Strafgesetzbuch nicht schärfer ge- 
ahndet wird, in eine Busse von Fr. 10 bis Fr. 200. (Art. 37.) 

Die Polizeiorgane sind verpflichtet, alle Widerhandlungen gegen 
die vorstehenden Vorschriften, soweit sie den schriftenlosen Aufenthalt 
betreffen, zu ahnden und zuständigen Ortes zur Anzeige zu bringen. 
(Art. 38.) 

Bei freiwilliger Erlegung der ihm gemäss Art. 31, 32, 35 und 
37 hier oben von der Ortspolizeibehörde eröffneten Busse findet gegen 
den Beklagten kein weiteres gerichtliches Verfahren statt. 

Die in § 117 des Armen- und Niederlassungsgesetzes \) und 
Art. 33 und 34 dieses Dekrets erwähnten Widerhandlungen sind 
dem Richter zur Beurteilung zu überweisen. 

Der Richter hat von jedem nach dem Armen- und Niederlassungs- 
gesetz und diesem Dekret ausgefällten Strafurteil der betreffenden 
Ortspolizeibehörde ohne Verzug Kenntnis zu geben. 

Die Bussen, welche die Ortspolizeibehörden aussprechen, sind 
nach den resp. Ortspolizeireglementen oder besondern Gemeinde- 
beschlüssen zu verwenden. In betreff der übrigen macht das Gesetz 
vom 2. Mai 1880 über die Verwendung der Polizeibussen Regel. 
(Art. 39.) 

Luzern. Berichterstatter: Dr. Edmund von Schumacher, Re- 
gierungsrat und Justizdirektor in Luzern. 

Das Ersiehnngsgesetz vom 29, November 1898 enthält Bestim- 
mungen über die Versorgung sittlich verwahrloster Kinder; § 13 «f 
sagt: „Sittlich verwahrloste Kinder sind aus der Schule auszu- 
schliessen und durch die Eltern oder Pflegeeltern angemessen zu 
versorgen. Sind solche Kinder arm, so geschieht die Versorgung 
auf Kosten der Heimatgemeinde. 

Der Staat unterstützt solche Versorgungen mit Beiträgen aus 
dem Alkoholzchntel." 



*) Vgl. diese Zeitschrift, elfter Jahrgang. Seite 435. 
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Die Verordnung betreffend den Arbeitsnachweis vom 25, April 
1898 enthält Strafandrohungen gegenüber dem Inhaber eines Ar- 
beitsnachweisbureaus, welches : 

in den öffentlichen Blättern Stellen auskündigt, die in Wirk- 
lichkeit nicht zu besetzen sind (§ 14), 

einem Engagierten wissentlich und absichtlich bezüglich der 
vermittelten Stelle falsche Angaben macht oder wesentliche Mit- 
teilungen, die seitens des Auftraggebers bezüglich der Stelle gemacht 
werden, vorenthält (§ 21}. 

Eine Verordnung betreffend die Herstellung und die Verwendung 
des Acetylengases rom 9, September 1898 bedroht die Übertretung 
der Verordnung mit Strafe nach Anleitung des Polizeistrafgesetzes 
und mit Entzug der Bewilligung für Benützung der Acetylengas- 
apparate. 

Zwischen den Kantonen Luzern, Uri, Schwyz, Ob- und Nid- 
walden wurde eine Vereinbarung betreffend die Schiffahrt auf dem 
Vierwaldstättersee getroffen, welcher Luzern unterm 16. Dezember 
1898 beitrat. Aus derselben sind folgende Straf bestimmungen hervor- 
zuheben : 

§ 53. Es ist sowohl den Schiflfsangestellten als andern Personen 
strenge untersagt, auf Dampfschilfen oder Landungsbrücken Reisende 
für Gasthöfe, Fahrgelegenheiten etc. zu engagieren. 

Zuwiderhandlungen unterliegen der Bestrafung. 

Die Polizeibehörden können behufs Handhabung dieser Vor- 
schriften Polizeibedienstete mitfahren lassen. Letztere gemessen 
freie Fahrt. 

§ 56. Übertretungen dieser Verordnung werden, sofern in der 
betreffenden Handlung nicht der Thatbestand eines schweren Deliktes 
gegeben ist, von den zuständigen Beamten oder Behörden des- 
jenigen Kantons, in welchem sie stattgefunden, mit einer Busse 
von Fr. 2 — 100 bestraft, wobei auch im Rückfalle die Entziehung 
der erteilten Bewilligung ohne Entschädigung ausgesprochen werden 
kann. 

§ 58. Die Kantone Luzeni, Uri, Schwyz, Ob- und Nidwaiden 
verpflichten sich gegens(»itig zur Vollziehung der in dieser Ver- 
ordnung enthaltenen Bestimmungen, sowie zur Vollziehung der 
Strafurteile, welche wegen Zuwiderhandlungen von den kompetenten 
Behörden des Kantons, auf dessen Gebiete sie verübt wurden, aus- 
gesprochen werden. 
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Uri. Berichterstatter: Dr. Franz Muheim, Fürsprech in 
Altdorf. 

Ausser einer Abänderung der §§13 und 14 des Polizeicorps- 
reglements von 1889 und der Auffrischung der Verordnung betr. 
Brotverkauf, vom 15. Februar 1882, sind für das Jahr 1898 auf 
dem Gebiete des Straf- und Gefängniswesens keine Erlasse zu ver- 
zeichnen. 



Schwyz. Berichterstatter: Bezirksammann A, Bürgi m Wyl 
(St. Gallen). 

1. Gesetz über Errichtung, Verzinsung und Ablösung von Kapi- 
talien und Schuldverschreibungen. Erlassen vom Kantonsrat am 11. Au- 
gust 1898. Angenommen in der Volksabstimmung vom 23. Oktober 
1898. In Rechtskraft seit 1. November 1898. 

Art. 1 und 2 setzen den höchsterlaubten Zinsfuss für Grund- 
pfandversicherungen auf 47» und 5 ^o, Art. 4 demjenigen für An- 
leihen mit Faustpfand oder Bürgschaft und für Korrentanleihen 
ohne Sicherheit (die abweichenden Bestimmungen des eidgenössischen 
Obligationenrechts vorbehalten) auf 5 ®/o fest ; Alt. 5 unterwirft die- 
jenigen, welche in irgendwelcher Form einen höhern als den in 
Art. 1, 2 und 4 festgesetzten Zins beziehen, der Strafe des Wuchers. 

2. Gesetz über den Wucher ^). Erlassen vom Kantonsrat am 
11. August 1898. Angenommen in der Volksabstimmung vom 
23. Oktober 1898. In Rechtskraft seit 23. Oktober 1898. 

Dasselbe tritt an Stelle des gleichnamigen Gesetzes vom 28. Mai 
1854 und bezeichnet als des Wuchers schuldig: 

aj wer sich eine grössere Summe verschreiben lässt, als dar- 
geliehen wird; 

bj wer sich von jemand höhere Zinsen, als die Gesetze ge- 
statten, bezahlen oder verschreiben lässt ; 

c) wer bei einem Darleihen Waren oder andere Wertgegenstände 
statt baren Geldes an Zahlung giebt und eine grössere Summe 
dafür aussetzt, als deren landläufiger Wert zur Zeit des 
Vertragsabschlusses botragen hat; 

dj wer zur Sicherheit eines Darleihens Pfänder in Händen hat, 
welche ein Mehreres wert sind, und sich solche nach ver- 
flossener Einlösungsfrist, ohne den vorgeschriebenen Betrei- 
bungsweg einzuschlagen, als Eigentum ausbedingt oder an- 
eignet. 



*) Vgl. Anhang, Seite 450. 
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Die Strafe des Wuchers ist Geldbusse von Fr. 20 — 1000, in 
schwerem Fällen in Verbindung mit Gefängnis bis auf 3 Monate 
und wird erstinstanzlich durch die Bezirksgerichte ausgefällt. Bei- 
hülfe und Begünstigung unterliegt einer Geldstrafe von Fr. 10 — 500. 

3. Interkantonale Verordnung betreffend die Schiffahrt auf dem 
Vierwaldstättersee. Übereinkunft zwischen den Kantonen Luzern, 
Uri, Schwyz, Ob- und Nidwaiden; genehmigt von Luzern den 
16. Dezember, Uri 28. November, Schwyz 30. November, Obwalden 
4. Juni/28. Dezember 1898, von Nidwaiden den 16. Januar 1899. 

Gemäss Art. 56 werden Übertretungen dieser Verordnung, so- 
fern der betreffenden Handlung nicht der Thatbestand eines 
schwerern Delikts gegeben ist, von den zuständigen Beamten oder 
Behörden desjenigen Kantons, in welchem sie stattgefunden , mit einer 
Busse von Fr. 2 — 100 bestraft, wobei auch im Rückfalle die Ent- 
ziehung der erteilten Bewilligung (zum Betrieb der SchiflFahrt) ohne 
Entschädigung ausgesprochen werden kann. 

Im Kanton Schwyz werden die in Art. 56 vorgesehenen Bussen 
gemäss kantonsrätlichem Vollziehungsdekret vom 30. November 
1898 von den Bezirksämtern im Sinne der Verordnung über Ver- 
hängung von Geldbussen vom 13. März 1857 ausgefällt. 

4. Übereinkommen zwischen den Kantonen Zürich, Schwyz und 
St. Gallen betreffend die Regelung der Schiffahrt auf dem Zürichsee 
vom 28. Oktober 1898, genehmigt vom zürcherischen Kantonsrat 
am 27. Dezember, vom schwyzerischen am 30. November, vom 
St. gallischen am 21. November 1898. 

Die Nichtbefolgung oder Übertretung der Vorschriften dieses 
Übereinkommens wird, sofern, nicht das Strafgesetz zur Anwendung 
kommt, mit Busse von Fr. 1 — 100, im Rückfalle bis auf Fr. 150 
geahndet, und zwar ohne Rücksicht auf das Territorium, auf wel- 
chem die Übertretung verübt wurde, von der zuständigen Behörde 
des Wohnorts des Fehlbaren, w^elche behufs nötig werdender Fest- 
stellung des Vergehens Amtshandlungen auf dem Gebiete desjenigen 
Kantons vornehmen kann, auf dem das Vergehen verübt wurde 
(Art. 65 und 66). 

Im Kanton Schwyz sind gemäss kantonsrätlichem Vollziehungs- 
dekret vom 30. November 1898 zur Ausfällung fraglicher Bussen 
zuständig die Bezirksämter, ebenfalls im Sinne der Verordnung über 
Verhängung von Geldbussen vom 1.^. März 1857. 

5. Vollziehungsvorschriften zu der bundesrätlichen Verordnung 
vom 16, Oktober 1897 betreffend Aufstellung und Betrieb von Dampf- 
kesseln und Dampf gefässen, erlassen vom schwyzerischen Kantonsrat 
am 2. Dezember 1898. 
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Art. 4. „Übertretungen der Vorschriften der eidgenössischen 
Verordnung unterliegen, abgesehen von den civilrechtlichen Folgen, 
einer Busse von Fr. 5 — 500 und haben eventuell Betriobseinstelluug 
bis nach Erfüllung dieser Vorschriften zur Folge. Die Bussen werden 
vom Regierungsrat ausgefällt." 

Dieser Artikel 4 ist keineswegs Reproduktion einer bundes- 
rechtlichen, sondern selbständige kantonalgesetzliche Strafbestim- 
mung, indem die bundesrätliche Verordnung betreffend Aufstellung 
und Betrieb von Dampfkesseln keinerlei Strafbestimmungen enthält. 



Unterwaiden ob dem Wald. Berichterstatter: Gerichtspräsident 
Adalbert Wirs in Samen. 

Im Berichtsjahr sind keine das Straf- und Gefängniswesen be- 
schlagende Gesetze oder Verordnungen erlassen worden. 

Unterwaiden nid dem Wald. Berichterstatter: Regierungs- 
rat A, Flueler in Stans. 

Am 30. November 1898 hat der Landrat von Nidwaiden eine 
„Verordnung betreffend das Hausierwesen" erlassen. 

Dieselbe tritt an die Stelle der Hausierverordnung vom 29. Ja- 
nuar 1879. 

Unter den Begriff des Hausierens (des Gewerbebetriebs im 
Umherziehen) fällt, nach § 1 der Verordnung, ausser dem Feil- 
bieten von Waren durch Umhertragen oder Umherftthren (§ 1, 
Ziff. 1), dem Betrieb eines Handwerks im Umherziehen (§ 1, Ziff. 5), 
dem gewerbsmässigen Ankauf von Knochen, Lumpen, altem Eisen, 
Glas und anderen Waren irgendwelcher Art im Umtausch mit 
anderen W^aren (§ 1, Ziff. G), das Führen eines sogenannten Wander- 
lagers oder die Eröffnung eines Ausvorkaufs (§ 1, Ziff. 2) — wobei 
Hausierer, welche AVaren in bedeutendem Quantum (über 100 kg.) 
und Wert mit sich führen oder den Verkauf von einem Depot aus 
im grossen Massstabe betreiben, nicht als Hausierer im engern 
Sinne, sondern als Besitzer von Wanderlagern angesehen werden — , 
das Aufsuchen von Bestellungen bei andern, als solchen Personen, 
welche mit den betreffenden Artikeln Handel treiben oder dieselben 
in ihrem Gewerbe verwenden (§ 1, Ziff. 3), die Ausübung operativer 
Gewerbe durch Augenärzte , Zahnärzte , Hühneraugenoperateurc 
u. s. w. (§ 1 , Ziff. 4). 

„Die Ausübung künstlicher Gewerbe, z. B. Kunstsänger, Musi- 
kanten, Photographen, Kunstreiter, Seiltänzer, Taschenspieler u. dgl., 
sowie die gewerbsmässige Schaustellung von Ort zu Ort, von Natur- 
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gegenständen, Kunstwerken, z. B. Menagerien, Panoramas u. dgl., 
kann von der Polizeidirektion gegen Zahlung der Patenttaxe be- 
willigt werden." (§ 1, Ziff. 6, zweiter Satz.) 

Es erscheint fraglich, ob die Einbeziehung des Aufsuchens von 
Bestellungen in der allgemeinen Fassung des § 1, Ziff. 3, der Ver- 
ordnung nicht einen Übergriff in die durch das Bundesgesetz be- 
treffend die Patenttaxen der Handelsreisenden vom 24. Juni 1892 
normierte Materie enthält ^). 

Die Einbeziehung der in § 1, Ziff'. 4, der Verordnung be- 
zeichneten Gewerbe ist befremdend. 

Nach dem letzten Alinea des § 1 der Verordnung dürfen die 
Gemeindepräsidenten Bedürftigen, Greisen oder Krüppelhaften Er- 
laubnis zu musikalischen Produktionen in ihren resp. Gemeinden 
erteilen. 

Ausgeschlossen vom Hausierverkehr ist der Verkauf von Salz, 
Schiesspulver, Sprengstoffen, Arzneimitteln, Giften, geistigen Ge- 
tränken, ferner von Gold- und Silberwaren, Juwelen und Taschen- 
uhren, „womit das Publikum leicht betrogen werden kann". (§§ 3 
und 4.) 

Der Verkauf und das Kolportieren unsittlicher Bücher und 
Bilder, sowie der Warenverkauf auf Abschlagszahlungen ist unter- 
sagt. (§ 3.) 

Ob diese letztere Bestimmung sich nur auf den hausiermässigen 
Warenverkauf bezieht, erscheint angesichts ihrer allgemeinen Fassung 
fraglich. 

Zur Ausübung des Gewerbebetriebs im Umherziehen ist ein 
Patent erforderlich, welches nur an solche Personen erteilt wird, 
die das 18. Altersjahr erfüllt haben, sich über ihre Herkunft und 
guten Leumund genügend ausweisen können, mit keiner ansteckenden 
oder ekelhaften Krankheit behaftet und eigenen Rechtes sind oder 
die Einwilligung ihrer Rechtsvertreter oder Prinzipale besitzen. 
(§§ 2 und 50 

Angehörigen auswärtiger Staaten wird das Patent nur erteilt, 
sofern der betreff'ende Staat Schweizerbürgern gegenüber Gegen- 
recht hält. (§ 5, Abs. 2.) 

Die Patente werden für bestimmte Zeiträume ausgestellt ; diese, 
sowie die Patenttaxen, sind in § 8 festgesetzt. Die Patenttaxe für 



*) Vergleiche hins*ichtlich der gleichlautenden Ziff. 2 des § 3 de^ 
hernischen Gesetzes über den Marktverkehr und den (iewerhebetrieb im 
rmherziehen (Hausieren) vom 27. November 1877 das Urteil der Polizei- 
kammer des Appellations- und Kassationshofes des Kantons Bern in Sachen 
Jakob Sommer, vom 6. April 189K, abgedruckt im « Monatsblatt für bernische 
Rechtsprechung», XV. Jahrgang, Seite 195 ff. 
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den Verkauf solcher Waren, die in der Verordnung nicht angeführt 
sind, setzt der Regierungsrat fest. (§ 10.) 

,. Wirklich armen, den öffentliche Unterstützung geniessenden 
und laut ärztlichem Zeugnis für körperliche Arbeiten unfähigen 
Kantonsbürgern und Niedergelassenen kann, sofern sich dieselben 
über den Besitz der in § 5 dieses Gesetzes vorgesehenen Requisiten 
auszuweisen vermögen, die Patenttaxe für Hausieren mit Waren, 
nicht aber für Aufnahme von Bestellungen mit Mustern, teilweise 
erlassen werden." (§ 8, litt, g,) 

Patentfrei ist der Verkauf von Eiern, totem Geflügel, Fischen 
und einheimischem Obst und Gemüse. (§ 2, AI. 2.) 

Das Patent gilt nur für die Person, auf deren Namen es aus- 
gestellt ist. 

Der Inhaber des Patentes ist gehalten, sein Recht in. eigener 
Person auszuüben. 

Für Gehülfen, die als Ausläufer verwendet werden, müssen 
besondere Patente gelöst werden. 

Das Patent für den Betrieb eines Handwerks im Herumziehen, 
sowie für die Ausübung „künstlicher" Gewerbe und die Schau- 
stellung von Naturgegenständen kann von der Polizeidirektion auf 
den Vorsteher der Familie oder der Gesellschaft ausgestellt werden ; 
„derselbe ist jedoch gegenüber der Polizeibehörde für das Betragen 
seines Gesamtpersonals verantwortlich". (§ 6.) 

Zur Nachtzeit und an Sonn- und Feiertagen darf nicht hausiert 
werden. (§ 7, litt, a,) 

Zum Betreten von "Wohnhäusern und Wohnungen gegen den 
Willen der Bewohner berechtigt das Hausierpatent nicht, vielmehr 
hat der Patentinhaber für ersteres zuvor die Erlaubnis nachzusuchen ; 
auf die erste Aufforderung hin hat der Hausierer das betretene 
Haus oder die betretene Wohnung zu verlassen. Zuwiderhandlung 
ist als Störung des Hausfriedens strafbar. (§ 7, litt, c) 

„Die Polizeidirektion und die Gemeindepräsidenten sind ver- 
pflichtet, gegen solche auf Patent betriebene Gewerbe, welche zum 
Bettel oder zur Prellerei des Publikums ausarten oder die guten 
Sitten untergraben, einzuschreiten. Fehlbare, sowie solche Personen, 
welche ohne Patent hausieren, sollen der Polizeidirektion zu weiterer 
Verfügung zugeführt werden." (§ 7, litt, b,) 

„Übertretung vorstehender Verordnung, Fälschung der Patente, 
das Vertragen und die Abgabe nachweisbar Schwindel hafter Ver- 
kaufsreklamen und Zettel , betrügerische Angebote , gefälschte 
Namenangaben und jeglicher unreelle Verkehr im Hausierbetriebe 
sind nebst sofortigem Entzug des Patents mit einer Strafe von 
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Fr. 5 bis Fr. 300 durch die Polizeidirektion zu belegen. V« ^^^^^ 
dem Kläger zu. 

Dem Bestraften steht das Rekursrecht an den h. Regierungsrat 
resp. an die Strafgeiichte zu. Für die ausgesprochene Geldstrafe 
haften die mitgeführten Waren des Gestraften." (§ 11.) 

„Die Polizeidirektion hat die Polizeidiener der Gemeinden an- 
zuweisen, über die Ausführung vorstehender Verordnung strengstens 
zu wachen und sich von Hausierern und Wandergewerbetreibenden 
die Patente, Ausweisschriften und mitgeführten Waren vorweisen 
zu lassen und dieselben auf deren Richtigkeit, mit den gemachten 
Vorgaben, zu prüfen. In zweifelhaften Fällen steht ihnen das Recht 
zu, unter sofortiger Anzeige an die Polizeidirektion, den Verkauf 
zu sistieren und die Waren mit Beschlag zu belegen. 

Jedem Patentlösenden soll ein Ext^mplar der Hausierverordnung 
verabfolgt werden." (§ 12.) 



GlaniS. Berichterstatter: Dr. jur. D, Streiff, Advokat in 
Glarus. 

Das Berichtsjahr 181)8 brachte in der Strafgesetzgebung keine 
Änderung. Dagegen war unsere Legislative mit der vom Vorjahre 
her übernommenen Aufgabe einer Gt^samtrevision des Strafgesetzes 
und der Strafprozessordnung beschäftigt. Eine vom Landrate aus 
seiner Mitte bestellte Kommission sah das bisher geltende Recht 
neuerdings durch und legte im Herbst 1898 einen Entwurf vor, 
dess<»n Neuerungen besonders in der Strafprozessordnung bedeutend 
über diejenigen hinausgingen, welche in dem Entwürfe des Ober- 
gerichtes vom Herbst 1897 vorgesehen waren. Als wesentlich sind 
zu nennen besonders die Einfühining der Einzelkompetenz bei 
Polizeiübertretungen und unbedeutenderen Vergehen in gestündigen 
Fällen, Reduktion der Mitgliederzahl des Polizeigerichtes von fünf 
auf drei und erhebliche Entlastung des Kriminalgerichtes. 

Dieser neue Entwurf wurde noch im Berichtsjahre vom Land- 
rate durchberaten und von ihm mit unwesentlichen Änderungen 
angenommen. Die Landsgemeinde des Jahres 1899 nahm ihn un- 
verändert an, und er ist damit sofort in Kraft getreten. Die nähere 
Berichterstattung über ihn fällt somit in den nächsten Jahresbericht. 

Auf dem Gebiete des Gefängniswesens ist lediglich zu bemerken, 
dass infolge eines von der zürcherischen Regierung gestellten, durch 
die Verlegung ihrer Strafanstalt veranlassten Gesuches für die 
Unterbringung unserer Zuchthaus- und Arbeitshaussträflinge ein 
neuer Vertrag mit der Regierung des Kantons St. Gallen (Anstalt 
St. Jakob) geschlossen wurde (15. November 1898,i. 
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Zug. Berichterstatter: Dr. jur. CL Itten in Zug. 

Auf dem Gebiete des Straf- und Gefängnis wesens sind für das 
Jahr 1898 keine gesetzgeberischen P>lasse zu verzeichnen. 



Friböurg. Rapporten r: Emile Perrier, procureur gen^ral, h 
Fribourg. 

Le Grand Conseil du canton de Fribourg n'a edictö, cn 1898, 
aucune loi interessant le domaine p^nal proprement dit. 

Phisieurs lois importantes sont en preparation, par exemplo 
hl loi completant le code p6nal ensuite de la cr^ation d'une colonie 
agricolo au Grand Marais; loi raodifiant et restreignant la comp^- 
tence de la cour d'assises; loi revisant les articles 61, 62 et 384 
du Code penal. Les deux premi(;res ont (5te vot^es en 1899. II 
en sera rendu compte ult6rieurement. 

Nous devons cependant mentionner la loi du 17 novembre 1898 
concernant la discipline des avocats et licencies en droit. 

La loi du 23 mai 1877 tHablissait une conimission de discipline. 
La conip6tence appartenant h cette commission a 6te transf^r^e au 
Tribunal cantonal. La nouvelle loi prevoit en outre les peines 
disciplinaires suivantes : 

a) le rappel ä Tordre; 

b) Tarnende de 20 k 300 fr.; 

c) la censure avec .comnmnication aux autorites judieiaires ou 
publication dans la feuille officielle ; 

d) la Suspension d'un mois a une annee, avec publication. 

Les avocats et licenci<*s en droit reU^vent du tribunal cantonal, 
eomme chambre de discipline, sans qu'il y ait lieu, de distinguer 
s'ils ont agi comme avocats, agents d'affaires ou simples mandataires. 

La surveillance du Tribunal cantonal s'exerce sur tous leurs 
actes relatifs ä la representation des int(^r6ts d'autrui, sp^cialement 
en cas d'exag6ration manifeste d'honorairos, de difficult6 au sujet 
de räglement de compte avec leur dient, etc. 



Solothurn. Berichterstatter: Dr. A, Äff alter, Fürsprech, 
in Solothurn. 

Für das Jahr 1898 sind keine das Straf- und Gefängnis wesen 
beschlagende Gesetze oder Verordnungen zu verzeichnen. 



394 Die Strafgesetzgebung des Bundes und der Kantone. 

Baselstadt. Berichterstatter: Strafgerichtspräsident Dr- 
Ä Völlmg in Basel. 

« 

I. Verordnung vom 12. Februar 1898 betreffend Unfallverhütung 
bei Bauten, Sie enthält Massregeln zur Sicherung der Arbeiter und 
des Publikums bei der Vornahme von Bauten, und bedroht Zuwider- 
handlungen mit Polizeibusse nach § 115 Polizeistratgesetz, eventuell 
Bestrafung nach den einschlägigen Bestimmungen des Strafgesetzes. 

II. Verordnung vom 19. Februar 1898 betreffend ansteckende 
Krankheiten, welche nicht dem Bundesgesetz vom 2. Juli 1886 unter- 
stellt sind. Sie enthält Bestimmungen hinsichtlich der Anzeigepflicht, 
des Schulbannes, eventuell Schliessens der Schulen, und Vorschriften 
für einzelne besonders aufgeführte ansteckende Krankheiten, und 
bedroht Zuwiderhandlungen mit Polizeibusse nach § 82 Polizei- 
strafgesetz. 

III. Bekanntmachung vom 23. April 1898 betreffend Sonntags- 
arbeit bei den Photographen, Sie enthält, gestützt auf § 16 des Ge- 
setzes betreffend die Sonntagsruhe vom 13. April 1893, für die 
Photographen einige Ausnahmsbestimmungen hinsichtlich der Zu- 
lässigkeit der Sonntagsarbeit. 

IV. Durch Beschluss des Regierungsrates vom 11. Mai 1898, 
beti'effend Abänderung der Verordnung über das Radfahren, wird 
bestimmt, dass das Verbot zum Befahren bestimmter Strassen der 
Innern Stadt auf die Zeit von morgens 6 Uhr bis abends 10 Uhr 
beschränkt wird, und dass die Bestimmungen der Radfahrverordnung 
jiuch Anwendung finden auf Motorfahrräder und sonstige Motor- 
fuhrwerke. 

V. Durch Beschluss des Regierungsrates vom 28. Dezember 1892 
war bestimmt worden, dass, wer im hiesigen Kanton den Beruf 
eines Zahnarztes ausüben wolle, sich über die im Medizinalgesetz 
festgesetzten Requisite auszuweisen habe. Es zeigte sich jedoch, 
dass diese Regelung der Sache nicht ausreichte. Auf einige beim 
Polizeigericht gemachte Verzeigungen wegen unbefugter Vornahme 
zahnärztlicher Handlungen erkannte das Gericht, dass eine Bestrafung 
nicht statthaft wäre, da bei Erlass des Polizeistrafgesetzes der 
Beruf des Zahnarztes nicht als wissenschaftlicher Beruf aufgefasst 
worden sei, und da im übrigen gesetzliche Bestimmungen nicht 
bestehen. Durch Gesetz vom 13. Oktober 1898 wurden daher das 
Polizeistrafgesetz und das Gesetz über Ausübung des Berufs der 
Medizinalpersonen dahin abgeändert, dass auch der zahnärztliche 
Beruf darin erwähnt wurde. § 78 des Polizeistrafgesetzes vom 
23. September 1872 erhielt demnach folgende Passung: 
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Wor ohne Berechtigung eine ärztliche, zahnärztliche, tierärzt- 
liche oder geburtsh Ulf liehe Handlung vornimmt, wird mit Geldbus^e 
oder Haft bestraft. 

VI. Veranlasst durch den Bundesbeschluss vom 15. April 1898, 
wonach die Anwendung des Bundesgesetzes betreffend die eid- 
genössische Oberaufsicht über die Forstpolisei im Hochgebirge, 
vom 24. März 1876, auf das gesamte Gebiet der schweizerischen 
^Eidgenossenschaft ausgedehnt worden ist, wurde am 10. November 
181^8 durch Grossratsbeschluss bestimmt, § 144 Polizeistrafgesetz 
sei aufgehoben, und es trete an dessen Stelle Art. 27 des oben 
envähnten Bundesgesetzes. 



Baselland. Berichterstatter: Obergerichtspräsident Tanner 
in Liestal. 

Für das Jahr 1898 sind auf dem Gebiete des Straf- und Ge- 
fängniswesens keine Erlasse zu verzeichnen. 



Schaffhausen. Berichterstatter: Rechtsanwalt E, Ziegler in 
Schaffhausen. 

Auch für das Jahr 1898 sind gesetzgeberische Erlasse von 
grösserer Bedeutung auf dem Gebiete des Straf- und Get^ngnis- 
weseus nicht zu verzeichnen. 

1. In Ausführung des ^Gesetzes betreffend die obligatorische 
Viehversichening und die Entschädigung für Verlust bei Seuchen, 
vom 2. März 1897", über welches letztes Jahr Bericht erstattet 
worden ist, hat die Polizei- und Sanitätsdirektion am 1. Dezember 

1898 eine „Instruktion für die Viehinspektoren l)etreffend die 
Führung der Viehverkehrskontrole" erlassen, welche mit 1. Januar 

1899 in Kraft getreten ist. 

Selbstverständlich ist diese Instruktion rein administrativer 
Natur. Sie enthält unter anderem die Vorschriften, streng darauf zu 
halten, dass die Gesundheitsscheine pünktlich eingeliefert werden, 
und Fehlbare unnachsichtlieh der Polizeidirektion zur Bestrafung 
zu verzeigen. 

2. Am 11. November 1898 hat der Regierungsrat eine sofort 
in Kraft getretene „ Verordnung über Herstellung und Verwendung 
des Acetylengases^ erlassen, welche folgende Hauptbestimmungen 
enthält : 

§ 1. Installationen zur Aufbewahrung von Calciumcarbid und 
von Apparaten für Herstellung und Verwendung von Acetylengas 

Schwoizerische Zeitoohrift ffir Strafreoht. 12. Jahrg. 26 
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bedürfen regierungsrätlicher Bewilligung auf Grund vorheriger 
Untersuchung dui'ch Sachverständige. 

ij 2. Verwendung von flüssigem oder mit Luft gemischtem 
Acetylen ist untersagt. 

§ 8. Vorschriften bezüglich Beschaffenheit der Räumlichkeiten 
zur Aufbewahrung des Calciumcarbids und zur Herstellung des 
Acetylens. 

S 4. Vorschriften bezüglich der Aufbewahrungsgefässe für 
Calciumcarbid ; Beschränkung des aufzubewahrenden Quantums auf 
100 kg; für grössere Vorräte ist eine gemeinderätliche Bewilligung 
einzuholen. 

§g 5 — 8. Vorschriften für die Apparate zur Gasentwicklung, 
Beschränkung des Druckes auf (> Atmosphären. 

§ 9. Die Bewilligung wird nur für ein bestimmtes Lokal orteilt. 

8 10. Kon trol Vorschriften. 

S 11. Entbindungsmöglichkeit von einzelnen Vorschriften für 
wissenschaftliche Anstalten. 

„§ 12. Übertretungen dieser Verordnung werden, sofern nicht 
die B(*stinimungen des Strafgesetzes in Anwendung kommen, durch 
die Polizeidirektion mit Bussen von Fr. 5 — 100 und eventuell mit 
Entzug der erteilten Bewilligung geahndet." 



Appenzell A.-Rh. Berichterstatter: Dr. Carl Meyer, Advokat 
und Konkursbeamter in Herisau. 

Ins Berichtsjahr faUen : 

/. Snspendiernng des Verbotes der öffentlichen Versammlungen 
und Aufzüge der Heilsarmee, 

Durch Verfügung vom 17. Juli 1888 und 19. November 1888 
war der Heilsarmee die Veranstaltung von Aufzügen und öffentlichen 
Versammlungen unttu'sagt worden. 

Als „r)ff"entliche Versammlungen" wurden dabei erklärt: Ver- 
sammlungen in öffentlichen Lokalen, oder Lokalen, die gewöhnlich 
zu öffentlichen Versammlungen benutzt wurden; 

Versammlungen unter freiem Himmel, an Orten, wo dem Pub- 
likum der Zutritt gestattet war; 

endlich Versammlungen, zu denen durch öffentlichen Anschlag, 
Aufruf in öffentlichen Blättern, Verteilen von Zetteln, oder Auf- 
bieten von Haus zu Haus eingeladen wurde. 

Im weitern war untersagt das Dauern dieser Versammlungen 
bis später als nachts 10 Uhr, sowie die Zulassung von Kindern 
unter 10 Jahren. 
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Übertretung dieser Verordnung wurde nach Art. (50 St. G. B. 
(Ungehorsam gegen amtliehe Verfugung) mit Geld bis auf Fr. 50, 
und im Wiederholungsfalle mit Haft oder Gefängnis bestraft, soweit 
nicht schwerere Delikte in Frage kamen. 

Diese Ausnahmsbestimmungen, die seiner Zeit nicht geringes 
Aufsehen machten, man vergleiche darüber v. Salis, sind nun 
durch Erlass des Kantonsrates vom 9. Mai 1898 einstweilen sus- 
pendiert. Der Erlass lautet: 

„Die „Verfügungen betreffend die Versammlungen der Heils- 
armee" vom 17. Juli und 19. November 1888 sind bis auf weiteres 
in dem Sinne sistiert, dass der Regieioingsrat gleichzeitig ermächtigt 
ist, dieselben im Namen des Kantonsrates wieder in Kraft zu er- 
klären, sobald vorkommende Ausschreitungen dies als notwendig 
-erscheinen lassen." 

//. Verordnung betreffend Überwachung des Viehverkehrs, polizei- 
liche Massnahmen gegen Viehseuchen und Vorschriften für die Fleisch- 
.schau, vom 22, November 1898, 

§04. 

1. Umgehungcni der Vorschriften über den Vieh verkehr (§§ 4 
bis HJj sind mit Bussen von 5 — 100 Fr. zu bestrafen. 

Missbrauch eines Gesundh(*itsscheines wird, sofern absichtliche 
Täuschung vorliegt, als Betrug betrachtet und nach Art. 121 des 
Strafgesetzes bestraft. 

2. Übertretungen der Bestimmungen gegen Viehseuchen (§§ 17 
bis 43) sind mit Bussen von 10 — 500 Fr. zu bestrafen. 

In schweren Fällen, insbesondere, wenn durch absichtliche 
Umgehung sanitätspolizeilicher Anordnungen die Einschleppung 
einer Seuche veranlasst wird, soll dc^r Fühlbare strafrechtlich ver- 
folgt werden. 

Überdies kann der Fehlbare von den in § 29 bezeichneten 
Vergütungen ausgeschlossen und für den veranlassten Schaden 
ganz oder teilw(^ise belangt werden. 

8. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen der Fleisch- 
schau (§§ 54 — (33 1 sind, wenn sie nicht unter die Bestimmungen 
des Strafgesetzes, „Abschnitt Verbrechen und Vergehen", fallen, 
mit Bussen von 5 — 100 Fr. in die Gemeindekasse zu bestrafen. 

Die gerichtlichen Urteile betr. Umgehung der Übertretung der 
Vorschriften über die Viehseuchenpolizei sind von den Gerichts- 
kanzleien jeweilen sofort an den „Vorstand der kantonalen Vieh- 
seuchenpolizei" einzusenden • 

Im übrigen wird auf die Bundesgesetze vom 8. Februar 1872 
und 19. Juli 1873 und die eidgenössische Vollziehungsverordnung 
vom 14. Oktober 1887 verwiesen. 
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///. Aus dem Vorjahre dürtte noch erwähnenswert sein da» 
Regulativ betreffend Tarn und Polizeistunde, vom 20, Juli 1897, 

Durch Landsgemeindebeschluss vom 29. April 1894 waren die 

Art. 153 und 15(J des St. G. B. in folgender Fassung angenommen 

worden *• 

Art. 153. 

An Sonn- und kirchlichen Festtagen, sowie an deren Vor- 
abenden ist das Tanzen in der Regel untersagt bei einer Buss(^ 
von 5 Fr. für die Tanzenden, und 3U — (JO Fr. für denjenigen, welcher 
in seinen Räumlichkeiten tanzen lässt. 

Ausnahmen sind gestattet am Neujahrstag, am Fastnachtsonntag^ 
am Ostermontag, am Pfingstmontag und in jeder Gemeinde an 
einem von dem betreffenden Gemeinderat zu bestimmenden Oktober- 
sonntag, je vom Mittage an. 

Wer Personen unter 16 Jahren ohne Aufsicht tanzen lässt,, 
verfällt in eine Busse von 10 — 30 Fr. 

Wirte, die tanzen lassen wollen, sind bei einer Busse von 
10 Fr. pflichtig, dem Polizeiamte hiervon Anzeige zu machen. 

Art. 15G. 

Nach 12 Uhr nachts darf ohne besondere Bewilligung de» 
Polizeiamtes für Tanz- und Ehrenanlässe nicht gewirtet werden. 

Der Schliessung der Wirtschaft hat eine AuflForderung de* 
Wirtes an die Gäste zum Verlassen derselben vorauszugehen. 

Einzig den Reisenden ist auch nach Eintritt der Polizeistunde 
noch Aufnahme in den Wirtshäusern zu gewähren. 

Wirte, welche den Vorschriften in Absatz 1 und 2 zuwidei^ 
Iiandeln, werden mit 10 — 40 Fr. bestraft. 

(4äste, welche die Polizeistunde übertreten, werden mit 3 Fr. 
gebüsst, solche, welche wiederholter Aufforderung, die Wirtschaft 
zu verlassen, keine Folge leisten, können wegen Störung des Haus- 
friedens bestraft werden «Art. ()3 St. G. B.). 

Zu diesen Bestimmungen führt nun das erwähnte Regulativ 
des näheren aus : 

Damit die Schliessung der Wirtschaft um 12 Uhr erfolgen 
kann, muss die Aufforderung des Wirtes an die Gäste zum \'er- 
lassen der Wirtschaft vorher geschehen. Folgen die Gäste der 
Aufforderung nicht, so ist der Wirt verpflichtet, auf die allenfalls 
SU stellende Klage auf Hausfriedensstörung und deren P^'olgen in 
bestimmter Weise aufmerksam zu machen. 

Der Entscheid über die Strafbarkeit des Wirtes bleibt abc»r 
auch in diesem Falle dem Gerichte vorl)ehalten. 
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§2. 
Bewilligungen zur Überschreitung der Polizeistunde dürfen nur 
für Tanz- und Ehrenanlässe erteilt werden und gelten nur für die- 
jenigen Wirte, die sie nachgesucht und erhalten haben. 

Die Überschreitung darf nur bis morgens 4 Uhr dauern. 

Ausgeschlossen sind Bewilligungen für den Karfreitag, Pfingst- 
fionntag, Bettag und Weihnachtstag und deren Vorabende. 

Wirten, welche von den Bewilligungen zu häutig Gebrauch 
machen, dass die Umgebung (rrund zu Beschwerden hat, oder 
welche ungebührlichem Lärm nicht vorzubeugen vermögen, können 
dieselben verweigert werden. Verweigerungen können auch in 
Sitten- oder sanitätspolizeilichen , oder sonst aussergewöhnlichen 
Verhältnissen begründet sein. 

§3. 
Unter Ehrenanlässen sind zu verstehen : 

a) Theatralische, musikalische und gesangliche Aufführungen 
von Vereinen; 

h) Gelegenheitsanlässe von Gesellschaften familiären oder öffent- 
lichen Charakters. 

§4. 

Anzeigen und Gesuche nach Art. 153, Abs. 4, und Art. 156, 
Abs. 1, des Strafgesetzes sind jeweilen vor Beginn des Anlasses 
Anzubringen. 

§5. 

Über die Anzeigen und Bewilligungen sind von den Polizei- 
ämteni Verzeichnisse zu führen. Am Schlüsse jedes Amtsjahres 
haben die Polizeiämter an die Justiz- und Polizeikommission einen 
Bericht einzureichen. 



In diesem Zusammenhang mag vielleicht die Mitteilung inter- 
essieren, dass im Amtsjahre 1897/98 939 Verlegungen der Polizei- 
stunde bewilligt wurden, resp. eine auf 57,(33 P]inwohner. Im. Amts- 
jahre 1898/99 dagegen 920, resp. eine auf 58,85 Einwohner. 



Zum Schlüsse sei noch erwähnt, dass nunmehr auch das Appen- 
2ellische Obergericht eine Sammlung von prinzipiellen Entscheidungen 
herausgiebt, als Anhang zum Rechenschaftsbericht des Regierungs- 
rates. Der soeben erschienene Bericht weist zehn Nummern, wovon 
Tier Strafrecht und Strafprozessrecht beschlagen, auf. 
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Appenzell I.-Rh. Berichterstatter: /. B. E. Neff, Kantons- 
gerichtsaktuar in Appenzell. 

Für das Jahr 1898 ist auf dem Gebiete des Straf- und Ge- 
fängniswesens nichts zu berichten. 



St. Gallen. Berichterstatter: Justizsekretär E. Rukstuhl in 
St. Gallen. 

1. Eine regierungsrätliche Nachtragsverordnung betreffend die 
Fischerei im Bodensee, vom 22. Februar 1898, enthält Vorschriften 
über die Länge der Schwebnetze, über die zulässige Anzahl der- 
selben für einen Fischereibetrieb, über die Maschenweite der Netze 
für den Feichenfang etc., und unterstellt in Art. 5 Übertretungen 
dieser Vorschriften den Strafbestimmungen des Bundesgesetzes be- 
treffend die Fischerei und der kantonalen Vollzugsverordnung zu 
diesem Gesetze vom 29. April 189(i. 

2. Durch Beschluss des Regierungsrates vom 25. Febiniar 18I>S 
wurden als Gerichtsinstanzen zur Beurteilung der in Art. 9 des 
Konkordates betreffend die Stellenvermittlnng für Dienstboten im In- 
lande mit Strafe bedrohten Übertretungen bezeichnet: 

a) der Gemeinderat für den ersten Übertretungsfall, 

b) die Gerichtskommission für den Rückfall. 

3. In Ausführung der bundesrätlichen Verordnung betreffend 
Aufstellung und Betrieb von Dampfkesseln und Dampf gefässen, vom 
16. Oktober 1897, erliess der Regierungsrat am 4. März 1898 eine 
kantonale Verordnung über die gleiche Materie. Nach Art. <> dieser 
letztern hat die Nichtbefolgung der in der bundesrätlichen und in 
der kantonalen Verordnung enthaltenen Vorschriften — abgesehen 
von der Haftbarkeit für Schädigimg Dritter — eine vom zustän- 
digen Bezirksgerichte zu erlassende Busse von Fr. 5 bis Fr. 500 und 
eventuell die polizeiliche Einstellung des betreffenden Geschäfts- 
betriebes bis nach Ei'füllung der oben genannten Vorschriften zur 
Folge. 

4. In einem Nachtrage zur Schulordnung vom 29. Dezember 
18ti5 für die Primär- und Realschulen wurden am 10. Mai 1898 
vom Regierungsrate für die Behandlung der unentschuldigten Schul- 
Versäumnisse folgende Regeln aufgestellt: 

aj Die für den Schulbesuch der Kinder laut Gesetz verantwort- 
lichen Personen erhalten vom Präsidenten des Schulrates eine 
schriftliche Mahnung, sobald drei unentschuldigte Versäum- 
nisse in der Alltagsschule oder zwei unentschuldigte in der 
Arbeits-, Repetier- oder Ergänzungsschule vorgekommen sind. 
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b) Tritt nach erfolgter Mahnung auch nur eine weitere unent- 
schuldigte Versäumnis ein, so (Tfolgt Citation vor den Schul- 
rat, der dem Fehlbaren einen ernstlichen Verweis erteilt. In 
Fällen, in denen durch Verschieben bis zur nächsten Sitzung 
des Schulrates die Bestrafung eines Säumigen in nachteiliger 
Weise verzögert würde, ist die Citation vor den Schulrat 
durch Berufung vor den Präsidenten zu ersetzen. 

c) Bei fernerer Pflicht Vernachlässigung erfolgt Citation vor den 
Schulrat und Büssung mit Fr. 1 bis Fr. 3, im Wiederholungs- 
fall mit Fr. 3 bis Fr. o. 

d) Für Ausrichtung einer Mahnung hat der Weibel von dem 
Empfänger eine Gebühr von 2(> Rp.. für Citation eine solche 
von 50 Rp. zu beziehen. 

e) Nach zweimaliger Büssung ist jede weitere unentschuldigte 
Versäumnis dem Bezirksammann behufs gerichtliclier Straf- 
einleitung zu verzeigen. 

f) Die vorgesehene Reihenfolge der Ahndungen schliesst nicht 
mit einem Schuljahre ab, sondern erstreckt sich auf die ganze 
Dauer des Schulbesuches. 

Die Schulräte sind berechtigt, die ihnen mit Bezug auf die 
Schulversäunmisse zustehenden Kompetenzen auf ein(!n aus ihrer 
Mitte bestellten (Migern Ausschuss zu übertragen. 

Der Schulrat hat diejenigen, Avelche die Busse nicht bezahlen 
können , dem Bezirksammann behufs Strafumwandlung zu ver- 
zeigen. 

5. Die regierungsrätliche Verordnung vom 4. Juni 1898 be- 
treffend die Droguerien enthält in Art. 5 folgende Strafbestimmung : 
„AVer unbefugterweise eine Droguerie betreibt oder wer beim Be- 
triebe einer solchen die ihm zustehenden Kompetenzen überschreitet, 
wird, falls kein mit schwererer Strafe bedrohtes Delikt vorliegt, 
nach Massgabe von Art. 144 des Strafgesetzes bestraft." Letzterer 
Artikel handelt von dem Ungehorsam geg^n allgemein verbindliche 
amtliche Vorschriften und bedroht denselben mit einer Geldbusse 
bis auf Fr. 400. 

(>. Unter dem gleichen Datum erliess der Regierungsrat eine 
Verordnung über den Verkauf von Giften und bestimmte in Art. 8, 
dass Übertretungen dieser Verordnung, sofern nicht ein mit schwererer 
Strafe bedrohtes Delikt vorliege, polizeilich mit einer Geldbusse bis 
nuf Fr. 100, im Rückfalle bis auf Fr. 150 zu bestrafen seien. 

7. Endlich enthält das am 4. Juli 1898 in Kraft getretene 
Gesetz über die Expropriation Straf bestimmungen. Nach Art. 6, Abs. 1, 
dieses Gesetzes können auch vor der Einräumung des Expropriations- 
rechtes vorbereitende Handlungen, wie Vermessung, Aussteckung, 
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Planaufnahme u. dgl., vom Regierungsrate angeordnet oder be- 
willigt werden. Mit Rücksieht hierauf wird in Absatz 2 dieses Ar- 
tikels bestimmt: „Wer Signale, Pfähle oder andere Zeichen, welche 
bei der Aussteckung angebracht werden, verändert, beschädigt 
oder beseitigt, verfällt, sofern nicht ein mit höherer Strafe be- 
drohtes Delikt vorliegt, in eine Polizeibusse von zwei bis fünfzig 
Franken." 



GraubUnden. Berichterstatter: Dr. ,]ur. Edgar Hiltff, Advo- 
kat in Chur. 

Die eidgenössischen Straf bestimmungen betreflTend Schutz der 
elektrischen Leitungen gehen successive in das Rechtsbewusstsein 
des Volkes über und werden nötigenfalls im kantonalen Amtsblatt 
dem Publikum besonders zur Nachachtung empfohlen werdeu. 

Im kantonalen Amtsblatt hat die h. Regierung eine mit Straf- 
bestimmungen ausgerüstete Verordnung über das Lagern und 
Detaillieren von Dvnamit erlassen. 



Aargau. Berichterstatter: Dr. Jur. Walther Merz, Justiz- 
8(ikretär in Aarau. 

Auf dem Gebiet des Straf- und Gefängniswesens hat der 
Kanton Aargau im Jahre 1898 bloss folgende zwei Erlasse zu 
verzeichnen : 

1 . Durch Vollziehungsbeschluss des Regierungsrates vom 5. Ja- 
nuar 1898 zum Art. 5 Ziif. 5 des Bundesgesetzes betreffend die 
Fischerei vom 21. Dezember 1888 wurde, in Erwägung, dass Alt. 5 
Ziff. 5 cit. den Gebrauch der gesetzlichen Angel nur mit Vorbehalt 
der gesetzlichen Schonzeiten gestatte, verfügt, dass in den Monaten 
März und April, sowie Oktober bis Dezember, der Gebrauch der 
Angel beim Fischfang verboten sei, und Übertretungen durch die 
Organe der Fischereipolizei zm* Anzeige gebracht werden sollen. 
Durch Regierungsbescliluss vom 2. September 181»8 betreffend das 
Schongebiet und die Angelüscherei wurde sodann festgestellt, dass 
dieses Verbot der Angelftseherei in den bezeichnc^ten Monaten 
auf Rliein, Aare, Reuss, Limmat nebst den Zuflüssen dieser Ge- 
wässer bis je zur untersten, im Minimum 0,.50 Meter hohen Absturz- 
schwelle sich beziehe, in allen übrigen Gewässern dagegen nur für 
die Monate Oktober bis Dezember bestehe. 

2. Durch Dekret d«'s Grossen Rates betreffend die Zeugen- 
entsehädigungen in Ilntersuchungs- und Strafsachen vom 14. März 
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181)8 wurden die TaggeJder und ReiseentsehüdigTingen der Zeugen 
in zuchtpolizeilichen und peinliehen Strafsachen im Sinne einer 
angemessenen Erhöhung neu festgesetzt. 

Thurgau. Berichterstatter: Obergerichtspräsident Dr. Fehr. 

1. Sfenergesetz vom 15. Februar 1898. Folgen unrichtiger Ver- 
steuerung : 

§ 8<). Hat ein Steuerpflichtiger sein Vermögen und Einkommen 
unrichtig versteuert, so verfällt das Finanzdepartement denselben, 
beziehungsweise seine Erben, in den Ersatz des dem Fiskus in den 
letzten 10 Jahren vorenthaltenen Betrages samt Zinsen. Beträgt 
die Steuerverheimlichung mehr als Yc, so wird gleichzeitig eine 
Buss(^ im fünffachen Betrage der entgangenen Steuer verhängt. 

S 37. Wer unter Anwendung betrügerischer Mittel Veimögens- 
teile v(M'heimlicht, um dieselben der Besteuerung zu entziehen, oder 
wer nicht bestehende Schulden fälschlich geltend macht, wird durch 
das Finanzd(ipartement in eine Busse verfällt, welche das Fünf- 
bis Zehnfache der umgangenen Steuer beträgt. 

S 38. Gegen die Beschlüsse des Finanzdepartements in Sachen 
der S§ 3() und 37 ist binnen 14 Tagen die Beschwerde an den 
Kegierungsrat zulässig. Überdies kann der Bestrafte in den Fällen 
des §37 innert der Fiist von 14 Tagen, vom {Entscheid des Finanz- 
d(3partements oder des Regierungsrates «n, die Überweisung an 
den korrektionellen Richter verlangen. 

§ 50. Nachzahlungen für zu wenig entrichtete Steuern sind 
in gleichem Verhältnis wie für die Staatssteuern so auch für die 
(i^^meindesteuern zu leisten. 

2. Gesetz betreffend den Markt- und Hausierrerkehr vom 3. Ok- 
tober 1898. Straf bestimmungen : 

§ 24 Betreten der Häuser oder Verweilen in denselben 

geg(m den Willen der Hausbewohner wird als Hausfriedensstörung 
nach § 258 des Strafgesetzes geahndet. 

8 25 Zuwiderhandlungen gegen dieses Gesetz werden mit 
einer Busse von Fr. 5 — 200, eventuell mit Gefängnis von 1 — 40 Tagen 
bestraft. Im Rückfall wird die Busse entsprechend erhöht. Straf- 
bare Übertretung liegt auch vor, wenn Hausierer ihre Ware falsch 
deklarieren THalbwolle als Wolle, Halbseide als Seide u. s. w.) oder 
wenn sie mit andern Artikeln, als im Patent verzeichnet stehen, 
hausieren. 

§ 28. Wer Übertretungen dieses Ges(*tzes wissentlich begünstigt 
oder unterstützt, wird mit einer Busse von Fr. 5 — 100, eventuell 
1—20 Tagen Gefängnis bestraft. 
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3. Weisung des Polizeidepartements vom 11. März 18^8 be- 
treffend strikte Beachtung der Polizeistunde (Va 12 Uhr). 

4. Verordnung des Regierungsrates vom 30. April 1898 be- 
treffend die Herstellung und den Verkauf künstlicher kohlensaurer 
Wasser und Limonaden, 

§ 13. Übertretungen der Vorscliriften dieser Verordnung werden, 
sofern nicht die Vorschriften der §§ 71, 72, 73 des Strafgesetzes 
oder § 12 des Lebensmittelpolizeigesetzes in Anwendung kommen 
müssen, durch den Gemeinderat mit Bussen von Fr. 5 — ^100 bestraft. 

Tessin. Rapporteur: Vigiszi, avocat k Locarno. 

Loi du 27 mai 1898 sur les droits de grAce et d'amnistie. 

Les droits de grAce et d'amnistie sont exerces par le Grand 
ConscMl. 

La gräce, 

Les demandes en grAce visent aussi bien les peines depen- 
dantes de delits que Celles qui döpendent de crimes : La dögradation 
civique et l'interdiction cn sont toutefois exclues. Toute demande 
en grAce, qui ne suspend du reste jamais l'ex^cution des juge- 
ments, peut 6tre introduite soit par le condamne lui-meme, soit 
par d'autres personnes en son nom. Cette denmnde est adressee 
au Grand Conseil et presentee A la Direction de la Maison p^ni- 
tentiaire. Celle-ci aura soin de provoquer A l'egard de la demande, 
ainsi re(,'ue, un preavis de la part du Conseil de surveillance et 
d'cnivoyer le tout au Conseil d'Etat, qui, de son cöt^', doit, dans 
certains cas, demander aussi, en besogne, l'opinion du Procureur 
l)ublie et du President de la Cour par laquelle le jugement a «He 
rendu. Le Grand Conseil, une fois nanti, vote sur la demande au 
scrutin secret, et eile sera re^ue lorsqu'elle aura atteint la majoritö 
des trois quarts des voix. 

Uamnisiie, 

Ses buts sont la suppression des procedes d 'ordre p<5nal deJA 
inities ou qui vont Petre, <H la remission des peines qui ont <'te 
prononcees pour les dölits vis^s par le decret d'amnistie. 

L'amnistie est, selon les cas, compl^te ou partielle, conditionuelle 
ou Sans conditions selon que cela a ^te (Habli par le decret cjui 
Taeeorde. Elle peut etre demandee au Grand Conseil par Tintöresse 
lui-meme, par s(^s parents, amis, societ^s, etc., et meme par le 
Cons(4l d'Etat. L'execution du jugement rendu reste en suspens 
lorsque la demande d'amnistie est introduite dans le delai d'un 
mois, au ])lus tard, apr^s le jugement definitif rendu. Le Grand 
Conseil dc'^lib^re sur la demande au scrutin secret et son admissiou 
ne peut etre ju'ononc^e qu'avec les deux tiers des voix. 
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Vaud. R a p p o r t a u r : M. le professeur D*" G. Faveg h Lau- 
fianne. 

1® La loi la plus iniportante dans le doinaine du droit pönal, 
votro en 1898, est la loi du 12 fevritu* 1898, modifiaut la loi du 
26 döeembre 1882 sur la presse, eu ce qui concerne le droit de 
reponse. II convient de rappeler la geiiöse de eette loi. 

La loi de 1832 sur la presse accordait uii droit de reponse k 
toute personne dont les actes auraient 6t6 attaques ou discutes dans 
une publication periodique. La jurisprudence avait 6tendu la notion 
du droit de reponse en jugeant que l'öditeur d'un Journal devait 
publier toute conimunication de la personne attaqu^e, alors nieme 
qu'elle ne röpondait pas directenient k l'article incriniinö; c'est 
ainsi que, sous le eouvert du droit de n^ponse, on put voir un 
industriel faire une r^clame gratuite k son commerce. D'autres, 
plus ing^.nieux encore, eollectionnaient les articles de Journaux qui 
les mentionnaient, les gardaient en r^serve ; puis, des mois ou des 
ann^es aprfes, invitaient le Journal k publier une rt'^ponse double k 
tous les articles les concernant; la jurisprudence avait aussi sanc- 
tionnC» ce proc^d(5 onc^reux pour les journalistes. 

Dfes 1889, M. le depute Vincent d^posa au Grand Conseil une 
motion tendant k la revision de la loi de 18,-52 sur la presse; cette 
motion fut prise c^n consideration en 1890, et le (Conseil d'Etat 
presenta un projet de loi niodifiant les dispositions de la loi sur 
la [)r(isse en ce qui concerne le droit de reponse. 

La loi fut longuement discut^e; en 1892, au coui's du troisieme 
debat, surgit une motion de M. le depute Boiceau, tendant k une 
re fönte fondamentale de Tensemble de la loi sur la presse et 
demandant que les delits de j)resse fussent soumis purement et 
simplement aux dispositions du droit commun, soit au Code pönal. 
La motion fut prise en considdration ; la discussion fut suspendue, 
et le Conseil d'Etat fut invite k präsenter un projet de loi dans 
le sens de la motion. 

M. le professeur Favey fut Charge de preparer un avant-projet, 
soumis ensuite k une commission legislative oü si^geaient entre 
autres des journalistes. 

Le projet sorti des delib6rations de la commission fut soumis 
au Grand Conseil en 1891). II modifiait certains articles du Code 
penal, prevoyant des excc^ptions aux principes du Code en mati{»re 
de dölits de presse. Les dispositions essentielles etaient radjonction 
aux articles 40 et 48 du Code penal, d'articles nouveaux sur les 
auteurs et les complices en c^s termes : 

Art, 40^^*. — Lorsque Tun des delits pr^rus par le präsent code 
a iU commis par la roie de la presse, sont consid^rös comme auteurs : 
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• P Celui qni a r4digS le texte Hput^ dMictueux, ou qui a coop^ri 
ä la ridaction de ce texte; 

2^ Celui qui, connaissant le caractdre ddictaeax de ce texte, la 
public, 

N^anmoins, le r^dacteur du texte r^put^ dSlictueux n'est pas 
punissable, s'il est stabil que la publication a eu Heu ä son insu ou 
contre sa volonte. 

Si le rädacteur du texte dSlictueux n'est pas connu ou ne peut 
^tre poursniri dans le canton, est consider^ comme auteur du d^lit 
celui qui a publik le dit texte. 

Sont r^put^s commis par la voie de la presse les dSlits commis 
au moyen d' Berits, figures ou emblemes multipli^s par Vimpression, par 
la gravure ou par tout untre mode de reproduction analogue. 

Ne peut donner Heu ä aucune action pönale la reproduction des 
delib4rations publiques d'une autorit^, des Berits produits et des dis- 
cours prononc4s devant les tribunaux, et des d^bats publics des autorit^s 
judiciaires, 

Art, 43 (ad^jonction). — Lorsqu'un d^lit a ^t^ commis par la 
voie de la presse, peuvent seuls itre poursuivis comme complices ceux 
qui, sciemment et avec Intention dolosive, ont pris part aux actes 
constituant le d^lit, 

Une ftdjonction au Code p6nal, reproduisant uii article de la 
loi sur la presse, reprimait la provocation publique k commettre 
un delit. 

Enfin, une adjonction au Code de procedure pönale prevoyait 
que le for du dölit de presse etait au lieu d'impression, ou, si ce 
Heu etait inconnu ou hors du canton, au lieu de mise en vente et 
de distribution. 

Ce projet de loi abrogeait ainsi toutes les dispositions pönales 
de la loi sur la presse ; restaient les dispositions ayant un caraet^re 
administratif et de police, dont plusieurs concernant des mesurcs 
preventives et surannees, ötaient du reste implicitement abrogöes 
par la Constitution föderale. Le rödacteur de l'avant-projet, et la 
eommission apr^s lui, avaient estimö qu'il convenait de rediger un 
seeond projet de loi sur la police de la presse, 

Ce projet exigeait que tout öcrit imprime dans le canton, A 
rexcej)tion de listes et bulletins de vote, des forraulaires, des cir- 
eulaires commerciales, etc., portat le nom de l'imprimeur, et obli- 
geait, comme pröcedemment, le depot d'un exemplaire de tout im- 
prime pour la Biblioth^jque cantonale. 

Par contre, le projet n(» parlait pas du droit de röponse, qui 
(iX\\X ainsi supprimö. 
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La commission du Grand Conseil, ä laquelle fureiit soumis les 
deiix projets de loi, se plaga h iin autre point de vue ; eile aurait 
d6sir6 une modification au Systeme de la preuve des faits diffa- 
matoires, interdite par le Code p6nal, et eile se serait ralliee A uii 
projet öventuel de M. Favey, r^dacteur de Tavant-projet, qui per- 
sonnellement partisan d'une modification plus profonde du Code 
penal, aurait voulu se rapproclier en matiöre de preuve, du projet 
de Code p^nal suisse, et faire une distinction entre la diffamation 
et la calomnie. 

La commission du Grand Conseil proposa en cons^quence ä ce 
Corps de ne pas entrer en matiörc sur les deux projets de loi qui 
lui etaicnt soumis, mais de reprendre la discussion interrompue en 
181)2 sur le projet de loi relatif au droit de r6ponse. Le Grand 
Conseil partagea cette mani^re de voir; de la discussion sortit enfin 
la loi dont le texte est reproduit plus loin. 

A cöte de la loi sur le droit de reponse, on peut mentiimner 
les dispositions suivantes : 

2® Deux arretes des 14 janvier et 2 aoüt 181)8 edictent certaines 
prescriptions de detail sur le commerce des bestiaux, pr6voient la 
cr6ation d'ecuries de quarantaine et d'isolement. Les contraventions 
ä ces dispositions sont r6prim6es par des amendes de fr. 10 j\ 500. 

3** Le 10 septembre 1898, le Grand Conseil a vote une loi sur 
la conservation des monuments et des objets d'art ayant un interet 
liistorique ou artistique. Un article de cette loi interdit de pratiquer 
saus autorisation des fouilles en vue de recueillir des antiquites 
lacustres sur les rives et dans les eaux des lacs ; les contraventions 
sont punies par une amende de fr. 1000 au maximum. 

4® Le 12 mai 1898 a ^te votee une loi tr^s developpec sur la 
police des constructions et des habitations, prescrivant de nombreuses 
mesures de securite et de salubrite; les contraventions sont re- 
primees par les autorites municipales qui ont une comp^tence de 
fr. 12 d'amende, et dans certains cas par les pröfets; dans ce dernier 
cas, la peine est une amende qui ne peut exceder fV. 500. 

5® La loi du 12 fevrier 1898 sur les declarations et les permis 
de domicile a simplifle les formalites relatives k l'etablissement des 
^trangers au canton ; les contraventions sont punies par des amendes 
jusqu'A, fr. 20. La loi a abrog^ l'art. 132 du Code pönal relatif k 
la rupture de ban, en le rempla^ant par une disposition nouvelle 
perraettant de condamner k un emprisonnement jusqu'A six raois 
toute personne expulsee ou k laquelle un permis de sejour a et6 
refuse ou retire, et qui söjourne dans le canton sans autorisation. 
Cette loi est du reste deyk en voie de revision. 
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G** Jusqu'ici, tous jeux de cartes devaient etre timbr^s, meine 
ceux utilises chez eux par las particuliers, et Ton pouvait punir 
toutes personnes jouant avec des eartes non timbrees. La loi du 
13 mai 1899 n'astreint plus au paiement du droit que les eartes 
dont il est fait usage dans les lieux publics (hötels, cafes, cercles, 
etc.); les joueurs ne sont plus punis; seul le detenteur de l'etablisse- 
ment oü Ton joue avec des eartes non timbrees est passible d'une 
amende de fr. 50 k 100, doublte en cas de recidive. 

7® Bien que Tinstitution du casier judiciaire existät depuis plu- 
sieurs annees dans le canton de Vaud, Torganisation de cette Insti- 
tution laissait beaucoup A desirer et ötait deraeuree fort incomplöte 
en raison des difficult^s des recherches ä faire dans de nombreux 
registres. Sur Tinitiative de M. Virieux, chef du Departement de 
Justice et police, qui avait fait une cHude speciale des divers 
systfemes en vigueur ailleurs, on est arriv6 ä une Organisation rai- 
sonnee du casier judiciaire sanctionnee par Tarrötö du 10 juin 1898, 
qui est reproduit plus loin. 

Le Service du casier judiciaire, combine avec celui de l'identi- 
fication anthropometrique, dii aussi ä l'initiative de M. Virieux, 
marche aujourd'hui parfaitenient bi(*n et a rendu de grands Ser- 
vices k la justice penale. 

Bien que n'(3tant pas encore arriv6es k chef, il convient de 
mentionner deux oeuvres legislatives importantes. 

Le Conseil d'Etat a depose en 1898 un projet de loi modifiant 
le Code de procedure penale sur une serie de points. La discussion 
du projet n'est pas encore terminee et aboutira probablement encore 
cette ann6e. 

D'autre part, M. le d^pute Fauquez, usant de son droit dini- 
tiative, a depose le 4 mai 1898 un pro»jet de loi en un article 
ainsi congu : 

Tous les articles du Code p^nal dans lesquels un minimum de 
peine est prent sont modifi^s dans le sens de la suppression de ce 
minimum. 

On sait que le Code penal vaudois de 1843 pr^voit deux 
peines privatives d(» liberte ayant chacune : reclusion et emprisonne- 
ment. un minimum general et commun de un jour et un maximum 
eleve: mais, les dispositions speciales k chaque delit pr6voient le 
plus souvent un minimum special, qui est parfois trop eieve, il 
faut le reconnaitre, et qui a conduit quelquefois le Jury k prononcer 
un verdict d'acquittement. Le projet de loi du A Tinitiative de M. lo 
döpute Fauquez tendait k supprimer ces minima spöciaux pour ne 
conserver (jue le minimum gen6ral de un jour. 
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CVmforniement h la procedura parleiiientaire, le Oonseil d'Etat 
tut appele A donner son preavis sur la proposition de loi; il se 
proiionga dans un sens n^gatif, an faisant remarquer entre autros 
revcntiialite prochainc? de runification du droit p6nal, et le fait 
(pie la loi Hur h* sursis ä Texöcution des peines permettait de tem- 
perer les rigueurs du Code p6nal. 

Contrairement a ce pröavis n6gatif, le Grand Conseil, dans sa 
sranee du 21 septembre 1898, a d^cid6 eu piincipe la suppression 
d(!s minima, et Charge le Conseil d'Etat de präsenter un projet 
de loi dans ce sens. On ne pouvait en eilet adopter purement et 
simplement le projet de loi de M. Fauquez en raison des disposi- 
tions de coordination que necessite la suppn^ssion des minima. 

D^s lors, le projet de loi a 6t6 depos^ au Grand Conseil et 
renvoyö h l'examen d'unc comraission qui n'a pas encore pr^sent^ 
son rai)])ort. 



Wallis. Berichterstatter: N atlonahnt Dv. G. Loretan in Leuk, 

Für das Jahr 18^)8 ist auf dem Gebiete des Straf- und Ge- 
fangniswcsens nichts zu berichten. 



Neuchätel. Rapporteur : M. le 1)' F. N. Mentha, professeur de 
droit penal A NeuchAtel. 

Le Code penal de 1891 a subi en 1898, par un d^cret du 
26 avril, une revision partielle, r6clamee depuis quelque temps 
dejA, et portant principalement sur deux points : 

l'* La seconde recidive des d61its de vol, d'abus de contiance et 
d'escroquerie etait frappee par l'ancien article 399 de trois ä 
cinq ans de rädiision ; le rainimum, que rexpericnce avait 
demontre beaucoup trop eleve, a ete abaissc^ A un an, 

2® En revanche, toute une s6rie d'autres articl(»s, relatifs egah- 
ment aux delits contre la propri6te. ont et6 modifi^s dans le 
sens d'une aggravation sensible, soit par l'aggravation meme de 
la peine, soit par Textension donnt^e aux faits eonstitutifs du 
delit; c'est ce d(»rnier caract^re que präsente en particulier 
la revisicm des dispositions sur la banqueroute simple et 
frauduleuse. 

Eutin, le legislateur neuchAtelois a protite de l'occasion pour 
introduire dans le Code p^nal une disposition propre A faciliter 
l'expulsion de ceux de nos conf6d6res qui ont maille A partir 
avec les tribunaux. II a en effet rendu facultative la privation 



des droits civiques jusqu'ä dix ans , toutes los fois que la 
peine principale est remprisonnemeut de plus d'un mois. Le texte 
primitif ne permettait de prononcer la privation des droits civiques 
^vec remprisonnement (qui va de quinze jours k cinq ans), que 
dans les cas oü eile etait prescrite expressement. C'est, comme on 
le voit, une victoire de la poliee sur le droit; mais, on cela, les 
Neuchätelois n'ont fait que suivre des exemples venus d'ailleurs. 



Geneve. Rapporteur: D' Ernest Picot, juge ä la Cour de 
justice, k Geneve. 

Lol sur rinternement dans une maison de travail, du 28 sep- 
tcinbre 1898 ^). 

Cette loi est venue combler une lacune qui existait dans la 
legislation de notre canton qui ne prevoyait aucune peine speciale 
pour une certaine cat^gorie de delinquants, ayant surtout besoin 
d'toe astreints p<»ndant un temps prolonge h l'exi^^cution d'un tra- 
vail regulier. Dans le projet primitif, du k l'initiative de M. le 
conseiller d'Etat Didier, la peine des linternenient devait trapper 
exclusivement les contrevenants aux lois sur la morale publique, 
les individus qui violent leurs devoirs euvers leurs familles, les 
niendiants et vagabonds. La portee de la loi a ete beaucoup etendue 
piir la faculte donnee aux tribunaux, jugennt correctionnellement, 
d'intliger cette peine k tous ceux qui auraient coniniis un d^lit sous 
l'enipire d'babitudes inveterees dMvrognerie, de paresse ou de 
debauche, ou ä trmt criminei ou d^linquant ag6 de nioins de 
vingt ans. 

Cette loi a eu pour consequence d(^ permettre de frapper cer- 
taines categories dt^ contrevenants de peines beaucoup plus longues 
que ce n'etait le cas autrefois, c'est ainsi que le fait par une 
prostituee de raccoler sur la. voie publique (jui ne pouvait etre 
frappö que d*iine peine de un k trente jours d'arrets d(^ poliee, 
peut entrainer un iuternenient de six mois k trois ans. Chose sin- 
guliere, la personne qui aura subi une condanmation k une annee 
d'internement ne pourra plus etre condamnee k cette peine, ce qui 
fait que dans certains cas, comme celui du raccolage, la position 
de recidiviste constituera un veritable privil^ge. 

Cette» anomalie provient de ce que la peine de rinternement 
est consider^e dans la loi comme devant avoir en premi^re ligue 
comme but le rel^vement moral du condamne, Tindividu qui u'ä 



*) Vbir le Supplement, page 458. 
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pas 6t6 relev6 par une premifere condamnation est consider^ eomme 
n'en ötant plus susceptible. 

Les peines prononcöes en vertu de cette loi sont jusqu'ici subies 
en dehors du canton de Gen^ve dans des maisons de travail 
d'autres cantons, il parait peu probable qu'un semblable Etablisse- 
ment soit cr6e prochainoment k Genäve, il y a du reste de s^rieux 
avantages ä öloigner les condamn^s et k leur faire subir leur peine 
loin du thöätre de leurs exploits. 

Dans le domaine du droit p6nal, en dehors de cette loi, il n'a 
Et6 6dict6 dans le canton de Genöve que des r^glements de police 
Sans importance, modifications sans int^rßt de rfegleraents antörieurs, 
sur la circulation dans les rues, ou sur la police sanitaire. 
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Entscheidungen in Strafsachen. — Jurisprudence penale. 



Eidgenössische Militärgerichte. — Tribunaux federaux 

militaires. 



Urteil eines Divisionsgericlites betr. SelbstverstOmmeiung 

vom 18. Juni 1898. 

Am 3. Mai erhielt August Huber, Rekrut der Infanterierekruteu- 
schule V. 1. in Liestal, Urlaub, um sich vor Bezirksgericht Baden als Be- 
klagter in einer Injuriensache zu stellen. Er begab sich zu dieser Gerichts- 
verhandlung und fuhr wieder rechtzeitig mit der Bahn um 5 Uhr abends 
von Baden weg, nachdem er dort nach der Verhandlung noch einige Glas Bier 
getrunken hatte. In Brugg mus^te Huber aussteigen, um auf den cirka 
V2 Stunde später ankommenden Bötzbergzug zu warten. Dort begab er 
sich in den Wartsaal und schlief ein, bis er von einem Bahnangestellteu 
geweckt wurde ; der Zug Pratt ein -Liestal war aber schon abgefahren. Der 
Angeklagte übernachtete hierauf in Brugg, entfernte sich am andern 
Morgen nach 6 Uhr in der Richtung gegen Schinznach und hieb in der 
Nähe von Brugg mit seinem Seitengewehr auf den Zeigefinger der linken 
Hand, so dass die Weichteile durchtrennt und der Knochen durchschlagen 
wurden. Hierauf ging er zu einem Arzte in Brugg, Herrn Hans Deck, 
dem er vorgab, sich mittelst eines Rasiermessers aus Unvorsichtigkeit ver- 
letzt zu haben. Der Arzt verfügte seine sofortige Aufnahme in die kanto- 
nale Krankenanstalt in Aarau, wo der Verletzte operiert wurde. Nach dem 
ärztlichen Berichte kann der Angeklagte den Militärdienst bei der Infanterie 
nach erfolgter Heilung wieder aufnehmen. 

Das Militärgericht sieht in Erwägung: 

Der Art. 15G M. St. G. B. bedroht mit Strafe dem'cnigen, der, 
in der Absicht, sich der Wehrpflicht zu entziehen, sich selbst ver- 
stümmelt. 

Rekrut August Huber ist geständig, sich am Morgen des 
4, Mai, nachdem er am Abend vorher den Eisenbahnzug Bnigg- 
Pratteln-Lietstal versäumt und sich dadurch in die Unmöglichkeit 
versetzt hatte, ordnungsgemäss nach abgelaufenem Urlaub in die 
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Kaserne Liestal zurückzukehren, mit seinem Seitengewehr am Zeige- 
finger der linken Hand verletzt zu haben. 

Der in Anspruch genommene Arzt, Herr Dr. Deck in Brugg, 
ordnete die sofortige Überführung des Verletzten in das Kantons- 
spital nach Aarau an, wo derselbe noch dermalen in ärztlicher 
Behandlung steht. Nach dem Bericht der medizinischen Experten 
wird Huber demnächst „bis zu einem verschwindend kleinen Mini- 
mum" wieder hergestellt sein und wehrfähig bleiben. 

Um wegen seiner Handlung strafbar befunden werden zu 
können, muss sich Huber die fragliche Verletzung beigebracht 
haben in der Absicht, eine Verstümmelung seiner Gliedmassen bis 
zu einem solchen Grade herbeizuführen, dass er für die Zukunft 
zum Mititärdienst untauglich bleiben müsse, mit andern Worten, es 
muss nach dieser Richtung Dolus vorliegen. 

Um die Frage beurteilen zu können, ob die Willensrichtung 
des Huber wirklich auf eine Verstümmelung mit notwendig daraus 
resultierender Dienstuntauglichkeit tendierte, ist das Gericht einzig 
und allein auf das Ergebnis der Hauptverhandlung verwiesen. Direkte 
Beweise für oder wider liegen nicht vor. 

Nun ist vorerst darauf hinzuweisen, dass das Delikt der Selbst- 
verstümmelung im Sinne des citierten Art. 156, wenn es überhaupt 
vorkommt, wohl nur begangen wird von einem Stellungspflichtigen 
vor der Aushebung zum Militärdienste. Allein es kann vorkommen, 
dass auch ein eingeteilter Militär sich Verletzungen beibringt, in 
der Absicht, sich vom fernem Dienste zu befreien. Trifft diese 
letztere Annahme bei Huber zu? (Die erstere Alternative ist von 
vornherein hinfällig.) 

Derselbe ist von Hause aus gut beleumdet; er ist weder 
bürgerlich noch militärisch (Rekrutenschule) vorbestraft. Seine mili- 
tärischen Vorgesetzten geben ihm das Zeugnis, dass er zwar nicht 
über eine allzuhohe Begabung verfüge, aber dass er seinem Dienste 
immer gewissenhaft obgelegen und zu keinen Klagen Anlass gegeben 
habe. Vor Antritt des Urlaubes wurde ihm noch besonders einge- 
schärft, dass verspätetes Wiedereintreffen strenge bestraft werde. 

Huber hat angegeben, dass ihn dieser Gedanke unablässig 
verfolgt und nur die Furcht vor Strafe, d. h. der Glaube, er könne 
sich der Strafe entziehen, ihn zur Begehung der in Frage stehenden 
Verletzung getrieben habe ; wohl hätte er sich sagen müssen, dass 
er sich wenigstens für die fernere Dauer der Rekrutenschule, wenn 
nicht auch für die ganze Zukunft, dienstuntauglich mache. Allein 
daran habe er in seinem aufgeregten Zustande nicht gedacht, und 
namentlich sei ihm der Gedanke ferngelegen, sich des gänzlichen 
der Wehrpflicht entziehen zu wollen. 
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So verkehrt nun auch auf den ersten Blick die Auffassungs- 
weise des Angeklagten erscheinen mag, so ist es doch möglich, 
sich bei näherer Anschauung der Sache in die Denkweise desselben 
hineinzuversetzen. Der Angeklagte macht einen guten Eindruck, 
seine Darstellung ist eine ungeschminkte und offene. Das Gericht 
kann nicht zu der Annahme gelangen, dass sich derselbe der von 
der Anklage supponierten Tragweite seiner Handlung bewusst ge- 
wesen sei. Es schliesst die Arglist bei demselben aus, es schliesst 
aus, dass sich Huber selbst verletzt habe, in der Absicht, die 
gänzliche oder vorübergehende Befreiung von der Wehrpflicht zu 
erlangen. Es fehlt also der Dolus. 

Die von der Doktrin vertretene weitere Konsequenz des Dolus 
eventualis darf im Fragefalle nicht herbeigezogen werden. Der 
Angeklagte war in seiner bereits betonten, aufgeregten Gemüts- 
verfassung auch ausser stände, die allfällig aus seiner Handlung 
resultierende mögliche Untauglichkeit zum femern Militärdienst in 
Betracht zu ziehen. 

Wenn also nach den vorgeführten Erwägungen das Gericht 
zu einem freisprechenden Verdikte gelangt, so ist andererseits fest- 
gestellt, dass sich Huber durch das überschreiten des Urlaubes 
und seine fernere Handlungsweise dienstlich verfehlt hat. Dies recht- 
fertigt dessen Überweisung an seine militärischen Vorgesetzten zur 
disciplinarischen Ahndung. 

Demnach hat das Militärgericht erkannt: 

1. Der Angeklagte wird von der Anklage, wie sie lautet, ohne 
Entschädigung freigesprochen. 

2. Der Freigesprochene wird dem Schweiz. Militärdepartement 
zur disciplinarischen Beurteilung überwiesen. 

3. Die Kosten fallen zu Lasten der Schweiz. Eidgenossenschaft. 
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Kantonale Gerichte. — Tribunaux eantonaux. 



Entöcheidung 

des 

Kantonssrerichtes des Kantons Schwyz, 

Mitgeteilt von Kantonsgericht8Hchreiber Jf. Stygtr in Schwyz. 



Urteil vom 18./20. Oktober 1899 

in Sachen 

der Tit. Staatsanwaltschaft 

gegen 

Fässler, Bernardin, von Unteriberg, wohnhaft in Seewen, geboren 
1. März 1875, Sohn des Bernardin sei. und der Katharina 
Marty sei., verheiratet gewesen seit Februar 1897 mit Franziska 
Purtscher, von Pfaffnau, Luzern, Vater eines im März 1898 
geborenen und Ende April gleichen Jahres gestorbenen Knaben, 
ohne eigentlichen Beruf, zuletzt Buchhalter bei Hrn. Baumeister 
Marty in Seewen, besitzt cirka Fr. 5000 Kapitalvermögen, nicht 
vorbestraft, 

beklagt des Oattenmordes, 

begangen den 8. Mai 1899, 

hat das Kantonsgericht, 

auf den Antrag des Hm. Staatsanwaltes Dr. Büeler, lautend : 

1. Es sei der Angeklagte wegen des Verbrechens des Mordes, 
begangen an seiner Frau Franziska, geb. Purtscher, unter 
hohem Verdacht der Schuld von der Instanz zu entlassen ; 

2. es bezahle derselbe dem Staate die erlaufenen Untersuchungs- 
und Gerichtskosten; 

3. Mitteilung an den h. Regierungsrat behufs Vollziehung und 
Veröffentlichung ; 

nach angehörter Verteidigung des Beklagten, welchem das 
Recht der Selbstverteidigung ebenfalls eingeräumt worden, durch 
Hrn. Fürsprech Knobel von Lachen, 

und nachdem sich aus den belesenen, dem vorinstanzlichen 
Urteil und der Augenscheinnahme 

ergiebt: 

A. Polizist R. Strüby in Brunnen berichtete den 8. Mai abends 
cirka 6 Uhr dem Bezirksamt Schwyz per Telephon, dass nach- 
mittags um halb 4 Uhr die Frau des Bernardin Fässler, Schreiber 
bei Zimmermeister Marty in Seewen, auf einem Spaziergange an 
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der Axenstrasse in den Vierwaldstättersee gestürzt und die Leiche 
bis dato noch nicht aufgefunden worden sei. Man hege Verdacht, 
dass nicht ein blosses Unglück, sondern ein Verbrechen vorliege, 
d. h. es werde vermutet, dass der Ehemann Fässler, der seine 
Frau auf dem Spaziergang begleitete, dieselbe in den See gestürzt 
habe. Diese Anzeige von Polizist Strüby wurde bald darauf von 
Hm. Gemeindepräsident Dr. Schelbert telephonisch bestätigt und 
die Anhebung eines amtlichen Untersuches als dringend notwendig 
bezeichnet. 

Diese erfolgte noch gleichen Abends mit dem Beklagten Ber- 
nardin Fässler, dem Ehemann der Verunglückten, welcher mit 
Rücksicht auf die vorhandenen Verdachtsgründe, die durch das 
scheue Benehmen des Inkulpaten noch verstärkt wurden, vom Be- 
zirksamt inhaftiert wurde. 

Nach Schluss der Voruntersuchung erfolgte die Überweisung 
Fässlers an den Specialuntersuch, der sehr einlässlich geführt wurde 
und gegen den Beklagten, welcher die Thäterschaft beharrlich in 
Abrede stellt, namentlich in subjektiver Richtung ein denselben im 
höchsten Grade belastendes Material zu Tage förderte, so dass das 
Kriminalgericht in seinem Urteil vom 23. September 

gefunden hat: 

Der Beklagte sei des Mordes, begangen an seiner Gattin Fran- 
ziska, geb. Purtscher, schuldig, 

und daher zu Recht erkannt: 

1. Bemardin Fässler ist zu einer 30jährigen Zuchthausstrafe 
verurteilt. 

2. Derselbe hat dem Staate die erlaufenen Untersuchungs-, 
Atzungs- und Gerichtskosten mit Fr. 679. 45 zu bezahlen, sowie 
die zu den Akten eingegebene Kostennote des von ihm zuerst 
berufenen Verteidigers, Nationalrat Forrer von Winterthur, zu über- 
nehmen. 

3. Mitteilung an die h. Regierung behufs Vollzuges und Ver- 
öffentlichung. 

Gegen dieses Urteil erklärte Fässler die Berufung an das Kan- 
tonsgericht mit dem durch seinen Verteidiger Hrn. Fürsprech 
Knobel vorgebrachten Begehren: „Es sei in Abänderung des erst- 
instanzlichen Urteils und unter Ablehnung des Antrages des Staats- 
anwaltes der Beklagte von Schuld, Strafe und Kosten freizu- 
sprechen." 

Die Tit. Staatsanwaltschaft beinift sich auf ihren erstinstanz- 
lichen Antrag, es dem Kantonsgericht anheimstellend, denselben 
abzuändern oder beizubehalten; jedenfalls aber könne von einer 
gänzlichen Freisprechung des Angeklagten, nicht die Rede sein. 

B, Wichtig für die Beurteilung des vorliegenden Falles ist in 
erster Linie das Vorleben des Angeklagten, zumal dasselbe ganz 
speciell dazu angethan ist, die subjektive Seite des Falles näher zu 
beleuchten. 
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i. Personalien und allgemeiner Lebenagang. 

Bemardin Fässler ist das einzige Kind zweiter Ehe des Ber- 
nardin Pässler im Schachen-Unteriberg mit Katharina Marty. Der 
Vater kam schon vor der Gebart dieses Knaben im November 1874 
ums Leben, indem er beim Geissensuchen in eine Lawine geriet 
und über einen Felsen zu Tode stürzte. Auch dessen erste Frau, 
die nur eine Tochter hinterliess, verlor ihr Leben durch den Sturz 
in ein Tobel. Die Mutter heiratete später wieder den Augustin 
Marty im Siti-Unteriberg. Schon als Primarschüler Hess sich der 
Angeklagte nach seinem eigenen Geständnisse unzüchtige Hand- 
lungen mit Schulmädchen zu schulden kommen, weshalb das Pfarr- 
amt dessen Unterbringung in einer Besserungsanstalt betrieb, und 
es scheint auch das Verhalten des Stiefsohnes Bernardin Fässler 
öfters zu DiflFerenzen zwischen den Eheleuten Marty geführt zu 
haben. Endlich nach Absolvierung der Primarschule kam Fässler 
ins Lehrerseminar zu Schwyz, lief aber schon nach vierzehn Ta^en 
davon. Wieder dahin zurückgeschickt, blieb er dort 2Va Jahre und 
erwarb sich durch Faulheit und heimtückisches Wesen das Miss- 
fallen und die Unbeliebtheit bei Lehrern und Mitschülern. Nach 
dem Austritt aus dem Seminar kam Fässler in das Eisenwaren- 
geschäft von Zuberbühler in Payerne, wo er ungefähr ein Jahr 
verblieb, bis er sich infolge Erbrechens eines Pultes das Misstrauen 
seines Prinzipals zuzog. P'ässler kam wieder nach Schwyz zu Bau- 
meister Marty und dann zu seiner Mutter nach Iberg, bei der er 
angeblich auch in der Folgezeit noch öfters zu bleiben beabsich- 
tigte, aber wegen Familienverhältnissen stets wieder weiter musste ; 
den Winter durch arbeitete er dann um die Kost bei Balz Nauer 
in Kaltbach. Im Frühjahr 1893 fand er bei Hrn. Truttmann in 
Seelisberg für freie Station und Fr. 150 Sommerlohn eine Stelle 
als Controleur, die ihm aber bald wieder gekündet wurde. Von 
Seelisberg fuhr Fässler nach Luzern und nahm ein Rundreisebillet 
Luzem-Basel-Zürich-Luzem, in der Absicht, sich an diesen Plätzen 
um eine Stelle umzusehen. In Zürich erhielt er eine solche im Litho- 
graphiegeschäft der Gebrüder Fretz, wo er täglich etwas über einen 
Franken Lohn erhielt-, aber sich daraus beköstigen musste. Das 
Logis nahm er bei Zimmermann Urban Türk , Jakobstrasse 53, 
Zürich III, und von da an datiert sein Verhältnis mit der Frau 
Türk, von dem speciell noch gesprochen werden soll. 

Im Spätherbst 1894 trat Fässler als Ausläufer in das Publi- 
kationsbureau von Max Wenzel an der Strehlgasse Zürich I ein, 
wo er ohne die Kost Fr. 60 Monatlohn verdiente und bis zum 
Frülijahr 1895 verblieb. Dann ging er nach Hause und trat end- 
lich beim Bäckermeister Häfliger in Beckenried in die Lehre. Da 
er hier, wie er angiebt, nicht viel lernen konnte, dagegen früh auf- 
stehen und Brot vertragen musste, ging er zum Bäcker Marbach 
in Ennetbürgen, lief aber auch diesem, angeblich wegen schlechter 
Kost, davon und trieb sich meist arbeitslos in Arth und bei den 
Verwandten in Schwyz und Iberg herum. 
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Iiu September 1895 hatte Fässler die Sanitätsrekratenscfaule 
in Basel mitzumachen, verstauchte sich aber in der vierten Woche 
den Fuss und kam deshalb nach Schluss des Kurses drei Monate 
ins Spital nach Zürich, ging wieder nach Iberg und machte die 
Fastnacht in Luzern und Zürich mit. Am erstem Orte lernte er 
bei diesem Anlasse seine naehherige Frau, Franziska Purtscher, 
die bei der Familie des Hrn. Dr. Togni im Dienste stund, kennen; 
in Zürich war er auf deren Einladung mit der Frau Türk. Fässler 
versah hierauf einige Tage in einer Privatirrenanstalt zu Landeron 
Wärterdienst und bekam dann eine Stelle als Flaschenspüler in 
der Brauerei Endemann in Luzern, wo er zwei bis drei Monate 
arbeitete und mit Franziska Purtscher, hinter dem Rücken ihrer 
Herrschaft durch, die Bekanntschaft fortsetzte. Als ihm auch diese 
Stelle zu streng wurde, erhielt er Anstellung als Wagenschieber 
bei der Nordostbahn in Zürich, wo er nach drei Monaten wieder 
den Fuss verstauchte und die Stelle verlor. Er kam dann wieder 
zu Frau Türk, mit der er schliesslich durchbrannte, obwohl er auch 
von Zürich aus das Verhältnis mit Franziska Purtscher fortgesetzt 
hatte. 

Mittlerweile hatte Fässler sein Heimwesen in Iberg dem Stief- 
vater A. Marty zu billigem Preise verkauft und wurde am 17. Januar 
1897 vom Gemeinderat Unteriberg wegen Verschwendung und 
unsittlichem Lebenswandel unter Vormundschaft gestellt und dieser 
Beschluss vom Regierungsrat unterm 5. März bestätigt. 

Endlich erhielt er eine Stelle als Volontär der Gotthardbahn 
in Immensee und heiratete im Februar 1897 mit der Franziska 
Purtscher. Im Mai 1897 gab er seine Stelle wieder auf und zog 
mit seiner Frau nach Kempthal, wo er in der Fabrik von Maggi 
als Magazinier angestellt wurde. Dort soll es aber seiner Frau 
wieder verleidet sein, und als im Sommer 1897 Zimmermeister 
Marty in Seewen ihm eine Stelle als Buchhalter und Ausläufer 
offerierte, zog er dahin und erhielt Fr. 650 Jahrlohn nebst freier 
Wohnung und Holz. Fässler blieb bei Marty in Stellung bis zu 
seiner Verhaftung. 

2. Das Verhältnis Fässlers mit der Frau Pauline Türk geb. Stahl 
von Hohemollern, geh, 1850, Ehefrau des ürban Türk, Jakobs- 
Strasse 53, Zürich III. 

Während seiner Anstellung bei Gebr. Fretz in Zürich knüpfte 
der damals 18 Jahre alte Fässler mit seiner Logisgeberin, der 43- 
jährigen Frau Türk, ein unerlaubtes Verhältnis an. Er selbst sagt 
darüber: „Wie begreiflich, lebte ich in sehr ärmlichen Verhältnissen; 
die Frau Türk erbarmte sich meiner und frug eines Tages ihren Ehe- 
mann um die Erlaubnis, mit mir ins Theater gehen zu dürfen. 
Wir gingen miteinander ins Volkstheater. Auf dem Rückwege 
sagte die Frau, sie könnte mich doch auch gerne haben ; sie habe 
schon früher Einen gerne gehabt, einen Maurerpolier, Namens TschoU, 
und auch schon andere Liebhaber habe sie zwischenhinein gehabt. 
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ohne dass der Mann oder der Liebhaber Tscholl etwas gemerkt 
haben. Es kam so weit, dass wir uns küssten und miteinander 
einkehrten, wo sie mir ihren Geldbeutel gab mit dem Bemerken, 
ich könne haben, was ich wolle. In der Folge kam die Frau 
jeweilen an den Sonntagsmorgen in mein Zimmer zu mir ins Bett 
und wir pflogen geschlechtlichen Umgang miteinander, während 
der Mann in der Kirche war. Auch machten wir mehrmals Spazier- 
gänge in der Weise, dass ich zuerst fortging und wir uns an einem 
vorher verabredeten Orte trafen. Auf diesen Spaziergängen wurde 
jeweilen eingekehrt und getrunken; ausser dass wir uns etwa 
küssten, geschah dabei nichts. Dieses Verhältnis mit der Frau 
Türk dauerte während den zwei bis drei Jahren meines Aufent- 
haltes in Züiich an;" „der Umgang zwischen uns fand je 

nachdem, manchmal zwei bis dreimal per Woche, manchmal auch 
gar nicht statt, je nach Gelegenheit." 

Die Frau Türk war eine durch und durch sittlich verkommene 
Person, die ihren Mann nicht leiden konnte und denselben oflFenbar 
nur zur Deckung ihrer eigenen Schande heiratete und daneben 
sich mit andern Liebhabern abgab. Sie ist namentlich auch dem 
Fässler wiederholt nachgelaufen. Sie begleitete ihn, als er von 
Zürich nach Hause ging, spielte sich bei seiner Mutter als dessen 
Wohlthäterin auf und blieb zwei Tage in Iberg. Sie besuchte ihn 
auch im Sommer 1895 beim Bäcker Marbach in Unterwaiden. 
Fässler sagt darüber : „Im ersten Monat meiner Lehrzeit in Ennet- 
btirgen bekam ich vom Kreuz aus Bericht, meine Mutter sei an- 
gekommen. Ich wollte das nicht recht glauben, und wirklich, als 
ich ins Kreuz kam, war es nicht meine Mutter, sondern die Frau 
Türk. Auf Veranlassung derselben wurde nun mein Meister um 
einen Freitag für mich angegangen und wir gingen miteinander 
nach Stans und Stansstad, an welch letzterem Orte wir über- 
nachteten. Bei diesem Anlasse hatten wir abermals geschlechtlichen 
Umgang miteinander. Die Frau Türk hatte zu Hause ihrem Manne 
vorgegeben, sie gehe nach Altstätten, um eine Wöchnerin zu 
pflegen. Am andern Morgen kehrte sie nach Hause zurück und ich 
ging wieder nach Ennetbürgen." 

Fässler behauptet, dass er wiederholt versucht habe, die Frau 
Türk los zu werden, und er habe zu diesem Behufe schliesslich 
selbst Anfang November 189G einen „Skandal" insceniert, wobei 
ihm der Ehemann Türk die Thüre gewiesen hatte. Die Frau Türk 
habe jedoch erklärt, wenn er (Fässler) gehen müsse, so gehe sie 
auch ; sie habe ihn in eine Wirtschaft gebracht und ihn da warten 
geheissen, ihre Sachen zusammengepackt, den Sonntagsstaat ange- 
zogen und das Sparkassabüchlein, auf cirka Fr. 200 lautend, und 
einen Revolver mitgenommen. Am ersten Abend übernachteten sie 
in jener Wirtschaft in Zürich und gingen dann als Mann und Frau 
auf acht Tage in den Adler nach Thalweil; von da nach Ein- 
siedeln, wo sie einige Tage im Roten Ochsen logierten, und end- 
lich, nach Enthebung der Restanz des Kassabüchleins bei der 
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Kantonalbank Zürich, nach Basel. Daselbst logierten sie im Weissen 
Kreuz und entrichteten das Logisgeld für einen cirka lOtägigen 
Aufenthalt voraus. Über das weitere deponiert Fässler: „Als das 
Geld anfing zu Ende zu gehen, ersuchte mich Frau Türk, ich 
möchte ihr Fr. 200 geben, sie wolle damit ein Geschäft anfangen, 
so dass ich nichts zu arbeiten brauche. Ich weigerte mich dessen 
und riet ihr, sie solle heimschreiben. Sie schrieb hierauf an den 
Spengler Zahner, worauf jedoch die Antwort eintraf, dass man es 
lieber sehe, wenn sie nicht zurückkehre. Eines Abends gingen 
wir miteinander in ein Konzert an der Greifengasse. Auf dem 
Heimwege war Fi'au Türk lustig und munter und wir tranken noch 
in einem Restaurant zwei Glas Bier. Ich ging auf den Abtritt und 
bei meiner Zurückkunft traf ich die Frau Türk nicht mehr an. 
Ich muss hier bemerken, dass dieselbe schon früher gesagt hatte, 
wenn sie einmal verschwunden sein werde, brauche ich mich 
nichts mehr um sie zu bekümmern; aus diesem Grunde ging ich 
ruhig ins Hotel und übernachtete daselbst. Seitdem habe ich die 
Frau Türk nicht mehr gesehen. Als ich später wieder nach Zürich 
kam, sagten mir bekannte Leute, an welche ich mich nicht mehr 
erinnere, sie sei später in Zürich wieder gesehen worden ; es habe 
ihr an der Jakobsgasse ein Herr nachgefragt, der sie in Basel 
?:^ getroff'en habe." (Vergl. Bog. 77 — 80.) Auch in einem spätem 

^ Verhör (Bog. 133) erklärt Fässler: „Was Frau Türk betrifft, weiss 

;; ich nicht, wohin sie sich gewendet hat und wo sie sich befindet." 

; Und ferner: „Ich habe nichts vernommen davon, dass man die 

Frau Türk im Rheine gefunden. Ich hatte, als die Frau Türk fort 
war, noch zwei Abende im Kreuz übernachtet." Diesbezüglich setzt 
sich jedoch der Angeklagte in Widerspruch mit einer ganz andern 
Angabe, die er der Zeugin Bodmischill gegenüber gemacht. Diese 
deponiert nämlich (Bog. 139): „Etliche Monate nach diesem Ver- 
schwinden der Frau Türk, eines Abends in der Dämmerung, traf 
\ ich an der Rotwandstrasse den Fässler an. Ich fragte ihn, was er 

treibe. Er antwortete, er gehe nach Luzern, er sei verheiratet. Ich 
fragte ihn sodann nach der Frau Türk. Er erwiderte, die Frau 
Türk sei tot. Auf weiteres Befragcm gab er an, die Frau Türk 
habe sich in Basel im Rheine ertränkt. Er und Frau Türk seien 
oft am Rheinufer miteinander spaziert. Eines Abends hatten sie 
sich auch wieder ein Rendezvous gegeben, allein statt der Frau 
Türk habe er einen Brief erhalten." Zeugin hatte den Brief nicht 
gesehen: „Fässler sagte, er zeige den Brief nicht, den. bekomme 
dann der Mann der Frau Türk. Er hat auch nichts über den In- 
halt des Briefes erzählt." 

Über die Rückkehr des Fässler und der Frau Türk am 
21. November abends, d. h. unmittelbar vor dem rätselhaften Ver- 
schwinden der letztem, kann die Wirtin zum Weissen Kreuz, 
Frau Lachenmaier, genaue Auskunft geben : Nach Verfluss von acht 
Tagen sei Fässlcr an einem Nachmittage gegen Abend allein in 
die Wirtschaft gekommen und habe berichtet, dass er mit seiner 
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Frau Streit bekommen und dieselbe zum Teufel geschickt habe, 
nachdem er derselben noch einen Pusstritt versetzt. Auf die Be- 
merkung der Frau Laehenmaier, dass es doch nicht recht sei, mit 
seiner Frau so umzugehen, habe Fässler dann erklärt, dass die- 
selbe gar nicht seine Frau sei und einen andern Mann habe. Am 
gleichen Abend sei dann die Frau auch noch in die Wirtschaft 
gekommen und habe nach dem Manne gefragt, der jedoch nicht 
mehr anwesend gewesen sei. Sie habe dann ebenfalls erzählt, dass 
sie Streit zusammen gehabt, weil Fässlcr Geld von ihr verlangt 
habe. Von deren Weggange an habe sie die Frau nicht mehr ge- 
sehen und könne auch nicht sagen, ob sie mit Fässler in dieser 
Nacht noch im Hause übernachtet sei; ob Fässler in dieser Nacht 
noch bei ihnen geschlafen habe, könne sie ebenfalls nicht angeben. 
Im Fremdenbuch des Gasthauses ist unterm 21. November 1890 
ein Bernard Fässler, Magazinier von Schwyz, eingetragen. Es scheint 
also, dass Fässler erst im Fremdenbuche eingeschrieben worden 
ist, nachdem bekannt wurde, dass derselbe nur eine Zuhälterin 
und nicht seine Frau bei sich hatte. Der Name Türk dagegen er- 
scheint im Fremdenbuche nicht. 

Im Verhör vom 6. August (Bog. 133) bestreitet Fässler, der 
Wirtin je gesagt zu haben, er hätte mit der Frau Türk Streit 
gehabt und ihr Fusstritte versetzt. Im Verhör vom 9. August 
(Bog. 133) giebt er die Möglichkeit hiervon zu. In Basel hatte sich 
Fässler von der Frau Türk zwei Scheine unterschreiben lassen, 
den einen lautend: dass er (Fässler) unschuldig sei, wenn sich 
dieselbe (Frau Türk) irgend ein Leid anthun würde, vielmehr sei 
TschoU schuld daran, und den andern dahingehend: dass Frau 
Türk, wenn sie den Fässler verlogen habe, alles zurücknehme und 
ihn in Ehren anerkenne. Diese Scheine konnten nicht mehr auf- 
gefunden werden, Herr Zimmermeister Marty kann sich jedoch an 
dieselben erinnern. Nach dem Zeugnis der Frau Bodmischill (Bog. 
13ih hatte die Frau Türk früher schon wiederholt Selbstmord- 
gedanken geäussert und ihr auch von einer frühc^rn Absicht, ins 
Wasser zu gehen, erzählt. 

Am 22. November, also tags nach dem Verschw^inden der 
Frau Türk, wurde im Eheine ein weiblicher Leichnam gelandet. 
Am Rheinufer fand man Hut und Handschuhe, die offenbar der 
Ertrunkenen gehörten. Spuren von Gewaltanwendung und Gegen- 
wehr fanden sich keine und der Befund schloss mit der Annahme 
des Erstickungstodes ohne nähere Gründe. Nur die Pelerine zeigte 
an der Rückseite einen GO cm. langen Riss. Diese Leiche konnte 
damals nicht agnosciert werden; erst durch die heutige Prozedur 
wurde festgestellt, dass sie diejenige der Frau Tiirk gewesen ist. 
Ebenfalls am 22. November traf die Geliebte des Bernardin Fässler, 
Franziska Purtscher, gemäss Verabredung und vorheriger Anzeige, 
in Basel ein, wo sie ihren Bruder besuchte und zwei bis drei 
Tage blieb. Nachher ging Fässler mit ihr zu ihrem Vater nach 
Reiden, woselbst sie sich verlobten. 
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3. Abgesehen von diesem Verhältnis zu Frau Türk werfen 
noch eine Reihe anderer Begebenheiten ein grelles Licht auf die 
sittliche Verdorbenheit Fässlers. 

Laut seinen eigenen Aussagen hatte er mit einer Reihe von 
Frauenspersonen Bekanntschaften anzuknüpfen gesucht und unter- 
halten. Dass auch seine nunmehr verstorbene Mutter von diesen 
schlimmen Eigenschaften ihres Sohnes Kenntnis hatte und ihn — 
allerdings erfolglos — zur Besserung ermahnte, geht aus mehreren 
Briefen derselben hervor. Sein in Iberg bekannter unsittlicher 
Lebenswandel war mit ein Grund zu seiner Bevogtigung. 

Die Zeugin Regina Deberti sagt, dass Fässler ihrer Schwester 
gegenüber wiederholt anzügliche Bemerkungen gemacht, obwohl er 
verheiratet war, übrigens habe jedermann gewusst, dass Fässler 
ein schlimmer Bursche sei, und sie habe ihn stets für einen solchen 
gehalten. Als er in Ennetbürgen war, kam — wie er selbst er- 
zählt (Bog. 78) — eines Sonntags ein Wagen mit zwei Fräulein — 
Schwestern Baumeler — von Luzern. Mit diesen fuhr er wieder 
zurück, übernachtete bei ihnen, und fing in der Folge mit der 
altera Schwester Marie ein Liebesverhältnis an. Sie besuchte ihn 
in Ennetbürgen, und er ging von dort zwei- bis dreimal zu ihr 
nach Luzern, ebenso wiederum anlässlich des Urlaubes im Militär- 
dienst. Von da an soll zwar der gegenseitige Verkehr einstweilen 
unterbrochen worden sein, weil die Baumeler noch einen andern 
Liebhaber hatte. Aber als Fässler bereits verheiratet war, nahm 
er denselben wieder auf; er selbst sagt darüber: „Meiner Frau 
wollte das eheliche Zusammenleben nicht gefallen, sie meinte sogar, 
der Beischlaf sei Sünde. Auf das schrieb ich der Marie Baumeler 
nach Luzern; sie erwiderte freundlich und es entstund wieder ein 
Briefwechsel, auch besuchte ich sie zwei- bis dreimal in ihrer 
Wohnung in Luzern. Der Briefwechsel zwischen beiden dauerte fort, 
bis die Baumeler im Herbst 1897 selbst einmal zu einem Rendez- 
vous nach Seewen kam und dann in der Wirtschaft von Garaventa 
den Sachverhalt veniahm. So das Geständnis Fässlers. 

Die Marie Baumeler jedoch deponiert, dass Fässler seit der 
Verehelichung nicht mehr zu ihr gekommen sei. Erst als er nicht 
mehr kam, habe sie vernommen, er sei verheiratet. Sie sei zwar 
einmal in Seewen gewesen, habe den Fässler jedoch am Bahnhofe 
getroffen und sei nicht in seine Wohnung gegangen. 

Auch mit der Rosa Müller von Rain, damals Kellnerin zum 
„Adler" in Arth, später in Sisikon, knüpfte Fässler nach seiner 
Verheiratung einen Liebesbriefwechsel an. 

Im Herbst 1898 hat sich der verheiratete Fässler eines Abends 
in Seewen mit einer übelbeleumdeten Frauensperson in Wirtschaften 
und auf Tanzplätzen herumgetrieben, dieselbe heimbegleitet und 
bei ihr übernachtet. 

Im Sommer 1898 erschien im „Zürcher Tages- Anzeiger" ein 
Inserat, wonach FrauenzimnKT Begleitung für eine Bergtour suchten. 
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Fässler, dessen Frau sich in Sitten befand, meldete sich und 
wanderte mit zwei Mädchen auf den Rigi. 

Gleichfalls ohne Vorwissen seiner Frau ging Fässler im Winter 
1898/99 in Zürich mit der Paulina Gattiker von Horgen auf den 
Maskenball. Die gleiche Person hat er zwei- bis dreimal auch be- 
sucht. Es war das das Resultat seiner noch zu erwähnenden Heirats- 
annonce. 

Im Herbst 1898 Hess Fässler bei Niederhäuser in Grenchen 
Visitenkarten machen auf den Namen Gottfried Streuli, Buchhalter, 
Schwyz-Ibach. Anfänglich gab er an, das für einen Commis dieses 
Namens gethan zu haben (Bog. 33), später aber (Bog. 81) bekennt 
er: „Ich hatte nämlich die Absicht, im „Zürcher Tages- Anzeiger", 
dessen Abonnent ich war, eine Heiratsannonce zu erlassen, da meine 
Frau mit mir nicht oder zu wenig geschlechtlich verkehren wollte 
und sonst auch zwischen uns Unfrieden wegen der Wohnung 
bestand. 

Im Dezember 1898 erliess er dann thatsächlich im „Zürcher 
Tages- Anzeiger" ein Inserat des Inhalts: „Ein junger Buchhalter 
wünscht Bekanntschaft mit einem Fräulein behufs späterer Ver- 
ehelichung zu machen. Antwort poste restante Schwyz." 

Daraufhin meldeten sich folgende : 

aj Anna Stählin, in Zürich (als Luisa Hämmerli), 

b) Sophie Mayer, von Dielsdorf, 

c) Marie Amrhein, von Neuheim, Zug, 

d) Lina Wagner, von Zürich, und 
ej Lina Mayer, von Höngg, 

Die letzteren beiden, Wagner und Mayer, beantworteten den 
Brief Fässlers nicht; mit den andern erfolgten Briefwechsel und 
Besuche, wie später auch bei der bereits erwähnten Paulina Gattiker. 

Zwei Briefe mit der Adresse Streuli liefen noch nach der 
Verhaftung Fässlers ein. 

Die an die angegebene Adresse Gottfried Streuli je nach Be- 
gehren in Seewen oder in Brunnen angelangten Briefe wurden von 
Fässler auf der Post abgeholt, mit der Vorgabe, er habe sie an 
einen Freund zu bestellen. In Brunnen wies er eine der bereits 
erwähnten, auf den Namen Streuli lautenden Karten vor, auf welche 
er die Ortsbezeichnung Schwyz-Ibach weggeschnitten hatte. 

Mit der Anna Stählin, welche sich unter dem Namen Luisa 
Hämmerli offeriert hatte, pflegte er den vorliegenden Briefen zu- 
folge ein intimeres Verhältnis. In erster Linie kam der Briefwechsel, 
dann die verschiedenen Rendezvous; das Verhältnis dauerte bis 
im April 1899. Fässler besuchte sie nach seiner eigenen Angabe 
das letzte Mal noch 14 Tage vor dem Unfall seiner Frau. Bei der 
ersten Zusammenkunft in Zürich hatte er Verabredetermassen 
gleichen Tages noch eine solche mit der Marie Amrhein in Sihl- 
brugg. 
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Mit dieser letztem Person gestaltete sich das Verhältnis be- 
sonders intim. Nach der Angabe Fässlers selbst fand nach einem 
Briefwechsel die bereits erwähnte Zusammenkunft an der Sihlbrugg 
statt. Die Amrhein hatte damals noch eine Freundin (Anna Müller) 
bei sich und sie tranken zusammen einen Liter. Abends kehrte 
Fässler nach Hause zurück. In der Folge besuchte er sie noch 
sechs- bis siebenmal in Neuheim, übernachtete jeweilen in ihrem 
väterlichen Hause und kehrte am Morgen wieder heim. Während 
der Nacht kam alleraal die Marie Amrhein in sein (Fässlers) 
Zimmer, wo sie mit ihm geschlechtlichen Umgang pflog. Beim 
zweiten- oder drittenmal — sagt Fässler — wünschte die Marie 
Amrhein die Ringe zu tauschen und sandte ihm anfänglich einen 
Ring mit einem Stein, welchen Fässler als minderwertig zurück- 
wies; später aber tauschten sie in gehöriger Weise Verlobungs- 
ringe aus. Diese liegen bei den Akten; in dem von Fässler dedi- 
zierten Exemplar steht eingraviert: G. St. 12. März 1899, Die 
Gravur in dem von der Marie Amrhein erhaltenen Ring: M. A. 
März 1899, Hess Fässler durch Goldschmied Anderegg in Schwyz 
wegmachen. Er stund mit der Amrhein in Briefwechsel bis zu 
seiner Inhaftierung, logierte in der Nacht vom 4, auf den 5. Mai — 
also ganz kurz vor dem Todesfall seiner Frau — noch bei ihr 
und übte mit ihr den Beischlaf aus. Die Marie Amrhein giebt 
zu, mit Fässler geschlechtlichen Umgang gehabt zu haben, und 
glaubte auch, dass die Heirat zwischen ihnen bald zu stände 
kommen werde. 

„Wir haben uns gehörig verlobt" — deponiert die Amrhein 
am 23. Mai (Bog. 49). — „Streuli sagte mir, es sei möglich, dass 
wir kommenden Herbst noch heiraten. Und ich habe mich dai*auf 
allen Ernstes auch einrichten wollen." 

Einmal meinte die Amrhein, sie sei schwanger, da die Periode 
zu spät eingetreten. Beklagter wollte deshalb in der Apotheke 
Brunnen ein Abortivmittel, nämlich „weisse Haselwui'zeln" kaufen. 
Nachdem ihm solche verweigert wurden, verlangte er Bittersalz, 
das er der Amrhein übersandte. Thatsächlich war eine Schwanger- 
schaft nicht vorhanden und Fässler hat hiervon auch seinerseits 
Kenntnis erhalten. Gleichzeitig nahm Fässler auch für seine Frau 
ein Päcklein Bittersalz nach Hause, da sie nach seiner Angabe 
nicht sicher waren, ob die Frau zum zweitenmal schwanger wäre. 
Thatsächlich war sie es bereits im zweiten Monat. Es ist konsta- 
tiert, dass Fässler das Kindsgeschrei nicht leiden mochte. Er be- 
klagte sich schon beim ersten Kinde, das schon nach einem Monat 
an Verdauungsstörung, die vom Arzte auf schlechte Ernährung 
zurückgeführt wird, starb, über das Schreien und äusserte sich, 
es müsse keine Kinder mehr geben, er wolle das Geschrei nicht 
haben. 

Entgegen allen diesen aktenmässig erhobenen Thatsachen be- 
hauptet der Beklagte gleichwohl im Verhör vom 20. Mai (Bog. 33) : 
„Ich habe mit keinen andern Personen Liebesverhältnisse unter- 
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halten. Wenn ich etwa gegen eine ein wenig gelacht Jiabe, so hat 
man mir schon alles mögliche „aufgebrannt", die Leute machen 
ja alles gi'össer, als wie es wirklich ist.'^ 

4. Das eheliche Verhältnis war auch in seinem kurzen Be- 
stände unter den Ehegatten selbst ein sehr getrübtes und zwar — 
wie der Tit. Staatsanwalt richtig bemerkt — aus alleiniger Schuld 
des Angeklagten. Fässler behauptet zwar (Bog. 10), mit seiner Frau 
gut ausgekommen zu sein. Allein das Gegenteil ist bewiesen. Er 
war lieblos, grob und zeitweise brutal mit ihr; ein Brief z. B. d. d. 
„Seewcn eines Abends bei guter Laune" (Sommer 1898) schon 
zeigt, in welch herzloser Weise er sie durch gehässige Sticheleien 
offenbar bitter zu kränken beliebte. Wiederholt musste sie von 
ihm den Vorwurf hören, sie verdiene nichts und brauche nur, ob- 
schon sie die Hausgeschäfte besorgte, in hoch schwangerem Zu- 
stande noch das Wasser eine grössere Strecke weit herbeitrug und 
sich sogar Mühe gab, ihm zu Gefallen den Modistinberuf zu er- 
lernen. Er hielt ihr die Bezahlung des Arztes vor bei der Geburt 
seines eigenen Kindes, bestellte zur Pflege der Wöchnerin ein ihr 
ganz unbekanntes Weibsbild aus Zürich, mit dem er möglicher- 
weise allerdings selbst gut bekannt gewesen sein mochte. Zudem 
misshandelte er sie, wie er schliesslich selbst zugeben muss, des 
öftern, stiess sie sogar während ihrer Schwangerschaft so heftig 
zu Boden, dass sie einige Zeit bewusstlos liegen blieb, wollte sie 
einmal die Stiege hinunterwerfen, im Herbste 1898 sogar erstechen, 
und hatte sie noch im März 1899 erheblich geschlagen. Briefe der 
unglücklichen Frau an ihre Angehörigen enthalten die bittersten 
Klagen über die Behandlung seitens ihres Mannes und bange 
Sorgen für die Zukunft. Speciell wird verwiesen auf ein Schreiben 
der Frau Fässler an ihre Schwester vom 5. Mai 1899. Gegenüber 
der Fräulein Keller, Posthalterin in Seewen, äusserte sich Fässler 
bei gegebenem Anlasse in roher Weise; es wäre um so eigen- 
sinnige Frauen, wie die seinige, nicht schade, wenn sie bei einem 
Eisenbahnunglück zu Grunde gingen. 

Dagegen wird die Frau Fässler allgemein als eine brave, be- 
scheidene und arbeitsame Frau geschildert, welche trotz allen von 
ihm erlittenen moralischen und thätlichen Unbilden dennoch an 
ihrem Mann hing, wie von verschiedener Seite bezeugt ist. 

Nur aus Mitleid für seine „sehr solide, brave, treue Frau" 
erhält trassier von Zimmermeister Marty in Seewen eine Anstellung 
(Brief vom 27. Mai 1897). Die Frau Fässler wird auch als nichts 
weniger wie waghalsig geschildert. Wie sie in der Fastnacht mit 
Frau Bauser-Sulzer einmal durch die Axenstrasse ging und diese auf 
einen kleinen Felsvorsprung kletterte, habe sie (Frau Fässler) sofort 
gewarnt, sie solle doch nicht so waghalsig sein, ihrerseits würde sie 
nicht um viel Geld dort hinauf gelien. Mit der Zeugin ist daraus 
zu schliessen, dass Frau Fässler eher furchtsam gewesen ist. 
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C. Über die den Unfall, welcher Frau Fässler am 8. Mai 1899 
getroffen hat, und als dessen Urheber Fässler beschuldigt ist, 
begleitenden Umstände ist aus den Akten folgendes erhoben: 

1. Schon am Sonntag den 7. Mai, also am Tage vor dem 
unglücklichen Abstürze seiner Frau, machte Fässler mit derselben 
einen Ausflug nach Seelisberg. Für die Eisenbahnfahrt nach 
Brunnen löste er nach Aussage des Bahnbeamten Gut in Seewen 
ein einfaches und ein Retourbillet. Von der Treib nach Seelisberg 
benützte er eine Kutsche, speiste droben zu Mittag, sammelte 
danach mit der Frau an abschüssiger Stelle, beim sogenannten 
Känzeli, Blumen, ging mit ihr gegen das Rütli hinunter und fuhr 
von dort per Schiff nach Brunnen und dann nach Hause. 

2. Am folgenden Tage, Montag den 8. Mai, will Fässler nach 
Erledigung verschiedener Geschäfte noch zu Jemandem geäussert 
haben, mittags noch Geschäfte halber nach Altdorf gehen zu wollen. 
Während dem Mittagessen habe ihm jedoch seine Frau den Vor- 
schlag gemacht, einen Spaziergang die Axenstrasse hin zu machen ; 
zu diesem Zwecke nach Brunnen zu fahren, von dort bis Sisikon 
zu Fuss zu gehen und sodann mit dem Lokalzug um halb drei 
Uhr wieder zurückzukehren; die Geschäfte in Altdorf könne er 
ein anderes Mal erledigen. Er (Fässler) habe sich mit dem Vor- 
schlage einverstanden erklärt. Dann deponiert er im ersten, am 
gleichen Abend durch das Bezirksamt vorgenommenen Verhör 
folgendes: „Meine Frau und ich stiegen heute mittags um halb 
1 Uhr in den Zug nach Brunnen und wollten einen Spaziergang 
nach Sisikon machen. Als wir in die Nähe der Barriere kamen, 
wo die Bahn in einen Tunnel hineinfährt, kam der Zug von Sisi- 
kon her, und wir sahen, dass es zu spät war, um mit dem Zuge 
wieder nach Hause zu fahren, und wir kehrten deshalb zu Fuss 
zurück. Bei der Stelle, wo seiner Zeit ein Engländer in den See 
gestürzt ist, ging meine Frau abseits der Strasse, um am Abhänge 
Holunderblüten (weisse Blüte) zu pflücken. Auf einmal glitschte 
sie aus und stürzte hinab. Sie hatte eine Stickerei in der Hand 
und ich hatte den Fadenknäuel in der Rocktasche, und als sie aus- 
glitschte, zeiTiss der Faden und der Knäuel blieb mir in dem 
Tschoppen zurück." 

Im Specialuntersuch stellt Fässler am 13. Mai den Vorfall 
also dar: „Wir verreisten mit dem halb ein Uhr-Zuge nach Brunnen. 
Daselbst kehrten wir nirgends ein, sondern liefen direkt durchs 
Dorf und sodann spaziersweise durch die Axenstrasse gegen Sisikon. 
Vorhalb Sisikon, ein Stück hinter dem Schiffemeckstrassentunnel, 
Sassen wir ab; es befinden sich dort Trämmel. Bis dahin hatten 
wir uns nirgends länger aufgehalten. Cirka einen Steinwurf weit von 
uns entfernt sahen wir den Barrieren Wärter. Wie wir da einige 
Zeit gesessen waren und miteinander geplaudert hatten — meine 
Frau war mit Häkeln beschäftigt — kam der Zug von Sisikon 
her und wir hatten somit denselben verpasst. Ich bin zwar im 
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Besitze einer Uhr, hatte sie aber zu Hause gelassen ; meine Frau 
besass keine solche. Wir traten alsdann den Rllckweg wiederum 
zu Fuss an. Wir gingen nur so spaziersweise und meine Frau 
häkelte dabei. In der Nähe eines zerfallenen Kalkofens begegneten 
wir einem Strassenarbeiter, dem wir schon auf der Hinreise be- 
gegnet waren. Auch sahen wir, glaube ich auf dem Rückwege, 
den vorderen Barrierenwärter. Andere Personen waren nicht unter- 
wegs. Einzig begegnete uns noch ein Fuhrmann, der gegen Sisikon 
fuhr, den ich aber nicht kannte. 

Als wir an die Stelle kamen, wo einst ein Engländer in den 
See stürzte, ging meine Frau dorthin. Es führt ein keines Weglein 
dort hinaus, sie wollte von einem Strauche, der sich dort rechts 
befindet, Holunderblüten haben. Wie ich nun indessen am äussern 
Strassenrand (auf der Seeseite) das Wasser löste, hörte ich den 
Ruf: „Jesses Gott!" und gleichzeitig sah ich, dass meine Frau 
verschwand. Ich ging hinaus und sah sie nicht mehr. Wie dieses 
Unglück geschehen, weiss ich nicht; meine Frau trug Halbschuh lein 
und muss ausgeglitscht sein." 

Es mögen hier, anschliessend an die ersten Angaben Fässlers 
über den Unglücksfall, vom Bezirksamt und Specialverhör noch 
die verschiedenen spätem Versionen seiner Erzählungen hierüber 
angeführt und beachtet werden. Fässler sagt: 

Am 15. Mai (Bog. 11): „Wir kamen auf der Strasse daher. 
An der fraglichen Stelle ging sie hinaus, während ich am Strassen- 
rand das Wasser löste. Ich war damit noch nicht fertig, war das 
Unglück geschehen. Es mag daher nicht mehr als 1 — 2 Minuten 
gedauert haben von dem Momente an, als sie die Strasse verliess, 
bis zum Augenblick des Unglückes." 

Am 20. Mai (Bog. 33): „Ich stund zwischen dem Denkmal 
und der Strasse und zwar ein wenig links dem Denkmal. Ich 
schaute ebenfalls gegen den See und „schiffte frei in die Welt 

hinaus.^ „Ich habe nicht gesehen, dass sie sich bückte. Ich 

weiss nicht, ist sie umgekippt oder ausgerutscht. Ich kann nicht 
sagen, ob sie mit dem Oberkörper vornüber oder ob sie zuerst 
rückwärts fiel. Ich war erschrocken, als ich den „Schrei" und den 
Ausruf „Jesses Maria" hörte." 

Am 3. August (Bog. 131): „Soviel ich mich erinnere, stand 
ich im Momente des Absturzes meiner Frau neben dem Denkmal, 
d. h. zwischen dem Denkmal und dem Weglein. Nachher sprang 
ich auf die Strasse zurück und stiess oder lief gerade schräg au 
das Fuhrwerk hin, wo ich es den betreff'enden Leuten sofort mit- 
teilte." 

„Ich weiss nicht, ist die Frau ausgeglitscht oder umgekippt. 
Ich weiss nicht, wie ich dies erklären muss, sie kann ja meinet- 
wegen auch über das Gesträuch hinausgetrollt sein." 

Am 5. August (Bog. 132): „Ich habe das letzte Mal vergessen, 
zu sagen, dass ich, nachdem die Frau abgestürzt war, an den 
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Rand hinaussprang und gerade noch hörte, dass es im Wasser 
drunten „dätschte"." 

3. Fässler giebt an und es ist auch bewiesen, dass seine Frau 
eine Häkelarbeit bei sich hatte, jedoch sagt er (Bog. 11): „Auf 
dem Hinweg hat sie nicht gehäkelt, wir sind ziemlich schnell zu- 
gelaufen, dagegen that sie dies auf dem Rückwege " „Sie 

hatte den Knäuel unter dem Arm, weshalb ich ihr sagte, sie solle 
denselben mir geben., den ich dann in meine Rocktasche nahm. 
Ich trug den Knäuel schon zu der Zeit in meiner Tasche, als uns 
der Fuhrmann (es war Kaspar Rickenbach, Bog. 39), der gegen 
Sisikon fuhr, begegnete. Meine Frau hatte zwar ein Arbeitstäschehen, 
welches man mit Schnüren am Anne trägt, bei sich. Warum sie 
den Garnknäuel nicht dort hineingethan, weiss ich nicht." 

4. Fässler behauptet ferner, dass seine Frau an der Unglücks- 
stelle Ilolunderblüten habe pflücken wollen. Schon weiter hinten 
habe sie einen Holunderstrauss gepflückt, denselben aber wieder 
weggeworfen, weil beim Abreissen das Holz aus der Rinde ge- 
schlüpft war (Bog. 11). Auf die P>age des Untersuchungsrichters 
(Bog. 33), woher er wisse, dass seine Frau Holunderblüten habe 
pflücken wollen, giebt Fässler an: „Sie sagte nämlich, als sie bei 
dem Denkmal , vorbeiging, sie hätte gern etwas Holunderblüten, 
zu dem sie dann noch ein paar Vergissmeinnicht thun wollte.'' 
Und in Bog. 132: „Ich weiss nicht, wäre die Frau zu diesem 
Strauch hinabgestiegen oder nicht. In der Absicht muss sie es 
doch gehabt haben. Ich kann auch nicht sagen, war dies wirklich 
ein Holunderstrauch. Es war dies der einzige, der dort Blüten trug. 
Wir sagen diesem Strauch „Holunder", auch meine Frau sagt so; 
sie pflückte schon mehr weiter hinten von einem ähnlichen Strauche, 
in der Nähe der Strasse, Blüten. 

AVie das Verhöramt aber festgestellt hat, ist der betreff'ende 
Strauch kein Holunder, sondern ein sogenannter „Buchbaum'* 
•Viburna Lantana (nach Rhvner, Pflanzennamen der Urschweiz). 
Nur etwa 20 Meter davon enfernt, gegen die Sisikonerseite, steht 
noch ein solcher Strauch unmittelbar an der Strasse, wie der 
Augenschein ergab, und es sind in jener Gegend deren noch 
mehrere. 

D. Fässler giebt an, dass seine Frau von einem eirka eine 
halbe Stunde von Brunnen gegen Sisikon entfernten Felsvorspnmg, 
■da, wo die Strasse gegen Morsch ach abzw^eigt, verunglückt sei. 

Das Kantonsgericht hat an Ort und Stelle am 18. Oktober 
einen Augenschein vorgenommen, um von der Situation Kenntnis 
zu nehmen, sich mit den örtlichen Verhältnissen bekannt zu machen 
und diese mit den einschlägigen Akten zu vergleichen. Die an- 
gebliche Absturzstelle befindet sich an einem aussichtsreichen Fels- 
vorsprung, dessen Krone ein ebener, uneingefriedeter Platz ist, auf 
dem das Denkmal des daselbst durch Absturz verunglückten Eng- 
länders Henry Thelbin stecht. Hinter diesem Denkstein gegen die 
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Seeseite ist ein kleiner offener Platz von cirka IV« m« Breite und 
ausserhalb desselben fllllt der Felsabhang cirka 200 m. tief, jäh 
lind in seinem obern Teile überhängend, in den See ab, der an 
dieser Stelle erfahrungsgemäss kein Opfer wiedergiebt. An der 
äussersten Böschung wachsen einige Grotzli und cirka 17« ni. 
weiter unten am Abhänge befindet sich der von Fässler als 
Holunder bezeichnete Strauch, der zur Zeit des Augenscheines 
durch das Bezirksamt vom 9. Mai 1899 weisse Blüten trug. Wie 
die Untersuchungsbehörden und die Vorinstanz schon konstatiert 
haben, ist es unbestreitbar mit grosser Gefahr verbunden, dort 
Blüten abzureissen. Das Bezirksamt hat bei seiner Lokalbesichti- 
gung folgendes konstatiert: „Auf dem Boden und in der nächsten 
Umgebung zeigten sieh keinerlei Spuren von Gewaltthätigkeit oder 
eines stattgehabten Kampfes. Im Rasen zu äusserst auf dem Fels- 
abhange und etwas unterhalb glaubt man einige Fussspuren zu 
sehen und am erwähnten Strauche sind zwei" Oder drei Zweige 
abgebrochen ; immerhin seheinen die Brüche nicht ganz frisch zu 
sein. An einem (irotzli ob diesem Strauche hängt ein cirka 4 m. 
langes Stück weisses (iarn, welches leicht abgelöst werden kann. 
AVeitere Anhaltspunkte über die Art und Weise, wie der Absturz 
erfolgt ist, ergeben sich keine und wan^n insbesondere auch keine 
Kleidungsstücke oder andere Sachen von der verunglückten Person 
an der Absturzstelle sichtl)ar. „An der Hand des Augenscheines 
und des Situationsplanes der Gotthardbahn, Blatt Ingenbohl-Mor- 
schach, wurde vom Kantonsverhöramt eine Planskizze gefertigt, 
die bei den Akten liegt. Sie ergiebt in Verbindung mit dem Augen- 
schein : „Auf 85 Schritte einwärts gegen Sisikon auf der Strasse 
sieht man die Mitte der Strasse vor dem Thelbin-Denkmal, hinter 
welchem Frau Fässler abgestürzt ist, nicht mehr, und zwar wegen 
der Strassenkrümmung. In der Entfernung von 100 Schritten 
in gleicher Richtung ist wegen der Strassenkrümmung auch die 
Absturzstelle nicht mehr sichtbar, abgesehen davon, dass diese 
Stelle durch vorsteluMide Bäume und Sträuche teilweise maskiert 
ist. In der Richtung ^i^gen Brunnen ist die Mitte (Jer Strasse vor 
dem Denkmal auf 105 Schritte Entfernung nicht mehr sichtbar 
wegen der, wenn auch schwachen, Krümmung. Die Absturzstelle 
ist schon auf 20 m wegen den vorstehenden Bäumen ganz un- 
sichtbar. Etwas weiter vornen wird diese Stelle überdies durch 
einen vorstehenden Felskegel ausserhalb der Strasse verdeckt. Das 
Laub der Bäume muss am 8. Mai stark entwickelt gewesen sein, 
da es am 15. Mai schon fast ganz entwickelt war." 

Das Kantonsgericht hat auch von einer andern Stelle aus von 
der Beschaffenheit des Felsabhanges bei der Absturzstelle Einsicht 
genommen und durch Hinabwerfen eines Gegenstandes die Fall- 
linie beobachtet; diese endigt im See cirka 3 bis 4 m. ausserhalb 
dem Fusse des Felsens und die Fallzeit beträgt cirka (5 Sekunden. 

£. Bezüglich der nähern Verumständung vor und nach dem 
Abstürze der Frau Fässler ist folgendes relevant: 
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1 Wie bereits bemerkt, hatte Fässlcr im ersten Specialverhör 
(Bog. 11) behauptet, sich mit seiner Frau auf dem Hinwege gegen 
Sisikon nirgends aufgehalten zu haben. Damit setzte er sich in 
Widerspinich mit dem positiven Zeugnis des Kutschers Joseph 
Steiner (Bog. 39), welcher deponiert: „Ich führte am besagten 
Tage ein Fuder Sessel nach Axenfels. Hniter dem Strassentunnel, 
unmittelbar hinter Brunnen, beobachtete ich ein Pärchen, das stets 
so etwa einen Stein wurf weit vor mir her lief. Ich kannte dasselbe 
nicht. Wie ich in die Nähe des Engländerdenkmals kam, wo die 
Strasse gegen Morschach abzweigt, erreichte ich das Ehepaar; sie 
hatten da Rast gemacht. Auch ich machte einen kurzen Halt. Der 
Mann sass auf der hintern Brustmauer auf der Sisikonerseite und 
zwar so, dass er das eine Bein links, das andere rechts der Mauer 
herabhängen Hess und gegen Brunnen schaute. Die Frau stund 
zwischen dem Denkmal und der Strasse, mehr aber gegen die 
Strasse hin. Dieselbe war schön schwarz gekleidet und trug einen 
schwarzen Hut ; gearbeitet hat sie nicht, dagegen sagte sie zu mir : 

„Ich habe da doch schöne Sessel ; sie wollte, sie hätte auch 
ein paar solche zu Hause." Auf dies entgegnete ich mehr 
scherzend : „Meinetwegen könne sie solche haben, wenn sie 
mit dem Eigentümer (Hrn. Schnack) einig werde." Der Mann sprach 
kein Wort, sondern schaute so in den Boden hinein. Ich fuhr nun 
weiter und sah dann bei meinem nächsten Halt, dass das Pärchen 
auf der Axenstrasse in der Richtung gegen Sisikon weiterlief. Den 
nämlichen Mann sah ich dann abends, nachdem das Unglück ge- 
schehen, mit Schiff mann von Euw aus einem Schiffchen steigen." 

Im Verhör vom 20. Mai (Bog. 33) hat Fässler direkt in Ab- 
rede gestellt, dort beim Thelbin-Denkmal abgesessen zu sein ; sie 
liaben sich im Vorbeigehen nur ein wenig aufgehalten und nach 
dem Wege gesehen, den sie tags zuvor auf dem Seelisberg gemacht. 

2. Erhebungen mit dem Bahnpersonal haben ergeben, dass 
Fässler und Frau cirka eine halbe Stunde lang herwärts der 
Barriere von Sisikon auf Trämmeln sassen, von wo man die Ein- 
fahrt eines Zuges in die Station Sisikon gut bemerken kann. Sie 
gingen dann wieder ziiiück, nachdem der Lokalzug nach See wen 
passiert war. 

3. Frau Bomatter, Barrieren Wärterin beim Wärterhäuschen 
Nr. 19, hörte zur fraglichen Zeit einen Schrei: „Es war so der 
Ton eines Kindes oder einer Frauensperson und gab so einen 
so kuriosen Wiederhall." 

4. P'ässler hat, wie bereits erwähnt, angegeben (Bog. 131), 
dass er nach dem Absturz der Frau auf die Strasse zurück- 
gesprungen und gerade schräg an ein von Brunnen herkommendes 
Fuhrwerk gestossen, beziehungsweise gelaufen sei. Dieses Fuhr- 
werk hätte er schon vor dem Unglück etwa einen guten Steinwurf 
weit vor ihm gesehen, und die Fuhrleute haben ihn gefragt, ob 
das Unglück vor 5 Minuten geschehen sei, und er habe dies bejaht, 
da er geglaubt, sie meinen innerhalb 5 Minuten. 
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Dagegen deponiert der Zeuge Martin Strüby, der mit Joseph 
Ehrler auf diesem Fuhrwerk gesessen (Bog. IT)): Er sei zwischen 
8 bis halb 4 Uhr von Brunnen durch die Axenstrasse gegen Mor- 
schach gefahren. Als sie (Ehrler und er) cirka 30 Schritte vor der 
Absturzstelle angelangt seien, sei vom Denkstein weg ein Mann 
auf sie zugekonmien, der ungefähr so gcthan habe, wie wenn er 
weinen wollte. Wie er beim Fuhrwerke angelangt war, habe ihn 
Ehrler gefragt, was er habe. Nach Ansicht des Zeugen würde aber 
Fässler beim Fuhrwerk vorbeigegangen sein, wenn Ehrler den- 
selben nicht angeredet hätte. Der Angeklagte habe ihm dann ge- 
sagt, gerade im Augenblicke sei seine Frau in den See hinunter 
gefallen. Er zeigte nun den beiden die Stelle, wo der Absturz er- 
folgt sei. Dieselbe habe sich gerade vor dem Denkmale, aber 
ziemlich weit unten befunden, wo die Frau angeblich Holunder- 
blüten habe pflücken wollen. Am fraglichen Blüten Strauche habe 
Zeuge nichts abgebrochen gesehen, obschon er sich dessen extra 
geachtet habe. Fässler habe dann zu weinen angefangen und ge- 
sagt: „Helft mir auch und könnt ihr mir nicht helfen." Zeuge 
konnte sich nicht recht vorstellen, dass eine Frau den Mut hatte, 
an dieser Stelle Blüten zu pflücken. 

5. Der Zeuge Joseph Ehrler ging dann mit Fässler zurück 
nach Bninnen. Ihm ist auf dem Wege am Benehmen Fässlers nichts 
aufgefallen, wenigstens machte er in der Einvernahme keine be- 
züglichen Bemerkungen. Von Brunnen fuhren Fässler und Ehrler 
mit Schiff'mann von Euw an die Unglücksstätte und der letztere 
deponiert (Bog. 26): „Der junge Mann that, als ob er weinen 
wollte. Allein das Benehmen desselben machte mir unwillkürlich 
den Eindruck, als ob da nicht alles in Ordnung wäre. Ich glaube 
immer, wenn jemand gar keine Schuld trüge, so würde er nieder- 
geschlagen sein und könnte nicht mehr so gut reden." Und 

weiter: „Ich habe sodann den Fässler auch gefragt, ob die Frau 
beim Abstürze keinen Laut von sich gegeben habe. Auf das hat 
er zuerst nicht gewusst, was er sagen wollte, dann sagte er: doch 
er habe „neumä" einen Schrei gehört" „Ich kann nicht ur- 
teilen, aber mir hat es den Eindruck gemacht und zwar schon im 
ersten Augenblicke, ohne dass ich den jungen Mann weiters kannte, 
dass er seine Frau hinabgestossen hat. Irgendwelche Nieder- 
geschlagenheit über das Unglück hat Zeuge an Fässler nicht 
wahrgenommen, und den Verdacht gegen denselben auch seiner 
Frau gegenüber geäussert. 

6. An der Unglücksstelle selbst konnte nichts wahrgenommen 

werden: „Wir sahen weder am Felsen noch im Wasser etwas." 

„Dort an der Absturzstelle fanden sich keine Holunder vor; es 
ist eher Buchbaum gewesen. Im See, wo wir extra darauf achteten, 
haben wir aber weder abgebrochene Zweige noch Blüten noch 

irgend etwas Derartiges wahrgenommen." „Fässler zeigte 

uns einen Knäuel Garn, den er aus der Rocktasche zog. Wir 
sahen aber am Felsen keine Spur hiervon; dagegen hat Fässler 
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bemerkt, dass oben noch Gani über den Felsen herunter häng«'. 
Auch von dem Hute war nichts zu sehen, den die Frau nach 
Fässlers Aussage getragen haben soll." Dagegen will Joseph 
Ehrler droben bei der Strasse und dann auch wieder vom Schiif 
aus einen langen Faden über die Fluh hinabhängend gesehen 
haben. 

„Über das Vorhandensein und Reissen dieses Fadens an der 
Unglücksstelle giebt Fässler an (Bog. 132): „Der Faden oder das 
Garn riss bei meinem Tschoppensack ; wie es gekommen, dass der- 
selbe weiter von mir auch nochmals riss, kann ich nicht sagen." 

Zeuge Dominik Schuler, Knecht in Brunnen, der sich nach 
dem Unglücksfall gegen 4 Uhr an die Absturzstelle begab, depo- 
niert über seine Wahrnehmungen daselbst (Bog. 38): „Ich sah 
soweit ich konnte über den Felsen hinab, ich sah aber von der 
Frau nichts. Dagegen beobachtete ich am Boden einen Strickfaden, 
der etwas links vom Denkmal weg über den Rasen hinaus und 
über den Felsen herabhing. Ich nahm diesen Faden, zog ihn herauf 
und Hess ihn dann am Boden liegen. Es ist nicht richtig, dass 
der Faden am Gesträuch oder um eine Grotze gewickelt war. Der 
Faden lag am Boden ; das obere Ende reichte bis links neben das 
Denkmal, das andere Ende hing über den Felsen herab in die 
Tiefe hinunter. Spuren des Herabstürzens habe ich gar keine be- 
obachtet, trotzdem ich mich extra deswegen umsah." 

Martin Strüby Sohn, Kutscher in Bininnen, der ebenfalls bald 
auf der Unglücksstätte ankam, bemerkte ebenfalls einen Faden 
und zwar etwas links vom quäst. Blütenstrauch an einem Tann- 
grötzchen, dessen Ende über den Felsen herunterhing. Am frag- 
lichen Strauch selbst bemerkte er nichts Abgebrochenes trotz 
grösster Aufmerksamkeit. Zeuge kann sich übrigens nicht recht 
vorstellen, dass eine Frau den Mut gehabt hätte, an dieser Stelle 
Blüten zu pflücken. 

8. Der Beklagte bestellte am 8. Mai morgens für seine Frau 
und auf deren Namen gegen eine vierteljährliche Nachnahme die 
„Allgemeine schweizerische Volkszeitung", die ihre Abonnenten 
mit Fr. 600 gegen Unfall versichert. Fässler behauptet, dass seine 
Frau Kenntnis von dieser Zeitung aus einer Annonce d<'s Eulen- 
spiegelkalenders, den er am 5. Mai von Neuheim mitgebracht, er- 
halten habe. Er selbst will dieselbe nicht beachtet haben, obschon 
sie an ganz auffälliger Stelle steht. 

Aus der Annonce selbst geht nicht hervor, ol) für die (rültig- 
keit der Versicherung die Bezahlung des Abonnementspreises er- 
forderlich ist. 

9. Fässler hat angegeben, am 8. Mai nur ein Retourbillet 
Schwyz-Brunnen gelöst zu haben, weil er schon ein solches be- 
sessen habe. Ein einmal coupiertes Retourbillett Seh wyz- Altdorf, aus- 
gegeben am 4. Mai, liegt mit andern bei den Akten ; dagegen de- 
poniert der Bahnbeamte Gut in Seewen, dass die nur einmalige 
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Lösung eines Retourbillete Schwyz-Brunnen durch Fässler am 7. Mai 
erfolgt sei. Ob es am 8. auch geschehen, kann er sich nicht erinnem, 
obwohl er auch aji diesem Tage den Schalter bediente. Dieses« 
Verhältnis ist übrigens nicht besonders relevant. 

F. Nach der Rückkehr begab sich Fässler von Brunnen nach 
Schwyz, um Anzeige zu erstatten. Auf der Gemeindekanzlei wird 
er jedoch wieder nach Brunnen verwiesen. Er ging nach Hause,, 
wechselte seine Kleider, fuhr mit dem halb 7 Uhr - Zug nach 
Brunnen und machte die Anzeige, mit welcher er vom dortigen 
Gemeindepräsidenten ans Bezirksamt Schwyz gewiesen wurde. Bei 
diesem Anlasse sagte Fässler noch der Regina Deberti, welche ihm 
begegnete, dass seine Frau dann nicht etwa selbst ins Wasser 
gesprungen, sondern beim Blumenpflücken verunglückt sei. 

Fässler fuhr mit dem 7 Uhr-Zug wieder nach Seewen zurück,, 
machte der Frau Zimmenneister Marty vom Unglücksfall Mitteilimg, 
verbrannte zu Hause noch einige Briefe, Visitenkarten und Photo- 
graphien, von welchen Überreste im Herde noch vorgefunden 
w^urden, und begab sich, Unwohlsein vorschützend, zu Bett, wo er 
dann noch gleichen Abend von Feldweibel Steiner abgeholt und 
aufs Bezirksamt geführt wiu*de. 

In Erwägung: 

Aus den vorstehend angeführten, den Akten enthobenen That- 
sachen ergeben sich nun folgende rechtliehe Schlüsse : 

1. Der Angeklagte Bemardin Fässler giebt an, dass seine 
Ehefrau Franziska Purtscher den 8. Mai 1899, nachmittags cirka 
halV) 4 Uhr, auf der Axenstrasse bei einem Spaziergange von Sisi- 
kon her beim Thelbin-Denkmal durch Absturz von der Felswand 
verunglückt ist. Ein direktes Zeugnis «dafür, dass Frau Fässler 
gerade an jener Stelle in den See stürzte, oder gestürzt wurde, 
ist nicht vorhanden. Aber es wird von Fässler behauptet und es 
sprechen auch absolut keine Gründe dagegen, dass Frau Fässler, 
deren Leiche nicht mehr gefunden wurde, an der vom Beklagten 
bezeichneten Stelle ihren Tod fand. Nach § 253 der St. P. O. 
schwächt auch die Ermangelung einer aktenmässigen Erhebung 
des Thatbestandes die rechtliche Gewissheit nicht, wenn aus be- 
sonderen Umständen erhellt, warum derselbe nicht erhoben werden 
konnte. 

2. Es fragt sich nun in erster Linie, ist Frau Fässler frei- 
willig in selbstmörderischer Absicht über die Felswand gestürzt 
oder, indem sie sich zu Aveit hinauswagte, verunglückt oder end- 
lich durch eine verbrecherische Hand in den Abgrund gestossen 
worden. 

a) Gegen die Annahme des Selbstmordes sprechen die eigenen 
Angaben des Beklagten, der konsequent behauptet, dass seine Frau 
beim Blütenpflücken in den See abgestürzt sei. 
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Trotzdem das eheliche Leben und das Los der Frau durch 
die offensichtliche Schuld des Manne» ein höchst trauriges genannt 
werden muss, hat sie doch gegen niemand Selbstmordgedanken 
geäussert und zweifellos auch nicht gehabt. Dagegen hat sie an 
der nämlichen Stelle, wo sie kurz nachher ihren Tod linden sollte, 
mit einem Fuhrmann noch fröhlich gesprochen, den Wunsch nach 
dem Besitze so schöner Sessel, wie dieser sie zu führen hatte, ge- 
äussert und soll im unglücklichen Momente noch gestrickt haben. 
Es ist psychologisch rein undenkbar, dass eine Selbstmörderin vor 
dem gewaltsamen Abschluss ihres Lebens noch derartige Arbeiten 
verrichtet. Die Annahme des Selbstmordes ist daher zum vorn- 
herein ausgeschlossen. 

b) Für die Hypothese eines Unglücksfalles, wie ihn der Be- 
klagte plausibel machen will, enthalten die Akten subjektiv und 
objektiv auch rein gar nichts, aber alle Un Wahrscheinlichkeit da- 
gegen. Der Holunderstrauch, von dem die Frau angeblich hätte 
Blüt<*n pflücken wollen, befindet sich so am steilen Rande des 
Felsens, dass es jedenfalls eines waghalsigen Mannesmutes bedurft 
hätte, so nahe an denselben heranzutreten, um die Blüten er- 
reichen zu können. Es ist gegenteils erwiesen (Zeugnis der Frau 
Bauser) , dass Frau Fässler ein mehr furchtsames Wesen hatte 
und jedenfalls zu solchen AVaghalsigkeiten nicht geartet war; 
sie würde auch das warnende Denkmal des hier verunglückten 
p]ngländers sicherlich nicht unbeachtet gelassen haben. Dazu 
war dieser .Holunderstrauch keineswegs d(M- einzige; es gab 
solche genug an der Strasse, ganz in der Nähe an absolut un- 
gefährlichen Stellen. Frau Fässler hatte auch bereits solche ge- 
pflückt, aber wieder w<»gg(^worfen, Avas sie wohl kaum gethan 
haben würde, wenn sie so grossen AVert darauf gelegt hätte, 
solche zu besitzen, um si(* selbst an lebensgefährlichen Stellen 
zu erreichen. Etwas ganz Undenkbares ist es, dass eine Frau 
mit der Häkelarbeit in der Hand in eine so gefährliche Lage 
hich begiebt; sie würde diese weggelegt oder dem Mann zur Auf- 
bcwahning übergeben haben, der ja auch den Knäuel hatte, und 
die Hände frei behalten haben, um sich an den dort beflndlichen 
Tannenbäunichen zu halten. 

p]s ist ganz undenkbar, dass ein Ehemann ohne besondere 
Absichten seine Frau so gefährliche Schritte thun lässt, ohne es 
ihr abzuraten, zu wehren oder sie dann wenigstens zu halten. 
Und doch will Fässhu* — wie er selbst zugiel)t — unmittelbar 
hinter ihr gestanden und ebenfalls gegen die Seeseite geschaut 
haben. Die an der Absturzstelle l)efindlichen Bäumchen imd Ge- 
sträuche trugen keinerlei Merkmale einer beim U'nglücksfMll statt- 
gehabten Berührung durch Menschenhand, und doch hatte sicherlich 
die Unglückliche, wenn nicht schon vorher, so doch instinktiv im 
Momente des Falles danach gegriffen, sie mitgerissen oder Zweige 
davon abgerissen. Aber weder an diesen selbst noch drunten im 
See waren irgendwelche Spuren davon zu sehen und zu bemerken. 
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Auch das Vorhandensein und die Lage des bei der Absturz- 
stelle vorgefundenen Fadens, dem Fässler offenbar Bedeutung bei- 
legte und vom Schiffe auf dem See aus speciell darauf aufmerksam 
machte, spricht durchaus nicht, wie der Beklagte gehofft hat, für 
einen blossen Unfall. Seine Frau soll mit der Häkelarbeit an die 
gefährliche Absturzstelle sich begeben haben, Fässler hatte den 
Knäuel in der Tasche und behauptet, der Faden sei bei derselben 
gerissen, wie er noch ein zweites Mal riss, weiss er nicht zu er- 
klären, und das ist thatsächlich auch nicht zu erklären, soll die 
von ihm vorgebrachte Unfallsgeschiehte möglich und wahr sein. 
Der Häkelfadeu ist von bedeutender Stärke, dass er einmal reissen 
niusste, ist klar. Geschah das wirklich, wie der Beklagte angiebt, 
bei seiner Tasche, so musste der mit der Arbeit verbundene Teil 
gegen diese, d. h. gegen den See zurückschnellen und mit der- 
selben verschwinden, oder aber an einem andern Gegenstand — 
wie z. B. an einer der dort befindlichen Grotzen — sich ver- 
wickeln und in dieser Lage entweder nochmals reisi*en oder dann 
mit der Arbeit hängen bleiben. Aber weder <las ehie noch das 
andere ist geschehen. Es ist durch den Zeugen Dominik Schuler 
ausdrttcklicii festgestellt worden, dass das P'adenstück vom Denkmal 
weg über den Käsen hinaus den Felsen hinabhing, das ist, wie 
gesagt und wie beim Augenschein gemachte Proben mit aller 
Sicherheit ergaben, bei einem angeblichen Unfall nicht möglich, 
sondern der Fädelt muss extra abgerissen und hingelegt worden sein. 

Von wem? Das soll nun in dritter Linie untersucht werden, 
denu auch ein Unfall nach der Angabe Fässlers ist ausgeschlossen. 

3. Eine Reihe von Indizien weisen darauf hin, dass des Ehe- 

t 

mannes Fässler verbrecherische Hand sel])st es war, welche die 
PYau, statt sie zu schützen, über die Felswand hinaus in die 
Fluten des Sees gestossen hat. 

Unter Berufung auf die faktischen Ausführungen verweisen 
wir speciell auf folgende rechtlich erwiesene Anzeigungen: 

a) Fässler, der sonst seiner Frau gegenüber nicht besonders 
zuvorkommend und freigebig war, fand am Sonntag und sogar am 
darauffolgenden Werktag Lust und Zeit, mit derselben Spazier- 
gänge zu machen. Ob er dabei am Sonntag den 7. oder Montag 
den 8. Mai nur ein Retourbillet Schwyz-Brunnen löste, ist, wie 
bereits erwähnt, nicht relevant. Fässler war im Besitze eines 
zweiten für die Rückfahrt noch gültigen Billets ; es ist möglich, 
dass er dasselbe bei sich hatte, möglich aber auch nicht, da noch 
andere solche , nicht abgefahrene Billets bei ihm vorgefunden 
wurden. Ins Gewicht aber fällt, dass Fässler mit seiner Frau am 
Sonntag einen Ausflug nach Seelisberg machte, mit ihr an aner- 
kannt gefährlicher Stelle, beim sogenannten „Känzeli" mit seinen 
senkrecht abfallenden Felswänden, Blumen suchte und nachher ins 
Rütli hinunterstieg. Und doch behauptet er im Verhör (Bog. 131): 
„Ich hatte nie die Absicht, die Frau zu töten, und bin auch keine 
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gefährlichen Wege gegangen." Ob aber diese Ausfahrt schon den 
Zweck hatte, die Frau an geeigneter Stolle dem Tode zu weihen, 
wenn es unbeachtet geschehen konnte, oder sie für eine folgende 
zutraulich und willig zu machen, einer andern gefährlichen Stelle 
ahnungslos sich zu nahen, mag dahingestellt bleiben. Ohne Absicht 
des Fässler geschah es sicherlich nicht. 

h) Sehr verdächtig ist auch die Versicherung seiner Frau 
durch das Abonnement der „Allgemeinen Volkszeitung". Die Be- 
stellkarte ist von Fässler geschrieben und lautet auf den Namen 
der Frau. Wenn nun auch die Verleger seh aft erklärt, dass keine 
Versicherungssumme bezahlt werde, bevor die Prämien entrichtet 
seien, so konnte das Fässler doch aus der Annonce selbst nicht 
ersehen, und da er selbst eine Zeitung besass, ist nicht anzunehmen, 
dass er eine solche auch seiner Frau, der er doch immer ihre 
Auslagen vorwarf, ohne besondere Absicht gegönnt hätte. 

c) Was hatte Fässler in Sisikon zu thun ? Mit seiner Frau am 
Werktage dahin spazieren zu gehen, anstatt seine angeblichen 
Geschäfte in Altdorf zu besorgen, eine halbe Stunde mit ihr in 
der Nähe des Bahnhofes auf Trämmeln zu sitzen, um ja den Zug 
für die angeblich beabsichtigte Rückfahrt zu verpassen? Das ist 
mehr wie unwahrscheinlich. 

d) Fässler ist seinem Charakter nach der That wohl fähig. 
In den thatsächlichen Ausführungen über Fäsalers Vergangenheit 
hat sich das zügellos unsittliche Leben eines Menschen enthüllt, 
der ohne jeglichen moralischen Halt rücksichtslos seinen Leiden- 
schaften frönt, vom Laster zum Laster schreitot und unbegrenzt 
und unbeschränkt geniessen will. Das Band der Ehe war ihm zur 
beengenden Fessel geworden, seine Frau war ihm lästig, der Ver- 
kehr mit ihr ungenügend. Dazu kommen die Auslagen und die 
Sorgen für den Haushalt, das Fehlen von Mitteln auf selten der 
Frau, das Schwinden seines eigenen Vermögens, die Aussicht auf 
Vermehrung der Familie. Das alles äusserte sich bei Fässler in 
der notorisch elenden Behandlung seines unglücklichen Weibes, 
welches sich zuletzt noch in einem Briefe der Frau Fässler an ihre 
Schwester d. d. 5. Mai 181)9 in besonderer Weise kundgiebt, das 
äusserte sich auch in den ihr gemachten Vorhalten und im Suchen 
nach der Bekanntschaft mit unvorsichtigen oder leichtfertigen 
Frauenzimmern schon bald nach Abschluss der Ehe. Man erinnere 
sich an seine Visitenkarten mit falscher Adresse, an seine Heirats- 
annonce, an seinen Liebesbriefwechsel mit verschiedenen Frauens- 
personen und an seine Rendezvous mit solchen. Noch in der Nacht 
vom 5. auf den G. Mai — zwei Tage vor dem schrecklichen Vor- 
fall an der Axenstrasse — übernachtete Fässler hinter dem Rücken 
seiner Frau bei der Marie Amrhein in Neuheim, von wo er den 
„Euienspiegelkal ender" heimgenommen haben will, aus welchem 
seine P'rau die Idee der Lebensversicherung an ihrem Todestage» 
geschöpft haben soll. 
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Der Marie Amrhein hatte er die Ehe versprochen, mit ihr die 
Ringe gewechselt, und sie drängte auf baldige Heirat. Was liegt 
näher als der Gedanke an die gewaltsame Trennung seines bereits 
bestehenden Ehebündnisses, und dass Pässler dessen fähig war, 
beweist auch der Versuch, Abortivmittel sich zu verschaffen zur 
Abtreibung von Leibesfrucht. 

e) Es sei hier auch speciell noch der langjährigen Zuhälteriu 
Fässlers, der Frau Türk, Erwähnung gethan, die unter seltsamen 
Umständen im Rheine endete, deren Leiche gelandet wurde am 
nämlichen Tage, als die damalige Geliebte Fässlers, die unglück- 
liche Franziska Purtscher, in Basel ankam. Zutreffend weist das 
Verhöramt auf das seltsame Glück hin, dass die dem Beklagten 
unbequem gewordenen Frauenspersonen gerade im rechten Augen- 
blicke den Tod im Wasser finden und — kann man beifügen — 
in einem Fall noch bescheinigt wird, dass ja Bernardin Fässler 
unschuldig an dem Unglück sei. 

f) Der an der Unglücksstelle an der Axenstrasse gefundene 
Faden ist bereits erwähnt worden. Wer anders hat ihn hingelegt 
als Fässler, wenn, wie es ganz ausgeschlossen erscheint, seine Frau 
nicht das Opfer eines Unfalles, sondern eines Verbrechens ge- 
worden ist? 

g) Fässler hat sich im Verlaufe des Verhörs in verschiedene 
Widersprüche verwickelt; er erzählt seine Wahrnehmungen über 
die Art und Weise, wie der angebliche Unfall geschah, und sein 
eigenes Verhalten bei dem ganzen Vorgange widersprechend; es 
sei diesbezüglich namentlich auf zwei Momente aufmerksam ge- 
macht. Er hat in erster Linie verheimlicht, dass er schon auf dem 
Hinwege nach Sisikon beim Thelbin-Denkmal sich aufgehalten hat ; 
er hat direkt in Abrede gestellt, dabei dort gesessen zu sein, und 
doch ist das ausdrücklich bewiesen worden. Zu dieser Lüge kommt 
noch die Frage, was hatte Fässler das zweite Mal bewogen, an dieser 
Lieblingsstelle anzuhalten, da er doch — wie er selbst angiebt — 
im Hinwege schon seiner Frau den tags zuvor begangenen Seelis- 
bergweg gezeigt hatte. Dass es nicht gerade das Verlangen der 
Frau, dort an der gefährlichsten Stelle Holunderblüten abzureissen, 
gewesen sein kann, haben wir bereits gesehen. 

In einen zweiten Widerspruch setzt sich Fässler mit dem 
Zeugen Martin Strüby. Er behauptet, sogleich nach dem Sturze 
seiner Frau auf die Strasse gesprungen und an das Fuhrwerk des 
Zeugen gestossen beziehungsweise gelaufen zu sein und den auf 
dem Wagen Sitzenden den Vorfall sogleich mitgeteilt zu haben. 
Nach der Aussage Strübys ist das absolut unwahr. Vielmehr be- 
fand sich das Fuhrwerk noch 30 Schritte vom Denkmal entfernt, 
als Fässler davon weglief und — wie der Zeuge sagt — Miene 
machte, vorbeizugehen, wenn er, der zum W^einen sich den An- 
schein geben wollte, nicht angeredet worden wäre. Von der That 
bis zur Ankunft des Fuhrwerkes muss eine geraume Zeit ver- 
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tsen sein, sonst würden auch jene zwei Männer, die iiuf dem 
Igen sassen, den Todeesclirei, welclien Kassier hörte und der 
inbar nneh zu Ohren der Wflrtersfran hei Nr. 19 gedrungen 
vemorarainen hnben. Es ist mit aller Bestimmtheit anzunehmen, 
SS Fässlcr, der seinen Standort möglichst links von der Absturz- 
lle seiner Frau, die auf der rechten Seite des Denkmals sich 
'unden haben soll, verlegen will, vor seinem Weggänge an jeuer 
He noch etwa» zu thun hatte, nämlich den Faden nach seinem 
ine zurechtzulegen. Mit diesem mit allem Vorbedachte gesponnenen 
[Icn jedoch zerreisst auch das Lügengewebe Fässiers, und mit 
?r Sicherheit schaut der Richter den schreckliehen Mörder seines 
j:lüeklicheu Weibes vor sich. 

4. Im Hinblicke auf alle diese Verumwtändungen, welche mit 
■ That in UHtürlicheni Zusammenhange stehen und erwiesen sind 
14 St. r. 0.), ergiebt sich in Verbindung mit der absoluten Un- 
hrscheinlichkeit des Selbstmordes oder des Unfalls für den 
hter die vollständige Überzeugung von der Schuld des Ange- 
gten Bemardin Fässler, und es muss aus zwingenden Gründen 
<chlossen werden, dass ein vorsätzlicher Gattenmord vorliegt-, 
^sen er sieh schuldig gemacht hat. 

5. Zutreffend fttr das Strafmass ist in erster Linie der i; 5it 
; K. St. G. : „Wer mit Vorsatz einen Menschen tötet, wird, wenn 
die Tötung mit Überlegung ausgefllhrt hat, wegen Mordes mit 
n Tode bestraft." 

Da jedoch das Urteil nur auf Grund eines Indizienbeweises 
ällt werden kann, so ist nacli g 285 St. P. 0. statt der Todea- 
ife eine dreissigj ährige bis lebensl flu gliche Zuchthausstrafe ans- 
iprechen ; 

ge fanden : 

Die Appellation des Bemardin Fässler gegen das rrtcil des 
imimilgerichtc-s vom 23. Septenib<T 1«!)'.» ist nicht begründet, und 

erkennt : 

I. Bernardin FHssler ist in Bestätigung des appellierten Ur- 
s in eine Zuchthausstrafe von 30 Jahren verurteilt, 

II. Derselbe begület dem Staate die erlaufenen Atzungs-, 
tersuehungs- und Prozesskosten im Betrage von Fr. 910.75. 

IIL Mitteilung an die h. Regierung behufs Vollziehung und 
[■öffentlichung. 
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Berichtigung. 

In den Vor])einerkungen zu dem Urteil des Bezirksgerichtes Aarau 
betreffend Ehrverletsung darch die Dnickerpresse, luitgeteilt in der letzten 
Lieferung dieser Zeitschrift, Seite 274, ist ein Gesetzestext als § 13() de» 
aargauischen Kriuiinalgesetzbuches abgedruckt. 

Herr Oberrichter Irniiger in Lenzburg hatte die Güte, uns darauf 
aufmerksam zu machen, dass hier eine schlimme Verwechslung vorgefallen 
sei. Er schreibt uns: «Das peinliche Strafgesetzbuch von 1K57 enthält 
keine Bestimmungen über die Ehrverletzung, während das Zuchtpolizei- 
gesetz von 1868 in seinem § 1 lediglich bestimmt: Ehrverletsnngen werden 
suchtpoliseilich bestraft, sofern sie nicht ihrer Natur oder den begleitenden 
UmstÄnden nach der kriminellen Bestrafung unterliegen. Im übrigen schweigt 
sich die aargauische Strafgesetzgebung über die Ehrverletzung aus. Der 
Richter muss sich hinsichtlich des Thatbestandes, der Arten, der V erfolgung 
und der Bestrafung der Ehrverletzung (Beweis der Wahrheit, Retorsion 
u. s. w.) an die in der Strafrecht«wissenschaft hierüber herrschenden Grund- 
sätze halten. Seit mehr als zehn Jahren werden alle Anläufe zu partieller 
Revision der Strafgesetzgebung im Hinblick auf das eidgenössische Straf- 
gesetz zurückgewiesen, und so ist es denn immer bei diesem, dem Bundes- 
gericht schon wiederholt vorgelegenen, § 1 des Zuchtpolizeigesetzes ver- 
blieben, der eine glänze Reihe Vergehen als strafbar erklärt und mit Strafe 
bedroht, ohne einen einzigen Thatbestand festzustellen. » 

So ist es. Der abgedruckte § 130 ist § 130 des solothu mischen Straf- 
gesetzbuches, das dem Berichterstatter in gefährlicher Nähe zur Hand war. 

Z. 
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Dr. Heinrich Lammascii, Professar der Rechte in Wien. Grundriss 
des Strafrechts, (Grundriss des Osterreichischen Rechts. Unter 
Mitwirkung vieler namhafter Rechtsgelehrter herausgegeben von 
den Professoren Dr, A. Finger, Dr. 0. FranTcl und Dr. D. Ull- 
inann in Prag. Zweiter Band, vierte Abteilung.) Leipzig, Duncker 
& Humblot, 1899. 

Wer sich in Lammaschs Grundriss des (österreichischen) Strafrechts 
vertieft, muss über die Reichhaltigkeit der Schrift staunen und sich 
fragen, wie es dem Verfasser möglich geworden sei, auf sechs bis 
sieben Druckbogen so viel zu bieten. Mit der Anerkennung für den 
Verfasser mischt sich das Bedauern, dass eine so wertvolle und tief 
eindringende Darstellung des österreichischen Strafrechts nach dem 
Plane der Herausgeber in ein Prokrustesbett gezwängt werden 
musste. Der Umfang des Grundrisses steht mit seinem Inhalt nicht 
im Verhältnis. Für den Leser wäre schon ausserordentlich viel ge- 
wonnen worden, wenn der nämliche Inhalt auf 120 statt auf 91 Seiten 
gedruckt worden wäre. Denn dadurch wäre der Grundriss über- 
sichtlicher und damit leichter verständlich geworden. Ein noch 
grösserer Gewinn für den Leser würde es gewesen sein, wenn 
Lammasch nicht genötigt gewesen wäre, seine Darstellung über- 
mässig zusammenzudrängen und manches in einen Satz zusammen- 
zufassen, was einer längeren Ausführung würdig war. Am günstig- 
sten sind die Zuhörer Lammaschs gestellt, diese erhalten durch den 
mündlichen Vortrag des Lehrers die weitere Erklärung, deren sie 
bedürfen. Aber nicht jeder Leser befindet sich in der glücklichen 
Lage, den mündlichen Vorträgen Lanmiaschs folgen zu können. 

Zu bedauern ist, dass die gewissenhaft benutzte Litteratur nur 
summarisch und ohne nähere Angabe der Arbeiten, die beiück- 
sichtigt worden sind, angeführt wird. 

Ich möchte Lammasch durch diese Bemerkungen veranlassen, 
seinen Grundriss zu einem Lehrbuche zu erweitern. Daneben könnte 
der Grundriss bestehen bleiben, aber mit Bosch riuikimg auf die 
Elemente des österreichischen Strafrochts. 
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Es ist hier nicht der Ort, auf Kontroversen des österreichischen 
Strafrechts einzutreten und zu solchen Stellung zu nehmen. Der 
Stand der Kontroversen wird in dem Grundriss überall scharf und 
genau angegeben. Lammasch hat überall abweichende Ansichten, 
die in der Litteratur vertreten worden sind, mit grosser Sorgfalt 
und Rücksicht angemerkt. 

Nur eine allerdings grundsätzliche Frage möchte ich berühren, 
die Frage nach dem Strafsweck. Lammasch unterscheidet einmal 
konstante und variable oder relative Strafzwecke, je nachdem ein 
Strafzweck bei allen Verbrechen und Strafen oder nur bei einzelnen 
Verbrechen und einzelnen Strafen verfolgt wird, richtiger wäre wohl 
die Bezeichnung allgemeine und besondere Strafzwecke. Konstant 
(beständig) ist das, was sich im Lauf der Zeit nicht verändert. 
Konstant ist z. B. die Praxis, die die nämlichen Fälle stets gleich 
beurteilt und die nicht Spiünge macht. Hier handelt es sich nicht 
um dieses Verhältnis, sondern darum, ob ein Zweck gleichmässig 
auf alle Erscheinungen Anwendung findet oder nur auf Gruppen 
vop Erscheinungen. 

Dann unterscheidet Lammasch General^v^wi^nWow und Special- 
prävention. Die ö^^w^rtf/prävention ist eine Wirkung, die die Strafe 
auf die Gesamtheit des Volkes äussert, während die Specialpräven- 
tion in der Wirkung der Strafe auf den Sträfling besteht. Die 
Oeneral^T^w^wüow wird im Sinne Lammaschs namentlich durch die 
Strafandrohung vermittelt, die -SJt^ma/prävention durch den Straf- 
rolhug. Doch hel)t Lammasch mit Recht hervor, dass wenigstens 
die Vollziehung einer schweren Strafe geeignet sei, das Verboten- 
sein der That dem Gedächtnis.se der Bevölkerung einzuprägen (S. 2j. 
Damit wird die Unterscheidung der Generalprävention und der 
vSpecialprävention in Hinsicht auf Strafandrohung und StTsSpollsug , 
wie mir scheint, aufgegeben oder doch verwischt. In der That 
meine ich, ein konstanter, gleichmässiger und gleichsam unaus- 
bleiblicher, niemals versagender Stvaivollsug bewirke gerade das, 
was man ö^^A/^rtf/prävention nennt, und nicht die Strafandrohung, 
die nur mittelbar dem Volk zum Bewusstsein gelangt. Nicht die 
Strafbestimmung über Mord wirkt generalprävenierend, sondern die 
Thatsache, dass der Mörder unvermeidlich der Strafe verfällt. Nicht 
die Feststellung der Strafpflicht im Gesetz, sondern die konstante 
Erfüllung der staatlichen Strafpflicht durch die Justiz, also ein 
konstanter Strafvollzug^ gewährt die Bürgschaft, dass der Strafschutz 
wirksam sei. 

Die Gcneralprävention und die Specialprävention beruhen beide 
auf dem Sivaf Vollzug , nur bezieht sich die ö^^«^/'a/prävention auf die 
Wirkung, die der Strafvollzug auf das gesamte Volk übt, und es 
liegt in der Natur der Sache, dass diese W^irkung erst nachhaltig 
wird, wenn sie konstant ist und in steter Aufeinanderfolge eintritt, 
während die /«^ma/prävention die Wirkung d(^s Vollzuges einer be- 
stimmten Strafe auf den Sträfling bedeutet. 
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Die variablen oder relativen (besondern) Strafzweeke Lammaschä 
gehören wohl ausschliessJich dem Gebiete der SJpma/prävention an. 
Da Specialprävention Individualisierung des Strafvollzugs voraus- 
setzt, und diese eine Berücksichtigung der individuellen Verhältnisse 
des Sträflings bedeutet, so ist AS//m«/prävention im strikten Sinne 
nur dem Richter, aber nicht dem Gesetzgeber möglich. Denn der 
Gesetzgeber giebt seine Bestimmungen nicht für die einzelnen Per- 
sonen und den einzelnen Fall, sondern für eine unbestimmte Zahl 
von Personen, die künftig ein Verbrechen begehen werden. In einem 
weitern Sinn vermag jedoch auch der Gesetzgeber zu individuali- 
sieren, wenn nämlich als Individuum nicht eine einzelne Person, 
sondern eine typische Gruppe von Verbrechern angesehen wird, so 
z. B. die Ge\vohnheitsverbrecher, die Liederlichen (Bettler, Vaganten, 
Dirnen), die Jugendlichen. 

Dass kriminalpolitisch eine besondere Behandlung dieser Gruppen 
geboten ist, die deren Eigenart berücksichtigt, steht für mich längst 
ausser Zweifel. Die Frage, ob damit ein besonderer Stra/zweck be- 
thätigt wird, oder ob diese Behandlung eher eine .^sichernde Mass- 
nahme^^ sei, hängt von der Anschauung über das Wesen der Strafe 
ab. Wer in der Strafe eine Vergeltung erkennt, die der Staat an 
dem Schuldigen übt, kann die sichernden Massnahmen nicht als 
reine Strafen ansehen, da ihnen der vergeltende Charakter der 
Strafe fehlt oder dieser doch stark zurücktritt. Lammasch fasst 
jedoch, soweit ich sehe, die Strafe nicht als Vergeltung auf, wenig- 
stens erblickt er nicht das Wesen der Strafe darin. Er ist daher 
von seinem Standpunkte aus vollkommen berechtigt, die sichernden 
Massnahmen auf besondere Strafzwecke zurückzuführen. Auf den 
Namen kommt es allerdings nicht an; aber es ist grundsätzlich 
und praktisch wichtig, ob eine staatliche Massregel Strafe sei oder 
nicht. Wer die sichernden Massnahmen mit Lammasch zu den Strafen 
rechnet, wird übrigens doch genötigt sein, für diese besondere Be- 
handlung einiger (rruppen besondere Grundsätze aufzustellen. 

Zum Schhiss möchte ich darauf hinweisen, dass für eine raschem 
und zuverlässige Orientierung im österreichischen Strafrecht kein 
besserer und sichererer Führer denkbar ist als Lammasehs Grund- 
riss. Denn Lammasch beherrscht den vielgestaltigen, in viele Quellen 
zerstreuten Gesetzesstoff als Meister. Stooss, 



Dr. Josef Heimberger, a. o. Professor der Rechte in Strasshurg, Straf- 
recht und Medizin, Mmichen, C. ff, Beck, 1899. 65 S. 

Unter dem Titel „Strafrecht und Medizin" erörtert Heimberger 
nicht, wie vermutet werden könnte, das Verhältnis zwischen Straf- 
recht und Medizin im allgemeinen, vielmehr nimmt er „die schon 
so oft behandelte Frage der Berechtigung des ärztlichen Eingriffs 
und ihrer Grenzen in Angriff". Den Standpunkt des Verfassers 
kennzeichnet die Bemerkung, die er beifügt: „vielleicht dass es 
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« 

doch gelingt, die von Siooss bereits angeregte und verfochtene, von 
Karl von Lilienthal in seiner scharfsinnigen Schrift aber jetzt wieder 
bekämpfte und gefährdete Lösung der Streitfrage etwas zu fördern**. 
Heiniberger tritt also meiner Ansicht bei; doch will er sich mit 
meinen Ausführungen „nicht identifizieren**. 

Soweit ich sehe, hat Heimberger meine Ausführungen nur an 
einer Stelle ausdrücklich beanstandet. Er findet nämlich, es sei 
bisher (auch von mir) nicht darauf aufmerksam gemacht worden, 
dass der ärztliche Eingriff dem Körperzmtand des Kranken an- 
gemessen und (leshalb objektiv keine Misshandlung sei. 

Meine Beweisführung beruht jedoch auf der Erkenntnis, dass 
die ärztliche Behandlung ihrer Natur nach „eine dem Oesundheits- 
zustand des Patienten angemessene (indizierte) Einwirkung auf seinen 
Körper** ist ^) und dass eine» derart zweckmässige und vernünftige 
Behandlung des menschlichen Körpers keine i/'mhandlung sein 
kann *). Diese Erkenntnis, die sehr langsam reifte, führte mich 
zu der Lösung des Problems, die ich vertrete, und nun sagt mir 
Heimberger, ich habe gerade das übersehen. 

Gerne hebe ich hervor, dass Heimberger die Ansicht, die ich 
für richtig halte, geschickt und sachkundig verteidigt. Er hat 
manches überzeugende Beispiel beigefügt imd die Unhaltbarkeit 
der Zwecktheorie von Lilienthals, namentlich aus den früheren 
deutschen Landesgesetzen, nachgewiesen. Die Abhandlung Heim- 
bergers ist eine anerkennenswerte und nützliche Ergänzung meiner 
Schrift; sie hat auch den Vorzug, dass sie auf den Fall Ihle, den 
ich (wc^nigstens in meiner Schrift) noch nicht berücksichtigen konnte, 
näher eingeht. Stooss. 



Analecta reformatoria. I. Dokumente und Abhandlungen zur Oe- 
srhichte Zwingiis und seiner Zeit. Von Dr. E. Egli, Professor der 
Theologie in Zürich, Zürich (Zürcher & Furrer) 1899. 

Die Reformationsgeschichte der Schweiz ist auch ein Stück 
Staats- und Rechtsgeschichte. Von der Universalkirche des Mittel- 
alters werden durch die gewaltigen Hammerschläge der Reforma- 
toren grosse Massen abgetrennt. Die einzelnen Stücke aber werden 
eingebaut in die Staatsgebäude der nach völliger Sonderexistenz 
strebenden Einzelstaaten. Wenn daher mit kundiger Hand neue 
Zeugnisse jener stürmischen Zeit den Archiven enthoben werden, 
so mag die Geschichte des religiösen Dogmas den Hauptgewinn 
davon ziehen, aber auch für den Reehtshistoriker ist die Ausbeute 
b(»deutsam. Unter diesem Gesichtspunkte verdient gerade das vor- 



*) Chirurgische Operation und ärztliche Behandlung, z. B. S. 18 und 
S. G ff. 

*) A. a. 0., z. B. S. 21. 

SchwciEcrischp Zeilsclirift für Strafriclit, 1:?. Jahrg. 29 
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liegende Werk unseres emsigen und bewährten Forschers in der 
Reformationsgeschichte unsere volle Aufmerksamkeit. 

Das Buch enthält neben dem Abdruck noch nicht heraus- 
gegebener Dokumente, welche jeweilen mit einem einlässlichen ge- 
schichtlichen Kommentar versehen sind, Exkurse des Verfassers über 
einzelne Fragen. 

Ein solcher Exkurs betrifft Zwinglis Stellung zum Kirchenbann 
und seine Verteidigung durch die St. (rallcr. 

Die Handhabung des Kirchenbannes (excommunicatio major), 
dieser schwersten Kirchenstrafe, war Gegenstand zahlreicher Be- 
schwerden gewesen, denen die Reformation abzuhelfen versprach. 
Wurde der Bann doch nicht nur zur Aufrechterhaltung von Glauben 
und Sitte, sondern auch in politischen Angelegenheiten, ja sogar 
in blossen Schuldsachen verhängt. Ein Beispiel, wie eine Gemeinde 
wenigstens in einer Richtung dem Missbrauche entgegentritt, giebt 
schon die an die Spitze des Werkes gestellte Bestallungsurkunde 
des Bartholomäus Zwingli, eines Onkels des Reformators, als Pfarrer 
zu Wesen, mit Datum vom 29. Januar 1487. Da wird dem Pfarrer 
die Pflicht aufgelegt, Lad-, Mahn- und Bannbriefe nicht heimlich, 
sondern nur öffentlich an der Kanzel entgegenzuneiimen. 

In der Stellung Zwinglis zum Kirchenbann ist nun allerdings 
eine Wandlung bemerkbar. Zuerst hält er den Kirchenbann für 
ein gut und heilsam Ding, ein Erziehungsmittel zu guten Sitten. 
Zu bekämpfen sei nur der Missbrauch und insbesondere sei die 
Handhabung desselben der Gemeinde in Verbindung mit dem 
Pfarrer zurückzugeben. Diese Ansicht drang nur teilweise durch, 
die Eheordnung vom 11. Mai 1525 überträgt an Pfarrer und Ge- 
meinde den Ausschluss vom Abendmahl bei offenkundigem Ehe- 
bruch und Hurerei. Alle andern Strafen behält sich die Obrigkeit 
vor. Aber schon die Ehesatzung vom 21. März 152<i lässt diese 
letzte Spur d(*s Kirchenbannes verschwinden. Den kirchlichen Ge- 
meindebeamten bleiben lediglich noch einige Befugnisse der 
Warnung in Ang(»legenheiten der Sitte. 

Mit grosser Energie wurde indes die Notwendigkeit der Beibe- 
haltung des Kirchenbannes als eines kirchlichen Strafmittels von der 
St. Gallischen Synode verfochten. Zwingli tritt diesen Bestrebungen 
mit besonderem Nachdruck entgegen. Was war der Grund seiner 
offenbaren Sinnesänderung V Verfasser sieht denselben in praktischen 
p]rwägungen, vorab darin, dass Zwingli sehr wohl zufrieden sein 
konnte mit der Art, wie in Zürich das weltliche Regiment das 
Strafamt in Sittensachen führte. 

Diese wenigen Andeutungen mögen genügen, um jeden, der 
sich für schweizerische Rechtsgeschichte, vorab Strafrechtsgeschichte, 
interessieit, auf die Bedeutung des vorliegenden Quellenwerkes 
hinzuweisen. Zürcher. 
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Handbtcch für Untersuchungsrichter als System der Kriminalistik, 
von Dr. Hanns Gross. Dritte, vermehrte Auflage, 11. Hälfte. 
Chaz 1899. 

Die erste Auflage dieses AVerkes erschien 1893 und ist in 
dieser Zeitschrift, Bd. VII, S. 155, besprochen, die zweite 1894 
(Bd. VII, S. 248), die erste Hälfte der dritten Auflage im Vor- 
jahr (Bd. XI, S. 481). 

Das für Untersuchungsbeamte so unentbehrliche Werk ist 
seither auch ins Französische tibertragen worden. (Siehe Seite 162 
des laufenden Jahrganges der Zeitschrift.) p]ine Darlegung des 
Inhalts ist kaum mehr erforderlich. Nur einen Gedanken möchten 
wir dem V^erfasser zur näheren Prüfung vorlegen. Die rasch auf- 
einanderfolgenden neuen, verbesserten und vermehrten Auflagen 
sind für den Praktiker, der doch stets auf dem Laufenden 
bleiben möchte, etwas, unangenehm. Wäre es nicht besser, das 
grosse Buch, statt seiner Zeit (*.s neu aufzulegen, in eine Anzahl 
Bändchen zu zerlegen, die zusammen (»ine Handbibliothek des 
Untersuchungsrichters bilden würden? In dieser Weise würde 
es leichter gemacht, den Anforderungen des Lebens entsprechend, 
bald das eine, l)ald das andere Bändchen neu zu bearbeiten 
und neuen Stoff in neuen Bändchen hinzuzufügen. So enthält 
beispielsweise die dritte Auflage das kleine medizinische Lexikon 
der zweiten Auflage nicht mein*, weil die Ausdrücke sich im 
Konversationslexikon nachschlagen lassen. Gewiss. Aber man- 
chem wäre das gedrängte Lexikon recht betiuem, er würde sich 
das betreffende Bändchen anzuschaffen suchen, wird aber kaum 
deshalb eine frühere Auflage des ganzen Werkens erwerben. Und 
dann könnte der angehende Untersuchungsbeamte sich gelegentlich 
auf einer Dienstreise so ein Büchlein als Vademecum in die Tasche 
stecken. Z, 
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Strafvollziuj. 

Redigiert von Strafaiibtaltiidirektor J. V. Uurbin in Lunzbur;. 

Strafanstalt Neuenbürg« Dem Jahresberichte der Direktion pro 1898 
entnehmen wir folg'ende Angaben. 

Die Strafanstalt Neuenburg zählte im Jahre 1898 zu Anfang* 84. am 
Ende 63 und im ganzen 153 männliche Gefangene, wovon 79 Kriminelle 
und 74 Korrektionelle. 

Eintritt. Eingetreten sind 69 Gefangene, 23 Kriminelle und 46 Korrek- 
tionelle. 

Austritt. Ausgetreten sind 90, 32 Kriminelle und 58 Korrektionelle, und 
zwar 78 (86,67 «/o) infolge Ablauf der Strafzeit, 2 (2,22 7o) infolge Tod, 1 
(1,11 7o) infolge definitiver Begnadigung und 9 (10 ^o) infolge provisorischer 
Freilassung*. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 24 (34,78 7«) Neuen burger, 
33 (47,83 7o) Schweizer anderer Kantone und 12 (17,39 7o) Ausländer. 

Alter. 1 (1,45 7o) zählte unter 20 Jahren, 26 (37,68 7o) 20—29 Jahre, 
20 (28,99 7o) 30-39, 13 (18,84 "o) 40—49, 6 (8,69 ^o) 50—59 und 3 (4,;35V) 
60 und mehr Jahre. 

Civilstand. Von 69 Eingetretenen waren 41 (59,42 7©) ledig, 13 (18,84 7o) 
verheiratet, 9 (13,04 °/o) verwitwet und (> (8,70 7o) geschieden. 

Konfesaion. Protestanten 51 (73,91 7ü) und Katholiken 18 (26,09 7ü). 

Schnlbitdmig. 49 (71,01 7«) hatten eine mittelmässige und 20 (2.s,99 <» u) 
eine gute Schulbildung. 

Ersiehunt). 24 (34,78 7u) hatten eine schlechte, 23 (33,33 °/u) eine unge- 
nügende und 22 (31,89 7«) ^i"^' gute Erziehung* genossen. 

Vermögen. 62 (89,85 ",o) haben kein Vermögen, 5 (7,25 ^/o) solches zu 
hoffen und 2 (2,90 7«) »*iiHl im Besitze desselben. 

Beruf. Handwerker 41 (59,42 7o)» Land- und Erdarbeiter und Tag- 
löhner 20 (28,99 o/ü), Dienstboten 5 (7,25 7o) und (Geschäftsleute 3 (4,34 7o). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 57 (82,61 70)7 rückfällig 12 
(17,39*^^0). 

Art des Verbrechens. Gegen Gesundheit und Leben 8 (11,59 7o), geg*en die 
Sittlichkeit 4 (5,80 7o), gegen Treue und Glauben 6 (8,70 7o), gegen das 
Eigentum 24 (34,78 7o) und Polizeivergehen 27 (39,13 7o). 

Siruf datier. Die niedrigste Strafdnuer der im Jaln-e 1898 eingetretenen 
Sträflinge Ijetru^* sechs Worlieii. die höchste Strafe 9 .Jahre. 21 l'rteile 
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lauteten auf 6 Wochen bis auf 2 Monate, 9 auf 3 Monate, 4 auf 4 Monate, 
2 auf 5 Monate, 9 auf 6 Monate. 1 auf 7 Monate, 1 auf 8 Monate, 8 auf 
12 Monate, 2 auf 18 Monate, 2 auf 2 Jahre, 6 auf 3, 3 auf 5 und 1 auf 
9 Jahre. 

DisdpUn, Von 153 Gefang-enen nuisst<en 61 (39,87 %) disciplinarisch 
bestraft werden. 

Verpflegnngstage. Die Gesaratzahl der Verpflegimg^tagfe betrug" 27,095, 
der Tag-esdurchachnitt also 74,2 Sträflinge. 

GesnndheHssustand beim Eintritt. Normal 56 (81.16 *Vo), geschwächt 13 
(18,84 7o). 

Verdienstrechnumß. In 13,520 Arbeitstagen wurden Fr. 21,228. 15 ver- 
dient, also per Tag und Kopf Fr. 1.57. Der Verdienstanteil der Ge- 
fangenen belief sich auf Fr. 2382. 80 oder per Kopf und Tag auf 13,04 Rp. 

Finanzielles Ergebnis. Einnahmen Fr. 21,228. 15; Ausgaben Fr. 83,318. 
Den Ausfall von Fr. 62,089. 85 deckte der Staat. Auf einen Verpflegungs- 
tag berechnet, betrug der Staatszuschuss Fr. 2. 29. 

Die Strafanstalt Solothnm zählte am Ende des Jahres 1898 89 Per- 
sonen und präsentierte einen täglichen Durchschnittsbestand von 70,27 
Sträflingen: 62,08 (88,34%) männliche und 8,19 (11,66 7o) weibliche. 

Eintritt. Eingetreten sind 336 Gefangene. 

Ämtritt. Ausgetreten sind 339, und zwar : 323 (95,27 7») infolge Ablauf 
der Strafzeit, 3 (0,88 7o) infolge Tod, 12 (3,55 7oj infolge definitiver Be- 
gnadigung und 1 (0,30 7o) infolge provisorischer Freilassung. 

Heimat. Von den Eingetretenen waren 170 (50,59 7o) Solothurner, 130 
(30,98 7o) Schweizer aus andern Kantonen und 36 (10,43 7o) Ausländer. 

Alter. 45 (13,40 7o) zählten 16—20 Jahre, 139 (41,36 7o) 21—30, 90 
(26,78 7o) 31— iO, 39 (11,60 7o) 41—50 und 23 (6,86 7o) 51 und mehr Jahre. 

Beruf. Land' und Erdarbeiter und TaglÖhner befanden sich darunter 
105 (31,24 7o), Handwerker 117 (34,82 7o), Beamte und Angestellte 6 (1,78 7o), 
Geschäftsleute 16 (4,76 7o), Dienstboten 19 (5,66 7o), Fabrikarbeiter 23 (6,85 7o) 
und Berufslose 50 (14,89 7o). 

Vorstrafen. Zum erstenmal bestraft sind 232 (69,04 7o), rückfällig 104 
(30,96 7o). 

Art des Verbrec/iens. Polizei vergehen 99 (29,47 70)7 g'^g"®" ^*^ Sittlich- 
keit 19 (5,65 7o), gegen Leben und Gesundheit 31 (9,22 7»), gegen das Eigen- 
tum 98 (29,09 7o), gegen Treue und Glauben 15 (4,46 7o), ^^^^^\ die Sicher- 
heit 8 (2,38 7o), Bussenabverdiener 28 (8,43 7o) und Militär- und Polizei- 
arrestanten 38 (11,30 7o). 

Strafdaner. Die Strafdauer der im Jahre 1898 eingetretenen Sträflinge 
lautete bis auf 1 Monat bei 230 (68,46 7o), 1—6 Monate bei 83 (24,71 7o), 
6—12 Monate bei 9 (2,67 7o), 1—2 Jahre bei 6 (1,78 7o), 2—5 Jahre bei 6 
(1,78 7o) und 5-10 Jahre bei 2 (0,60 7o). 

Ernährung. Die Gesamtzahl der Verpflegungstage der Gefangenen 
betrug 25,651. Ein Verpflegungstag kostete durchschnittlich 57 Rp. 

Gesundheitszustand. Es sind 3 Todesfälle zu verzeichnen. Der eine Ver- 
storbene, 70 Jahre alt, seit 1879 in der Anstalt, starb an einem chronischen 
Herz- und Lungenleiden, der zweite, seit zwei Jahren inhaftiert und zu 
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lebenslänglicher Zuchthausstrafe verurteilt, an Rückenraarkentzündungv 
und der dritte an Zungenkrebs. Alle drei waren längere Zeit im Bürger- 
spital Solothurn in Pflege und starben auch daselbst. 

Das Total der Krankentage betrug 484 (1,88 7o). Hiervon entfallen 
auf die drei Verstorbenen 325. 

Korrespondenz und Besuche der Gefangenen, Briefe wurden abgeschickt 
270 und 243 solche in Empfang genommen. Besuche 107. 

Verdienstrechnung. Von den 8 Gewerben wurden in 19,428 Arbeits- 
tagen netto Fr. 25,003. 80 verdient, also per Kopf und Arbeitstag Fr. 1. 28. 
Der Verdienstanteil der Gefangenen belief sich auf Fr. 1688. 60 oder auf 
11,38 Rp. pro Arbeitstag. 

Strafanstalt Pajreme. Der Bau der neuen waadtländischen Strafanstalt 
in Payerne wurde dem Herrn Architekt Isoz in Lausanne übertragen. Der 
Bau wird panoptisch und den neuesten Anforderungen entsprechend aus- 
geführt werden. Voranschlag Fr. 1,750,000. 



Veremsnachrichten , 

Die schweizerische Landesgrappe der internationalen kriminalistischen 
Yereinigang hatte ihre Mitglieder im Anschlüsse an die Jahresversanun- 
lung des schweizerischen Juristenvereins auf Sonntag den 24. September 
1899, abends V« 6 Uhr, in das Rathaus zu Freiburg eingeladen. 

Der Vorsitzende, Prof. Gautier, teilt das Entlassiingsbegehren des 
bisherigen Präsidenten, Bundesrichters Morel, mit. So sehr dieser Rücktritt 
bedauert wurde, konnte man sich doch dem Gewichte der vorgebrachten 
Gründe, Rücksicht auf Alter und Gesundheit, nicht verschliessen. Da auch 
Prof. Stooss durch seinen Wegzug aus der Schweiz aus dem Vorstande 
ausgeschieden ist, wird beschlossen, den Vorstand aus den übrigen bis- 
herigen Mitgliedern zu besetzen. Es wird sodann zum Präsidenten gewählt 
Prof. Gautier, ziuu Vicepräsidenten Prof. Zürcher und zum Quästor Bundes- 
richter Soldan. Als Beisitzer bleiben Prof. Teichmann und Advokat Zeer- 
leder, welch letzterer zugleich mit dem Sekretariat betraut wird. 

Sodann wird die Rechnung, die einen Aktivsaldo von Fr. 299. 96 auf 
1. Januar 1899 erzeigt, dem Quästor, Bundesrichter Soldan, unter bester 
Verdank ung abgenommen. 

Als neue Mitglieder werden aufgenommen Bundesanwalt Kronauer 
(Bern) und Prof. Lenz (Freiburg). 

Endlich wird besclilossen, es sei der Entwurf des schweizerischen 
Strafgesetzbuches mit der Botschaft des Bundesrates, sobald diese Akten- 
stücke zur Veröffentlichung gelangt sein werden, den Mitgliedern der 
Landesgruppe zuzustellen. Sollten diese Vorlagen noch geräumt» Zeit aus- 
bleiben, so erhält der Vorstand den Auftrag, zu beraten, in welcher Weise 
die Anhaudnahme der Bundesstrafgesetzgebung gefördert werden könni\ 

— Am 9., 10. und 11. Oktober 1. J. hielten der schweizerische Vereiii 
für Straf- und Gefängniswesen und die Vereinigung der schweizerischen 
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Schiitzaufsichtsvereine in Bellinzona und Liig*ano ihre alle zwei Jahre 
wiederkehrende, gemeinschaftliche Versamnihmg ab. Es waren 16 Kantone 
durch 61 Abgeordnete und Teilnehmer vertreten. 95 neue Mitglieder wurden 
aufgenommen. Der Centralvorstand des ersten Vereins — .1. V. Hürbin^ 
Dr. L. Guillaume und Dr. Fr. Curti - wurde mit Acclamation wieder 
bestätigt, der Centralvorstand für Schutzaufsicht wurde bestellt aus den 
frühern Mitgliedern Pfarrer Kupferschmid, Direktor Favre und Inspektor 
Schaffroth. Als nächster Versammlungsort wurde Zürich bestimmt. Das 
erste und zweite Heft der Vereinsschrift (^erste Versammlung in Zürich 
1867, zweite in Lenzburg 1868), welche längst vergriffen sind, zur Kom- 
plettierung der Sammlung aber vielfach verlangt, werden, sollen neu auf- 
gelegt werden. Pro HÜ. September 1899 beträgt das Vereinsvermögen 
Fr. 4679.89 (Vermehrung Fr. 952.66). EeHolutionen : 1) Der Kchweiz. Verein 
für Straf- und Gefängniswesen begrüsst das Bestreben, die Bedingungen 
zu präcisieren, unter welchen den Kantonen zur Errichtung von Straf-, 
Arbeits- und Besserungsanstalten und für Verbesserungen im Straf voUzuge, 
sowie für Einrichtungen zum Schutze verwahrloster Kinder vom Bunde 
Beiträge gewährt werden sollen. — 2) Er t^rsucht, ohne sich bezüglich des 
P^inzelnen zu binden, in Würdigung der vom Referenten gemachten Vor- 
schläge, das eidgenössische Justizdepartement, die in Betracht kommenden 
(irundsätze zu prüfen und näher festzusetzen. - 3) Der Schweiz. Verein 
für Straf- und Gefängnis wesen und die interkantonale Vereinigung der 
Schutzaufsichtsvereine schliessen sich den Bestrebungen an, welche den 
Missbrauch des Alkohols bekämpfen. Sie anerkennen auch dankbar die 
segensreiche Arbeit der Mässigkeits- und Abstinenzgesellschaften, die sie 
ihrerseits durch den Strafvollzug unterstützen wollen. 
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Anhang. — Supplement. 



Kanton Schwyz. 
G«8et2E über den Wucher. 

(Vom 11. AuKUst 18t»8j 



Art. 1. — Des Wuchers macht sich schuldig: 
a) wer sich eine grössere Summe verschreiben lässt, als dargeliehen 
wird. Es darf daher namentlich weder ein grösseres Kapital ver- 
schrieben als gegeben, noch dürfen die Zinse zum voraus vom Kapital 
weggenommen werden; 
h) wer sich von jemandem höhere Zinsen, als die Gesetze gestatten, 

bezahlen oder verschreiben lässt; 
e) wer bei einem Darleihen Waren oder andere Wertgegenstände, sei 
es zufolge vorangegangenen Kaufes oder anderswie, statt baren 
Geldes an Zahlung giebt und eine grössere Summe dafür ansetzt, als 
deren landläufiger Wert zur Zeit des Vertragsabschlusses betragen 
hat; Forderungen an Falliten und Konkursiten sind als durchaus 
wertlos zu betrachten; 
d) wer zur Sicherheit eines Darleihens Pfänder in Händen hat, welche 
ein Mehrerers wert sind, und sicli solche nach verflossener Einlö- 
sungsfrist, ohne den vorgeschrieben Betreibungsweg einzuschlagen, 
als Eigentum ausbedingt oder aneignet. 

Art. 2. — Der Wucher wird sowohl auf Klage des Verletzten als vo\i 
Amts wegen untersucht und ohne Rücksicht auf den Betrag erstinstanzlich 
von den Bezirksgerichten bestraft. 

Art. 8. — Die Strafe des Wuchers ist eine Geldbusse von Fr. 20 bis 
Fr. 1000. In schwerern Fällen, namentlich bei beträchtlichem und gewerbs- 
mässigem Wucher, kann die Geldstrafe durch Gefängnisstrafe bis auf 
fi Monate verschärft werden. 

Art. 4. - Wer des Wuchers schuldig befunden wird, hat den Ver- 
letzten für den erlittenen Schaden zu entschädigen. 

Art. 5. - Wer zu wucherischen Handlungen wissentlich mitwirkt, 
oder solche begünstigt, ist durch den Richter mit einer Geldbusse Aon 
10 bis 500 Fr. zu bestrafen. 

Art. 6. — Mit Annainne dieses Gesetzes tritt das Gesetz über Wucher 
vom 28. Mai 1854 ausser Kraft. 



Anhang. 4i)l 

Canton de Vaud. 

Loi modiflant oeUe du 26 cL6cembre 1832 aar la preaae 
en ce qm concerne le droit de röponae. 

(Du IS f«'vri<^r 180H.) 



Article PREMIER. — L'editeiir responsable do touto publicatioii pe- 
riodiqiie dans laquelle uno porsonne a ^t^ nomm^e ou d^sigii^^e, est teiui, 
siir la requisition do cett<» personne, d'ins^rer g^ratuitement la reponse de 
eelle-ei dans Tun des deux plus- prochains numeros des le jour de la 
reception de cc'tte r^'^ponse. 

La reponse doit etre sig-nee de son auteiir, lequel est seui responsable 
de son contenu. 

Art. 2. — La reponse doit ^tre ins^ree integ'ralement, sans suppres- 
sions, modifications ou interpolations, avec les mßmes caractöres typogra- 
plii(|ues, dans la niC»me partie de la publication, et d'une maniere aussi 
lisible que rartiele auquel eile se rapporte, 

Art. 3. — L'editeur peut refuser Tinsertion d'une reponse dont le 
contenu essentiel n'aurait pas de rapport direct ou iniraedi.at avec les faits 
si^*nal('»s dans Tarticle qui la motiv<». 

Art. 4. — II peut aussi refuser Tinsertion d'une reponse injurieuse, 
diffaniHtoire, contraire aux lois et aux bonnes moBurs ou mettant en cause 
d'une fa<jon malveillante une personne etrang^re au debat. 

Art. 5. — L'editeur peut refuser l'insertion de la reponse lorsque 
c<*lle-ci depasse un nombre de lignes double de celui dont se compose 
l'artich» qui Ta provoquee. 

Toutefois, l'auteur de la reponse a droit ä quinze lignes au niininium. 

Art. 6. - Dans le cas oü Tediteur refuse l'insertion d'une reponse, 
il doit la conserv'er ä la disposition du juge comp^»tent mentionn^. k l'ar- 
tide 9 de la pr^'sente loi. 

II previent l'interesse de son refus par lettre» ehargee. 

Le dc'ilai de 20 jours fixe ä l'article 9 pour le depot de la plainte 
conipte ä partir du jour oü rinteresse a re<ju la notification de ce refus. 

Art. 7. — Si la personne visee peut r^pondre en une seule fois ä 
des articles publi^s dans plusieurs numeros successifs d'une publication 
periodique, sa reponse ne peut exender le double de l'article le plus long. 

Art. 8. Le droit de reponse doit Otre exerce, sous peine de Peremp- 
tion, dans un delai de 30 jours des la publication de l'article incrimine. 

Toutefois, m^^me apres l'expiration du delai 8us-indiqu6, si la personne 
visee prouve qu'elle a ignore la publication de Tarticle ou n'a pu y rt'^pondre 
pour cause de maladie grave, d'absence ou d'autre enipO.chement dünient 
justifie, (^Ue peut faire usage de son droit de reponse dans le di'^lai de 20 
jours des celui oü rerap^chement a pris fin. 

Art. 9. — Toute plainte portee contre Tediteur d'une publication 
periodioque, en vertu de la presente loi, doit, sous peine de prescription 
de l'action pönale, (^tre döposee en inains du juge comp6tent dans les 
20 jours d^s la contra vention. 



(T, 10. — Tourc f nutest ati Oll cntri' JVditcui- i-t laiitc-ur lie i« rf- 
lu sujct df riiiBcrtion dp eellt'-i'i, est jtigOc par le tribiiiial de policc. 

I'auteur de la r^ponst; ubtient gäin de cttuse, lo tnbuna) ordonne 
?n de la reponse dans Tim dfü deus prpinicni num^ros qui paraf- 
^w le jour Oll Ic jugt'iD«^iit devieiidra d^tinitif, et coiidamin' t'i'ditciir 
impiide qni iic pcut exender 200 francs. 

ins Ic cas des articies 3 et 4, si la botiiio (ot de ri>diteur est etablie, 
nai n' bomp k ordonner rinscrlion de la i-eponse. 
IT. 11. — Si IVditcur iriiisfrf pas la reiionso cn executioii du juge- 

est coitdamu^. ä une aificndc qui ne peut pxeedcr 1000 francs. 
tto peiiic u'est prononcee par l(^ tribunal de police quc »ur la iionvellc 
de l'int^ress^, portßc, sous peinc de prpseriptiiiii di' l'aftiou p^uale, 
1 20 jours dts le dorniei- joiir ntile at-t-ordii pour rinsertion de la 
. Lc tribunal ordonne cn outn; que iH reponac scra aussi lnsi^r*e 
1 ou pbwii'iirs jonrnaux vaudnis qn'il desigrie, et tela itux frais de 
r qui a ri'fuse sans droit de publier la i'^pontie danx son Journal. 
IT. 12. — Les disposirions de la pri^sente Ini sont sans prejudice 
lamutlous en domniages-inl^rf'ta, iil k la repression des dt^lits que 
lerait !a pubUcation de lartide incrimlne. 

IT. Iil. — Lc droit de. reponae apparti(>nt egalenient aux persuniies 
et morales, attx eoriis t^onstitu^a cl ä la faiiiille d'iint^ jHTsonne 
, sous la röserve qu'il soit exeri'ii par iln i>']H'eseutant uniquc, 
t en leur noni. 

IT. 14. — Linstraetion de l'enqu6te a lieii eonfornu^ineiit au eode 
edure pönale. 

■ juge tente la t'oni-iliarion dans le plus bi-ef delai (C. p. p., nrt, 61). 
aiiteur de la repoime, qui auralt depose une plaiiite abnsive. peut 
iidanin^ aux frais. 

tT. 15. — Le droit de reponae ll des articles piihlifs avant l'entrSe 
lenr de la pr<>sente loi aern presi-iit dans le delai d'nn niots dea 

en vigueur de la loi. 
it r^'servte la dispositiou de l'arlicle ö, alinöa 2. 
IT. Iß. — L'articl«; 3(5 de la loi du 2(! dOcembre 1832 sur la presse 
■igi: 

tT. 17. — Le Coiiseil d'Etat est charg* de la publicatiori et de 
:ion de la presenie loi, qui entrera en vigueiir des <■( y eompris le 
s 1811», 
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Anhang. 453 

Art. 8. — Sont constatos au casier, par extrait: 

a) l(»s jugoiiu^nts definitifs rendiis en matic^re pönale par les tribunaux, 
pr^sidents de tribiiiiaux, juges de paix et les aiT^Hs de la cour de 
casBation pönale ^ 

Les jiig*em<'Tits de sursis tant qu ils ne sont pas executoires, 
les jugements et arröts acquittant des prövenus et les reuvoyant ä 
la disposition du Conseil d'Etat fönt Tobjet d'une inscription au 
casier, uuiis ils ne sont nientionnes que sur les extraits du casier 
destines ä Tautorite judiciaire. Les jugements d'acquittement pur 
et simple ne sont pas inscrits aii casier judiciaire. 

b) les arrets de rehabilitation (art. 575 du C. P. P.); 

c) les decrets de grAce (art. 568 du C. P. P.); 

d) les decisions du Conseil d'Etat accordant la liberation couditionnelle 
ou la reinise de pein«'^ 

e) les condamnations prononcees dans d'autres cantons ou k l'etranger 
contre des Vaudois; 

f) les jugements definitifs rendus par les tribunaux militaires suisses 
concernant : 

P des Vaudois, 

2^ des Confeder(^s domicilies dans le canton de Vaud. 

Art. A. — A la reception d'une des pieces mentionnees a larticle 3, 
lettres a, e et /, le pr^pose ä la tenue du casier judiciaire s'assure que le 
casier ne coutient aucune inscription relative ä une condamnation pr6c6- 
dente, puis il etablit un bulletin formule n*» 1 contenant: 

a) le nom et les pr^Mioms du condamne; 

b) sa filiation; 

c) la date et le lieu de sa naissance; 

d) son etat-civil (celibataire, marie ä , veuf de ou divoree de ); 

e) sa profession; 

f) sa bourgeoisie; 

g) la nature du delit; 

h) la date du jugement; 

i) le tribunal qui a juge; 

j) la condamnation prineipale; 

k) la privation des droits civiques. 
Le fait que le condamne est recidiviste ou qu'il a ete jug6 par d^faut 
ou qu'il est mis au benefice du sursis k Texecution du jugement est 
mentionne sous la rubrique « observations t. 

Le nom du condanuie et son annee de naissance sont ecrits tres 
lisiblem(*nt, en gros caracteres, sur la premiere ligne, le nom ä gauche, 
l'annee de naissance ä droite. 

Art. 5. — Le bulletin concernant une femnu^ mariee, une veuve ou 
une fenmie divorcee, est classe d'apr(''s le nom de fille, avec bulletin de 
renvoi au nom du mari. 

Art. 6. — II est fait egalement des bulletins de renvoi pour les 
individus condamn^'s sous plusieurs noms ou porteurs de noms compos^s 
(^de, von, etc.). 
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Art. 7, — A la receptioii d'ime des decisions nientionuees ä Tarticle 3, 
lettres b, c et d, le preposö en fait mention sur le bulletin de l'intöresse. 

Art. 8. — S'il existe dejä au casier im bulletin, les condamnations 
subs^quentes »out mentionnöes au verso. 

Art. 9. — Les buUetins (fiches) ont 0,17 cm. de hauteur sur 0,13 cm, 
de larg'eur. Ils sont en carton blanc pour les condamnations prononcees 
dans le canton et en carton chamois pour les condamnations prononcees 
hors du canton. 

Art. 10. — Les fiches sont iramediatement placees dans l'ordre rigou- 
reusement alphabetique, de la premi^re k la dernit^Te lettre, dans des bottes 
mobiles (cabriolets), sans couvercle. 

L'annee de naissance etablit le rang des fiches concernant des per- 
sonnes de mAme nom, la fiche de la personne la plus Ägee etant placee 
la premi^^re. 

Art. 11. — Chaque cabriolet porte exterieurement la syllabe initiah' 
du nom qui figiirera sur la premi^re fiche et sur la derniere. 

Art. 12. — Les cabriolets sont disposes par ordre alphabetique dans 
une armoire fermee k clef. 

Art. 13. — L'entree du local affecte au Service du casier judiciaire 
est interdite au public. 

Art. 14. — Une fois le bulletin (fiche) redige, le prepose inscrit en 
tAte de la pitjce qui a servi de base au dit bulletin la mention suivante: 
Pris note au casier judiciaire, le (date et signature). 

Art. 15. — II est d61ivre des extraits du casier judiciaire sur re- 
quisition: 

a) de toute autorite publique, administrative ou judiciaire; 

b) d'un particulier justifiant de sa vocation et de son identite. 

Art. 16. — Les demandes de casiers judiciaires sont adressees au 
Departement de Justice et Police, les demandes d'une autorite sur formule 
n'' 2, celle d'un particulier sur formule n° 3. 

Art. 17. — Les demandes de casiers formulees par le parquet ou 
par Tautorite judiciaire, dans TinterAt d'une enquete penale, sont exemptes 
de tout examen. Les demandes de particuliers ne sont prises en conside- 
ration que si elles sont reconnues fondees sur des motifs serieux et legitimes. 

Art. 18. — Les extraits demandes sont delivr^s dans le plus bref 
delai possible. Ceux remis ä une autorite sont expedies sur la formule 
\V 4 ou n° 5; ils sont gratuits. Ceux destines k des particuliers sont r^diges 
sur la formule n" 6 ou n«» 7; ils sont soumis k un emolument d'un frane 
(les frais d'affranchissement en sus par 10 ou 25 cent.), peryu par le prepos^. 

Les finances per<;ues sont versees chaque trimestre dans la caisse 
de l'Etat. 

Art. 10. — Les coudanniations prononcees pour contraventions ne sont 
pas mentionnees dans les extraits delivres dans un interAt prive. 

Art. 20. — Dans les extraits, les londamnations sont relevees dans 
l'ordre chronologique. 

Art. 21. — Le prepose tient un registre de tous les casiers delivres, 
Ce registre est muni d'un repertoire qui doit etre tenu constamment k 
jour (formule n<> 8). 
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Art. 22. — Au cas oü le casier judiciaire d'un piTveini serait de- 
inand^ ä Ja meine epoqiie par plusieurs jiiges, le prepose signalerait le 
fait au parquet. 

Art. 23. — Le8 doubles des registres des naissauces d^s 1821 sont 
mis k la disposition du pr^pos^^ ä lu tenue du casier judiciare. II I(*8 eon- 
sultera lors de la r^xlaction de bullethis (fiches) et d'extraits coneernant 
des Vaudois ou des personnes nees daiis le canton. 

Akt. 24. — Pour faeiliter la revision du easier judiciaire, les officiers 
de l'etat civil avlHent le Departement de Justice et Police du deces des 
l)ersonue8 äg^es de i)lu8 de 10 ans, decedees dans Tarrondissement et des 
personnes ftg^es aussi de plus de 10 ans, dectHlees hor8 du canton et dont 
le dec^s est inscrit au registre B (fonn. n* J)). 

Art. 25. — A la fin de chaque mois, le prepost» procede j^ la revision 
du casier; 11 retire et detruit les fiches des condamnes deced^s et Celles 
des coudanmes Ages de 75 ans. 

Art. 2G. — II sera procede, avant le 1'^' juillet 1898, k la conversion 
en bulletins de toutes les condamnations mentionnees dans le tableau des 
condamnations, ä partir du l"' janvier 1877. Ces bulletins seront classes 
en deux series, de dix ans chacune. 

Art. 27. — L'arrete du 14 niai 1889, sur la delivrance des extraits 
du tableau des condanniations penales (casiers judiciaires) est abrog<^. 

Art. 28. — Le pr^'sent reglement entre en vigueur le 1«' juillet 1898. 



Canton de Neuchätel. 
Döcret modiflant quelques dispoaitions du Code pönal *), 



(Du ä«5 nvril I898j 



Artule PREMIER. — Lcs articlcs 32, 238, 387, 391, 399, 411, 412, 413 
et 415 du Code penal re^*oivent la redaction suivante : 

Art. 32. — La reclusion perpetuelle entraine de plein droit la pri- 
vation generale des droits civiques ä vie. 

Si la peine est la reclusion t'i temps, le tribunal prononcera en outre 
la privation des droits civiques pour une duree qui ne peut exceder dix aus. 

Tout individu condannie ä la peine de la reclusion est exclu de 
Tarm^e federale j\ vie. 

La privation des droits civiques, jnsqu'ä dix afis, peut Hre prononc^e comme 
peine accessoire de lemprisonnement lorsgu'il exende un mois. 

Elle ne peut l'Otre comme peine accessoire de la prison civile. 



*) L<'B modificfltlon.»« ai)i>ort<''c>» k IV'tnt «ntoripur pnr lo di'on't oi-desHU» sont com- 
posfM'S i'ii lottns itsilitiiM'.*-. 
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Art. 238. — Celui qui, daiis le biit de dissimuler des soustractions 
ou des detournements, de inasqiier une Situation financiere compromise, 
ou de se prociirer de toute aiitre nmni^re im avantag-e pecuniairenient 
appröciable, porte ou fait porter sur des livres de comptabilite comraerciale 
de faux chiffres ou de fausses op^Tatioiis, ou qui, dans le m^ine but, altere 
de pareilles (!^critures primitivemeiit exactes, sera puni de la rßciusion 
jusqu'ä trois ans et de Tarnende jusqu'ä 5000 francs. 

Si le dommage caus^ est snpMeur ä dix mille francs, la rMusion pourra 
s'^Jecer jusqu'ä dix ans. 

Art. 387. — Si la valeur d^tourn^e est sup6rieure k dix mille francs, 
la peine sera la röclusion jusqu'ä dix *) ans et Famende jusqu'ä 5000 francs. 
Art. 391. — Si la valeur soustraite est superieure ä dix mille francs, 
la peine sera la röclusion jusqu'ä dix *) ans et Tarnende jusqu'ä 5000 francs. 
Art. 399. — L'individu qui, ayant d^jä subi deux condamnations 
pour vol, abus de confiance, escroquerie, commet en seconde recidive 
^\ Tune ou Tautre de ces infractions, sera puni de la reclusion de un') ä 

h-' cinq ans, sans <^*g*ard ä Timport^nce de la nouvelle soustraction commise, 

ä moins que les circonstanees qui Tont accompagnee n'entralnent une 
t-: peine plus forte. 

^;; Art. 411. — Sera repute banqueroutier simple et puni de Teniprison- 

nement jusqu'ä six mois le failli qui se trouvera dans Tun des cas suivants: 
1*> S*il est hors d'etat de justifier ses pertes; 
■pr: 2^* Si les depenses de sa maison sont jugees excessives; 

>; 3° S'il est reconnu qu'il a d^'pense de fortes sonnnes au jeu ou h de» 

^ Operations de pur hasard; 

] • 4® Sif sachant que son actif Hau au-dessous de son passif, il a achetö 

'^u des marchandises ä er Mit, ou recu de Vargeut en prit, de la pari de 

personncs qui ignoraient sa Situation, et dans une mesnre relativement 
}': importante ; 

S- .')° Si, etant couimer<;ant,. il n'a pas des livres reguli^rement tenus, 

con/ormes ä ce qui est exig^ par la loi, l'usage, Fimportance et la nature 
de ses affaires, et suffisants pour Justifier de sa Situation; 
G" S'il a donne des signatures de credit ou de circulation pour des 
sonnnes beaucoup plus considerables que son actif; 
1 ?•* Si, etant cite regulierement, il n'a pas comparu devant le tribunal 

^ de la faillite, k moins d'excuse jug^e valable; 

8" S'il est parti clandestinement en abandonnant ses affaires; 

» 

Les dispositions ci-dessus demeureut applicables mPme en cas de rSvocation 
de la faillite. 

Mies sont dgalement applicables ä tout döbitenr soumis a la poursuite par 
':■ voie de faillite qui aura proposd un concordat : 

a) si Ic concordat 7t' est pas homologuö; 

b) sil est ultörieurement r^voqu^ en application de larticle 316 de la loi 
föderale sur la poursuite pour dettes et la faillite. 



t 






*) Articlc primitif : cinq ans. 
') Artich' primitlf : »ix ans. 
•) Articlo jirimitlf : trois ans. 
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Art. 412. - Lorsque, daiis uii cas de banqueroute simple, la perte 
subie par les cröanciers depasse la soinrne de cent mille francs, rempri- 
sonnenieiit pourra s'^Iever jusqu'ä cinq *) ans. 

Art. 413. — Sera repute banqueroutier fraiiduleux et puni de la 
reclusion jiisqii'ä dix*) aus, le failli qiii se troiivera dans l'un des cas 
suivauts : 

1" S'il a d^tourne, oii detruit, ou deterior6 des valeurs en espfeces, 
billetß de baiique, des marchandises, cröances ou autres effets ihobi- 
liers pour uue souiuie depassaut ciuq cents fraucs; 
2° S'il a fait des veutes, negociations ou donatione suppos^es; 
S^ S'il a reconnu par contrat de mariag'e uue dot qui n'a pas 6te 
reellenieut apportee, et si la fennne cherche ä faire valoir cet acte 
eontre les creanciers de son iiiari; 
4*^ S'il a fait des ecritures siiuulees pour supposer des dettes passives 
et collusoires entre lui et des creanciers fictifs, ou s'est constitue 
debiteur sans cause, ni valeur; 
ö«^ Si, etant commeryant et sachant que son adif ne coHvrait d4jä plus son 
passifj il a dilapide sa masse en vendant des marchandises ou des 
produits de sa fabrication, pour des valeurs importantes, k un prix 
iiotablenient inferieur tont j\ la fois aux cours du jour de la vente 
et an prix dachai ou de revient; 
6" Sil a fait des avantag'es particuliers h un creancier en dehors d'un 

acte de concordat; 
7° Sij Mant commerfant, il a dHruit, cachd, allM, ou /alsißd totalement on 
partiellement ses livres de comptabilitö , ou s'il neu a pas tenu, le tont 
dans l'intcntion fraudulensc de masquer une Situation financi^re compromise, 
on de dissimuler des sonsiractions , des dötournements on d'antres Opera- 
tions illicites. 
Les dispositions ci-dessus sont applicables au ddbitenr soumis ä la poursuite 
par voie de faillite qui aura propos6 un concordat, 

Files demeurent applicables alors m^me que la faillite aurait ^td rivoqude 
ou le concordat ftomologui^, 

Dans les cas pr(^rus aux §§' P, 2"*, S", 4" et 6^ du präsent article, la peine 
de la banqueroute frauduleuse est aussi applicable au debiteur poursuivi par 
voie de saisie. 

Art. 415. — Seront passibles d<' la uienie peine ceux qui auront 
facilite la dilapidation de la masse en achetant du failli ou döbiteur visd h 
rarticle 413 des lots importants de marchandises ä des prix notablement 
inf^rieurs aux cours du jour, si ces achats ont eu Heu dans un moment 
oü l'acheteur ne pouvait ignorer que le vendeur (!*tait dejä au-dessous de 
ses affaires. 

La peine pourra leur etre appliquee, alors mfeme que le vendeur 
serait renvoye absous, faute d'intention coupable, les faits ayant ^te 
d'ailleurs reconnus constants. 



*) Article primltif : dtux ans. 
') Article primitif : six ans. 



.2.-11 t'st ajoult' iiu fotle p^iiul Uli iioiivel urtklc 413 öm, 

. H3 bis. — ■ Les disponitions des artklex 411. 41^ et 413 nont aassi 
I aux direcieurs oa g^rants de sociflös commerriales ou assoeiafion» 
en faillile, ai'im ga'ait.x pfraonnef fatsanl le eommeree sous le nom 
R solle un nom niipposf. qui, dann Irar gesUon. xe lonl renalis vonpablex 
risia aux dits firfirles. 

: S. — [jf Coiiscil d'p:nil est <'liaig(' lU' piihlii-v li' prt^Kent (it-ciet 
«■ rt'xereici' <hi droit tk' refci'eiidiiiii, et di" pourvöii-, äi t-f ik-crcl 
lefiuitif, ä sa proiiiul^Htioii i>l k snu cxecutitm. 



Canton de Geneve. 
Iioi sur llnternement daiiB tme maison de travaiL 



■ II i'Kt fljouti- aux pcincs jiriivui-s par le CnAv 
itcnii'iiieiit dans uii<- iiinisnii do riavail, 

pi'inc ile riiitcnieuiMit ii jmiir l>nt prinzipal ic reife vtiiiu'iit nioral 
Liiiiu'' en rohlig^aiit ä IV.M'i-ution ri'g'ulii-rc d'un travail reiimm-iv. 

Kt'ra siitiic duuK des l'■tHl)li!lKl■lll(■Ilt^< spOcituix diHtiiu-ls de la 
li- (li'ti'iitiou i't de la |)ris<iii prr4<'iilM"(' rt (|iii pcuvciit tUTfvri'r 
'flgf et le si'xc lies i-oiiilaiiiiii's. 
'. 2. — l/intcnicuicHt dims iinc uiiiisciii d*' travail poiirra i-tiv 

jiiir Ich tribiiiiaiix, iih.>l \h-u i-t [iliicc iIi'h pt-iiu-s privativ«'» de la 
liftecs [Hir le Undi- pi'iial, daii» li's fan prt-viis par la pn-scntf l"i 
i'ttv ]K'iiH' (larnltrii de iiatuiv !i abimtii' au rck'vemout nioral du 

'. ;j. — Cetil' peiiie i'st proiioiieee jinur une dun'e de si.v iiinis 

'. 4. ^ Elle poiirra f'tre prouoncee poiir les iiifraetiimh suivaiites: 

lits et eoiitravciitioiis eoutre la iiiorale. 

ilatioii des devoirs eiivers la faiiiille. 

iiti'tiveiilioiis ]ii>«r ineudirite <■! vtig-alKnidaf;i' et pour ivrcsse pii- 

ijiie, s'il y II eu i'üudaiLiiiatioii aiiterieure ä la ])risou pour iiifruc- 

iis delits que les [ribuimux, JH<^aiit (-urrei'liomii'lleiiieiit, estiiiieroiit 
>ir fte i'Oiiiiiiii: »üU8 rempii-e d'liabil urica iiivetereca il'ivrogiierie, 

puresne ou de de bauche. 
', "i. — IClle piiurra egaleiiient pour tinit criiiie ou delit Olrc pro- 

outre len iiidividus äges de iiioiiis de vjiifjt ans uu iLiouieut de 
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Art. 6. — Lorsqu'un individu aiira 6te pr6c6demment coudanine ä 
rinternement pour une diiree d'un an au nioins, cette peine ne poiirra 
plus lui 6tre appliqu^o en cas de nouvelle infraction. 

Art. 7. — Les peines accessoires aux peines privatives de la libert^. 
(expulsion, interdictions de certains droits politiques, civils et de faiiiille, 
eonfiscation, ainende) poiirront 6tre prononcöes concurremment avec la 
peine de rinternement, conform6ment aux prescriptions du Code pönal. 

Art. 8. — En ce qui concerne la röcidive legale, la peine de l'inter- 
nenient est assimilee ä celle de Temprisonnement, si eile a 6te prononc6e 
pour crime ou dölit. 

II en sera de m^me pour les incapacitös legales prövues par la loi 
ölectorale. 

Art. 9. — Le condamne ä linternement pourra demander sa röhabi- 
litation aux mC»uies eonditions que les condamnös ä Temprisonneraent. 

Art. 10. — Un regleinent du Conseii d Etat döterminera Torganisation 
deB maisons de travail, fixera les eonditions du travail et les peines disci- 
plinaires ä iHablir en cas d'insubordination ou de mauvaise condulte, sans 
pr6judice des peines phis graves prevues par le Code pönal en cas de 
crimes ou dölits. 

La peine de Tinternenient pourra ötre subie dans un Etablissement 
d'un autre canton, conforiiiöment aux prescriptions qui seront ödictees k 
cet effet par le Conseii d'Etat. 

DISPOSITION TRANSITOIRE. 

La prösente loi entrera en vigueur le 1*' janvier 1899. 
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